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Vor^T^orL 



Die Literatur des österreichischen öffentlichen Rechtes ist 
nicht so reich an Monographien j dass das Erscheinen einer 
neuen hieher gehörigen Schrift einer Rechtfertigung bedürfte. 
Wenn der Verfasser sich gleichwohl zu einigen einleitenden 
Worten in diesem Sinne veranlasst sieht, so ist hieran das 
Thema schuld, das er für seine Darstellung gewählt hat Das 
Heimatrecht gehört nicht zu jenen Institutionen , die sich in 
der Theorie allgemeiner Sympathien erfreuen. Auf der einen 
Seite sind es die Anhänger des im grössten Theile Deutsch- 
lands geltenden Unterstützungswohnsitzes, die das Heimatrecht 
im österreichisch-bayerischen Sinne bekämpfen. Auf der anderen 
Seite wird sogar die Ersetzung des Heimatrechts durch den 
Wohnsitz aans pJirase empfohlen. Ist es unter diesen Umständen 
ein dankbares Unternehmen, sich in das Studium heimatrecht- 
licher Fragen zu vertiefen? 

Mehrfache Gründe scheinen uns für die Bejahung dieser 
Frage zu sprechen. Zunächst hat sich bei uns und in Bayern 
gerade anlässlich der parlamentarischen Verhandlungen über 
die Reform des Heimatrechtes gezeigt, dass das letztere denn 
doch noch zu viel Freunde zählt, als dass mit seiner baldigen 
Beseitigung gerechnet werden könnte. Inwieweit diese Freunde, 
zu welchen sich auch der Verfasser bekennt, im Rechte sind, 
kann hier nicht näher ausgeführt werden. Nur soviel möchten 
wir bemerken, dasä die Function, welche das Heimatrecht im 
Organismus des Rechtslebens versieht, veränderlich ist. In den 
letzten Jahrzehnten hat diese Function wohl an Bedeutung 
verloren — und diese Erscheinung wird eben als Waffe gegen 
das Heimatrecht ausgenützt — , allein sie kann ihre Bedeutung 
wiedergewinnen (vgl. die Anregungen auf S. 167 ff.), und wenn 
dies geschieht, dann wird es sich zeigen, dass das Heimatrecht 
auch im modernen Staate entwicklungsfähig ist. 



VI 

Hat man zwischen Heimatrecht und Unterstützungswohn- 
sitz zu wählen, so überwiegen die Vortheile des letzteren sicher- 
lich nicht in dem Masse, dass man jenes fallen lassen müsste. 
Gewiss ist unser Heimatrecht in vielfacher Hinsicht reform- 
bedürftig. Aber es ist auch reformfShig, und durch die Reform 
kann es gerade die guten Eigenschaften des Unterstützungs- 
wohnsitzes in sich aufnehmen. Die Einfährung der heimatrecht- 
lichen Ersitzung bedeutet nun eine sehr zweckmässige Annähe- 
rung an das Princip des Unterstützungswohnsitzes und ist daher 
geeignet, unser Heimatrecht zu kräftigen und lebensfähig zu 
erhalten. Die Novelle vom 5. December 1896 ist jedoch nicht 
der letzte Schritt auf der Bahn der Reform. Nicht einmal die 
heimatrechtliche Ersitzung scheint uns durch die Novelle end- 
giltig ausgestaltet worden zu sein. Für die reformatorische 
Thätigkeit bietet sich hier noch mannigfacher Spielraum. Ist 
es aber richtig, dass die Erkenntniss des bestehenden Rechts- 
zustandes eine wesentliche Vorbedingung ist für dessen zweck- 
entsprechende Reform, dann legt uns gerade die Erwägung, 
dass es bei der Novelle von 1896 nicht sein Bewenden haben 
dürfte, die Verpflichtung auf, uns mit dem Rechtsinhalte der 
letzteren dogmatisch- kritisch zu beschäftigen. Freilich ist dabei 
jene Gefahr in erhöhtem Masse vorhanden, welche nach Anton 
Meng er 's berühmter Rectoratsrede (Ueber die socialen Auf- 
gaben der Rechtswissenschaft, 1895, S. 8) der dogmatischen 
Rechtsliteratur überhaupt droht, die Gefahr nämlich, bei einem 
Wechsel der Gesetzgebung rasch der Vergessenheit anheimzu- 
fallen. Aber verfällt denn die von Menger propagirte legis- 
lativ-politische Literatur, die Tendenzliteratur im guten Sinne 
des Wortes, nicht dem gleichen Schicksale? Wie dem aber 
auch sei : keinesfalls ist es zulässig, die dogmatische Seite der 
Rechtswissenschaft deshalb zu vernachlässigen , weil ein Wechsel 
der Gesetze ihre Resultate in Frage stellt. 

Die ersten Capitel der vorliegenden Schrift (S. 1 — 90) sind 
bereits unter dem Titel: „Beiträge zum österreichischen Heimat- 
rechte" im 29. Bande der „Juristischen Vierteljahresschrift" 
erschienen. 

Prag, im März 1898. 

Dr. Ludwig Spiegel. 
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Wiewohl die Geschichte des österreichischen Heimatrechtes 
anlässlich der Reformbestrebungen, welche mit dem Gesetze vom 
5. December 1896, Nr. 222 R. G. Bl. ihren vorläufigen Abschluss 
gefunden haben, oft genug dargestellt wurde, können wir es, 
wenn wir uns mit der durch diese Novelle normirten Ersitzung 
des Heimatrechtstitels beschäftigen wollen, nicht umgehen, uns 
in aller Kürze die einschlägigen Rechtssätze früherer Perioden 
zu vergegenwärtigen. Die historische Skizze, die wir im Fol- 
genden zu zeichnen versuchen, dürfte übrigens auch aus dem 
Grunde nicht überflüssig sein, weil eigenthümlich erweise gewisse 
Irrthümer bei der Darstellung der Heimatrechtsgeschichte stets 
wiederzukehren pflegen, welche eine zutreffende Erkenntniss der 
historischen Gesichtspunkte verhindern. 

Der Rechtsgedanke, der der heimatrecjitlichen Ersitzung 
zu Grunde liegt, ist der, dass längerer Aufetithalt in einer Ge- 
meinde heimatrechtlicbe Wirkungen äussern soll. Wenn wir an 
dem Anachronismus, von heimatrechtlichen Wirkungen zu einer 
Zeit zu sprechen, wo es ein Heimatrecht noch nicht gegeben 
hat, keinen Anstoss nehmen, so können wir sagen, dass dieser 
Gedanke schon in der Hofentschliessung vom 16. November 1754 ^) 
auftaucht. Diese Hofentschliessung beschäftigt sich mit der Frage, 
„wie es eigentlich mit Abschickung der in den Erbländem zu 
betretenden Vagabunden und Bettler zu halten sein dürfte", 



^) Sammlung aller k. k. Verordnungen und Gesetze vom Jahre 1740 bis 
1780 etc. II. Bd. Wien 1787, Nr. 365, S. 403 ff. Vgl. auch Codex Austriacus, 
V. Bd., S. 905 f. (Mayrhofer, Hdb., 5. Auä., 2. Bd., S. 1093 u. 1097.) 

Spiegel, Heim. Ers. \ 
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und trifft hierüber detaillirte Bestimmungen. Uns interessiren 
hier nur zwei in dieser Hinsicht aufgestellte Rechtssätze: 

1. Bezüglich jener unbehausten, auswärts geborenen In- 
wohner, welche „mittelst Bewilligung der Obrigkeit, des 
Magistrates oder der Gemeinde sich irgendwo durch zehn 
Jahre verjährungsweise aufgehalten und der Gemeinde durch 
ihre Handthierung oder in anderen Wegen nützlich gewesen 
sind, wird billig zu sein befunden, dass ein solcher Innmann, 
wenn er sich wirklich 10 oder mehrere Jahre an einem Orte 
ohne Unterbruch aufgehalten hat und nach der Hand in eine 
gänzliche Mühseligkeit gerathen ist, daselbst in die Verpflegung 
zu nehmen, widrigenfalls aber und dafern ein solcher die ganzen 
zehn Jahre in einem Orte nicht erstrecket hätte, bei ausbrechen- 
der Unvermögenheit in sein Geburtsort abzuschieben sei". 

2. Personen, welche bei einer Gemeinde oder bei Privaten 
durch zehn oder mehrere Jahre an einem Orte in Diensten ge- 
standen, „sind etwa bei vollends verlornen Kräften in die Ver- 
pflegung desselben Ortes, wo selbe solange hindurch gedienet, 
folgbar entweder der Gemeinde oder der Herrschaft, oder auch 
den übrigen Innwohnern und Unterthanen durch Leistung ihrer 
Dienste und Daranstreckung ihrer Kräfte, solang sie im Stande 
waren, einigen Beistand und Nutzen verschaffet haben, unweiger- 
lich anzunehmen und wegen verschiedentlich gethafter Dienste 
diejenigen, welche bei einer Gemeinde oder bei Privatpersonen 
gedienet haben, von der Gemeinde gemeinschaftlich, jene aber, 
so dem Herrn des Orts allein gedienet haben , von der Herr- 
schaft ohne Beistand der Gemeinde zu versorgen". 

Als Vorläufer der späteren Entwicklung kommt haupt- 
sächlich der unter 1 angeführte Rechtssatz in Betracht. Die 
unter 2 genannten Personen werden im Verarmungsfalle an 
jenem Orte versorgt, an welchem sie in Diensten gestanden 
waren. Ihr Anspruch auf Versorgung wird aus dem Dienst- 
verhältnisse abgeleitet. Mit Ansätzen zu einem Heimatrechte 
liaben wir es hier zunächst nicht zu thun. 2) Wohl aber können 
wir solche Ansätze bei den „unbehausten Inwohnern" consta- 
tiren. Diese erhalten das Recht auf Armen Verpflegung im 
Aufenthaltsorte dadurch, dass sie sich mit Bewilligung des zu- 



*)Vgl. Bndwinski, Verwaltungsgerichtshofs-Erkenntnisse^ Z.3296 ü. 3540. 



ständigen Organs in einem Orte durch zehn Jahre ununter- 
brochen aufgehalten haben und der Gremeinde durch ihre Han- 
tirung oder auf andere Weise nützlich gewesen sind. Die 
Hofentschliessung unterlässt es nicht , diesen Rechtsanspruch 
juristisch zu construiren. Der zehnjährige Aufenthalt erfolgt 
(beziehungsweise hat zu erfolgen) „verjährungs weise". Der Aus- 
spruch wird auf den aus dem Privatrechte bekannten Erwerbungs- 
grund der Verjährung (in jenem weiteren, auch die Ersitzung 
als praescriptio acqüisitiva in sich schliessenden Sinne) gegründet. 
Offenbar ging die Vorstellung des Gesetzgebers dahin, dass sich 
derjenige, der sich mit Bewilligung der Obrigkeit, des Magistrats 
oder der Gemeinde irgendwo aufhält, im Besitze des Aufent- 
haltsrechts befindet, und dass dieser ßechtsbesitz, wenn er durch 
eine gewisse Zeit angedauert hat, die Verjährung des dem Be- 
sitze correspondirenden Rechts zur Folge haben soll. 

Ein Heimätrecht gab es im Jahre 1754, wie erwähnt, 
noch nicht, und auch die Theresianische Resolution war weit 
entfernt davon , ein solches zu schaffen. ^) Dies beweist insbe- 
sondere der Umstand, dass die Aufenthaltsgemeinde (insoweit 
von einer solchen gesprochen werden kann) weder zur Heimat- 
gemeinde wird, noch an die Stelle einer früheren Heimat- 
gemeinde treten, sondern nur Verpflichtungen übernehmen soll, 
die ursprünglich dem Geburtsorte zukommen. Allein da die 
Rechte, welche die B ofentschliessüng gewissen Individuen gegen- 
über der Aufenthaltsgemeinde gewährt, nämlich das Recht, ini 
Aufenthaltsorte die Armenverpflegung zu erhalten , und das 
hierin schon inbegriffene Recht, daselbst ungestört wohnen zu 
dürfen, nach heutiger Auffassung Ausfluss der Gemeinde- 
angehörigkeit sind, so liegt es nahe, die Voraussetzungen, von 
welchen die Hofentschliessung den Anspruch auf Armenversor- 
guiig abhängig macht, mit den Erwerbungsgründen des Heimat- 
rechts zu vergleichen.*) 



') Vgl. Prazak, Rakouski prdvo 4stav7ii. I. Bd., S. 83. — Swieceny, 
Das Heimätrecht in den kaiserl. königl. östeireicbischen Eronländem mit consti- 
tnirten Ortsgemeinden u. s. w. , 2. Auflage, S. 9, nennt die Besolution unzu- 
treffenderweise ,.dag Grundgesetz für das Heimatreclit". 

*) Vgl. Budwinski 8760. In Budwinski 6481 leitet der Verwaltungs- 
gerichtshof aus der Resolution „Doraicilsrechte" ab. Budwinski 4059 spricht 
von einem „Damicils-Anspruch". ... 

1* 



^) Vgl. P r a ^ äk, a. a. 0., ferner Bl o d i g im Oesterreicbischen Staatswörter- 
bache von Mischler-Ulbrich, II. Bd., S. 71, Korb in der Oesterr. Zeitschr. 
f. Verwaltung, 1882, S. 18; Bndwinski 1286, 3990, 9779. 

*) Besondere Vorschriften galten in Tirol (vgl. Swieceny, a.a.O. S.21 f., 
Mayrhofer, II, S. 1094 f.). Auch bezüglich der Zuständigkeitsverhältnisse der 
Juden galt ein ius singulare. (Swieceny, S. 26, Mayrhofer, a. a. 0.) 



Aehnlich verhält es sich mit dem Conscriptions- und Re- 
crutirungspatente vom 25. Oetober 1804 (Pol. G. S., XXIII. Bd., 
S. 3 ff.). Auch dieses hat nicht die Regelung heimatrechtlieher 
Verhältnisse zum Gegenstande. *) Und doch bildet es eine Etappe 
in der Geschichte des Heimatrechtes, weil es jene Personen 
rechtlich classificirt, welche sich in einer Gemeinde aufhalten, 
und zum Eintheilungsgrunde das Verhältniss, in dem sie sich tj 

zur Gemeinde befinden, nimmt. Das Gesetz unterscheidet näm- 
lich, allerdings nur „in Bezug auf den Aufnahmsbogen", welcher 
anlässlich der Conscription anzulegen war, „EinheimisQhe" und 
„Fremde". Zu den ersteren gehören alle in dem Orte Geborenen 
und Alle, welche sich daselbst nationalisirt haben. Die Natio- 
nalisirung geschieht unter Anderem durch zehnjährigen Aufent- 
halt in einem zu den conscribirten Erbländem gehörigen Orte. ! 
Die Aufenthaltsfrist ist hier die gleiche, wie in der Theresia- j 
nischen Resolution. Die rechtliche Wirkung des zehnjährigen 
Aufenthaltes wird als „Nationalisirung" bezeichnet, ohne dass 
dieser Begriff näher erörtert wäre. *) 

Dem zehnjährigen Aufenthalte wird in einem Falle auch 
vom allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuche juristische Relevanz 
beigelegt: Fremde erwerben die österreichische Staatsbürger- 
schaft nach S. 29 a. b. G. B. durch einen in den österreichischen 
Staaten vollendeten zehnjährigen ununterbrochenen Wohnsitz 
unter der Bedingung, dass sie sich während dieser Zeit keine 
Strafe wegen eines Verbrechens zugezogen haben. Dass das 
bürgerliche Gesetzbuch vom „Wohnsitz", das Conscriptionspatent 
vom „Aufenthalt" spricht, fällt nicht in's Gewicht, da die Ge- 
setzgebung mit diesen beiden Worten offenbar den 'gleichen 
Sinn verbunden hat. Es kann nicht Wunder nehmen, dass man 
die präcisere Bestimmung des bürgerlichen Gesetzbuchs als Inter- 
pretationsbehelf für den §. 26 Conscr. Pat. verwendet und auch 
für den zur Nationalisirung in einer Gemeinde führenden Aufent- 
halt eine ununterbrochene Dauer in jenem Sinne gefordert 



hat, in welchem das bürgerliche Gesetzbuch einen ununter- 
brochenen Wohnsitz verlangt. '') Aufenthalt „ ohne Unterbruch" 
hatte ja schon die Theresianische Hofentschliessung gefordert. ®) 

Der Rechtssatz, welcher den Fremden die Möglichkeit er- 
öffnete, durch zehnjährigen Wohnsitz im Inlande ipso facto^) 
die österreichische Staatsbürgerschaft zu erlangen, blieb nicht 
mehr als zwei Decennien in Geltung. Mit Hof kanzleidecret vom 
1. März 1833, Nr. 2597 J. G. S. wurde verordnet, dass von nun 
an durch einen im Inlande vollendeten zehnjährigen ununter- 
brochenen Wohnsitz die österreichische Staatsbürgerschaft von 
einem Fremden erst dann erworben sein soll, wenn er sich 
hierüber bei der Landesstelle seines letzten Wohnorts gehörig 
ausgewiesen, auf deren Anordnung bei ihr selbst oder bei dem 
zuständigen Kreisamte den Unterthaneneid geleistet und darüber 
eine Beglaubigungsurkunde erhalten hat. Auf den ersten Blick 
könnte es scheinen, dass durch diese Bestimmung der Rechts- 
zustand lediglich in der Richtung geändert wurde, dass der- 
jenige, der den Anspruch auf das Staatsbürgerrecht nach §. 29 
a. b. G. B. erlangt hat, genöthigt werden soll, einen declarato- 
rischen, den Rechtsanspruch anerkennenden Ausspruch der 
Landesstelle zu erwirken und den Unterthaneneid abzulegen. ^^) 
Allein das Hof kanzleidecret fährt fort: 

„Zu dieser Eidesabiegung soll jedoch der Fremde nicht 
eher zugelassen werden, als nachdem die gedachte Landesstelle 
sich die volle Ueberzeugung verschafft hat, dass er die erwähnte 
Zeit hindurch sich nicht nur wegen eines Verbrechens keine 
Strafe zugezogen, sondern auch fortwährend ruhig, 
den Gesetzen und den Anordnungen der gesetz- 
lichen Behörden gehorsam und gut gesittet be- 
tragen und durch seine Aufführung und gezeigte 
Denkungsart niemals zu einem gegründeten Ver- 
dacht oder Beschwerde Anlass gegeben habe." 



^) Vgl. Swieceny, S. 11. 

*) Budwinski 1315 spriclit von einem „ordentlichen Aufenthalt"^ 

«) Vgl. Hofkanzleidecret vom 12. April 1816, Nr. 1228 J. G. S. 

**) Bis dahin hatten, wie aas dem in der vorigen Note citirten Hof kanzlei- 
decrete zu entnehmen ist, diejenigen Ausländer, welche das österreichische Staats- 
bürgerrecht nach §. 29 a. b. G. B. schon ipso facto erlangt haben, einen Unter- 
thanseid nicht zu schwören. 
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Die im §.29 a. b. G. B. enthaltene „Bedingung", dass sich 
der Fremde während des Decenniums keine Strafe wegen eines 
Verbrechens zugezogen hat, reicht also nun nicht mehr hin. Es 
Ist auch noch politische Wohlverhaltenheit im weitesten Sinne 
des Wortes nothwendig, und ob dieses Requisit vorliegt, darüber 
haben die Staatsbehörden — selbstverständlich nach ihrem 
eigenen Ermessen^*) — zu entscheiden. Damit aber ist zu dem 
Erfordernisse des zehnjährigen Wohnsitzes ein sehr arbiträres 
Moment hinzugekommen, welches diesen Erwerbungsgrund der 
Staatsbürgerschaft in seiner praktischen Bedeutung wesentlich 
herabdrückt. Hieraus erklärt es sich, dass die Theorie die 
schwachen Reste der Ersitzung des Staatsbürgerrechtstitels, die 
trotzdem noch immer geltendes Recht sind ^ 2)^ zu vernachlässigen 



*0 Vgl. Praääk, a.a.O. III. Bd., S. 16, N. 4; Groedel, Die Ersitzung 
der Staatsangehörigkeit. Greifswald 1894, S. 24. Zu weit geht der Verwaltungs- 
gerichtshof in Exel, Das Verf. v. d. V. G. H., I, Nr. 549, wenn er sagt, dass 
durch das citirte Hofkanzleidecret wohl die Voraussetzungen bezeichnet sind, 
„unter welchen ein Ii'remder, der einen zehnjährigen Wohnsitz hierzulande aus- 
gewiesen hat, zur Ablegung des Unterthanseides nicht zugelassen werden darf*, 
dass aber keineswegs ausgesprochen ist, „dass bei dem Nichteintritt jener Vor- 
aussetzungen die Ablegung dieses Eides bewilligt werden müsse''. 

") Vgl. §. 46 der mit Ministerialerlass vom 24. April 1850, Z. 2132, er- 
lassenen Instruction für die politischen Behörden (publicirt mittelst Kundmachung 
des Statthalters von Böhmen vom 19. Mai 1850, Nr. 103 L. G. Bl.): „Das Er- 
kenntniss über das Vorhandensein der zur Erlangung der Staatsbürgerschaft er- 
forderlichen Bedingungen (§§. 28, 29, 31 a. b. G. B.) und sohin mit Bück- 
sicht auf die in den persönlichen Verhältnissen des betreffen- 
den Individuums gelegenen Garantien der Aufnahme in die 
Beichsbürgerschaft steht bis auf weitere Anordnung dem Statthalter zu. 
Wird von Jemandem, ohne dass die Erfordernisse des bürgerlichen 
Eechts erfüllt sind, die Aufnahme in den Reichsverband angesucht (§.30 
a. b. G. B.), so ist die Verhandlung dem Ministerium des Innern zur Entscheidung 
vorzulegen." Hieraus geht hervor, dass die Regierung noch im Jahre 1850 den 
Schlusssatz des §. 29 a. b. G. B. nicht für antiquirt gehalten hat. Man darf nicht 
übersehen, dass nach dem im Texte citirten Hof kanzleidecrete die Landesstelle das 
österreichische Staatsbürgerrecht nicht verleiht (§. 30 a. b. G. B.), sondern den 
Ausländer blos zur Eidesabiegung zulässt. Der Eid hat also in dem Falle 
4es §. 30 blos declaratorische, in den nach dem Hofkanzleidecret zu behandeln- 
den Fällen dagegen constitutive Bedelitung. Vgl. Buschmann , lieber die 
-österreichische Staatsbürgerschaft, 1833, S. 54 f. und 66. Gegen diesen Unter- 
schied spricht sich ohne ausreichende Begründung aus Pra^ak, a. a. 0. III. Bd., 
S. 20, N. 20. Als zum Theile noch geltendes Recht behandeln den §. 29 ausser 
Buschmann auch Swieceny, a. a. 0. S. 61 f. ; Vesque v. Püttlingen, 



pflegt, und dass wir uns daher aus der Literatur über das 
Staatsbürgerrecht wenig Raths erholen können bezüglich der 
Fragen, die bei der heimatrechtlichen Ersitzung auftauchen. 

Für die Nationalisirung in der Gemeinde war der zehn- 
jährige Aufenthalt als solcher bis zum provisorischen Gemeinde- 
gesetze vom 17. März 1849, Nr. 170 ß. G. Bl. ausreichend. Das 
provisorische Gemeindegesetz unterscheidet in der Ortsgemeinde 
Gemeindeglieder und Fremde und sondert die G^meindeglieder 
in Gemeindebürger und Gemeindeangehörige. Gemeindeangehör 
rige sind jene, welche durch Geburt oder Aufnahme in den 
Gemeindeverband zuständig sind. Diese Aufnahme kann nicht 
nur durch förmlichen Gemeindebeschluss oder durch Verehe- 
lichung einer Frauensperson mit einem Gemeindegliede, sondern 
auch stillschweigend durch Duldung eines ohne 
Heimatschein oder mit einem bereits erloschenen 
Heimatschein sich durch vier Jahre ununter- 
brochen in der Gemeinde aufhaltenden, die öster- 
reichische Staatsbürgerschaft besitzenden Frem- 
den erfolgen. Hier ist an einen längeren Aufenthalt geradezu 
die Erwerbung der Gemeindemitgliedschaft geknüpft. 
Die Aufenthaltsfrist ist gegenüber den älteren Normen wesent- 
lich abgekürzt. Die Qualification des Aufenthaltes ist genau 
präcisirt. Zur Erwerbung des Heimatrechtes ist ununterbrochener 
Aufenthalt in der Gemeinde nothwendig. Das Heimatrecht wird 
jedoch nur dann erworben, wenn der Fremde keinen Heimatr 
schein oder einen bereits erloschenen Heimatschein besitzt, i^) 
Auf den inneren Grund dieser Bestimmung habe ich schon an 



Handbuch des in Oesterreich geltenden Privatrechts, S. 65 (Anders 2. Aufl., 
S. 93ff.); Stubenrauch, Commentar zum a. b. G. B. ad §. 29 ; Milner, Studien 
zum österreichischen Staatsrecht, I, S. 46; Dantscher, Die politischen Bechte 
der Unterthanen, 3. Lieferung, S. 66; Groedel, a. a. 0. S. 24. Als aufgehoben 
sehen den §. 29 unter Anderen an : Pr a z ä k, a. a. 0. ; B u r c k h a r d, System des 
österreichischen Privatrechtes, II, S. 48f.; Karminski, Zur Codification des 
österreichischen Staatsbürgerschaftsrechtes , S. 24 ; E x t e r d e in der Zeitschr. f. 
Verwltg., 1868, S. 6, N.4, ferner der V. G. H. bei Exel, I, Nr. 549 und 550. 
*') Radicaler als das Gemeindegesetz ist die gleichzeitige Frankfurter 
Reichsverfassung vom 28. März 1849, §. 133 : „Jeder Deutsche hat das Recht, an 
jedem Orte des Reichsgebietes .... das Gemeindebürgerrecht zu ger 
winnen." Vgl. Zopf 1, Grundsätze des allgemeinen und deutschen Staatsrechtes, 
4. Ausgabe, II, S. 224, N. 3. 
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anderer Stelle hingewiesen. ^*) Nach §. 25 des Gemeindegesetzes 
kann nämlich Fremden, wenn sie sich über ihre Zuständigkeit 
durch einen nicht erloschenen Heimatschein ausweisen, solange 
sie sich entsprechend verhalten und die Mittel zu ihrer Erhaltung 
besitzen, der zeitliche Aufenthalt in der Gemeinde nicht ver- 
weigert werden. ") Nur solche Fremde können aus der Gemeinde 
ohneweiters ausgewiesen werden, welche keinen oder einen 
erloschenen Heimatschein besitzen. Wenn nun die Gemeinde von 
ihrem Rechte, derartige Fremde auszuweisen, keinen Gebrauch 
macht, so. duldet sie sie in ihrer Mitte, und wenn diese 
Duldung durch vier Jahre andauert, so sieht, das Gesetz hierin 
kraft unwiderlegbarer ßechtsvermuthung eine concludente Hand- 
lung der Gemeinde, durch welche sie stillschweigend die Absicht 
zum Ausdruck bringt, die Fremden in den Gemeindeverband 
aufzunehmen. Hieraus erklärt sich die systematische Einreihung 
dieser Erwerbungsart der Gemeindemitgliedsehaft unter die 
Aufnahme in den Gemeindeverband. '^) 

Uebrigens hat die Bestimmung des Gemeindegesetzes in 
einzelnen Statutargemeinden ") alsbald eine sehr wesentliche Ein- 



") Oesterr. Zeitschr. f. Vcrw., 1895, S. 14. Vgl. Budwinski, 3282, 2579, 
3207, 8532, 8957. 

**) Die Worte „zeitlicher Aufenthalt" dürfen nicht dahin anfgefasst werden, 
als ob es der Gemeinde freistünde, den Aufenthalt blos anf eine von ihr fixirte 
Zeit zu gestatten. §.25 will mit diesen Worten nur andeuten, dass das Aufent- 
haltsrecht hinfällig werden kann durch Eintritt der Auswci-losigkeit oder durch 
nicht entsprechendes Verhalten des Fremden. Im Gegensatze hiezu haben die 
Gemeindeangehörigen ein in keiner Weise beschränktes Aufenthaltsrecht (§. 22). 

**) Tn ähnlicher Weise ist auch die Erwerbung der Gemeindezuständigkeit 
durch die sich an ein Gemeindeglied verheiratende Frau zu construiren (§. 12, 
lit. c, prov. Gmd. G.). Der Wille der Gemeinde kam hier gelegentlich der Erthoi- 
lung des Eheconsenses zum Ausdruck. (Vgl. Korb, Oesterr. Zeitschr. f. Verw., 
1882, S. 23.) Dass sich die Gesetzgebung in diesem, sowie im Falle der Quadrien- 
nirung, der Fiction der „stillschweigenden Aufnahme" bediente, ist wohl dadurch 
zu erklären, dass die Aufnahme neuer Mitglieder in den Gemeindeverband nach 
§. 33 der Reichsverfassung vom 4. März 1849, Nr. 150 R. G. Bl. ein Grund- 
recht der Gemeinde bildete. Man wollte offenbar den Schein vermeiden, als ob 
durch die besprochenen Erwerbungsarten der Gemeindemitgliedschaft dieses Grund- 
recht geschmälert würde. 

^') Wien, Prag, Reichenberg, Brunn, Olmütz, Troppau, Graz, Laibacb, Trient, 
Salzburg, Klagenfurt, Innsbruck, Bozen, Linz, Steyr und Görz. Vgl. Swieceny, 
a. a. 0. S. 30 f. ; Mayrhofer, II, S. 1079 ff. In der Triester Verfassung (§. 11) 
ist sogar die stillschweigende Aufnahme in den Gemeindeverband durch Duldung 
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schränkung erfahren, indem ausgesprochen wurde, dass das 
Quadriennium von der Zeit der Eintragung des Fremden in 
die städtischen. Conscriptionslisten an gerechnet wird, und dass 
die stillschweigende Aufnahme in den Gemeindeverband durch 
Duldung nur dann erfolgt, wenn der Fremde auch bei der in 
den vierjährigen Zeitraum fallenden zweiten Aufnahme der 
Conscriptionslisten in dieselben eingetragen war und keine Ver- 
wahrung der Gemeinde gegen dessen Aufnahme durch An- 
haltung zur Erlangung eines neuen Heimat- 
scheines oder durch Ausweisung in seinen Heimatsort 
stattgefunden hat. Diese Bestimmungen zeigen deutlich, 
dass es sich bei der Erwerbung des Heimatrechtes durch vier- 
jährigen Aufenthalt in der Gemeinde weniger um das Verhalten 
des Heimatrechtssubjects, als um jenes der Gemeinde 
handelt. Damit steht es im Einklänge, dass das provisorische 
Gemeindegesetz diesen Heimatrechtserwerb nicht blos erwach- 
senen und eigenbereehtigten Personen ermöglicht. Auch Kinder 
können das Heimatrecht auf diesem Wege erlangen, ^ß) Denn 
auch sie können von der Aufenthaltsgemeinde ausgewiesen oder 
„stillschweigend geduldet" werden, i^) 

War es das Particularrecht bevorzugter Städte, welches die 
praktische Anwendung des Quadriennirungsprincipes bedeutend 
erschwerte, so ist demselben Particularrechte andererseits auch 
die erste Einführung eines neuen Prineipes zu danken, welches 
seither vorübergehend allgemeine Geltung in Oesterreich erlangen 
sollte, und zu welchem die Heimatrechtsnovelle des Jahres 1896 
wieder zurückgekehrt ist. In einzelnen Gemeindestatuten ^o) 
wird nämlich ein Recht auf Aufnahme in den Gemeinde- 
verband jenen eigenberechtigten, unbescholtenen, den Besitz eines 
den Unterhalt einer Familie sichernden Vermögens oder Nah- 
rungszweiges nachweisenden österreichischen Staatsbürgern (oder. 



eines Fremden im Gemeindegebiete für die Zukunft fallen gelassen worden. Für 
„dermalen^ enthält §. 8 die einsclilägigen Bestimmungen. 

") Vgl. die Ministerialentscbeidung vom 10. November 1888, Z. 14.786 
beiJegierek, Heimatrecht, 2. Auflage, S. 36 ; vgl. auch E x t e r d e, a. a. 0. S. 9. 

") Vgl. Budwinski 90, 1889, 9410. Nicht im Widerspruche hiemit 
Budwinski, 5756. 

**) Es sind dies die Statute von Wien, Prag, Reichenberg, Brunn, Olmütz, 
Troppau, Salzburg, Linz, Steyr und Görz. (Mayrhofer, II. Bd., S. 1081 f.) 
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wie sieh die Statuten im Anschluss an die Märzverfassung aus- 
drücken: Reichsbürgern) zuerkannt, welche wenigstens zehn 
Jahre unmittelbar vorher auf Grund eines gilt igen, 
nicht erloschenen Heimatscheines ununterbrochen im 
Gemeindebezirke wohnhaft waren. ^i) Der Umstand, dass sich 
in einem und demselben Statute beide Principien nebeneinan- 
der vorfinden, zeigt deutlich, dass die letzteren durchaus ver- 
schiedene, einander nicht ausschliessende Gedanken zum Aus^ 
drucke bringen. Während der Heimatrechtserwerb durch 
Quadriennirung auf einen Willensact der Gemeinde zurückge- 
führt wird, beruht der Rechtsanspruch auf Verleihung des 
Heimatrechtes auf dem Verhalten des Heimatwerbers. Daher 
ist blos in diesem, nicht auch in jenem Falle Eigenberechtigung 
auf Seite des Heimatrechtssubjects nothwendig. Während als 
Voraussetzung für die Quadriennirung der ausweislose 
Aufenthalt statuirt ist, wird zur Erwerbung des Heimat- 
rechtstitels Wohnsitz auf Grund eines giltigen, nicht 
erloschenen Heimatscheines gefordert. Gerade dieser 
Umstand deutet darauf hin, dass die legislativen Gedanken, 
die den beiden Bestimmungen zu Grunde liegen, sich von ein- 
ander wesentlich unterscheiden. Das provisorische Gemeinde- 
gesetz hatte lediglich im Auge, jenen Gemeinden, welche 
ausweislose Individuen in ihrer Mitte dulden, einen Rechts- 
nacht heil zuzufügen, und stellte zu diesem Ende die Rechts- 
vermuthung auf, dass die Gemeinde in die Aufnahme dieser 
Individuen in den Gemeinde verband stillschweigend eingewilligt 
habe. Die Particularstatuten lassen diese Bestimmung im Prin- 
cipe unberührt, wollen aber abgesehen davon jenen in geord- 
neten Verhältnissen befindlichen, unbescholtenen Staatsbürgern, 
die eine längere Zeit im Gemeindegebiete wohnen, einen Rec h t s- 
vortheil zuwenden , indem sie ihnen ein Recht auf die aus- 
drückliche Aufnahme in den Heimatverband der Gemeinde ein- 
räumen. Die Gesetzgebung knüpfte hier unmittelbar an jenen 
Gedanken an, der in der Theresianischen Resolution und im 
Conscriptionspatente zum Ausdrucke gekommen ist : dass längerer 



2^) In eigenartiger Weise wird das „Recht zur Aufnahme" in §. 13 der 
Triester Verfassung geregelt. Unter gewissen Voraussetzungen tritt dieses Recht 
nämlich schon nach fünfjähriger Ansässigkeit ein. Unter Umständen fällt sogar 
das Erforderniss einer bestimmten Dauer des Aufenthaltes weg. 
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unangefochtener Aufenthalt in der Gemeinde für sich allein ein 
enges Verhältniss des Insassen zur Gemeinde begründet, welches 
vom Rechte nicht ignorirt werden soll. Warum man das ßechts- 
verhältniss derart construirte, dass derjenige, bei welchem die 
gesetzlichen Voraussetzungen zutreffen, nicht das Heimatrecht 
selbst, sondern einen Rechtsanspruch auf Aufiiahme in den Ge- 
meindeverband erwirbt, ist leicht zu erklären. Die bei der 
Quadriennirung entscheidenden Umstände sindThatsachen, welche 
für eine arbiträre Beurtheilung keinen Spielraum lassen. Ob 
Jemand im Besitze eines Heimatscheiües ist, ob er sich an einem 
Orte durch vier Jahre aufgehalten hat, das sind Momente, die 
bei klar gestelltem Thatbestande nicht leicht verschiedener Be- 
urtheilung unterliegen können. Anders bei dem durch zehn- 
jährigen Wohnsitz zu erwerbenden Rechte! Die Frage des 
zehnjährigen Wohnsitzes und der Dispositionsfähigkeit schliesst 
allerdings arbiträre Beurtheilung und discretionäres Ermessen 
gleichfalls aus. Destomehr greift aber letzteres Platz bei 
den weiteren Voraussetzungen, bei der Beurtheilung der ün- 
bescholtenheit und der erforderlichen Vermögens- und Erwerbs- 
verhältnisse. Bei Festhaltung dieser Voraussetzungen den • 
Rechtserwerb ipso iure eintreten zu lassen, wäre nicht an- 
gegangen, wofern man nicht ein vollständiges Chaos in den 
Heimatrechtsverhältnissen der einzelnen Gemeindeinsassen her- 
beiführen wollte. 22) 

Die gemeindestatutarischen Bestimmungen über das Heimat- 
recht verloren ihre Geltung durch das Gemeindegesetz vom 
24. April 1859, R. 58, welches in allen Kronländern, für welche 
es erlassen war, ohne Unterschied der Gemeinden 
Geltung beanspruchte.*^) Das Princip des Heimatrechtserwerbes 
durch stillschweigende Aufnahme in den Gemeindeverband wurde 
von dem neuen Gesetze endgiltig aufgegeben. Dagegen hat der 
Gedanke, den Gemeinde-Einwohnern nach mehrjährigem qualifi- 
cirtem Aufenthalte einen Rechtsanspruch auf das Heimatrecht 
zu verleihen, Aufnahme gefunden. Nach §. 39 ist die Aufnahme 
in die Zuständigkeit zur Gemeinde demjenigen österreichischen 
Staatsbürger über dessen Ansuchen nicht zu versagen, welcher 

**) Das Interesse der Parteien wurde übrigens durch Offenhaltung des Re- 
curses an die staatliche Behörde geschützt. 

*') Art. XI des Patentes gleichen Datums. Vgl. Budwinski, 8223. 
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1. die volle Befugniss hat, über sein Vermögen zu ver- 
fügen, und 

2. in dem Rechte zum Aufenthalte in der Gemeinde weder 
durch die Polizeivorschriften, noch durch andere gesetzliche An- 
ordnungen beschränkt ist, und 

3. wenigstens vier Jahre unmittelbar vorher ununter- 
brochen und freiwillig in der Gemeindegemarkung seinen Wohn- 
sitz hatte und während dieser Zeit der Armenversorgung nicht 
zur Last fiel, zugleich 

4. sich eines unbescholtenen Rufes erfreut, wie auch 

5. mit landesfürstlichen Steuern und Gemeindeabgaben an 
diese Gemeinde nicht im Rückstande haftet, und 

6. den Besitz eines den Unterhalt für ihn und seine Familie 
sichernden Vermögens oder den wenigstens durch vier Jahre 
fortgesetzten, selbständigen Betrieb eines Nahrungszweiges, wo- 
durch sein und seiner Familie Unterhalt gesichert ist, nachweist. 

Die Anlehnung an das particuläre Städterecht ist unver- 
kennbar. Mehr oder minder wichtige Abweichungen zeigen sich 
allerdings. Der Besitz des Heimatscheines wird nicht mehr ge- 
fordert, sondern es wird viel allgemeiner gesagt, dass der be- 
treffende Staatsbürger in dem Rechte zum Aufenthalte in der 
Gemeinde durch gesetzliche Anordnungen nicht beschränkt sein 
darf, womit auf §. 27 des Gemeindegesetzes verwiesen wird ; Un- 
bescholtenheit wird blos von dem die Heimat ansprechenden 
Staatsbürger, nicht auch von seiner Familie gefordert ; Steuer- 
rückstände im Zeitpunkte der Bewerbung schliessen den Rechts- 
anspruch aus, desgleichen die Inanspruchnahme der Armen Ver- 
sorgung während irgend eines Zeitpunktes des Aufenthaltes 
u. s. w. Für uns liegt jedoch der wichtigste Unterschied gegen- 
über den Gemeindestatuten darin, dass ein vierjähriger 
Aufenthalt genügt, um dem Gemeindebewohner (bei Vorhanden- 
sein der übrigen Voraussetzungen) den Heimatrechtstitel zu ver- 
schaffen. Die Uebereinstimmung dieser Fristbestimmung mit 
jener des %• I2b des provisorischen Gemeindegesetzes ist der 
Grund, weshalb man in den Darstellungen des österreichischen 
Heiraatrechtes so oft der Anschauung begegnet 2*), dass §. 39 



**) Vgl. z.B. Korb in der Zeitschr. f. Verw., 1881, S. 177, besonders aber 
ebendaselbst, 1882, S. 26. Menzel, Die Novelle zum Heimatgesetze, 1894, S. 5. 
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des Gemeindegesetzes von 1859 gewissermassen eine Abänderung 
des §. 12 des provisorischen Gemeindegesetzes intendirt, während 
beide Bestimmungen thatsäehlich nichts mit einander zu thun 
haben. §. 39 verallgemeinert einen Eechtssatz, der bis dahin 
neben der Bestimmung des §. 12 des provisori- 
schen Gemeindegesetzes particularrechtlich gegolten hat, 
und ist nicht etwa bestimmt, den §. 12 zu ersetzen, 2^) Wenn 
mitunter behauptet wird: vor dem Jahre 1859 habe man das 
Heimatrecht durch vierjährigen Aufenthalt ipso iure erworben, 
während seit dem Jahre 1859 der vierjährige Aufenthalt blos 
ein Recht auf die Erlangung des Heimatrechtes geben sollte, 
so leidet diese Gegenüberstellung an einem logischen Mangel. 
Das Moment des vierjährigen Aufenthaltes ist nämlich in jedem 
der beiden Zeiträume ein verschiedenes. Nicht der vierjährige 
Aufenthalt an sich führte vor 1859 zum Heimatrechte, sondern 
der vierjährige ausweislose, von der Gemeinde lediglich 
geduldete Aufenthalt, und nicht der vierjährige Aufenthalt 
an sich sollte nach 1859 den Heimatrechtstitel begründen, 
sondern der vierjährige Aufenthalt Jemandes, der in dem 
Rechte zum Aufenthalte in der Gemeinde weder durch Polizei- 
vorschriften, noch durch andere gesetzliche Anordnungen be- 
schränkt war. Das Recht auf die Aufnahme in die Gemeinde- 
zuständigkeit schliesst sich hier an das schon früher vorhandene 
Recht zum Aufenthalte in der Gemeinde an. 

Dass sich das Gemeindegesetz von 1859 auch insofern an 
die Gemeindestatuten anlehnt, als es durch den mehrjährigen 
qualificirten Aufenthalt nicht das Heimatrecht selbst, sondern 
blos den Anspruch auf Verleihung desselben erwerben lässt, 
kann nicht Wunder nehmen. •Denn die arbiträren Voraus- 
setzungen, welche bei der Erwerbung des Anspruches in Be- 
tracht kommen, finden sich auch in dem neuen Gesetze wieder. 

Hervorzuheben ist, dass das Gemeindegesetz in gleicher 
Weise, wie die städtischen Statute, die Berufung an die der Ge- 
meinde vorgesetzte politische Behörde in dem Falle zulässt, 



Pra^äk, a. a. 0. I, S.95. Regierungsvorlage Nr. 969 der Beüagen zu den steno- 
graphischen Protokollen des Abgeordnetenhauses, XI. Session 1894, S. 6 f. 

**) Von einer „Ersetzung" spricht der Verwaltungsausschuss des Abgeord- 
netenhauses in Nr. 1300 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des 
Abgeordnetenhauses, XI. Session 1895, S. 5 f. 
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wenn die auf Grund des Heimatreehtstitels begehrte Aufnahme 
in die Gemeindezuständigkeit von der Gemeindevertretung ver- 
weigert wird. 

Das Gemeindegesetz von 1859, welches ohnedies nur be- 
züglich seiner die Heimatzuständigkeit regelnden Bestimmun- 
gen Wirksamkeit erlangt hatte, wurde nach Wiedereinführung 
verfassungsmässiger Zustände in Oesterreich gar bald durch 
das Reichsgemeindegesetz vom 5. März 1862, R. 18 abgelöst. 
Artikel II dieses Gesetzes stellt 'ein besonderes Reichsgesetz 
zur Regelung der Heimatsverhältnisse in Aussicht. Allein 
Artikel III präludirt schon in sehr deutlicher Weise diesem 
Gesetze, indem er sagt: 

„Ueber das Ansuchen eines Auswärtigen um Verleihung 
des Heimatrechtes entscheidet die Gemeinde. 

Dieselbe darf jedoch Auswärtigen, welche sich über ihre 
Heimatberechtigung ausweisen oder wenigstens darthun , dass 
sie zur Erlangung eines solchen Nachweises die erforderlichen 
Schritte gemacht haben, den Aufenthalt in ihrem Ge- 
biete nicht verweigern, so lange dieselben mit ihren Angehö- 
rigen einen unbescholtenen Lebenswandel führen und der öffent- 
lichen Mildthätigkeit nicht zur Last fallen." 

Die Gegenüberstellung dieser beiden Sätze zeigt deutlich, 
dass unbescholtene und vermögende (oder erwerbsfähige) Per- 
sonen blos einen Rechtsanspruch auf Aufenthalt im Gemeinde- 
gebiete haben sollen. Hätte ihnen das Gesetz unter Umständen 
auch ein Recht auf die Verleihung des Heimatrechtes zugestehen 
wollen, so wäre,. das Wort „jedoch" im zweiten Alinea des 
Artikels III unverständlich. Dieses „jedoch" zwingt dazu, den 
ersten Satz so zu lesen, als ob er lauten würde: „lieber das 
Ansuchen eines Auswärtigen um Verleihung des Heimatrechtes 
entscheidet unter Ausschluss aller anderen In- 
stanzen nach ihrem freien Belieben die Ge- 
meinde." Und in der That sprach sich darin die Anschauung 
der Gesetzgebung des Jahres 1 862 über die Rechte der Gemeinde 
aus. Man betrachtete es als einen Ausfluss der Gemeindeauto- 
nomie, dass die Gemeinde zur Aufnahme eines' Auswärtigen 
in ihren Verband weder im einzelnen Falle durch eine ausser 
ihr stehende Behörde, noch auch im Allgemeinen dui'ch gesetz- 
liche Bestimmungen genöthigt werde. Hier muss die freie Selbst- 
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bestimmung der Gemeinde, eintreten. So wie der Staat in jedem 
einzelnen Falle selbständig .entscheidet , ob er einen Ausländer 
in seinen Verband aufnehmen will, so soll der Gemeinde das 
gleiche Recht auf ihrem engeren Gebiete zukommen. 

Dieselbe Anschauung kommt nun auch thatsächlich in dem 
in Ausführung des Art. II des Reichsgemeindegesetzes erflossenen 
Heimatsgesetze vom 3. December 1863, Nr. 105 E.. G. Bl. zum 
Ausdrucke. Nach §. 8 dieses Gesetzes entscheidet über das An- 
suchen um Aufnahme in den Heimatverband mit Ausschluss 
jederBerufung lediglich die Gemeinde. Ein Rechtsanspruch 
auf diese Aufnahme ist Niemandem gewährt. Der mehrjährige 
Aufenthalt in der Gemeinde hat seine heimatrechtliche Be- 
deutung eingebüsst. Das Heimatrecht kann Personen verliehen 
Werden, welche sich niemals in der Gemeinde aufgehalten, und 
Personen vorenthalten werden, die Zeit ihres Lebens das Ge- 
meindegebiet nicht verlassen haben. 

Es dauerte nicht lange, bis sich die schädlichen Wirkungen 
des neugeschaffenen Rechtszustandes einstellten. Die Gemeinden 
hatten im Allgemeinen kein besonderes Interesse daran, einem 
Gesuche um Verleihung des Heimatrechtes stattzugeben. Im 
Gegentheile: je weiter der Kreis ihrer Angehörigen wurde, 
desto öfter konnte an sie die Verpflichtung zur Armenversorgung 
herantreten. Kein Wunder, dass sie von dem Rechte der Auf- 
nahme in den Heimatverband sparsamsten Gebrauch machten, ^ß) 
Dies wäre an sich vielleicht kein Nachtheil gewesen, wenn sich 
die Gemeinden bei ihren Entscheidungen immer von Billigkeits- 
rücksichten hätten leiten lassen. Allein da döh Gemeinden ihr 
egoistisches Interesse am nächsten lag, so geschah es nicht 
selten, dass Personen die Ertheilung des Heimatrechtes ver- 
weigert wurde, welche thatsächlich seit Jahren in der engsten 
Beziehung zur Gemeinde gestanden waren. Auf der anderen 
Seite war der Anreiz, die Verleihung des Heimatrechtes nach- 
zusuchen, ein geringer. Das Recht des ungestörten Aufenthaltes 
in der Gemeinde war allen Staatsbürgern schon durch das 
Reichsgemeindegesetz eingeräumt worden. Die Freizügigkeit 
wurde überdies auch durch das Staatsgrundgesetz über die all- 
gemeinen Rechte der. Staatsbürger (Art. IV, AI. 1, Art. VI) ge- 

**) Vgl. die statistischen Daten in der in Note 24 citiiten Regierungs- 
vorlage, Beilage 1. 
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währleistet. Dasselbe Staatsgrandgesetz stellte auch die in der 
Gemeinde wohnenden Steuerzahler in Bezug auf das aetive und 
passive Gremeindewahlrecht den Gemeindeangehörigen gleich. 
Da das Landtags- und ßeichsraths -Wahlrecht auf dem Gemeinde- 
Wahlrechte aufgebaut ist, so hatte dies zur Folge, dass die Ge- 
meindegenossen auch in die parlamentarischen CoUegien in 
gleicher Weise wählen konnten und wählbar waren, wie die 
Gemeindeangehörigen , ein Satz , der zu allem Uebsrflusse 
im §. 9, AI. 7 der ßeichsraths -Wahlordnung selbständigen Aus- 
druck gefunden hat. Die rechtliche Stellung der Gemeinde- 
genossen war also in normalen Zeiten keine schlechtere, als 
jene der Gemeindeangehörigen. Nur dann kam das Heimatrecht 
in Frage, wenn es sich darum handelte, welche Gemeinde den 
verarmten Staatsbürger zu versorgen habe.*^) Dann war es aber 
schon zu spät, um die Aufnahme in den Heimatverband anzu- 
suchen. Denn ein in diesem Zeitpunkte überreichtes Gesuch 
wäre von vornherein aussichtslos gewesen. 3'*) 

Der Heimatrechtserwerb durch ausdrückliche Aufnahme 
in den Heimatverband wurde also zur relativ seltenen Ausnahme. 
In der Regel wurde das Heimatrecht durch familienrechtliche 
Thatsachen oder durch Antritt eines öffentlichen Amtes erworben. 
Nur für eine Personenclasse war die Aufnahme in den Heimat- 
verband die regelmässige Erwerbungsart des Heimatrechtes, 
nämlich für die sich in Oesterreich naturalisirenden Ausländer. 

Bei den Inländern lagen nun die Dinge gewöhnlich so : 
Mit der Geburt erwirbt nach den Bestimmungen des Heimat- 
gesetzes jeder Staatsbürger eine bestimmte Heimat. Diese letztere 
pflegten männliche Personen in der Regel nur im Falle des An- 
trittes eines unter §. 10 des Heimatgesetzes fallenden öffent- 
lichen Amtes, Frauen nur im Falle der Verehelichung zu ver- 
ändern. Personen, deren Heimat unbekannt war, wurden einer 
bestimmten Gemeinde als heimatlos zugewiesen. Die ausdrück- 
liche Aufnahme in den Heimatverband kam bei Inländern, 
wie gesagt, nur relativ selten vor. Das Heimatrecht hatte also, 

") Allerdings gab es noch andere Beweggründe für das Ansnchen um 
Aufnahme in den Heimatverband. Ein solcher war z. B. der Wunsch, den Kindern 
die Erfüllung der SteUungspflicht zu erleichtern. Vgl. Spiegel in der Oesterr. 
Zeitschr. f. Verw., 1895, S. 16. 

*^') Bezüglich Wiens wurde dies allerdings von den Abg. Kopp und 
Kranawetter bestritten. (Sten.-Prot, XI. Sess., S. 26.649 u. 26.712.) 
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wenigstens bei männlichen Personen, eine gewisse Stabilität er- 
langt, ^s) Es war einer Veränderung schwer zugänglich. Durch die 
gesetzlichen Bestimmungen, wonach das Heimatrecht von den Eltern 
auf die Kinder übertragen wird, wurde diese Stabilität noch er- 
höht. Es veränderte sich nicht nur nicht während der Lebenszeit 
einer Person, sondern konnte Generationen überdauern. Daraus 
ergaben sich aber Unzukömmlichkeiten in doppelter Richtung. 
Zunächst kommt in Betracht, dass durch die ungeheuere Ent- 
wicklung des Verkehres und unter dem Schutze des die Frei- 
zügigkeit garantirenden Staatsgrundgesetzes Jahr für Jahr 
bedeutende Verschiebungen in den Wohnsitzverhältnissen der 
Bevölkerung eintraten. Mit einer Leichtigkeit , wie • sie in 
früheren Zeiten nicht einmal geahnt worden war, wurden 
Domicile gegründet und aufgegeben. Die Angehörigen einer 
Gemeinde verbreiteten sich infolge dessen über das ganze Staats- 
gebiet, und die ortsanwesende Bevölkerung setzte sich aus An- 
gehörigen der verschiedensten Gemeinden zusammen. 29). Mitunter 
war nur ein geringer Bruchtheil der in einer Gemeinde wohn- 
haften Personen in derselben heimatberechtigt. Heimat und 
Aufenthalt fielen also in einer unverhältnissmässig grossen Zahl 
von Fällen auseinander. Wurde nun die Frage der Armenver- 
sorgung actuell, so musste der Staatsbürger seiner Heimat- 
gemeinde überwiesen werden. Er gelangte dadurch in eine Ge- 
meinde, die er vielleicht nie gesehen, die vielleicht niemals den 
geringsten Vortheil von ihm gehabt hatte, und die nun um 
seinetwillen Opfer bringen musste. Theoretisch wäre dies viel- 
leicht kein so grosser Nächtheil für diese Gemeinde gewesen.. 
Denn wenn die Gemeinde A heute einen Armen verpflegt, der 
sich Zeit seines Lebens in B aufgehalten hat, so kommt morgen 
vielleicht die Gemeinde B wiederum in die Lage, einen Angehö- 
rigen zu versorgen, von dem stets nur die Gemeinde A Vortheil 
gezogen hat. Es kann im Grossen und Ganzen der Gemeinde 
gleich bleiben, welche Arme sie verpflegt, wenn nur die Ge- 



^8) Redlich (Jahrb. f. Nationalökon. u. Statistik, 1895, S. 405) spricht 
zutreffend von einer „Erstarrung aller Heimatverhältnisse", 

*^) Vgl. Rauchberg in der Zeitschr. f. Volkswirthsch., Socialpol. u. Verw., 
II. Bd. , insbesondere die Tabellen auf S. 70 f. und 73 , femer die Tabellen der 
oben citirten Regierungsvorlage, Beilagen 2 und 3. üeber die analoge Entwicklung 
in Bayern vgl. Proe bst , Das bayerische Gesetz über Heimat etc., 3. Aufl., S. 4 f. 

Spiegel, Heim. Ers. 2 
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sammt-Ziffer der zu versorgenden Armen keine nennenswerthe 
Erhöhung erfährt. Allein so lag die Sache nicht : Die Unbillig- 
keiten, die sich aus der Verschiedenheit von Aufenthalts- und 
Heimats- (d. h. Versorgungs-) Gemeinden ergaben, hoben sich 
nicht etwa nach dem Satze: „Heute mir, morgen dir" auf, 
sondern sie blieben bestehen, weil die Wohnsitzveränderungen 
der Bevölkerung eine bestimmte Tendenz zeigten. Aus dem flachen 
Lande strömten unaufhörlich junge Leute des Erwerbes wegen 
•den grossen Städten zu, und daraus hauptsächlich erklärt es sich, 
dass in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle die Aufenthalts- 
gemeinde eine städtische, die Heimatgemeinde eine Land- 
gemeinde war. Ein einziger Paragraph des Heimatgesetzes 
brachte es daher zu Wege, dass die wirthschaftlich schwächeren 
Landgemeinden eine unverhältnissmässige Armenlast zu tragen 
hatten, während sich die ihnen wirthschaftlich überlegenen 
grossen Städte der armgewordenen, auswärts heimatberechtigten 
Einwohner durch Abgabe an die Heimatgemeinde auf die ein- 
fachste und billigste Weise entledigten. Die ungerechte Ver- 
theilung der Armenlasten schädigte aber nicht blos die dadurch 
unmittelbar betroflenen Gemeinden, sondern auch die verarmten 
Personen selbst, da diese, sobald sie der Armenversorgung zur 
Last gefallen waren, ihr Domicil aufgeben und sich in eine 
ihnen vielleicht ganz fremde Gemeinde begeben mussten, in 
welcher sie eine den Mitteln derselben zwar entsprechende, ab- 
solut aber oft sehr ungenügende Versorgung fanden, während 
sie von der reicheren Aufenthaltsgemeinde, welche von ihrer 
Arbeits- und Steuerkraft bisher Nutzen gezogen hatte, eine 
bessere Versorgung hätten erwarten können. 

Dazu gesellte sich nun ein weiterer TJebelstand für die Ver- 
waltungspraxis. Li der bisherigen Darstellung haben wir ein Mittel- 
glied ausgelassen. Wir haben gesagt, dass sich die Aafenthalts- 
gemeinde der arm gewordenen Bewohner durch XJebergabe an die 
Heimatgemeinde entledigte. Hier ist nun der Vollständigkeit wegen 
ein Punkt einzufügen. Der Uebergabe an die Heimatgemeinde 
musste die Feststellung des Heimatrechtes des ver- 
armten Individuums vorausgehen. Diese Feststellung bot keine 
Schwierigkeit, wenn Heimatdocumente zur Verfügung standen; 
war dies aber, wie sehr häufig, nicht der Fall, dann musste auf 
die für das Heimatrecht relevanten Thatsachen zurückgegangen 
werden. Und hier zeigten sich wiederum die Nachtheile der Stabi- 
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lität der Heimatrechts Verhältnisse von einer anderen Seite. Es 
klingt paradox, wenn man behauptet, dass das Heimatrecht um so 
schwieriger festzustellen ist, je stabiler es ist, und doch ist dem 
so. Nehmen wir einen normalen Fall : Ein Arbeiter, der sich in 
Wien aufhält, wird versorgungsbedürftig. Einen Heimatschein 
besitzt er nicht. Eine Aufnahme in den Heimatverband "Wiens 
oder einer anderen Gemeinde liegt selbstverständlich nicht vor. 
Die nächstliegende Vermuthung ist also die, dass er das Heimat- 
recht seines Vaters (oder seiner unehelichen Mutter) noch be- 
sitzt. Die Frage geht dahin, in welcher Gemeinde sein Vater, 
eventuell sein Grossvater u. s. w. zuständig war. Je weiter wir 
aber bei der Prüfung der Heimatrechtsverhältnisse zurückgehen 
müssen, desto schwieriger wird die Arbeit, weil nicht nur das 
thatsächliche Material für jene älteren Zeiten schwerer zu be- 
schaffen ist, sondern weil wir auch die alten überlebten Rechts- 
normen zu Grunde legen müssen. Ja wir müssen Rechtsnormen 
anwenden aus einer Zeit, wo 6s ein Heimatrecht gar nicht ge- 
geben hat. Wir müssen das Conscriptionspatent und die There- 
sianische Resolution zur Entscheidung der Heimatrechtsfrage 
heranziehen, wenn wir auch noch so sehr davon überzeugt sind, 
dass keines der beiden Gesetze eine Heimatzuständigkeit im 
modernen Sinne zum Gegenstande hat. ^o) So gelangen wir zu 
dem eigenthümlichen Zustande der Praxis, dass heute die 
Interpretation des Conscriptionspatentes und des provisorischen 
Gemeindegesetzes vielleicht häufiger den Gegenstand verwaltungs- 
behördlicher (und verwaltungsgerichtlicher) Cognition bildet, als 
in jener Zeit, in welcher diese Gesetze als ausschliessliche Rechts- 
normen gegolten haben. Die Verwaltungspraxis wird durch die 
Stabilität der Heimatrechtsverhältnisse wesentlich erschwert. ^^) 

80) Vgl. Praiäk, a. a. 0. I, S. 83. 

*^) Vgl. die drastische Schilderung bei Redlich, a.a.O. S. 410. Die 

schwachen Seiten unseres Heimatrechtes: Das Fortwirken alter Gesetze, der 

Uebergang des Heimatrechles von Generation auf Generation und die Einfluss- 

losigkeit der Domicilveränderungen können zutreffend mit den berühmten, auf 

ganz andere Verhältnisse gemünzten Worten des Dichters charakterisirt werden : 

„Es erben sich Gesetz und Rechte 

Wie eine ew'ge Krankheit fort, 

Sie schleppen von Geschlecht sich zum Geschlechte 

Und rücken sacht von Ort zu Ort. 

Vernunft wird Unsinn, Wohlthat Plage. 

Weh Dir, dass Du ein Enkel bist!" 

2* 



20 

Die eben geschilderten TJebelstände, welche so oft hervor- 
gehoben und mit statistischen Daten belegt worden sind, dass 
ein näheres Eingehen auf dieselben wohl überflüssig ist *2), haben 
begreiflicherweise den lebhaften Wunsch einer radicalen Ab- 
hilfe erzeugt. Dieser Wunsch Hess sich auf doppelte Weise 
erfüllen. Man konnte zunächst mit den Principien unseres 
Heimatrechtes überhaupt brechen, also sei es den Rechtsbegriff 
der Heimat fallen lassen und (gleich dem Deutschen Reiche mit 
Ausschluss von Bayern) jenen des Unterstützungs-Wohnsitzes 
aufstellen, sei es wenigstens die Verbindung der Armenversorgung 
mit dem Heimatrechte lösen und die Armenlast auf die dabei 
in Betracht kommenden Factoren ohne Rücksichtnahme auf die 
Heimatverhältnisse des verarmten Staatsbürgers vertheilen. Die 
Vorschläge, die in dieser letzteren Richtung gemacht wurden 
oder gemacht werden können, dürfen wir hier übergehen. Denn 
sie haben mit der heimatrechtlichen Ersitzung nichts zu thun. 
Wohl aber interessiren uns jene Reformpläne, welche die Grund- 
lagen des österreichischen Heimatrechtes unverrückt lassen. Als 
diese Grundlagen erscheinen uns die Rechtssätze, dass jeder 
Staatsbürger ein Heimatrecht in einer inländischen Gemeinde 
haben soll und nur ein derartiges Heimatrecht haben kann, 
ferner, dass dieses Heimatrecht das Recht des ungestörten 
Aufenthaltes in der Zuständigkeitsgemeinde und den Anspruch 
auf Armenversorgung gewährt. Durch Festhaltung an diesen 
Sätzen wurden der Reform zwar sehr enge Bahnen gewiesen, 
dafür aber das Zustandekommen derselben wesentlich erleichtert. 
Das Problem, um das es sich hiebei lediglich handeln konnte, 
bestand darin: das Heimatrecht gegen Domicil Veränderungen 
empfindlicher zu machen und dadurch den todten Punkt des 
Heimatrechtes, seine Stabilität, zu überwinden. 

Die Aufstellung dieses Problems bedeutet bereits einen 
Bruch mit jener Rechtsanschauung, welche dem §. 8 des Heimat- 
gesetzes des Jahres 1863 zu Grunde liegt. Denn soll der Staats- 
bürger die Möglichkeit haben, durch seine auf freiem Entschlüsse 
beruhende Niederlassung in der Gemeinde ohne Mitwirkung, ja 
sogar gegen den Willen der Gemeinde das Heimatrecht im 



^^) Vgl. insbesondere Rauch berg, a. a. 0. S. 59 ff. Korb, Zeitschr. f. 
Verw., 188J, S. 177 ff. Call im Hdwb. d. Staatswiss., I, S. 871 f. 
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Aufenthaltsorte zu erlangen, so lässt sieh dies mit dem Grund- 
satze nicht vereinen, dass die Heimatgemeinde nach freiem Er- 
messen (also selbständig) und unanfechtbar (also endgiltig) dar- 
über entscheiden kann, wen sie in ihren Heimatverband aufnehmen 
will. Es fragt sich zunächst, inwiefern die Principien unseres 
Gemeinderechtes durch eine derartige Reform berührt werden. 
Artikel V des Gemeindegesetzes vom 5. März 1 862, Nr. ] 8 R. G. Bl., 
räumt der Gemeinde einen Wirkungskreis ein , in welchem sie 
mit Beobachtung der bestehenden Reichs- und Landesgesetze 
nach freier Selbstbestimmung anordnen und verfügen kann, 
und dieser Wirkungskreis umfasst Alles, was das Interesse der 
Gemeinde zunächst berührt und innerhalb ihrer Grenzen durch 
ihre eigenen Kräfte besorgt und durchgeführt werden kann. 
Die einzelnen Angelegenheiten, welche in diesen selbständigen 
Wirkungskreis fallen , sind im Art. V demonstrativ aufgezählt, 
und zwar ist an erster Stelle genannt: „die freie Verwaltung 
ihres Vermögens und ihrer auf den Gemeindeverband 
sich beziehenden Angelegenheiten". Damit ist für unsere Frage 
vom Gesetzgeber ausgesprochen worden, dass die auf den Ge- 
meindeverband sich beziehenden Angelegenheiten, also ins- 
besondere die Heimatrechtssachen, Angelegenheiten sind, welche 
das Interesse der Gemeinde zunächst berühren und innerhalb 
ihrer Grenzen durch ihre eigenen Kräfte besorgt und durch- 
geführt werden können.'*) Dieser Standpunkt des Gemeinde- 
gesetzes scheint ungemein einleuchtend zu sein. Denn wer kann 
an den Angelegenheiten, die sich auf den Heimatverband be- 



**) Der Verwaltuagsausschuss des Abgeordnetenhauses hat in seinem in 
Note 25 citirten Berichte, S. 15, allerdings versucht, das Wort „Gemeinde verband" 
im Art. V derart zu interpretiren, dass der „Heimatverband" darunter nicht zu 
subsumiren ist. An dieser gezwungenen Interpretation hat Hugelmann in 
der Oesterr. Zeitschr. f. Verw. (1896, S. 231) berechtigte Kritik geübt. Mögen 
auch immerhin die nach §. 1 H. 6. aus dem Heimatrechte fliessenden Ansprüche 
mit dem Gemeindeverbande begrifflich nichts zu thun haben (Korb, Zeit- 
schritt f. Verw., 1882, S. 26f., Rauchberg, a. a O.S. 64,76), so müssen 
wir vom Standpunkte des positiven Rechtes, welches sich doch aus den Be- 
stimmungen aller giltigen Gesetze und nicht blos des Heimatgesetzes zusammen- 
setzt, Heimatberechtigung mit Gemeindeangehörigkeit identificiren (§. 6 der 
meisten Gemeindeordnungen). Dass selbst die allerneueste Gesetzgebung auf das 
Heimatrecht auch dort Gewicht legt, wo die im §. 1 H. G. normirten Ansprüche 
nicht in Betracht kommen, beweisen die §§. 1/J2 und 176 des Gesetzes vom 
25. October 1896, Nr. 220 R. G. BL, betreifend die directen Personalsteuern. 
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ziehen, ein so primäres, natürliches Interesse haben, wie die 
Gemeinde ? Und doch ist er nach unserem Dafürhalten unrichtig. 
Er wäre vielleicht richtig, wenn nicht dasselbe Gesetz den Satz 
aufstellen würde, dass jeder Staatsbürger in einer Gemeinde 
heimatberechtigt sein soll. Aus diesem Satze folgt, dass die 
Gemeinde sich eines Staatsbürgers, der ihr aus irgend einem 
Grunde angehört, nicht „nach freier Selbstbestimmung" entledigen 
kann^*), sondern dass mit dem Verluste des Heimatrechtes in 
der einen Gemeinde die Erwerbung eines anderen Heimatrechtes 
Hand in Hand gehen muss. Oder vielmehr umgekehrt : erst die 
Erwerbung eines neuen Heimatrechtes hat den Verlust des alten 
zur Folge. Daraus ergibt sich aber, dass die Gemeinde, welcher 
aus dem Zuständigkeitsverhältnisse ja doch nur Pflichten er- 
wachsen, ein Interesse daran haben kann, dass gewisse Gemeinde- 
angehörige ein fremdes Heimatrecht erlangen. Und deshalb sind 
wir genöthigt, eine Correctur an dem Geäetzestexte vorzunehmen. 
Die Heimatrechtssachen berühren nicht zunächst das Interesse 
„ der Gemeinde " , sondern „ der Gemeinden". Daran , dass ein 
nach dem Dorfe X zuständiger Arbeiter in Wien das Heimat- 
recht erlange, ist nicht blos die Gemeinde Wien, sondern in 
ganz hervorragender Weise auch die Gemeinde X interessirt. 
Die den Gemeinden durch das Gesetz vom 5. März 1862 in so 
reichem Masse gewährte Selbständigkeit sollte ihnen zukommen 
zwar nicht auf Kosten des Staates (denn die Reichs- und Landes- 
gesetzgebung konnte nach dem Wortlaute des Art. V auch dem 
natürlichen Wirkungskreise feste Schranken setzen)'^), wohl aber 
auf Kosten der Staatsbehörden. Was man als „Gemeindeauto- 
nomie" bezeichnet, soll eine Unabhängigkeit sein gegenüber der 
staatlichen Executive. Ihre Spitze kehrt die Gemeindeautonomie 
weder gegen die Gemeindeinsassen und Gemeindeangehörigen *«), 
noch auch gegen andere Gemeinden, und darum darf nicht das 
Princip der „Gemeindeautonomie" dazu benützt werden, das 



3*) Gegenwärtig gibt es mit Rücksicht auf §. 17 H. G. überhaupt keine 
„Entlassung aus dem Gemeindeverbande". Vgl. Budwinski, 3005. Fnr die 
frühere Zeit ist von besonderem Interesse die Verordnung des Statthalters für 
Böhmen im böhm. L. G. Bl. 1851, S. 369 (Swieceny, S. 39 f.). 

®*) Vgl. Brockhausen, Vereinigung und Trennung von Gemeinden, S. 47 f. 

'^) Dies wird freilich von den Gesetzgebungsorganen mitunter übersehen. 
Vgl. Brockhausen, a. a. 0. S. 19. 
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Interesse anderer Gemeinden an der Veränderung des Heimat- 
rechtes bestimmter Personen schutzlos dem Belieben der Aufent- 
haltsgemeinde preiszugeben. 

Uebrigens ist schon erwähnt worden, dass die „bestehenden 
Reichs- und Landesgesetze", d. h. selbstverständlich die „je- 
weilig bestehenden Gesetze", selbst in den natürlichen 
Wirkungskreis der Gemeinde determinirend eingreifen können, 
und dass deshalb der Staatsgesetzgebung die Competenz nicht 
abgesprochen werden kann, die Erwerbungsgründe des Heimat- 
rechtes selbst zu normiren. Von dieser Competenz hat schon das 
Heimatgesetz von 1863 Gebrauch gemacht, ^e») Im §.10 dieses 
Gesetzes wurde den definitiv angestellten Hof-, Staats-, Landes- 
und öffentlichen Fondsbeamten, den Geistlichen und Lehrern 
das Heimatrecht in der Gemeinde ihres ständigen Amtssitzes 
zuerkannt. Da nun die Gemeinde auf die Anstellung die&er 
Functionäre in der Regel keinen Einfluss hat, so wurden ihr 
schon durch die ursprüngliche Fassung des § 10 des Heimat- 
gesetzes gewisse Personen als Gemeindeangehörige aufge- 
nöthigt, ohne Rücksicht darauf, ob sie mit der Aufnahme 
dieser Personen in den Gemeindeverband einverstanden war 
oder nicht. War aber der Staat in diesem einen Falle be- 
rechtigt, von einem freien Willensacte der Gemeinde abzusehen, 
so konnte er auch andere Fälle ähnlich behandeln, wofern es 
sein Interesse erforderte. Das Staatsinteresse ist nun aber an 
der Regelung der Heimatrechtsverhältnisse schon wegen der 
Beziehungen derselben zur Armenpflege in hohem Masse be- 
theiligt. 

Bestand also von staatswegen kein Hinderniss, neue Grund- 
sätze für die Erwerbung des Heimatrechtes einzuführen und da- 
bei auf längeren Aufenthalt in der Gemeinde gebührende Rück- 
sicht zu nehmen, so handelte es sich nur darum, wie der 
Aufenthalt in juristische Beziehung zum Heimatrechtserwerbe 
gebracht werden sollte. 

Die historische Entwicklung zeigt uns in dieser Richtung 
zwei Vorbilder : Heimatrechtserwerb durch längeren Aufenthalt 



***) Die Majorität des Abgeordnetenhauses war allerdings der Ansicht, 
dass mit der Annahme des §. 10 H.G. „ein Bruch in die strenge Consequenz der 
Gemeindeautonomie geschieht". Sten. Prot. d. Abg. H. II. Reichsrathssession I. Bd., 
S. 335, 358 ff. 
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und Heimatrechtserwerb durch Geltendmachung des auf längerem 
Aufenthalte beruhenden, auf die Verleihung des Heimatrechtes 
gerichteten Rechtsanspruches. 

Der Heimatrechtserwerb durch längeren Aufenthalt ist, 
wenn wir von den älteren Rechtsnormen, die ein eigentliches 
Heimatrecht nicht kennen, absehen, durch das Gemeindegesetz 
vom Jahre 1849 eingeführt worden und hatte durch einzelne 
Gemeindestatute Modificationen erfahren, welche die praktische 
Bedeutung der gemeindegesetzlichen Bestimmungen wesentlich 
abschwächten. Die Tendenz, die das Gemeindegesetz verfolgte, 
bestand, wie erwähnt, darin, den Gemeinden, die ausweislose 
Fremde in ihrem Weichbilde dulden , einen Rechtsnachtheil 
zuzufügen. Das polizeiliche Interesse, auf Beibringung von 
Ausweisen zu dringen, sollte dadurch gefordert werden.«') 
Die Förderung solcher polizeilicher Zwecke war es gewiss 
nicht, die sich die Heimatrechtsreform in erster Linie zum 
Ziele setzen musste. Die Freizügigkeit fordert Verkehrser- 
leichterungen, aber nicht Erschwerungen. Gewiss ist auch heute 
wie im Jahre 1849 dafür Sorge zu tragen, dass die ortsan- 
wesende Bevölkerung verhalten werde, sich über ihre Heimat- 
verhältnisse auszuweisen. Aber dies kann und soll durch 
directe Zwangsmittel geschehen. Einer Person darum, weil 
sie keinen Heimatschein hat, das Heimatrecht in der Auf- 
enthaltsgemeinde zu gewähren , wäre nach heutigen Begriffen 
irrationell und hiesse, die Lässigkeit und Indolenz prämiiren. 
Wollte man durch den in Aussicht gestellten Zuständigkeits- 
erwerb die Aufenthaltsgemeinde veranlassen, die in ihrem Ge- 
biete sich aufhaltenden Personen zur Beibringung von Heimat- 
scheinen anzuhalten, so würde man wahrlich mit Kanonen nach 
Spatzen schiessen. 

Im Gegensatze hiezu beruht die Gewährung des An- 
spruches auf Verleihung des Heimatrechtes auf Grund 
längeren, qualificirten Aufenthaltes in der Gemeinde, die sich 
zuerst in einzelnen Gemeindestatuten und dann allgemein im 
Gemeindegesetze vom Jahre 1859 findet, auf Erwägungen, die 
dem Gebiete des Heimatrechtes selbst entnommen sind. 



*') Daneben sollten allerdings auch die Fälle der Heimatlosigkeit reducirt 
werden. 
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Die rechtliche Zugehörigkeit zu einer Gemeinde soll gewisse 
factische Grundlagen haben. Der Heimatberechtigte soll seiner 
Gemeinde nicht blos im Rechtssinne angehören. Das factische 
Substrat für die Begründung des Heimatrechtsverhältnisses wird 
in erster Linie durch Abstammung und Verehelichung geschaffen. 
Allein auch der langjährige Aufenthalt in einem Orte schafft 
ein inniges Verhältniss zur Gemeinde, welches rechtliche Aner- 
kennung und Berücksichtigung verdient. Und überdies führt der 
langjährige Aufenthalt in der einen Gemeinde die Lockerung 
der Beziehungen zu der früheren Aufenthalts- oder Zuständig- 
keitsgemeinde herbei, eine Entfremdung, die gleichfalls vom 
Rechte nicht ignorirt werden soll. Dadurch, dass an den lang- 
jährigen qualificirten Aufenthalt die Erwerbung des Rechtsan- 
spruches auf Verleihung des Heimatrechtes in der Aufenthalts- 
gemeinde geknüpft wird, kann in der That eine Gesundung der 
Heimatrechtsverhältnisse in der Weise herbeigeführt werden, dass 
diese mit den thatsächlichen Domicilverhältnissen einigermassen 
in Uebereinstimmung gebracht werden. Die Rückkehr zu dem 
Principe des Gemeindegesetzes vom Jahre 1859 war somit die 
richtige Tendenz, welche die Heimatrechtsreform verfolgen 
musste. 

In der Theorie und in parlamentarischen CoUegien stiess 
jedoch diese Tendenz auf Widerspruch. Man wollte nämlich 
durch langjährigen, qualificirten Aufenthalt in der Gemeinde 
nicht erst den Heimatrechtsanspruch, sondern die Heimatberech- 
tigung selbst herbeigeführt wissen. Wer sich längere Zeit in 
der Gemeinde aufgehalten hat, sollte ipso iure Gemeindeange- 
höriger werden. SS) Motivirt wurde diese Forderung in ver- 
schiedener Weise. 

Das schwächste jener Argumente, die man geltend machte, 
wollen wir sofort erledigen. Es war dies die Berufung auf die 
historische Entwicklung des Heimatrechtes, in welcher man 
eine rückschrittliche Tendenz entdeckte. ^^) Nach dem Gemeinde- 
gesetze von 1849 konnte Jedermann durch vierjährigen Aufent- 



««) Vgl. Korb, Zeitschr. f. Verw., 1881, S. 182f.; Rauchberg, a.a.O., 
S.98f.; Menzel, a. a. 0. S.Öff.; Call, a. a. 0. I, S.872; Redlich, 
a. a. 0.; Blöd ig, Zeitscbr. f. Verw., 1894, S.243 ff. 

") Vgl. z. B. Redlich, a. a. 0. S. 404, ferner den in Note 25 citirten 
Bericht des Verwaltungsausschusses. 
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halt in der Gemeinde ipso iure das Heimatreclit erlangen ; nach 
jenem des Jahres 1859 erlangte er dadurch blos den Heimat- 
rechtstitel. Nach dem Gesetze von 1863 hat der Aufenthalt 
seine heimatrechtlichen Wirkungen vollständig eingebüsst. Eine 
zielbewusste Reform des Heimatrechtes muss — so folgerte 
man — zu den freiheitlichen Principien des provisorischen Ge- 
meindegesetzes zurückkehren und das Heimatrecht wiederum 
ipso iure durch mehrjährigen Aufenthalt entstehen lassen. Die 
Unrichtigkeit dieser Argumentation ergibt sich aus unseren 
früheren Ausführungen. Die Bestimmungen des §. 12 des pro- 
visorischen Gemeindegesetzes und des §. 39 des Gesetzes vom 
Jahre 1859 sind incommensurabel. Wenn ein Rückschritt con- 
statirt werden kann, so hat ihn erst die Gesetzgebung des 
Jahres 1863, keineswegs aber jene des Jahres 1859 gethan. Die 
Rückkehr zu den Principien von 1849 würde nur den ausweis- 
losen Individuen und vielleicht (bei genügender Wachsamkeit 
der Aufenthaltsgemeinden)' auch diesen nicht zugute kommen. 
Eine zweite Erwägung, die für den ipso iure erfolgenden 
Erwerb des Heimatrechtes spricht, geht von dem Zwecke der 
Reform aus. Die Uebelstände, die wir auf heimatrechtlichem 
Gebiete beklagen, sind durch die Incongruenz von Heimat und 
Aufenthalt entstanden. Wir wollen diese Uebelstände beseitigen, 
indem wir die Congruenz wieder herstellen. Wie könnten wir 
dies gründlicher, einfacher und zweckmässiger thun, als indem 
wir an den mehrjährigen Aufenthalt unmittelbar den Heimat- 
rechtserwerb anknüpfen? Was die Constatirung des concreten 
Heimatrechtes nach dem bisherigen Gesetze so sehr erschwert, 
ist die Stabilität desselben, seine totale Unempfindlichkeit gegen- 
über jeder Verändernng des Aufenthaltes. Geben wir also die 
Stabilität auf und setzen die Mobilität des Heimatrechtes an 
deren Stelle, eine Mobilität, die sich darin äussert, dass eine 
Aufenthaltsveränderung nach einer gewissen Frist von selbst 
eine Aenderung des Heimatrechtes nach sich zieht! Auch vom 
Standpunkte der Verwaltungsökonomie ist die Ersitzung des 
Heimatrechtes jener des Heimatrechtstitels vorzuziehen, weil die 
Verwaltung dadurch der Mühe enthoben wird, in jedem ein- 
zelnen Falle die Voraussetzungen für die Erwerbung des Heimat- 
rechtstitels zu prüfen und zu constatiren. Im Falle der unmittel- 
baren Ersitzung des Heimatrechtes kommt die Verwaltung nur 
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dann in die Lage, sich mit den Ersitzungsvoraussetzungen zu 
beschäftigen, wenn das ersessene Heimatrecht bestritten oder 
bezweifelt wird, während die glatten Fälle, in welchen die ein- 
getretene Ersitzung von Niemandem angefochten wird — und 
diese Fälle bilden ja doch die überwiegende Mehrzahl, — die 
Verwaltungsthätigkeit nicht herausfordern. 

Dazu gesellt sich noch ein drittes Moment, und dieses ist, 
wie wir sofort bemerken, das allerwichtigste. Die Verwaltung 
ist daran interessirt, dass sich die Heimatberechtigungen den 
Wohnsitzverhältnissen der Bevölkerung (wenigstens der Regel 
nach) anpassen. Dieses Interesse wird nicht genügend gewahrt, 
wenn man die Initiative zu einer Aenderung des Heimatrechtes 
demjenigen überlässt, um dessen Heimatrecht es sich handelt. 
Dadurch, dass Jemand den Anspruch auf Verleihung des 
Heimatrechtes in der Aufenthaltsgemeinde erlangt, wird der 
Verwaltung nicht geholfen. Erst dann wird die Absicht des 
Gesetzes verwirklicht, wenn der Berechtigte von seinem An- 
sprüche auch thatsächlich Gebrauch macht. Nun hat aber, wie 
schon früher ausgeführt, die Bevölkerung in guten Tagen ein 
geringes Interesse an der Veränderung des Heimatrechtes, und 
dieser Umstand im Vereine mit der Lässigkeit und Rechts- 
unkenntniss der grossen Massen der Bevölkerung steht der 
Wünschenswertben Ausnützung des Heimatrechtsanspruches sehr 
im Wege. Ein Gesetz, welches den langjährigen Inwohnern einer 
Gemeinde blos den Heimatrechts titel gewährt, würde daher 
den bestehenden Heimatsmis^ren nicht abhelfen. Alles würde 
beim Alten bleiben. Die Heimatrechtsansprüche würden wohl 
in's Ungemessene anwachsen, aber ihre Träger würden von ihnen 
nur in den seltensten Fällen Gebrauch machen. 

Wir stehen nicht an, die Richtigkeit dieses letzten Argu- 
mentes ohne Weiteres zuzugeben. Damit, dass der Einzelne blos 
berechtigt wird, die Aufnahme in den Heimatverband der Aufent- 
«haltsgemeinde nachzusuchen, ist weder den Interessen der Ver- 
waltung, noch jenen der betheiligten Gemeinden gedient. 
Praktisch bedeutsam kann ein Gesetz, welches den Heimat- 
rechtstitel durch längeren Aufenthalt erwerben lässt, nur 
werden, wenn dafür gesorgt wird, dass der Heimatrechtstitel 
auch wirklich in der Mehrzahl der Fälle zum Heimatrechte 
führt. Allein daraus folgt noch nicht, dass man den Gedanken 
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einer Ersitzung des Heimatrechtstitels fallen lassen muss. Ge* 
nügt es nicht, die Ausnützung des Heimatrechtstitels in das 
Belieben des fleimatrechtssubjectes zu stellen, so muss eben das 
Gesetz ergänzende Anordnungen treffen, die auch anderen Per- 
sonen oder Organen die Initiative zur Anregung der Heimat- 
rechtsveränderung einräumen. 

Halten wir es für möglich, dass auf solche Weise die 
Hindernisse überwunden werden, welche Lässigkeit, Trägheit, 
conservativer Sinn, Rechtsunkenntniss oder andere individuelle 
Eigenschaften des Ersitzungssubjectes einer Veränderung des 
Heimatrechtes entgegenstellen, so haben wir uns nur noch mit 
der Behauptung zu beschäftigen, dass die Einführung der 
Heimatrechts-Ersitzung eine gründlichere, einfachere, zweck- 
mässigere und bei weitem ökonomischere Reform der Heimat- 
rechtsverhältnisse wäre, als die Einräumung eines Heimatrechts- 
titels. In dieser Behauptung liegt zweifellos sehr viel Wahres. 
Dass ein überaus einfacher Rechtszustand durch die Einführung 
der Heimatrechtsersitzung geschaffen werden würde, lässt sich 
nicht leugnen und ebensowenig, dass hiedurch für die Mobilität 
des Heimatrechtes in der denkbar ausgiebigsten Weise gesorgt 
wäre. Aber dass dem einfachen Zustande des objectiven Rechtes 
in der Praxis klare, concreto Rechtsverhältnisse entsprechen, 
dass durch die so begünstigte Mobilität des Heimatrechtes auch 
die Interessen der Verwaltung gefördert werden würden *<^), das 
muss mit aller Entschiedenheit widersprochen werden. Der An- 
lass, das einem Staatsbürger zukommende Heimatrecht zu con- 
statiren, tritt nach der Reform des Heimatrechtes ebenso oft 
ein, wie früher. Vor der Reform wurde diese Constatirung aber 
in der Regel erst dann schwierig, wenn sich der Staatsbürger 
nicht im Besitze eines Heimatdocumentes befand, und wenn 
er über seine Heimat keine befriedigende Auskunft geben 
konnte. Sonst wurde seine Heimatberechtigung erst dadurch 
fraglich, dass einer der Interessenten die Giltigkeit oder Beweis- 
kraft jenes Documentes oder die Richtigkeit der Angaben an- 
zweifelte. Nach Reception der Heimatrechtsersitzung würde den 



*o) Vgl. Korb, Zeitschr. f. Verw., 1881, S. 183: „Infolge der Erwerbung 
des Heimatrechtes durch längeren Aufenthalt würden auch die Fälle des uner- 
weislichen Heimatrechts und die sich hieraus ergebenden bedeutenden Missstände 
ihre Einschränkung erfahren." 
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Heimatdocumenteh, sobald sie ein gewisses Alter erreicht haben, 
nur ein sehr problematischer Werth zukommen. Sie würden, da 
die Stabilität des Heimatrechtes nicht mehr fortbesteht, blos 
beweisen — und auch dieser Beweis wäre selbstverständlich 
widerlegbar — , dass Jemand ein bestimmtes Heimatrecht zu 
einer gewissen Zeit besessen hat, nicht aber, dass er dieses 
Heimatrecht noch gegenwärtig besitzt. Und auch den eigenen 
Angaben des Heimatrechtssubjectes würde geringerer Werth zu- 
kommen, wenn letzteres nicht rechtskundig ist. Es würde also 
nach der Reform in viel mehr Fällen die Heimat durch Fest- 
stellung der für den Heimatrechtserwerb relevanten Thatsachen 
ermittelt werden müssen, als bisher. Während es aber früher 
die Stabilität der Zuständigkeitsverhältnisse war, welche 
diese Ermittlung erschwerte, so würde nunmehr wiederum ihre 
Mobilität die Schwierigkeiten in's TIngemessene steigern. 
Denn nun würde es sich darum handeln, die Aufenthaltsdaten 
des Heimatrechtssubjectes, eventuell auch jene seiner Vorgänger 
im Heimatrechte, zu sammeln und vielleicht auf eine lange 
Reihe von Jahren zurück zu verfolgen. Berücksichtigt man, 
dass gerade bei jenen Bevölkerungsschichten, bei welchen das 
Heimatrecht praktisch zu werden pflegt, eine geringere Constanz 
der Wohnsitzverhältnisse zu finden ist, und dass doch unter 
allen Umständen eine gewisse Qualificatioü des Aufent- 
haltes vom Gesetze gefordert werden muss, deren Nachweis 
gleichfalls für die ganze Dauer des Ersitzungs -Zeitraumes 
zu liefern ist, so wird man zugeben, dass die Eruirung des auf 
Grund des Aufenthaltes erworbenen Heimatrechtes eine 
viel schwierigere sein wird, als jene, welche blos auf familien- 
rechtliche Momente oder Gemeindebeschlüsse Bezug zu nehmen 
hat. Hat der mehrjährige Aufenthalt dagegen die Rechtsfolge, 
dass der Heimatrechtsanspruch .ersessen wird , so ist zwar 
bei der Geltendmachung des Anspruches gleichfalls der Nach- 
weis des Aufenthaltes (sammt der vom Gesetze geforderten 
Qualification desselben) zu führen. Aber einestheils erfolgt 
dieser Nachweis nicht unter so schwierigen Umständen, als 
wenn bereits die Consequenzen des Heimatrechtes actuell ge- 
worden und seit dem Ersitzungs-Zeitraume vielleicht Jahre oder 
Jahrzehnte verstrichen sind. Andererseits aber hat das Miss- 
lingen des Aufenthaltsbeweises lediglich zur Folge, dass der 
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Heimatrechtsanspruch nicht bewiesen wird, die Heimatverände- 
rung sich mithin nicht vollzieht. Allein eine üngewissheit 
oder Unsicherheit des Heimatrechtsstatus kann daraus nicht 
entstehen. *^) 

Dazu kommt aber noch die gebotene Rücksichtnahme auf 
die Rechtstechnik. Es wurde schon darauf hingewiesen, dass 
der Heimatrechtserwerb nicht an die nackte Thatsache des 
Aufenthaltes anknüpfen kann, sondern dass ein in der einen 
oder anderen Richtung qualificirter Aufenthalt gefordert 
werden muss. Nun ist es aber natürlich, dass der Standpunkt, 
den der Gesetzgeber der Qualificirung des Aufenthaltes gegen- 
über einnimmt, ein verschiedener sein muss, je nachdem das 
Heimatrecht selbst oder nur der Heimatrechtstitel ersessen 
werden soll. Bei der Ersitzung des Heimatrechtes ändert sich 
der heimatrechtliche Status, ohne dass irgend eine behördliche 
Thätigkeit, ein behördlicher Ausspruch nöthig wäre; bei jener 
des Heimatrechtstitels geht der Statusänderung ein geregeltes 
Verwaltungsverfahren voraus. Hieraus folgt, dass die Qualifi- 
cationen des Aufenthaltes im ersten Falle solche sein müssen, 
welche arbiträrer Beurtheilung nicht unterliegen, während sich 
die Gesetzgebung im zweiten Falle eine derartige Beschränkung 
nicht auferlegen muss. Im ersteren Falle muss von jedem Rechts- 
kundigen zu jeder Zeit auf Grund des einmal festgestellten 
Thatbestandes mit Sicherheit constatirt werden können, ob das 
Heimatrecht erworben wurde oder nicht. Im letzteren Falle ge- 
nügt es, wenn in dem anlässlich der Geltendmachung des Heimat- 
rechtsanspruches eingeleiteten Verfahren über die Qualification 
des Aufenthaltes entschieden wird. Die Ergebnisse dieses Ver- 
fahrens sind in der Folge für Jedermann massgebend und bindend. 
Die Gesetzgebung kann sich also viel freier bewegen und da- 



**) Ueberdies ist Folgendes zu beachten: Das ersessene Heimatrecht 
kann nur durch Erwerbung eines neaen verloren gehen; der ersessene Heimat- 
rechtstitel hingegen kann, wofern das Gesetz dies zulässt, verjähren. 
Durch die Festsetzung einer nicht allzulangen Verjährungsfrist wird dafür gesorgt, 
dass die über den Heimatrechtsanspruch entscheidende Behörde behufs Fest- 
stellung der relevanten Thatsachen nicht allzuweit in die Vergangenheit zurück- 
gehen muss. Wird das Heimatrecht ipso iure erworben, so kann sich der Anlass 
zur Feststellung der Ersitzungsdaten auch noch in Decennien, wenn diese Daten 
nicht mehr leicht bewiesen werden können, einstellen. 
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durch den Interessen der Verwaltung viel leichter entsprechen, 
wenn sie an den langjährigen Aufenthalt nicht den Erwerb des 
Heimatrechtes, sondern jenen des Heimatrechtstitels knüpft. Sie 
kann insbesondere mit voller Beruhigung einen ununterbrochenen 
und freiwilligen Aufenthalt fordern, ünterbrechungs- und 
Hemmungsgründe der Ersitzung normiren, da sie weiss, dass 
alle diese Momente in jedem einzelnen Falle der behördlichen 
Würdigung unterliegen werden. 

Wir gelangen zu dem Schlüsse, dass beide Modalitäten, 
der Erwerb des Heimatrechtes ipso iure und jener durch Geltend- 
machung des ersessenen Heimatrechtstitels, ihre Vorzüge und 
ihre Nachtheile haben, dass aber die Berücksichtigung der Ver- 
waltungsbedürfnisse leichter möglich ist, wenn man sich für die 
Ersitzung des Heimatrechtstitels entscheidet. 

In diesem Sinne ist denn auch die Entscheidung gefallen. 
Nachdem das Abgeordnetenhaus wiederholt eine Abänderung 
des Heimatgesetzes angeregt *2) und die Regierung selbst im 
diplomatischen Wege und durch Befragung der Landtage die 
erforderlichen Erhebungen gepflogen hatte, gelangte die Heimat- 
rechts-Reform im Jahre 1894 durch eine im Abgeordnetenhause 
des Reichsrathes eingebrachte Regierungsvorlage in Fluss. *3) 
Der Regierungsentwurf wurde in wesentlich veränderter Form 
von beiden Häusern des Reichsrathes angenommen und vom 
Kaiser am 5. December 1896 sanctionirt. Die Publication erfolgte 
am 19. December 1896 unter Nr. 222 R. G. Bl. Mit dem Kund- 
machungstage ist die Novelle in Wirksamkeit getreten (Art. II). 

Das neue Gesetz bestimmt, dass die ausdrückliche Auf- 
nahme in den Heimatverband von* der Aufenthaltsgemeinde dem- 
jenigen österreichischen Staatsbürger nicht versagt werden kann, 
welcher nach erlangter Eigenberechtigung durch zehn Jahre 
sich freiwillig und ununterbrochen in der Gemeinde aufgehalten 



**) Schon anlässlich der Berathung des Heimatgesetzes erhob die Minorität 
des Abgeordnetenhauses Opposition gegen die Fassung des §. 8. Im Jahre 1872 
nahm das Abgeordnetenhans eine Revision des Heimatgesetzes in Aussicht. Seit 
1873 wurden sodann seitens verschiedener Abgeordneten eine Reihe von Initiativ- 
anträgen auf Abänderung des Heimatgesetzes eingebracht. 

*•) Nr. 969 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Abgeord- 
netenhauses, XI. Session. Die Gutachten der Landtage sind in der Beilage 4 der 
Regierungsvorlage zusammengestellt. 



32 

hat. Der Heimatrechtsanspruch kann aber nach §. 3 der Novelle 
nicht blos von dem Anspruchsberechtigten selbst, sondern auch 
von der bisherigen Heimats- oder, sofern es sich um einen 
Heimatlosen handelt, von der Zuweisungsgemeinde geltend ge- 
macht werden. Durch diese Bestimmung soll dafür gesorgt 
werden, dass das Gesetz auch thatsächlich eine Sanirung der 
Heimatrechtsverhältnisse bewirke. In der That ist Niemand an 
der Veränderung des Heimatrechtes mehr interessirt, als das 
betheiligte Subject und seine bisherige Heimatgemeinde.**) Es 
lässt sich also nicht leugnen, dass der Novelle ein richtiger 
und gesunder Gedanke zu Grunde liegt. Der ersessene Anspruch 
wird nicht schon durch das Aufgeben des Aufenthaltes in der 
Ersitzungsgemeinde verloren, sondern kann noch binnen zwei 
weiteren Jahren von dem Ersitzungssubjecte, von der bisherigen 
Heimatgemeinde sogar binnen fünf weiteren Jahren geltend ge* 
macht werden. Ist die Ersitzungsgemeinde mit der Erledigung 
des Ansuchens um Aufnahme in den Heimat verband säumig, so 
devolvirt die Entscheidung über dieses Begehren an die poli- 
tische Behörde, üeberdies ist die politische Behörde Berufungs- 
instanz, wenn die Aufnahme in den Heimatverband verweigert 
wird. Für die Aufnahme in den Heimatverband auf Grund des 
Ersitzungsanspruches dürfen Gebühren von der Ersitzungs- 
gemeinde nicht erhoben werden. Die bezüglichen Gesuche sind 
auch von staatlichen Gebühren frei. Ausserdem enthält das 
Gesetz auch noch eine Bestimmung über die Amtsheimat, die 
uns hier nicht näher interessirt. 

Wir haben den Ausdruck „Ersitzung" bisher wiederholt 
in Bezug auf das Heimatrecbt und den Heimatrechtstitel an- 
gewendet, ohne uns über die Berechtigung dieser dem Privat- 
rechte entlehnten Ausdrucksweise Rechenschaft gegeben zu haben. 
Im Privatrechte bedeutet die Ersitzung einen Reehtserwerb zum 
Nachtheile eines Anderen, der es in seiner Macht hatte, dem 
Rechtserwerbe entgegenzutreten, ihn zu hindern, und der eben 
deshalb , weil er es nicht gethan hat , die nachtheiligen 



**) Vgl. Luthardt, Armenpflege und Unterstützungswohnsitz. 1880, 
S.45 f., 63 f. Nach bayerischem Rechte steht die Geltendmachung des Heimatrechts- 
anspruches gegenwärtig gleichfalls der bisherigen Heimatgemeinde und in Be- 
ziehung auf Personen, welche eine vorläufige Heimat besitzen, dem königl. Fiscus 
zu. (Art. 7 a des Heimatgesetzes, Novelle vom 17. Juni 1896.) 
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Rechtsfolgen tragen muss. In analoger Weise durfte die 
Hofentschliessung von 1754 von einer Ersitzung (oder, wie 
sie sich ausdrückt : „Verjährung") des Aufenthaltsrechtes reden. 
Denn jene Personen, welche das Aufenthaltsrecht und den An- 
spruch auf Armenversorgung in der Gemeinde erlangten, hatten 
sich durch zehn Jahre mit Bewilligung des competenten Organes 
in der Gemeinde aufgehalten. Die Gemeinde musste sich eben 
deshalb die Ersitzung gefallen lassen. In gleicher Weise hätte 
man vom Standpunkte des provisorischen Gemeindegesetzes 
von einer Ersitzung des Heimatrechtes durch stillschweigende 
Duldung sprechen können*^), wenn hier nicht die Anschauung 
prävalirt hätte, dass in der vier Jahre andauernden Duldung 
eines ausweislosen Gemeindefremden im Gemeindegebiete gerade- 
zu ein Aufnahmsact gelegen ist, wenn man also die Zu- 
stimmung der Gemeinde zum Heimatrechtserwerbe nicht fingirt 
hätte. Von dem Augenblicke an, wo die Gemeinde, obzwar sie 
nicht in der Lage ist , den in ihrem Gebiete sich aufhaltenden 
Fremden auszuweisen, doch den Rechtsnachtheil über sich erge- 
hen lassen muss, dass der Fremde das Heimatrecht erwirbt, kann 
aber von einer Ersitzung in einem der Privatrechts-Ersitzung 
ähnlichen Sinne nicht mehr gesprochen .werden. Dazu kommt, 
dass überhaupt das die Ersitzung des Privatrechtes charakte- 
risirende Moment, die mit Ablauf einer bestimmten Zeit sich 
vollziehende Umwandlung eines factischen Zustandes in ein 
Recht, hier nicht zutrifft. Denn während der zum Erwerbe des 
Heimatrechtstitels führenden Aufenthaltszeit besteht nicht ein 
dem Heimatrechte analoger factischer Zustand, wird nicht etwa 
das Heimatrecht factisch ausgeübt, sondern es wird lediglich 
von dem staatsgrundgesetzlich gewährleisteten Rechte der Frei- 
zügigkeit Gebrauch gemacht. Ein „Besitz" des Heimatrechtes 
nach Analogie des Privatrechtes würde vorliegen, wenn Jemand, 
ohne heimatberechtigt zu sein, das Recht des ungestörten Aufent- 
haltes in der Gemeinde auf Grund seines vermeint- 
lichen Heimatrechtes in Anspruch nehmen, oder wenn er 
von der Gemeinde die Armenversorgung gleich einem Gemeinde- 
angehörigen erhalten würde. Dieser Thatbestand hat aber mit 



*^) Von einer „Domicilersitzung" nach dem provisorischen Gemeindegesetze 
spricht Exterde, Zeitschr. f. Verw., 1868, S. 10- 

Spiegel, Heim. Ers. 3 
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dem Erwerbe des Heimatrechtes auf Grund mehrjährigen Auf- 
enthaltes nichts zu thun. **) 

Wenn wir gleichwohl den Erwerb des Heimatrechtstitels 
als Ersitzung bezeichnen, so thun wir es deshalb, weil das 
Gesetz selbst im §.2, AI. 4 von der „Ersitzung des Heimat- 
rechtes" spricht. Ein Ankämpfen gegen den Sprachgebrauch 
des Gesetzes wäre nutzlos, und überdies fehlt uns thatsächlich 
ein kurzes Wort, welches diesen Heimatrechtserwerb prägnant 
benennen würde. Wir wollen daher den Ausdruck „Ersitzung" 
acceptiren, ohne die wesentliche Verschiedenheit zwischen dieser 
Ersitzung und jener des Privatrechtes zu verkennen und ohne 
uns verleiten zu lassen, irgend welche auf die Ersitzung bezüg- 
lichen Sätze des Privatrechtes „analog" anzuwenden. So streng 
halten wir uns übrigens nicht an den Wortlaut des Gesetzes, 
um von einer Ersitzung des Heimatrechtes zu sprechen. 
Denn durch mehrjährigen Aufenthalt wird nach unserem Rechte 
nicht das Heimatrecht selbst (wie etwa bei heimatlosen Bayern 
nach dem bayerischen Gesetze)*^), sondern blos der Anspruch 
auf Aufnahme in den Heimatverband, der Heimatrechtstitel er- 
worben. Der Terminus „Ersitzung des Heimatrechtes" hat vom 
Standpunkte der österreichischen Novelle nur dann eine Be- 
rechtigung, wenn man das Wort „Heimatrecht" im objectiven 
Sinne nimmt. TJm nicht erst einen Zweifel in dieser Beziehung 
aufkommen zu lassen, bezeichnen wir die durch das Gesetz 
vom 5. December 1896, R. G. Bl. Nr. 222, eingeführte Erwerbungs- 
art des Heimatrechtes als „heimatrechtliche Ersitzung". 



") Vgl. Spiegel, Zeitschr. f. Verw. , 1895, S. 14; ferner Dantscher, 
Die politischen Rechte der Unterthanen, 3. Lfg., S. 63 ff. 
*') Art. 10 des Gesetzes vom 23. Februar 1872. 



Erster Abschnitt: Die Voraussetzungen der Ersitzung. 



L Das Ersitzungssubject. 

Jene Person, deren zehnjähriger Aufenthalt in einer Gre- 
meinde für die Erwerbung des Heimatrechtstitels massgebend 
ist, wollen wir als das „Ersitzungssubject" oder den „Ersitzer" 
bezeichnen. Letzterer ist nicht nothwendigerweise zugleich jenes 
Rechtssubject , dem der auf Grund der Ersitzung erworbene 
Anspruch zusteht. Denn abgesehen davon, dass auch die bis- 
herige Heimatgemeinde durch die Ersitzung anspruchsberechtigt 
wird, räumt das Gesetz den ersessenen Anspruch auch den so- 
genannten „iJachfolgern im Heimatrechte" ein (§. 3). 

Die Frage, um welche es sich in erster Linie handelt, geht 
dahin: Wer kann Ersitzungssubject sein? An welche persön- 
lichen Voraussetzungen ist die Ersitzung des Heimatrechts- 
titels geknüpft? 

I. Da nach §. 2 H. G. nur österreichische Staatsbürger 
das Heimatrecht in einer Gemeinde erwerben können, so können 
auch nur österreichische Staatsbürger den Anspruch auf Auf- 
nahme in den Heimatverband der Gemeinde durch Ersitzung 
erwerben (§. 2 Nov.). Indessen greift die heimatrechtliche Er- 
sitzung in modificirter Weise auch zu Gunsten der Ausländer 
Platz, indem diese zwar nicht den Heimatrechtstitel, wohl aber 
den Anspruch auf Zusicherung der Aufnahme in den Heimat- 
verband einer österreichischen Gemeinde durch zehnjährigen 
Aufenthalt erwerben können, i) Es geschieht zum erstenmale, 



*) §. 5 Nov. In §. 6 ist überdies auch von „Personen, deren Staatsbürger- 
schaft nicht nachweisbar ist", die Rede. Wenn unter der „Staatsbürgerschaft" 
an dieser Stelle die ausländische Staatsbürgerschaft zu verstehen ist, so 

3* 
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dass die Gesetzgebung von der Aufnahmszusicherung Notiz 
nimmt. Die Zusicherung der Heimatrechtsverleihung ist einem 
praktischen Bedürfnisse entsprungen. Nact §. 2 H. Gr. soll jeder 
Staatsbürger in einer Gemeinde heimatberechtigt sein, ein 
Grundsatz, der in Oesterreich übrigens seit jeher factische 
Geltung hatte.*) Da jedoch nach demselben Paragraphen (und 
hiemit stimmt §. 33 des Gemeindegesetzes von 1859 und die 
Ministerial Verordnung vom 7. März 1850, ß. 116 überein) nur 
Staatsbürger das Heimatrecht erwerben können, so ergeben 
sich bei der Naturalisirung von Ausländern Schwierigkeiten. 
Bevor sie die österreichische Staatsbürgerschaft erlangen, 
können sie die Heimatberechtigung in einer österreichischen 
Gemeinde nicht erwerben. Sobald sie aber naturalisirt sind, 
hängt ihre Aufnahme in den Heimatverband einer Gemeinde von 
dem freien Willen der letzteren ab, und sie sind, insolange die 
Gemeinde sie nicht aufnehmen will — falls sie nicht nach 
§. 10 H. G. eine Amtsheimat erlangen — , heimatlos, was der 
Intention des §. 2 H. G. widerspricht. Um diesen Schwierigkeiten 
zu begegnen, hat die ministerielle Praxis dazu geführt 3), von 



sind die diesbezüglichen Personen Unbestrittenermassen Ausländer, einerlei, 
welchem fremden Staate sie angehören, nnd ob sie vielleicht (im völkerrecht- 
lichen Sinne des Wortes) heimatlos sind. Insofern aber §. 5 an Personen denkt, 
deren österreichische Staatsbürgerschaft nicht nachweisbar ist, die also 
möglicherweise österreichische Staatsbürger sind, ist die gesetzliche Be- 
stimmung cum grano salis aufzufassen. Denn diese Personen erwerben nur in 
dem Falle, als sie wirklich Ausländer sind, den Zusicher nngsanspruch. Sind 
sie aber Oesterreicher , so erwerben sie sofort den Heimatrechtstitel. Nur vom 
Standpunkte der Verwaltung sind sie im Sinne des §.5 c i t. bis zum Nach- 
weise des Gegentheiles als Ausländer anzusehen. Die Praxis präsumirt freilich 
oft genug die Österreichische Staatsbürgerschaft. Vgl. Earminski, a.a.O. 
S. 23, ferner S. 46 ff. (§. 24 der Triester Verfassung, auf den sich K a r m i n s k i, S. 23, 
mit Unrecht beruft, ist nichts anderes als eine Wiederholung des durch die spätere 
Heimatgesetzgebung abgeänderten §. 18 des provisorischen Gemeindegesetzes. 
Die österreichische Staatsbürgerschaft des Fremden war eine conditio tacita für 
die Anwendung des §. 18. Vgl. Ministerialverordnung vom 7. März 1850, Nr. 116 
R.G.Bl. in Verbindung mit §. 19 prov. G. G.) — Zu den Ausländem gehören auch 
die sogenannten ünterthanen de facto. Vgl. Karminski, a.a.O. S. 117ff. ; 
Vesque v. Püttlingen, a. a. 0., 2. Aufl., S.47ff ; Lentner imOest. St. W. B., 
Bd. II, S. 1036 ff.; Strisower, ebendaselbst, II, S. 419. 

*) Vgl. S wieceny, a. a. 0. S. 26 f.; Jegierek, a. a. 0. S. 1. 

») Verordng. d. Min. d. Innern v. 30. Aug. 1850, Z. 18.515 (Nr. 63 L. G. 6l. 
f. N. Oest.) ; Statth. Erl. vom 12. Dee. 1850, Z. 25.922, Nr. 110 L. G. Bl. f. N.-Oest. ; 
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dem die Naturalisation nachsuchenden Ausländer den Nachweis 
zu fordern, dass ihm eine inländische Gemeinde die Aufiiahme 
in den Heimatverband für den Fall der Erlangung der öster- 
reichischen Staatsbürgerschaft zugesichert habe. Juristisch ist 
diese Zusicherung nichts anderes als eine Willenserklärung der 
Gemeinde, des Inhalts, Jemanden in einem bestimmten Falle in 
den Heimatverband der Gemeinde aufnehmen zu wollen. Ob 
diese Erklärung, wenn sie einmal einem Auslander gegenüber 
in rechtsverbindlicher Form abgegeben worden ist, widerruflich 
ist, könnte bei dem Mangel einer positiven Vorschrift fraglich 
sein.*) Das praktische Bedürfniss spricht jedenfalls dafür, trotz 
der unsicheren Rechtsbasis die Unwiderruflichkeit anzunehmen, 
weil sonst der Werth der Heimatzusicherüng in Frage gestellt 
und die im Hinblick auf die angestrebte Naturalisirung ab- 
gegebene Zusicherungserklärung eine Irreführung der Staats- 
behörden wäre. Keinesfalls geht es aber an, wie dies mitunter' 
geschieht ^) , in der Aufnahm szusicherung eine bedingte 
Heimatrechtsverleihung zu erblicken und anzunehmen,' 
dass sofort mit der Verleihung der österreichischen Staatsbürger-^ 
Schaft das 8uh cowtZiWowe erworbene Heimatrecht sich in ein 
unbedingtes verwandle. Diese Ansicht wird lediglich auf §. 2H. G. 
gestützt. §. 2 sagt nun allerdings, dass jeder Staatsbürger in 
einer Gemeinde heimatberechtigt sein soll, nicht aber, dass er 
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Min. Erl. v. 19. Dec. 1851, Z 26.508, v. 25. Jänner 1854, Z. 1374, v. 28.Dec. 1856, 
Z. 27.123, nndv. 6.Dec.l876, Z. 16.124. Vgl. Swieceny, a.a.O. S.33; Arailza 
Das österreichische Heimatrecht , S. 6 f. ; Jegierek, a. a. 0. S. 62; Greller^ 
Gesetze und Verordnungen über Heimatrecht, 1897, S. 26; Milner, Die öster- 
reichische Staatsbürgerschaft, S. 19; Karmins ki, a. a. 0; S. 34 f. ; Zeitschr. f. 
Verw., 1877, S.27. Unrichtig Groedel, a. a. 0. S. 24. 

*) Vgl. den Bechtsfall in der Zeitschr. f. Verw., 1895, S.6f. (Min.Entsch. 
V.21.N0V. 1894, Z. 24.271.) 

y) Vgl. PraÄak, a.a.O., l, S. 106, 119 f., III, S. 18 und im österr. 
St.W. B. , II, S, 1069; El od ig im österr. St. W. B., IT, S. 74. Aehnlich das 
Ministerium in der in der vorigen Note bezogenen Entscheidung. Doch heisst 
es dort nur : „Die Zusicherung der Aufnahme in den Heimatverband für den Fäll 
der Verleihung der österreichischen Staatsbürgerschaft, kommt der Verleihung 
des Heimatrechtes unter einer den gesetzlichen Folgen des Heimatrechtes nicht 
abträglichen, daher zulässigen Bedingung, deren Erfüllung von dem Willen der 
Gemeinde unabhängig ist, gleich.'' Damit scheint das Ministerium nur sagen 
zu wollen, dass eine solche Zusicherung gleich einer bedingten Aufnahme 
sofort rechtsverbindlich ist. 
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es noth wendigerweise ist. Weil jeder Staatsbürger in einer 
Gemeinde beimatberechtigt sein soll, sorgt die Regierung dafür, 
dass der Ausländer im Falle der Naturalisirnng einen Anspruch 
auf ein Heimatrecht in dem Falle erlange, wenn ihm die Staats- 
bürgerschaft verliehen wird. Diesen Anspruch muss er aber 
geltend machen, um das Heimatrecht thatsächlich zu erwerben. 
Man darf nicht unberücksichtigt lassen, dass der Staat trotz 
§. 2 H. Gi selbständig darüber entscheidet, wen er in den öster- 
reichischen Staatsverband aufnehmen will, und dass er daher 
berechtigt ist, auch ohne Beibringung einer Aufiiahmszusiche- 
yung die österreichische Staatsbürgerschaft zu verleihen. *) Thut 
^r dies, dann wird freilich dem Postulate des §. 2 H. G. nicht 
entsprochen. Allein hieraus folgt nicht, dass das Staatsbürger- 
recht nicht giltig erworben ist, sondern dass das Heimatgesetz 
selbst eine Lücke aufweist. Die bekämpfte Auffassung ist aber 
auch schon deshalb unannehmbar, weil die Gemeinde Ausländern 
nicht einmal ein bedingtes Heimatrecht verleihen kann. Nur 
Staatsbürger können das Heimatrecht in einer Gemeinde 
erwerben. Wenn daher Jemandem das Heimatrecht verliehen 
wird, so geht die conditio iuris nicht dahin^ dass er erst dann 
heimatberechtigt werden wird^ wenn er die österreichische 
Staatsbürgerschaft erlangt, sondern dass er nur dann heimat- 
berechtigt ist, wenn er auch österreichischer Staatsbürger ist. 
Ist er letzteres im Zeitpunkte der Heimatrechtsverleihung nicht, 
dann ist der Verleihungsact unwirksam und kann nicht durch 
nachträgliche Erwerbung der Staatsbürgerschaft wirksam 
werden.') Nichts steht im Wege, sich die Aufnahmszusicherung 
seitens zweier oder mehrerer Gemeinden zu erwirken. Nur 
mehrere Heimatberechtigungen dürfen nicht bei einer 
Person zusammentreffen. Hieraus folgt aber, dass nach der Er- 



^) Ansdrücklich ist dies ausgesprochen im Min. Erl. v. 22. Jänner 1886, 
Z. 18.107 ex 1885; Zeitechr. f: Verw., 1886, S. 72 (Karmins ki, a. a. 0. S.35 f. 
und 48), ferner in der Erklärang des Regierangsvertreters in der Sitznng des 
Abgeordneteahauses vom 26. October 1896. (Sten.-Prot. XI. S. S. 26.744.) 

') Vgl. übrigens den Wortlaut der Anfnahmszusieberungs- Erklärung im 
Min. Erl. v. 6. Dec. 1876, Z. 16.124: „Dass die Gemeinde dem N. N. die Aufnahme 
in den Gemeindeverband für den Fall zusichert, als derselbe die österreichische 
Staatsbürgerschaft erlangt haben wird." Die Zusicherung der Aufnahme ist 
bedingt, nicht die Aufnahme selbst. Tritt die Bedingung (Erwerb der Staats- 
bürgerschaft) ein, so kann von der Aufnahmszusicherung Gebrauch gemacht werden. 
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werburg der österreichischen Staatsbürgerschaft nur von e i n e i- 
der erlangten Aufnahmszusicherungen Gebrauch gemacht werden 
kann. Würden diese Auftiahmszusicherungen sofort nach Er- 
langung der Staatsbürgerschaft ein Heimatrecht gewähren, so 
würde der Grundsatz des Gesetzes, dass jeder Staatsbürger nur 
in einer Gemeinde heimatberechtigt sein soll, vereitelt werden. 
Wir müssen somit daran festhalten, dass die Aufnahmszusiche- 
rung blos den Titel zum Heimatrechte gewährt, und dass zur 
Erwerbung des Heimatrechtes noch die der Aufnahmszusicherung 
entsprechende ausdrückliche Aufnahme in den Geraeindeverband 
hinzutreten muss, sobald das Hinderniss für die Heimat- 

• • • 

rechtsverleihung, der Mangel der österreichischen Staatsbürger- 
schaft, weggefallen ist. Wenn und insoweit die Praxis von einer 
solchen ausdrücklichen Aufnahme absieht, steht sie mit dem 
Heimatgesetze nicht im Einklänge.®) 

Da nun durch die Novelle ein auf Ersitzung beruhender 
Heimatrechtstitel eingeführt wird, so hätte die Gesetzgebung 
nicht nöthig gehabt, von jenen Ausländern, bei denen die Vor- 
aussetzungen der Ersitzung zutreffen, noch die Erwerbung eines 
anderen Heimatrechtstitels (der Aufnahmszusicherung) zu ver- 
langen. Es hätte genügt, jenen Ausländern, die den zehnjährigen 
Ersitzungsaufenthalt vollendet haben, einen (selbstverständlich 
von der Erlangung der österreichischen Staatsbürgerschaft ab- 
hängigen) Heimatrechtstitel zu gewähren.«) Die Gefahr, dass 
der naturalisirte Ausländer heimatlos dastehen werde, wäre in 
einem solchen Falle nicht grösser gewesen, als im Falle der Er- 
sitzung des Zusicherungsanspruches. Statt dessen hat die No- 
velle einen eigen thümlichen Umweg eingeschlagen, indem sie 



^) AUerdings spriclit aber für ^ine solche Praxis de lege ferenda die 
Erwägung, dass der Einzelne sonst erst gezwungen werden müsste, von der 
Anfnahmsznsicbening Gebranch zu machen. — Vgl. auch § 7 des Wiener Statuta. 

•) Vgl. Art. 9, Abs. I des bayer. H. G. — Abs. IV des Art. 9 lautet : „Bestehen 
in einem nicht zum Deutschen Reiche gehörigen Staate Bestimmungen, welche 
die Erwerbung des Heimatrechtes dortselbst den Angehörigen des bayerischen 
Staates mehr erschweren, als es durch gegenwärtiges Gesetz Ausländem gegen- 
über geschieht, so können auf dem Wege der Verordnung die Angehörigen eines 
solchen Staates denselben Beschränkungen urterworfen werden." Das österreichische 
Gesetz enthält einen ähnlichen Reciprocitätsvorbehalt nicht. Uebrigens hat auch 
die bayerische Staatsregierung von ihrer Befugniss bisher keinen Gebrauch ge- 
macht. (Proebst, Das bayerische Gesetz über Heimat u. s. w., 3. Aufl., S. 83.) 
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sich, wie erwähnt, für die Ersitzung des Zusicherungsanspruehes 
entschieden hat. Wenn ein Ausländer den Ersitzungsaufenthalt 
vollendet hat, so hat er sich demnach zunächst an die Aufent- 
haltsgemeinde zu wenden, welche verpflichtet ist, ihm die 
Aufnahme in den Heimatverband zuzusichern. Dann erst 
kann er die nöthigen Schritte wegen Erlangung der öster- 
reichischen Staatsbürgerschaft thun. Ist er naturalisirt, so muss 
er sich wiederum an die Gemeinde wegen Verleihung des ihm 
bereits zugesicherten Heimatrechtes wenden. Berücksichtigt man, 
dass gegen die Verweigerung der Aufnahmszusicherung nach 
§. 6 Nov. die Berufung an die politische Behörde zulässig ist, 
ja dass sogar im Falle der Sänmigkeit der Gemeinde die poli- 
tische Behörde die Zusicherung in den Heimatverband selbst 
ertheilen kann ^°), so sieht man, wie umständlich, aber auch wie 
überflüssig das heimatrechtliche Verfahren ist, welches der Natu- 
ralisation eines Ausländers vorhergeht. 

Uebrigens muss auf die eigenthümliche Passung des §. 5, 
2. Satz der Novelle hingewiesen werden, welcher lautet: „Die 
Aufnahme wird jedoch erst dann wirksam, wenn die Betreffen- 
den das österreichische Staatsbürgerrecht, erlangt haben." Diese 
Textirung würde für die früher erwähnte Auffassung sprechen, 
dass die Aufnahmszusicherung einer bedingten Au&ahme in den 
Heimatverband gleichkommt. Indessen dürfte diese Textirung 
für sich allein nicht ausreichen, um jener Auffassung eine ge- 
setzliche Grundlage zu geben, zumal wenn berücksichtigt wird, 
dass sich das österreichische Gesetz hiebei offenbar an die 
Fassung des Schlusssatzes des Art. 9, Abs. I des bayerischen 
Heimatgesetzes angelehnt, dabei aber übersehen hat, dass 
letzteres den Ausländer nicht den Anspruch auf die Aufhahms- 
zusicherung, sondern den Heimatrechtstitel selbst ersitzen lässt. 

Wie erwähnt, kann es vorkommen, dass Jemand natura- 
lisirt wird, ohne die Aufnahmszusicherung einer österreichischen 
Gemeinde beigebracht zu haben. Ferner kann es vorkommen, 
dass er eine Aufnahmszusicherung von einer anderen als der 
Aufenthaltsgemeinde beibringt. Das Recht, Aufnahmszusiche- 
rungen zu ertheilen, steht ja den Gemeinden auch dann zu, 



^°) Die politische Behörde ertheilt die Zusicherung, dass die Gemeinde 
Jemanden in ihren Heimatverband aufnehmen wird! 



41 

wenn sie hiezu nicht gesetzlicli verpflichtet sind.^^) Es ist 
daher auch möglich, dass Jemand in dem Augenblicke, in welchem 
er österreichischer Staatsbürger wird, den zur Ersitzung des 
Heimatrechtstitels fuhrenden zehnjährigen Aufenthalt in einer 
österreichischen Gemeinde zwar begonnen, aber noch nicht voll- 
endet hat, so zwar, dasa er bei Ablauf des Decenniums wohl 
Staatsbürger ist, es aber nicht auch während des ganzen 
Decenniums war. Dieser Umstand steht der Erwerbung des 
Heimatrechtstitels nicht im Wege. Denn das Gesetz fordert 
nur Staatsbürgerschaft in jenem Augenblicke, in welchem der 
Heimätrechtstitel geltend gemacht wird, aber nicht während der 
ganzen Dauer des Ersitzungsaufenthaltes. ^^) Nach Ablauf des 
Decenniums kann sogar jene Gemeinde, welche, ohne hiezu ver- 
pflichtet gewesen zusein, den naturalisirten Ausländer in ihren 
Heimätverband aufgenommen hat, den ihr nach §. 3 Nov. zu- 
stehenden Anspruch geltend machen. 

II. Sehen wir von dem soeben erörterten Falle ab, in 
welchem die Ersitzung lediglich zu einem Ansprüche auf die 
Aufnahmszusicherung führt, so erübrigen als Ersitzungssubjecte 
nur österreichische Staatsbürger. Diese sollen nach §. 2 H. G. 
in einer österreichischen Gemeinde bereits heimatberechtigt sein. 
Da es aber der Praxis nicht so sehr darauf ankommt, dass 
Jemand ein Heimatrecht besitzt, als dass dieses letztere auch 
bekannt ist, so werden diejenigen Staatsbürger, die eine unbe- 
kannte Heimat haben, geradezu als „heimatlos" i') bezeichnet 
und behandelt. Auch Heimatlose können (wie im §. 3 Nov. 
übrigens implicite ausgesprochen ist) einen Heimatrechtstitel 



^^) Vgl. §§. 7 und 9 der Heimatrechts-Novelle. In demselben Sinne , in 
welchem §. 9 von einer „freiwilligen Anf nähme ** spricht, kann man auch von 
einer „freiwilligen Aufoahmszusicherung^ sprechen. 

^*) Ja selbst wenn Jemand erst nach Ablanf des Decenniums (ohne oder 
mit anderweitiger Aufnahmszusicherung) österreichischer Staatsbürger geworden 
ist, kann er den Heimatrechtstitel (bis zn dessen Verjährung nach §.4) geltend 
machen. Denn er kann als österreichischer Staatsbürger nicht schlechter gestellt 
sein, aliä zu jener Zeit, wo er sich als Ausländer durch Geltendmachung des Er- 
sitzungsanspruches das Heimatrecht in der Gemeinde für den Fall der Erlangung 
der Staatsbürgerschaft hätte sichern können. 

^') Dieser Ausdruck findet sich schon im §.51 des Gemeindegesetzes von 
1859. Das provisorische Gemeindegesetz (§. 18) und die städtischen Statute 
sprechen von „Personen, deren Zuständigkeit nicht erweislich ist**. 
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ersitzen. Ja gerade hier ist die Ersitzung praktisch von be- 
besonderem Werthe, da sie eine Endigung des heimatlosen Zu- 
standes in Aussicht stellt. Die Ersitzung des Heimatrechtstitels 
wird hoffentlich zu einer erheblichen Verminderung der Heimat- 
losigkeitsziffer fuhren. Ist es mithin vollkommen einleuchtend, 
dass die Novelle die Heimatlosen nicht schlechter gestellt hat, 
als die Staatsbürger bekannter Heimat, so ist andererseits die 
Frage berechtigt, ob sie sie nicht hätte noch besser stellen sollen. 
Nach bayerischem Rechte (Art. 10) ersitzt der Heimatlose nicht 
den Heimatrechtstitel, sondern geradezu die Heimat. Durch diese 
Bestimmung wird die Heimatlosigkeit ihrem Ende früher und 
sicherer zugeführt, als wenn es von dem Willen des Heimat- 
losen abhängt, ob und wann er von dem erworbenen Heimat- 
rechtstitel Grebrauch machen will, i*) Allein dieselben Gründe, 
aus welchen die Ersitzung des Heimatrechtstitels jener des 
Heimatreehtes selbst vorzuziehen ist, treffen auch hier zu. Hin- 
sichtlich der Heimatverhältnisse eines Individuums soll volle 
Klarheit herrschen, und diese wird gefährdet, wenn man ge- 
wissen f actischen Momenten, deren Nachweis in einem späteren 
Zeitpunkte nicht immer leicht ist, die Wirkung beilegt, dass 
sie ipso iure ein Heimatrecht schaffen. Auch die Frage könnte 
de lege ferenda discutirt werden , ob nicht zu Grünsten der 
Heimatlosen die Aufenthaltsfrist abzukürzen wäre. Gewiss 
wäre es wünschenswerth, dass d«r Zustand der Heimatlosigkeit 
möglichst bald beseitigt werde. Ist der Zeitraum von zehn 
Jahren schon in normalen Verhältnissen ein überaus langer, so 
ist er es umsomehr, wenn ein Heimatloser ihn überdauern soll. 
Indessen halten wir eine nur den Heimatlosen zu Liebe vorzu- 
nehmende Abkürzung der Frist deshalb nicht für angezeigt, 
weil die Heimatlosigkeit ja doch eigentlich kein dem Individuum 
anhaftender Status ist, sondern blos die Thatsache ausdrückt, 
dass der heimatrechtliche Status des Betreffenden von der Be- 
hörde nicht ermittelt werden kann. Strenge genommen, wird 



^^) Das bayerische Gesetz verfolgte übrigens mit dem Art. 10 den beson- 
deren Zweck, den Angehörigen der übrigen deutschen Bundesstaaten, welche anf 
Grund des Gesetzes über die Erwerbung und den Verlust der Bundes- und Staats- 
angehörigkeit vom 1. Juni 1870 die Aufnahme in den bayerischen Staatsverband 
ohne Heimaterwerb erlangten, mit der Zeit eine Heimat in Bayern zu ver- 
schaffen (Proebst, a. a. 0. S. 4). 
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Derjenige, der eine Heimat hat, dadurch nicht heimatlos, dass 
diese nicht erweislich wird. So lange er im gesetzlichen Sinne 
„heimatlos^ ist, ist immei* noch die Möglichkeit vorhanden, dass 
das ihm zustehende Heimatrecht ausgemittelt wird. Erst dann, 
wenn er eine neue Heittiat erwirbt, ist sein früheres, nicht be- 
kannt gewordenes Heimatrecht definitiv erloschen. Warum soll 
aber das nicht bekannte Heimatrecht, welches immer noch 
entdeckt werden kann, rücksichtlich seiner Veränderung anderen 
Grundsätzen unterliegen, als die erweisliche Heimat? Und wie 
käme die Aufenthaltsgemeinde dazu. Personen deshalb früher 
in ihren Heimatverband aufnehmen zu müssen, weil sie sich 
über ein anderweitiges Heimatrecht nicht ausweisen können? 
Nichtsdestoweniger glauben wir, dass der mehrjährige 
Aufenthalt in einer Gemeinde gerade bei Heimatlosen von 
grösserer juristischer Relevanz sein sollte, als bei Personen 
mit erweislicher Heimat. Nur hätte sich diese Relevanz in der 
Zuweisung der Heimatlosen zur Aufenthaltsgemeinde zu 
äussern: §.19 H. G. stellt die Regel darüber auf, welcher Ge- 
meinde ein Heimatloser insolange zuzuweisen ist, als sein bis- 
heriges H^imatrecht nicht ausgemittelt und ein neues nicht er- 
worben worden ist, und legt dabei auch auf den Aufenthalt in 
der Gemeinde Gewicht; Allein in erster Linie trifft das Schicksal 
der Zuweisung doch diejenige Gemeinde, in welcher sich die 
Heimatlosen zur Zeit ihrer Abstellung zum Militär oder ihres 
freiwilligen Eintrittes in dasselbe befunden haben. Mögen seit 
ihrer militärischen Dienstzeit auch Jahrzehnte verstrichen sein^ 
mögen sie sich mittlerweile dauernd in einer anderen Gemeinde 
niedergelassen haben : die Stellungs-, beziehungsweise Eintritts- 
gemeinde ist einzig und allein zur Uebernahme der Heimatlosen 
verpflichtet, und sie ist es selbst in dem Falle, wenn der Heimat- 
lose einen Heimatrechtstitel auf Grund der Novelle Er- 
worben, von demselben aber nicht Gebrauch gemacht hat. ^'^j 
Es wäre hoch an der Zeit, dass diese (der älteren Gesetzgebung 
unbekannte) Bestimmung des Heimatgesetzes, deren Bequemlich- 
keit für die Heimatbehörde allerdings nicht verkannt werden 



^^) Wenn der Stellungsgemeinde eine einen anderweitigen Heimatrechts- 
titel besitzende Person zugewiesen worden ist, so wird diese Gemeinde durch die 
Zuweisung zur Geltendmachung des Anspruches nach §. 8 Nov. legitimirt. 



44 

kann, beseitigt wird^*), und dass demnach die im Punkte 2 des 
§. 19 H. G. erwähnte Gemeinde in die erste Stelle vorrückt. Es 
ist dies jene Gemeinde, in welchen sich die Heimatlosen vor dem 
Zeitpunkte des in Frage gekomm^en Heimatrechtes am längsten, 
wenigstens aber ein halbes Jahr ununterbrochen und bei gleichem 
Aufenthalte in zwei oder mehreren Gemeinden zuletzt nicht 
unfreiwillig aufgehalten haben. Das Gesetz legt hier^^) auf die 
Dauer des Aufenthaltes das Hauptgewicht, und erst bei gleicher 
Dauer entscheidet es sich für den späteren Aufenthalt. Auch 
hier ist es möglich, dass eine andere Gemeinde übemahmspflichtig 
wird, als jene, gegen welche sich der Heimatrechtstitel des 
Heimatlosen richtet. Gesetzt : ein österreichischer Staatsbürger, 
der kein selbständiges Heimatrecht erworben hat, dessen bei der 
Geburt erworbenes Heimatrecht unbekeuint ist und der niemals 
beim Militär gedient hat, hat sich nach erlangter Eigenberech- 
tigung fünfzehn Jahre in der Gemeinde A und sodann zehn 
Jahre in der Gemeinde B aufgehalten. Von der Gemeinde B 
könnte er, wofern er wollte, die Aufnahme in den Heimatverband 
nach der Novelle verlangen. Kommt aber sein Heimatrecht in 
Frage, so muss er nach §. 19, Z. 2 H. G. der Gemeinde A, welche 
nicht verpflichtet ist, ihm über Verlangen das Heimatrecht zu 
ertheilen, zugewiesen werden, und diese Gemeinde müsste erst, 
um sich seiner wiederum zu entledigen, die Verleihung des 
Heimatrechtes in der Gemeinde B nachsuchen. Diese Inconve- 
nienz wäre entschieden zu beseitigen. Allein dabei sollte man 
nach unserer Ansicht nicht ^stehen bleiben. Man sollte überhaupt 

^'^) §. 19, Z. 1 H. G. hängt mit den Bestimmtingen über die Heeresergänzong 
zusammen. Die Assen tirung einer Person erfolgt auf Rechnung und somit zu 
Gunsten des Stellungsbezirkes. Daher soll auch dieser (§. 27 H. G.) die Last der 
Armen Versorgung tragen. Eine solche Auffassung hält ernster Kritik wohl nicht 
Stand. Der Vortheil des Stellungsbezirkes, welcher in der Zählung des Heimat- 
losen auf das für die stellungsbezirksweise Repartition des Recrutenbedarfes an- 
rechnungsfähige Stellungsergebniss (§. 124 Wehrvorschriften, I.Theil) gelegen ist, 
einerseits und die Armenversorgungslast andererseits sind incommensurabel. Die 
ausgleichende Gerechtigkeit, die der Gesetzgeber üben wollte, wird darum auch 
in der Praxis nicht als solche empfunden. 

1^) Gleich dem Hofdecrete vom 30. August 1820, Z. 12.170 P. G. S., 48. Bd., 
S. 110. Anders §. 18 prov. G. G. und die städtischen Statute. Dem österreichischen 
Rechte ähnlich ist das bayerische, welches jedoch (Art. 15 b des bayer. H. G.) nur 
den Aufenthalt innerhalb der den Heimatrecherchen unmittelbar vorausgehenden 
fünf Jahre releviren lässt. 
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den späteren Aufenthalt, auch wenn er nicht zehn Jahre an- 
gedauert hat, mehr in's Gewicht fallen lassen, als den früheren. 
Die Rolle, die der frühere Aufenthalt im Leben des Heimatlosen 
gespielt hat, verblasst ja mit der Zeit immer mehr. Es wäre 
vielleicht am angemessensten, hiebei eine Unterscheidung je nach 
der Dauer des Aufenthaltes, etwa in folgender Weise, zu machen : 
Hat sich der Heimatlose nirgends länger als drei Jahre auf- 
gehalten, so bleibt es bei der bisherigen Bestimmung. Es ent- 
scheidet derjenige Aufenthalt, welcher länger als ein halbes 
Jahr gedauert hat, und bei gleicher Dauer der spätere Aufent- 
halt. Lässt sich aber constatiren, dass sich der Heimatlose 
länger als drei Jahre in einer Gremeinde aufgehalten hat, so ist 
diese und, falls hiebei zwischen mehreren Gemeinden zu ent- 
scheiden wäre, jene Gemeinde die Zuweisungsgemeinde, in welcher 
er sich zuletzt mehr als drei Jahre aufgehalten hat. In eventum 
könnte es bei der Zuweisung nach Z. 3 oder 4 des §. 19 H. G. 
verbleiben. 

III. Das Heimatrecht ist entweder ein selbständig erwor- 
benes oder ein vom Ascendenten oder Ehemanne abgeleitetes 
Heimatrecht. Es fragt sich, ob dieser Unterschied auch für die 
heimat rechtliche Ersitzung von Bedeutung ist. Zweifelsohne 
können den Heimatrechtstitel Personen ersitzen, die ihre Heimat 
familienrechtlich von einem Anderen ableiten. Auf die Ein- 
dämmung der abgeleiteten Heimatrechte hat es ja die Novelle 
geradezu abgesehen. Durch Geltendmachung der im Ersitzungs- 
wege erworbenen Heimatrechtstitel soll sich das Verhältniss 
zwischen den selbständig erworbenen und den von Anderen 
überkommenen Heimatrechten zu Gunsten der ersteren ver- 
schieben. Der Uebelstand, dass sich Heimatrechte, mögen auch 
ihre thatsächlichen Grundlagen längst weggefallen sein, von 
Generation zu Generation fortpflanzen, soll möglichst beseitigt 
werden. Dabei macht es, wie wir glauben, auch keinen Unter- 
schied , ob das Heimatrecht vom Parens (vom ehelichen. Vater 
oder der unehelichen Mutter) oder aber vom Ehemanne abgeleitet 
wird, wofern nur die heimatrechtliche Abhängigkeit vom 
Parens und Ehegatten aufgehört hat, ein Punkt, auf den wir 
noch zurückkommen werden. 

Weniger dringend war das Bedürfniss, auch selbständig 
erworbene Heimatrechte durch die Ersitzung beeinflussen zu 
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lassen. Indessen müssen wir lege non dütinguetUe annehmen, 
dass auch Personen, die ein Heimatrecht selbständig erworben 
haben, einen neuen Heimatrechtstitel ersitzen können. Im Ein- 
zelnen werden wir aber doch anterscheiden müssen, ob das 
Heimatrecht des Ersitzungssubjectes auf einer ausdrücklichen 
Aufiiahme in den 6emeindeverband beruht oder auf den Antritt 
eines der unter §. 10 H. Gr. (beziehungsweise §. 10 der Novelle) 
fallenden Aemter zurückzuführen ist. Die durch ausdrückliche 
Aufiiahme erworbene Heimat hindert die Erwerbung eines neuen 
Heimatrechtstitels im Ersitzungswege gewiss nicht, mag die 
Verleihung des Heimatrechtes von der Gemeinde seinerzeit aus 
freien Stücken oder aber selbst in Anerkennung eines ersessenen 
Titels erfolgt sein. Ebenso werden Personen, die eine Amts- 
heimat erworben haben, einen neuen Heimatrechtstitel ersitzen 
können, wenn sie das Amt, welchem sie ihre bisherige Heimat 
verdanken, nicht mehr versehen. Fraglich ist nur, ob sie 
während der Dauer ihres Amtsverhältnisses der 
lieimatrechtlichen Ersitzung fähig sind. §. 10 der Novelle sagt 
übereinstimmend mit §. 10 des Heimatgesetzes vom Jahre 1863 
und mit §. 42 des Gemeindegesetzes von 1859^®), dass die da- 
selbst genannten Beamten, Diener, Geistlichen und Lehrpersonen 
mit dem Antritte ihres Amtes das Heimatrecht in der 
Gemeinde erlangen, in welcher denselben ihr ständiger Amts- 
sitz angewiesen wurde. Das Gesetz trifft also nur eine Be- 
stimmung für den Heimatrechts e r w e r b , sagt aber nicht, dass 
(las Heimatrecht des Beamten, Dieners etc. während der Dauer 
des Amtsverhältnisses keiner Veränderung fähig ist. Vergleicht 
man hiemit den §. 13 des provisorischen Gemeindegesetzes von 
1849 1®), welcher lautet: „Staatsdiener, Officiere, die mit Officiers- 
rang Angestellten, Geistliche und öffentliche Lehrer sind An- 
gehörige jener Gemeinde, in welcher ihre Stelle ihnen den 
ständigen Aufenthalt anweiset", so liegt der Schluss nahe, dass 
seit dem Jahre 1859 die einmal erworbene Amtsheimat jeder- 
zeit, und zwar insbesondere auch, insolange die Gründe, die zu 
ihrer Erwerbung geführt haben, nicht weggefallen sind, ver- 
änderlich ist. In diesem Sinne hat auch das Ministerium einmal 



**) Ebenso Art. 2 des bayerischen Gesetzes. 
") Für die ältere Zeit vgl. Swieceny, S. 20. 
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ausgesprochen , dass der Bestand eines Heimatrechtes nach 
§. 10 H. G. die Erwerbung des Heimatrechtes nach §. 8 nicht 
hindert, und dass durch ausdrückliche Aufnahme in den Heimat- 
verband einer anderen Gremeinde das nach §. 10 erworbene 
Heimatrecht erlischt, ^o) Diese Ansicht halten wir jedoch für 
uni'ichtig. Zunächst erscheint es uns völlig ausgeschlossen, dass 
der Gesetzgeber im Jahre 1859 den Rechtszustand in bewusster 
Weise dahin ändern wollte, dass die Bekleidung eines Amtes 
in Hinkunft blos die Erwerbung, aber nicht die Beibehaltung 
der Heimat in der Gemeinde des ständigen Amtssitzes zur Folge 
haben soll. Interessant ist es, diesfalls die Bestimmungen der 
Gemeindestatute heranzuziehen, welche noch unter der Geltung 
des provisorischen Gemeindegesetzes erlassen worden sind. In 
denselben heisst es: „Hof-, Reichs-, Landes- und Gemeinde- 
beamte . . . werden mit ihren Gattinnen und mit den unter 
ihrer väterlichen Gewalt stehenden Kindern Angehörige der 
Stadtgemeinde . . ., wenn ihnen ihre Stelle daselbst den 
ständigen Aufenthalt anweiset." ^i) Schon hier sind also die 
Worte des Gemeindegesetzes „sind Angehörige" in „werden 
Angehörige" verwandelt. Sicherlich war aber mit dieser Aen- 
derung eine materielle Abweichung vom Gemeindegesetze nicht 
beabsichtigt. Die Statuten erweiterten die Amtsheiraat, in- 
dem sie diese auch Hof-, Landes- und Gemeindebeamten ein- 
räumten. Eine Einschränkung der Amtsheimat wollten sie 
gewiss nicht herbeiführen. Besonders klar ergibt sich dies aus 
dem von den anderen mehrfach abweichenden Triester Statute. 
Dieses unterscheidet Gemeindeangehörige, die es schon „der- 
malen", das ist im Zeitpunkte des Inkrafttretens des Statutes 
sind, und solche, die es in der Folge werden. Dermalen sind 
Angehörige von Triest unter anderem (§. 8, lit. cj, Z. 2) „Staats- 
diener und bleibend angestellte Gemeindebeamte — auch wenn 
sie aus dieser Kategorie in den zeitlichen oder bleibenden 
Ruhestand übergetreten sind, — Officiere, Geistliche und öffent- 



") Min. Z. 15.559 ex 1867; Je gier ek, a. a. 0. S.63. 

^^) Der böhmische Text des Prager und Reichenberger Statutes stimmt 
übrigens mit dem deutschen nicht vollständig überein, sondern lautet derart, als 
ob der deutsche Text sagen würde : „Hof-, Beichs- und Landesbeamte ...werden 
. . . Angehörige der Stadt . . . sein, wenn ihnen ihre Stelle daselbst den stän- 
digen Aufenthalt anweiset" („pf'isluseti budou^J. 
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liehe Lehrer". Diese Personen sind also Angehörige von Triest 
kraft: ihres Amtes. Ja sie sind es selbst dann, wenn sie bereits 
pensionirt sind, das Amt somit nicht mehr versehen. In der 
Folge wird die Angehörigkeit unter Anderem durch persönliche 
Verhältnisse erworben. §. 12 sagt in dieser Beziehung: „Staats- 
diener, Officiere, Geistliche, öffentliche Lehrer werden auch 
in der Folge Angehörige von Triest, wenn ihre Stelle ihnen 
den ständigen Aufenthalt daselbst anweiset." Hieraus geht 
hervor, dass auch in der Folge dieselben Grundsätze gelten 
sollen wie dermalen, und dass daher dem Worte „werden" 
nicht die Bedeutung beizulegen ist, dass das Amt blos den 
Heimatrechtserwerb nach sich zieht, ohne dauernd mit der 
Heimat verknüpft zu sein. Die von dem Gemeindegesetze ab- 
weichende Textirung der Statute ist darauf zurückzuführen, 
dass die Letzteren den bezüglichen Bestimmungen den allge- 
meinen Satz vorausschicken : „In der Folge wird die Gemeinde- 
angehörigkeit erworben 1. durch Geburt, 2. durch Aufnahme 
in den Gemeindeverband und 3. durch besondere persönliche 
Verhältnisse", und infolge dessen nur von dem Erwerbe der 
Amtsheimat und nicht auch von deren Beibehaltung zu sprechen 
Anlass finden. Das Gemeindegesetz des Jahres 1859 und die 
späteren Gesetze haben sich in dieser Richtung den Gemeinde- 
statuten angeschlossen und gleichfalls nur vom Erwerbe der 
Amtsheimat gehandelt, und so vermissen wir gegenwärtig eine 
Bestimmung über die Beibehaltung der Amtsheimat. Allein es 
wäre weit gefehlt, hieraus zu schliessen , dass die Amtsheimat 
nicht während der ganzen Dauer der amtlichen Stellung bei- 
behalten werden muss. f)ie Absicht des Gesetzes geht olme 
Zweifel dahin, dass der Beamte in der Gemeinde seines Amts- 
sitzes nicht blos heimatberechtigt werden, sondern beheimatet 
sein soll. In der Gemeinde seines Amtssitzes soll er unter 
allen Umständen das Hecht auf ungestörten Aufenthalt haben. 
Dadurch soll eine Garantie dafür geschaffen werden , dass er 
auch jederzeit seinen Amtsverpflichtungen nachkommen kann. 
Diese gesetzgeberische Absicht ist zwar im Heimatgesetze nicht 
ganz klar zum Ausdruck gebracht worden, kann aber gleich- 
wohl dem §. 10 H. G. entnommen werden. Für die heimatrecht- 
liche Ersitzung folgt hieraus, dass die im §. 10 der Novelle 
genannten Personen insolange keinen Heimatrechtstitel geltend 
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machen können, als die Grründe fortdauern, »die ihnen eine 
Amtsheimat verschafft haben. Wohnen sie zugleich in der 
Gemeinde ihres Amtssitzes, so kann von einer heimatrechtlichen 
Ersitzung natürlich schon aus dem Grunde nicht die Rede sein, 
weil die Aufenthaltsgemeinde zugleich Heimatgemeinde ist. 
Praktisch wird aber der aufgestellte Satz dann, wenn sie in 
einer benachbarten Gemeinde wohnen. In jenen Gemeinden, 
welche unmittelbar an grosse Städte angrenzen, mit diesen 
meistens ein zusammenhängendes Häuserconglomerat bilden, 
sind bekanntlich häufig Beamte, Lehrer u. si w., welche in der 
Stadt angestellt sind, wohnhaft. ^2) Dieser Personen kann sich 
nun die Amtssitzgemeinde auch dann nicht durch Geltend- 
machung des Rechtes nach §. 3 der Novelle entledigen , wenn 
sie noch so lange freiwillig und ununterbrochen im Vor- oder 
Nachbarorte domicilirt haben. Die Bestimmung des §. 10 würde 
geradezu vereitelt werden, wenn die Amtsheimat einer der- 
artigen Gefahr ausgesetzt wäre.^») 

Das Hindemiss für die Geltendmachung des Heimatrechts- 
titels fällt aber mit dem Amtsverhältnisse weg. Wann das Amts- 
verhältniss endigt, haben wir nicht zu untersuchen, da wir uns 
mit den Details der Amtsheimät hier nicht beschäftigen können. 
Die Amtsheimat hört zwar mit dem Amtsverhältnisse nicht auf 2*), 
allein sie ist nunmehr einer Veränderung zugänglich. Ihr Träger 
kann die Aufnahme in den Heimatverband einer anderen Ge- 
meinde, sei es, dass er den Heimatrechtstitel ersessen hat oder 
nicht, erlangen. Was hiebei fraglich sein könnte, ist nur, ob 
schon jener Aufenthalt in der Gemeinde , welcher in die Zeit 
seines Amtsverhältnisses fällt 20), als Ersitzungsaufenthlalt in 
Betracht kommen kann. Indessen besteht wohl kein Anstand, 
diese Frage zu bejahen. Denn die Amtsheimat hindert die 

/*) Vgh Art. 36, II, 2, AU 3 4er Vollzugsvorschrift zum Gesetze betreffend 
die directen Personalsteuern (Nr. 108 R. G. Bl. ex 1897). 

*^) Dabei ist zu beachten, dass die Amtssitzgemeinde auch dann die 
Amtsheimat des betreffenden Functioriärs" ist, wenn sie auch vor dem An- 
tritte des Amtes dessen aus einem anderen Rechtsgrnnde erworbene Heimat war: 
Erlangt Jemand in seiner Heimatgemeinde ein unter §. 10 der Novelle fallendes 
Amt, so ändert sich dadui*ch der rechtliche Charakter seines Heimatrechtes. 

2^) Budw. 3005, 3226. . \ 

'*^) Selbstverständlich ist auch hiebei- nicht« an den Aufenthalt in der 
Amts^itzgemeinde zu denken. 

Spiegel, Heim. Ers. 4 
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Amtsperson nur daran, eia n^iies Heimatrecbt zq erwerben, 
daa beisst also den eraesseiien Heimatpeehtstitel geltend za 
machen , aber nicht , einen Heimatrecbtatitel za ersitzen. 
Von dem während der Dauer des Amtsverhältnisaes ersessenen 
Titel kann , ftUs &c nicht inzwischen nach §. 4 der Novelle 
verloren gegangen ist, nach Beendigung des Amtsverhältnisaes 
ohneweiters fiebrancb gemacht werden. Hieraus folgt auch, 
dass jener Ersitzungsanfenthalt , welcher im Zeitpunkte der 
Beendigung des Amtsverhältnisses noch nicht zur Ersitzung 
geführt bat, bis znm Ablauf des Decenniums mit der Rechts- 
Wirkung des §. 2 der Novelle fortgesetzt werden kann. 

IV. Ikas abgeleitete Heimatrecht, zu dem wir nunmehr 
zurückkehren, ist entweder noch abhängig von dem Heimat- 
rechte des Auetors (Parens oder Ehegatten), oder die Abhän- 
gigkeit bat bereit«» au%du>rt Pas von einem EltemtbeUe ab- 
geleitete Heimatrex^t erlangt ae^ne Unabhängigkeit spätestens 
in jenem Zeitpunkte, in weldiem s^n Träger eigenberechtigt 
wird. (§. 12 H. Cr.) Da nach §. 2 der Novelle nur jener Auf- 
enthalt zur Ersitzung des Heimatrechtstitels fahren kann, 
welcher nach erlangter Eigenbereebtigung genommen 
wurde, so kann nur das bereits unabhängig gewordene Heimat- 
recht der Kinder durch die beimatreehtUche Ersitzung (un- 
mittelbar) alterirt werden. 

Schwieriger ist die analoge Frage bin^chtlich des Heimat* 
rechtes der Ehefrauea, Frauenspersonen erlangen durch Yer- 
eheliehung das Heimatrecbt in jener Gemeinde, in welcher ihr 
Ehegatte heimatberecbtigt ist (§. 7 H. G.)« ^^ ^^^ machen ^^), 
insoferne sie nieht gerichtlich geschieden EÖnd, alle Verän- 
derungen in dem Heiniatreohte ihves. Jghogatten mit. Die 
Scheidung ^7), Trennung oder Ungiltigkeits^klärung der Ehe 
und der Tod des Ehemannes heben die Abhängigkeit des 
Frauenheimatrechtes auf.*») Kann nun eine Frau, deren Heimat- 



^0 AuqUi vejiA m schon v«ir «Uiv 3Shwtcl>iwüini^ 4iesifdbe Hemat Imitei^ 

''^) V^' h^^aSi^ 49r MkM^m fl^i^s 4s9 B^i?luk«zlei4eQr«ii vj&vi 5. Fe- 
bruar 1847, Z. 42.847. Swieceny, S.21. 

**) §. U Ä.Gk -- Weim f» ^»4weef <ätße^sfij|iitt«.liwii4,, 4w« di^ Witwen 
und geschiedenen oder getrennten Ehefrauen ihr hykfiS^Q^ WfriWftlWlfi^ir Vft- 
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recht von jenem ihres Mannes abhängig ist, selhständig einen 
Heimatrechtfititel ersitzen? Insofern sie ihr Do^icil nait dem 
Ehegatten theiit, ikmnn diese Fmge nur im Zusammenhange 
mit der Lehi« von den ErfordenaisBen des Ersitlföngsatifent* 
haiites behandelt wenien*^*). Denn Bie hängt von der Beantwortlang 
der Ytogrfrage ab, ^b ein soleheir Am^Bntbalt mit BMcksiefat auf 
§. 92 a. b. ix. B. aus fr«ei willig im Sinne des §. 2 der Hteimat- 
rechtsnovelie abgesehen werden kann. Wenfi sieh aber die 
Fraxi JLUB welchen Gt^tiiiden immer in ^giü^ar anderen Gemeinde 
aufhält als ihr Mann, so ist 2«U(iädbst soviel eit^r, dass sie 
einen d;wA erworbenen fleämatcechtstitel Wikrefid de^ IDaner 
ihrer heimali^ecMlichen Abhängigkeit nieht geltetid tüachen 
kann. Das Huaderniss^ das ihr ion Wege steht, ist ähttlioh wie 
in dem früher bespredbe&ien Falle der Amtsbeimat. §.11 H. Gr. 
ist nai&hts andes«® als «ine Consequeiix des Von ttnsefc^ Heimltt- 
redite iteeipirtesi (im §. 7 H. Gr. lexiiglioh in Bezieibttng Mf die 
erste Heimat «der Ehegattin jmtä Ausdruck gebrachten) Eeehts^ 
Satzes^ dass das Heimatvedit der nieht ^sc^iedenen Ehefftttt mit 
jenem ihres Mannes ideiitiseh sein muss.^*) De lege ferenda lässt 
sieh darüber streiten, inwieweit dieser Rechtesatz begründet 
ist, und ©b idie bisb^ge Abhängigkeit des Franenheimatrecht^ 
nieht wenigstftis zu lockern wäre*»<^) Allein da« geltende Eecht 

li alten (ebenso Art. 4 des bayer. H. G.), so ist damit natürlich nur gesagt, 
dass sie es durch die Attflösnng der Ehe, beziehimgsweise darch die Scfheidung 
niclit verlieren. In ffiu^törft ist es seTbstropsl&ndlkli V^ffendernng^n in 
gleieher WeiiM jEiig&n|;%«k "w» jedes mdare illiabh^«sif e Heuiiatgieo]i>t. (¥|i. au 
der äHeiPen Zeit Min. Z. 3239 ex 1858 bei Jegierek., a. a. O. a 39.) 

«8*) Vgl. Tinte» S. 117 f. 

") Vgl. §§ 37 und 43 Gern G. v. 24. April 1859, Nr. 58 E. G. ßi., fernet 
§. 12, lit. c und §. 14 piöv. Gern. O. Zu Zweifeln gabeu ^esfäHs die städtischen . 
Statttte Anlass, iL K. %, H d«g Prag^f tfüd Triester l^totiit^B. 

>o) Bie lieiiMtreciltlicdie Uaseltetämdifbeit Ast Frait l^ingt mh ifeiter Un- 
selbständigkeit in Bezug auf die Wahl des Wohnsitzes zusammen. Der Satz 
des §. 92 a. b. G. B., wonach die Frau verbunden ist, dem Manne in seinen 
W«1in9Uz zu ifalgeB, «wild ia de» aft die oMlMWSiitdec^ Regliefuiig eÜAaem^ 
BoMecreie vmb 8. 9of«ait«r 1^^, &m74a (8i^i4»€«iiy, S. 7) d^iiiäit «riftfll- 
geflninett, 4is« «ie ikui ttanne in «ll^e« ^^rf«tlic4»#ti Y^rl^aHtft^d^^en 
za Mg&tL iiat. Büenitif Uü ee aa<Sh imBt«fctt«MM[<en, -dasii t«r ^Ors^AÜclie deCicbl»- 
stand des Mannes niuft %. |t iter JM0ileltoasiie«tn mm i&Mi «itdfi M siifti» 
Bliegattin «fit. WtteMfhl itna 4lSe '^ieMeaMag 4«s ifriateftellirfi WMn^^ ^M 
cit) socii uagflBoliwä^itltf Gdtung mebi,imjmi 4m fef«ii4ll#ii M^\Am charok 
§§.70 und 73 der J. N. von 1895 dahin abgeändert worden, itm dk tdü 

4* 
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perhorröscirt eine Heimatversehiedenheit der Ehegatten. Die 
Frau kann also für sieh allein ein vom Gatten verschie- 
denes Heimatrecht nicht erwerben. Sie kann mithin selbständig 
um Aufnahme in den Heimatverband einer anderen Gemeinde 
nicht einschreiten, auch dann nicht, wenn sie einen Heimat- 
rechtstitel nach §.2 ersessen hat, und ebensowenig kann ihre 
bisherige Heimatg6meinde begehren, dass sie in den Heimat- 
verband einer anderen. Gemeinde aufgenommen werde. Nach 
Wegfall des entgegenstehenden Hindernisses, nach Erlangung 
einer selbständigen Heimat, kann sie aber den etwa früher 
erworbenen Heimatrechtstitel geltend machen, selbstverständlich 
auch den früher begonnenen Ersitzungsauf enthalt fortsetzen 
oder aber einexi neuen Ersitzungsaufenthalt beginnen. 

Das eben Gesagte gilt auch rücksichtlich der Ehefrauen 
der Heimatlosen. Bezüglich dieser Frauen besteht wohl die 
Besonderheit, dass sie, wenn sie nicht in Gemeinschaft mit 
ihrem Gatten leben, nicht riothwendig derselben Gemeinde zu- 
gewiesen werden müssen wie ihr Mann (§. 20 H. G.). Allein 
ihr latentes Heimatrecht bleibt dasselbe wie das ihres Mannes,, 
und hieraus folgt, dass solche Eheleute ein neues Heimatrecht 
nur mit einander zu gleicher Zeit erwerben können. 

V, .§. 14H,G. , welcher bestimmt, dass Militärpersonen 
bezüglich des Heimatrechtes, welches ihnen bei ihrem Eintritte 
in den Militärdienst mxi nach ihrem Austritte aus demselben 
zusteht, „nach dem gegenwärtigen Gesetze", das ist nach dem 
Gesetze vom 3, December« 1863; R. 105 beurtheilt werden, regt 
zu der Frage aÄ, ob und unter welchen Voraussetzungen Militär- 
person^n eiijen Heimatrechtstitel ersitzen und geltend machen 
können. Hiebei ist es aber vor. Allem nothwendig, sieh über 
den Sinn des §.14 klar zu werden. Das Heimatrecht, welches 
den Militärpersonen bei ihrem Eintritte in den Militärdienst 
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ihrera..JW;ftnne ;vejrlasäen,e JBijiiegattiili feirner die G^uttüt eines Beamten oder einer 
]rtiUts^fper$o)i utit^r .Umständen^ ein selbständig^ foirum domiciln haben kann. 
( Vgl.! in! ,leti?iterer/' mnsicht übrigens sQhön §. 10 des GfßsetäSes -vam 20. Mai;. 1869, 
Nr, 78 ;R. Gr. ßl;) vB^ wäre nur eonsequ^ntr soldhen. .Fraufen'.anch'Jdie Selbständig- 
keit, -d^R Wol^^itaes fiaiid ides HeinDi^trechtesozuztigestefhen. v-*^ Ygl. iü äUen: 
dieseji ;Bes5i^h,Uijgen das deutsche Eeckt':' §§i lO. utid 13ö4'iäeS"dAtits(ilietn :b: G; >B.; 
§* .17:; des UntersttttzungaVrohnsitzgesetÄ^s.ii §. 1.7n R^lCü P.* O.«; •«/ Apfo^45.' deö . bayer.» 
Hejmatgeaetftßs. , •: ': ../ ':!.•>"'■} •';'•-'• ;^/ • •.- ' i v^^ \ '. ' -'i \ . •'• 
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und nach ihrem Austritte aus demselben zusteht» soll nach dem 
Heim:atgesetze beurtheilt werden^' Nach welchem Gesetze, 
-beziehungsweise nach welchen Gesichtspunkten bestimmt sich 
aber die Heimat der Militärpersonen während ihres Militär- 
dienstes? Wir müssen weit zurückgehen, um einen Anhaltspunkt 
^ür die Lösung dieser Frage zu gewinnen, nämlich auf das Hof- 
kanzleidecret vom 9. November 1826, Z. 30.678, welches unter 
der Herrschaft des Conscriptionspatentes erlassen« worden ist. 
Dieses sagt^^) : - 

j,Zum Militärstande gehörige Individuen behalten ihre ur- 
sprungliche Zuständigkeit aus der Periode vor ihrem Eintritte 
in den Militärdienst und können, so lange sie unter Militärjüris- 
diction stehen, einer Gemeinde weder durch Geburt, noch durch 
das Decennium einverleibt werden»" 

Dieses Hofkanzleidecret unterscheidet zwischen der ur- 
sprünglichen Zuständigkeit der Militärindividuen und der Militär- 
jurisdiction, unter welcher sie stehen, eine Unterscheidung, die 
nur verständlich ist vom Standpunkte der damaligen Auf- 
fassung, welche das (später so genannte) Heimatrecht eben 
als administrative Zuständigkeit aufzufassen gewohnt war. ^^) 
Die administrative Zuständigkeit des Einzelnen, seine „passive 
Competenz", tritt durch Unterstellung unter die militärische 
Jurisdiction in den Hintergrund, s») Die Givilverwaltung hört 
auf, sich mit ihm zu beschäftigen. Seine ursprüngliche Zustän- 
digkeit ist von keiner actuellen Bedeutung. Sein politisches 
„Domicil" ist unterbrochen, s*) Erst wenn der Militärdienst be- 
endigt ist, lebt es wiederum auf. Die administrative Zuständig- 
keit geht durch den Eintritt in den Militärdienst zwar nicht 
verloren ; allein sie ruht während desselben. Sie kommt während 
dieser Zeit nicht zur praktischen Anwendung. Eine Consequenz 
dieser Auffassung ist es, dass ein in die Militärdienstzeit fallen- 
der zehnjähriger Aufenthalt an einem Orte nicht jene juristische 
Relevanz haben konnte, die ihm sonst nach §. 26 des Conscrip- 
tionspatentes beigelegt war, dass also das Heimatrecht der 



®^) Jegierek, S. 24; Swieceny, S. 19. 

82) Vgl. Korb, Ztschr. f. V. 1884, S. 21 ff.; Rauchberg, a. a. 0. II, 62 ; 



Stein, Handbuch der Verwaltungslehve, S. 66. 

'') Vgl. Stein, Lehre vom Heerwesen, S. 145. 
»*) Jegierek, S. 2. 
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Hilitärpersonen durch den jeweiligen dienstlichen Aufenthalt 
derselben nicht altenrt werden konnte. Uebrigena ist hervoniF 
heben, dasa Offieiere, welche einen ständigen Dienstanfent- 
halt haben, bereits nnter der H^rsehaft des eitirten Hofkanzlei- 
deeretes in Bezng anf die Znständigkeit thatsäcUich den Beamten 
gleichgestellt wurden ^^;, bei welch letzteren die Nationalisir 
mng durch Antritt des Amtes in der Gemeinde erfolgte (§. 26 
Conscr.-Pat.). 

Das provisorische Gemeindegesetz — und diesem schliessen 
sich die Gemeindestatute an — normirt ausdrücklich, dasa 
Officiere und mit Officiersrang angestellte Personen Angehörige 
jener Gemeinde sind, in welcher ihre Stelle ihnen den ständigen 
Aufenthalt anweist '•), spricht sich aber über die Heimatver- 
hältnisse der übrigen Militärpersonen nicht aus. Das Gremeinde- 
gesetz von 1859 enthält überhaupt keine auf die Militärpersonen 
bezügliche Bestimmung und kennt insbesondere auch nieht die 
Dienstbeimat der Officiere. Das Heimatgesetz des Jahres 1863, 
welchem eine solche Dienstbeimat gleichfalls fremd ist, ist nun 
im §. 14 zu der alten Anschauungsweise wieder zurückgekehrt 
und lässt das Heimatrecht der Militärpersonen (worunter nun- 
mehr auch Officiere zu verstehen sind) 3') während der Dauer des 
Militärdienstes ruhen. Dabei hat aber das Gesetz ein Doppeltes 
übersehen : zunächst, dass das Heimatrecht heute mit der „Juris- 
diction" der Civil- und Militärbehörden nichts mehr zu thun hat, 
sich also mit der Unterstellung der Militärpersonen unter die 
Militärjurisdiction ganz gut verträgt, ferner aber, dass die ori- 
ginären Erwerbungsgründe des Heimatrechtes eben durch das 
Heimatgesetz von 1863 wesentlich eingeschränkt wurden. Hatte 
es die Gesetzgebung im Jahre 1826 nöthig zu erklären, dass 
Militärpersonen durch einen zehnjährigen dienstlichen Aufenthalt 
in einer Gemeinde nicht Angehörige dieser Gemeinde werden, 
so bestand eine gleiche Nöthigung für den Gesetzgeber des 
Jahres 1863 nicht, da mehrjährigem Aufenthalte auch sonst 

'^^) Vgl. E X t e r d e in der Ztschr. f. V. 1868, S. 6, ferner .legiere k, S. 15. 

^«) §. 13. — Der V. G. H. (ßudw. 955, 7411) legt dies im Einklänge mit 
der Auffassung der Regierung (Swieceny, S. 34 ff.) dahin ans, dass nur die 
Officiere der sog. militia stabih's eine Dieostheimat erwerben konnten. Vgl. Pr a za k, 
R. p. ügt., I, S. 97. — Vgl. auch Art. 2 bayer. H. G. 

•") Vgl. Prazäk, R. p. ü , I, S. 97. 
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heimatreclitliche Relevanz nicht mehf beigelegt wurde. So ist 
die Bestimmnng des §. 14 eigentlich nur von BeäeütuDg för 
diie Frage, ob eine Militärperson durch äiisdrücklich^ Auftiahmfe 
in den Heiraatverband einer Gemeinde ihr Heiniätrecht verändern 
kann. Diese Frage ist nämlich im Hinblick auf §. 14 zu vet- 
neinen. Denn während der MilitSrdienstzeit soll eben das Heimat- 
recht ein stabiles bleiben, ^s) Wollte man den §. 14 dahin aus- 
legen, dass die Militärpersonen während ihrer Militärdienstzeit 
überhaupt kein Heimatrecht haben , oder aber, dass sie zwar 
ein solches haben, aber rücksichtlich desselben nach einem anderen 
Gesetze zu beurtheilen sind als nach jenem des Jahres 1863, 
so würde diese Auslegung wohl dem Wortlaute, aber nicht 
dem Geiste des Gesetzes entsprechen. Dies ergibt sich z. B. 
aus dem Gesetze vom 20. Mai 1869', R. 78 über den Wirkungs- 
kreis der Militärgerichte, welches im §.11 von der „Heiinat- 
gemeinde" der Militärpersonen (und zwar auch der äctiven 
Militärpersonen) spricht.*^) §.11 hat zwar zufolge Art. II des 
Gesetzes vom I.August 1895, R. 110 mit dem 1. Jänner 1898 
seine Wirksamkeit verloren; als Interpretationsbehelf zum 
Heimatgesetze kann er jedoch dessenungeachtet herangezogen 
werden. 

Wie verhält es sich nun mit der heimatrechtlichen Er- 
sitzung der Militärpersonen ?*o) Zunächst ist die Frage zu 

^^) Anderer Ansicht Arailza, Das österr. Heimatrecht, S. 24. Dagegea 
ist Arailza zuzustimmen, wenn er annimmt, dass das Heimatrecht familieü- 
abhängiger Militärpersonen auch während der Militärdienstzeit die Veränderungen 
mitmacht , welche das Heimatrecht des Auetors erfährt. Vgl. Sten. Protokolle 
des Abg. H. II. Reichsrathssession , I. Bd., S.421f. , ferner Mayrhofer, II., 
S. 1003, N. 1. 

'*) Der Schlusssatz des §.11, wonach dann, wenn die Heimatgemeinde 
nicht ermittelt werden kann, der Ort, an welchem eine inländische Militärperson 
in den Militärdienst eingetreten ist, als deren Heimat zu gelten hat, ist nicht 
als eine heimatrechtliche Norm aufzufassen. Er will nur sagen, dass die Ein- 
trittsgemeinde in Beziehung auf den Gerichtsstand der Verlassen- 
schaftsabhandlung u. s. w. als Heimat zu gelten hat. 

*•*) Wer zu den Militärpersonen gehört, ist hier nicht zu untersuchen. 
Dass sich der Kreis der unter §. 14 H. Gr. fallenden Personen nicht mit demjenigen 
deckt, zu welchem die nach dem Hofkanzleidecret v. 9. Nov. 1826, Z. 30.678 zu be- 
handelnden Militärindividuen gehören, erhellt schon daraus, dass sich §. 14 auch 
auf Officiere bezieht. Aber auch die Unterstellung unter die Militär- oder Civil- 
jurisdiction wird als ein sicheres Kriterium dafür, ob §. 14 anwendbar ist oder 
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untersaehen, ob die Novelle vom 5. December 1896, £^222 aaf 
Hilitärpersonen überhaupt bezogen werden darf. Der eben be- 
gproebene §; 14 bestimmt, dass Militarpersonen bezüglich, des 
Heimatreehtes vor und nach ihrer Militärdienstzeit nach dem 
gegenwärtigen Gesetze, das ist nach dem G-esetze vom 
3. December 1863, R. 105 benrtheilt werden. Ist nicht damit 
schon gesagt , dass frühere oder spätere Gesetze auf sie nicht 
anzuwenden sind ? Der Verwaltnngsgerichtshof hat diese Frage 
bereits entschieden. Er hat nämlich ausgesprochen*^), dass ans 
§. 14 nicht gefolgert werden darf, dass Thatsachen, welche für 
die Erwerbung des Heimatrechtes von Bedeutung sind und 
unter der Wirksamkeit f r ü h e r e r Gesetze sich ereignet haben, 
in Betreff ihrer Rechtsfolgen nach dem Heimatgesetze vom 
Jahre 1863 zu beurtheilen sind. *2) Die Worte: „nach dem 
gegen w artigen Gesetze" schliessen sonach die Beurtheilung 
des Heimatrechtes der Militärpersonen nach einem älteren 
Gesetze nicht aus. Das Gesetz will nichts Anderes sagen, als 
dass für Militärpersonen nicht etwa besondere militärische Be- 
stimmungen und Verordnungen gelten, sondern dass sie nach 
dem (jeweilig) für die Civilpersonen geltenden Heimatgesetze 
zu beurtheilen sind. Damit ist aber auch gesagt, dass die Reform, 
welche das Heimatrecht durch das Gesetz vom 5. December 1896 
erfahren hat, auch die Militarpersonen principiell nicht unberührt 
lässt. Allerdings bleibt aber §. 14 nach wie vor aufrecht, und 
hieraus folgt, dass die Militärpersonen den während ihrer 
Militärdienstzeit etwa erworbenen Heimatrechtstitel während 
derselben nicht geltend machen können, also bis zu ihrem 
Austritte aus dem Militärdienste mit der Geltendmachung 
warten müssen. Dagegen hindert uns §. 14 nicht, den in einer 
Gemeinde während der Militärdienstzeit zugebrachten Aufent- 
halt als Ersit Zungsaufenthalt anzusehen. Ob und inwie- 
weit freilich dieser Aufenthalt als ein freiwilliger im Sinne 

nicht, nicht angesehen werden können. Vgl. B u d w. 1392, ferner die Motive zu §. 68 
der neuen J. N. (Geller, Oest. Justizges., IV. Bd., S. 98.) — Anders Arailza, 
a. a. 0. S. k3. — Vgl. auch §. 1 d. Ges. v. 21. April 1882, Nr. 123 B. G. Bl. 

*^) Budw. 7411. 

*2) Die Berufung des V. G. H. auf §. 49 H. G. ist nicht einmal nothwendig 
und vielleicht auch nicht zutreffend, da §. 14 eine Specialbestimraung enthält, 
die durch §. 49 nicht berührt zu werden brauchte. 
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der Novelle bezeichnet werden kann , können wir in diesem 
Zusammenhange nicht untersuchen, da wir uns hier mit. den 
Qualificatipnen des Ersitzungsaufenthaltes nicht besöhäftigen.*^ ) 
VI. Nach den Gemeindestatuten des Jahres 1850 *3) hatten 
nur solche Personen. Anspruch auf Aufnahme in den Gemeinde- 
verband der Stadt, welche die volle Befugniss hatten, über ihre 
Person und über ihr Vermögen zu verfügen, also nur eigenbe- 
rechtigte Personen, wobei jedoch nicht blos vermögensrechtliche 
Eigenberechtigung vorausgesetzt wurde. **) Im Gemeindegesetze 
von 1859 wurde die Verfügungsberechtigung über die Person 
nicht mehr gefordert, wohl aber verlangt, dass der die Auf- 
nahme in die Heimatzuständigkeit ansprechende Staatsbürger 
die volle Befugniss habe, über sein Vermögen, zu verfügen. 
Die Novelle vom 5. December 1896, R. 222 stimmt damit schein- 
bar überein, indem sie verlangt, dass der Ersitzungsaufenthalt 
nacherlangterEigenberechtigung zugebracht werde. * *) 
Allein indem sie das Erforderniss in dieser Weise formulirt, 
fordert sie einestheils mehr, anderentheils weniger. Mehr, inso- 
ferne sie ausdrücklich verlangt (was nach dem Gemeindegesetze 
von 1 859 höchstens aus P. 3 des §. 39 hätte gefolgert werden 
können), dass der ganze Ersitzungsaufenthalt in die Zeit nach 
erlangter Eigenberechtigung falle, so zwar, dass die Aufenthalts- 
dauer während der Minderjährigkeit des Ersitzungssubjectes 
für die Ersitzung ohne jeden Belang ist, weniger, indem 
blos Minderjährigen, ferner solchen physisch grossjährigen Per- 
sonen die Fähigkeit, Ersitzungssubject zu sein, abgesprochen 
wird, bezüglich welcher die Fortdauer der väterlichen Gewalt 
oder der Vormundschaft bewilligt worden ist (§§. 172 und 251 
a. b. G. B.). Die unter Curatel stehenden Personen sind prin- 
cipiell von der Heimatrechtsersitzung nicht ausgeschlossen. 
Nur wird es bei ihnen wiederum darauf ankommen, ob ihr 
Aufenthalt in der Gemeinde als ein freiwilliger angesehen 
werden kann. 



«a) Vgl. unten Cap. III. 

") Vgl. oben S. 9, N. 20. 

**) Die Befugniss, über seine Person zu verfügen, fehlte z. B. einem 
Sträfling, weil dessen persönliche Freiheit eingeschränkt war. Vgl. Hofkanzlei- 
decret v. 18. Jänner 1827, Z. 799 (Swieceny, S. 11). 

*^) Vgl. Art. 6 und 7 des bayer. H. G. : „im Alter der Volljährigkeit". 
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Noch nicht eigenberechtigte Personen können keinen 
Heimatrechtstitel geltend machen, ohne Rücksicht daranf, ob das 
ihnen zustellende Heimatrecht noch vom Anctor abhängig oder 
bereits selbständig geworden ist. Im Falle sie heimatrechtlich 
abhängig sind, ist der Standpunkt des Gesetzes vollkommen 
begreiflich. Nur Hesse sich de lege ferenda eine doppelte Frage 
anfwerfen, nämlich zunächst, ob es überhaupt nothwendig ist, 
die heimatrechtliche Familienabhängigkeit so weit auszudehnen, 
wie es unser Gesetz thut, und ob nicht die „heimatrechtliche 
Grossjährigkeit** früher als die civilrechtliche beginnen sollte. ***) 
Sodann aber, ob es nicht angemessen wäre, den von familien- 
abhängigen Personen in einer bestimmten Gemeinde seibat- 
st an dig genommenen, mit dem Aufenthalte des heimatiechtlichen 
Auetors somit nicht zusammenfallenden Aufenthalt als Ersitzungs- 
aufenthalt gelten zu lassen, jedoch so, dass der Heimatrechts- 
titel auf keinen Fall während der heimatrechtlichen Abhängig- 
keit geltend gemacht werden kann. Warum jene Per- 
sonen, die schon vor Erlangung der Eigenberechtigung ein unab- 
hängiges Heimatrecht erlangt haben, nicht schon vor Vollen- 
dung des 24. Lebensjahres Subject der heimatrechtlichen Ersitzung 
sein können, ist de lege ferenda überhaupt nicht einzusehen. 

VII. Die Gemeindestatute des Jahres 1850 setzten ferner 
auf Seite Desjenigen, welcher einen Anspruch auf die Aufnahme 
in den Heimatverband geltend machte, eine gesicherte ökonomische 
Existenz voraus. Sie forderten nämlich den Nachweis des Be- 
sitzes eines den Unterhalt einer Familie sichernden Ver- 
mögens oder Nahrungszweiges. Das Gemeindegesetz von 1859 
stellte im Grossen und Ganzen die gleiche Forderung auf, ver- 



*«) Vgl. Menzel, Die Novelle zum Heim. G. S. 14. — Sten. Protokolle 
d. Abg. H., 11. S., 21. Bd., S. 26639 ff. Es ist gewiss eigenthümlich , dass der 
minderjährige Gatte sein Heimatrecht anf Frau und Kinder übertragen 
kann, während er selbst in Beziehung auf das Heimatreeht noch von seinem 
Vater abhängig ist. Die Bestimmung des bayerischen Gesetzes, dass das Heimat- 
recht des Mannes durch die Eheschliessung Selbständigkeit erlaugt (Art. 3), 
hebt diese Jncongruenz auf. Eine vernünftige Beform des Heimatrechts sollte 
aber nicht blos verheirateten, sondern auch heiratsfähigen Männern zu Gute 
kommen. (Nach älterem österr. Recht war es zweifelhaft, inwiefern die Verehe- 
lichung des Mannes seine Zuständigkeit und Staatsbürgerschaft zu ändern ge- 
eignet war. Swieceny, S. 16 f. ; Buschmann, üeber die österr. Staatsbürger- 
schaft, S. 38 f.) 
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langte aber, dass der Nahrungszweig, wenn es auf diesen an- 
kommt, wenigstens durch vie» Jahre (also während der ganzen 
Ersitsungsdauer) selbständig betrieben worden ist *'), und dass 
der Bewerber in den der Bewerbung unmittelbar vorausgehenden 
vier Jahren (also wiederum während der ganzen Ersitzungs- 
zeit) der Armenversorgung nicht zur Last gefallen ist. *®) Die 
Novelle vom 5. December 1896, R. 222 sieht von dem Ver- 
mögens- oder Einkommensnachweise ab, schliesst sich aber in- 
sofern© an das Gemeindegesetz von 1859 an, als sie solche Per- 
sonen von dem Rechte, die Au&ahme in den Heimatverband 
der Gemeinde zu verlangen , ausschliesst , welche während der 
festgesetzten Aufenthaltsfrist der öffentlichen Armenversorgung 
„anheimfalle". Richtiger würde es an dieser Stelle (§. 2, letztes 
Alinea) heissen: „anheim gefallen sind".*^) Denn es kommt 
nicht darauf an, ob der Bewerber im Zeitpunkte der Be- 
werbung um das Heimatreeht in öffentlicher Armenver- 
sorgung steht, sondern darauf, ob er während des zehnjährigen 
Ersitzungsaufenthaltes die Armenversorgung in Anspruch ge- 
nommen hat. ^0) Hat er einmal den Heimatrechtstitel erworben, 
so kann er diesen nach §. 4 der Novelle nur durch Auf- 
lassung seines Aufenthaltes in der Ersitzungsgemeinde und 
auch da nur nach einer bestimmten Frist verlieren, keineswegs 
aber dadurch, dass er unterstützungsbedürftig wird. In dieser 
Richtung unterscheidet sich die Novelle sehr wesentlich von 
ihrem älteren Vorbilde (§. 39 Gem. G. v. 1859). ") 



*') Andererseits wird nicht gefordert, dass der Unterhalt einer Familie, 
sondern dass jener der Familie des Benverbers gesichert ist, so dass ein 
Nahmngszweig, welcher den Bewerber allein nährt, ausreicht, wenn der letztere 
keine Familie besitzt. 

*») Nach den bei Je giere k, S. 15, 24, 37, 81 und 89 citirten Ministe- 
rialerlässen verhinderte die Armenversorgung auch nach dem Conscriptionspatente 
und nach dem prov. Gem. G. unter Umständen die Erwerbung des Heimatrechts 
durch mehrjährigen Wohnsitz. 

*•) Vgl. die Regierungsvorlage: „Ueberdies darf der Bewerber während 
der ..... festgesetzten Aufenthaltsfrist weder der Armenversorgung der Ge- 
meinde zur Last gefallen sein "■ 

*°) Auch der Ausdruck „Bewerber" ist nicht am Platze. Gemeint ist offen- 
bar das Ersitzungssubject. „Bewerber" kann auch der Nachfolger im Heimat- 
rechte, ferner die bisherige Heimat-, beziehungsweise Zuweisungsgemeinde sein. 

**) Das bayer. H. G. v. 1868 machte den Ersitztmgsanspruch davon ab- 
•hängig, dass sich der Bewerber während der 10, beziehungsweise 5 der Be- 
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Was unter der „öffentliclien Annenversorgung" zu ver- 
stehen ist. bat die Novelle nicht positiv ausgesprochen. ^^) Allein 
wir können den Sinn, den die Gesetzgebung mit diesem Worte 
verbindet, aus dem letzten Satze des §. 2 entnehmen, welcher 
demonstrativ anfuhrt, was als Act der Armenversorgnng nicht 
anzusehen ist. In dieser Beziehung erwähnt das Gesetz : Die 
Befreiung vom Schulgelde . hinsichtlich der eine Schule besu- 
chenden Kinder, den Genuss eines Stipendiums , endlich eine 
nur vorübergehend gewährte Unterstützung. Das kurze Zeit 
vor der Heimatrechtsnovelle publicirte Gesetz vom 14. Juni 1896, 
R. 169 erwähnt gleichfalls die der Armen versprgung anheim- 
fallenden Personen, indem es diese vom Wahlrechte und der 
Wählbarkeit bei der Wahl der Beichrathsabgeordneten aus- 
schliesst. In ähnlicher Weise, wie dies die Heimatrechtsnovelle 
thut, wird auch hier die Bestimmung des Gesetzes durch demon- 
strative Aufzählung nicht hieher fallender Unterstützungen er- 
läutert. §. 20, Z. 2, AI. 2 der Reichsrathswahlnovelle sagt nämlich : 

„Als Armen Versorgung oder als Acte der öffentlichen 
Mildthätigkeit sind jedoch in Bezug auf das Wahlrecht 
nicht anzusehen: Unterstützungen aus Krankencassen , Unfall- 
oder Invalidenrenten , die Befreiung vom Schulgelde . die Be- 
theilung mit Lehrmitteln oder mit Stipendien, sowie auch Noth- 
«tandsaushilfen. '^ 

Man wird unbedenklich sagen können, dass alle diese Acte 
auch in Bezug auf die heimatrechtlic he Ersitzung 
nicht als Armenversorgung anzusehen sind. Schulgeldbefreiung 



Werbung unmittelbar vorhergehenden Jahre in der Gemeinde aufgehalten und 
während dieser Zeit Armenunlerstützung weder beansprucht noch erhalten hat. 
Die Novelle vom 17« Juni 1896 änderte diese Bestimmung (abgesehen von der 
Reducimng der Frist auf 7 und 4 Jahre) dahin ab, dass zwar der Aufenthalt 
in der Ersitzungsgemeinde bis zur Greltendmachung des Anspruches fortdauern 
muss, dass aber die Verarmung nach Ablauf der 7-, beziehungsweise 4jährigen 
Frist keinen Einfluss auf den Heimatrechtstitel hat. (Art. 6 u. 7.) 

^') Ebensowenig ist der Zeitpunkt präcisirt worden, in welchem Jemand der 
Armenversorgung „anheimfällt^. Das blosse Ansprechen der Aripenunter- 
sttttzung, welches nach bayerischem Bechte genügt, um den Ersitzungsanspruch 
ausxuschliessen, dürfte nach unserer Novelle bedeutungslos sein. Ist aber die an- 
gesprochene Unterstützung thatsächlich gewährt worden, dann muss 
man wohl das „Anheimfallen" schon auf den Zeitpunkt der Inanspruchnahme 
znrückbeziehen. 
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und Stipendienbezag sind in ^beiden Gesetzen erwähnt. '^^) Die 
Betheilting mit Lehrmitteln steht hiemit auf gleicher Stufe: 
Nothstandsaushilfen fallen unter die von der Heimatrechts- 
novelle erwähnten „vorübergehend gewährten Uliterstützungeii": 
Und das Gfleiche gilt von Unterstützungen ans Kfankencassen. **) 
Diese Unterstützungen können übrigens a'uch nicht einmal als 
„ vorübergehende ^ Armenversörgung aufgefässt werden. 
Denn ihre Gewährung setzt auf Seite des Unterstfitzten nicht 
einmal Armuth voraus. Denjenigen Personen, die unter das 
Krankenversicherungs- öder Bruderladengesetz fallen, die also 
auf den Erkrankungsfall obligatorisch versichert sind, 
gebührt das Krankengeld schon im Falle der Erwerbs- 
unfähigkeit, welche mit Vermögens- oder factischer Erwerbs- 
losigkeit nicht gepaart sein muss. '^^) Versicherungsansprüche 
auf Grund eines freiwillig abgeschlossenen Versicherungs- 
vertrages beziehungsweise auf Grund des freiwilligen Eintrittes 
in eine Versicherungsgesellschaft odei» Versichierungen gewährende 
Corporation haben überhaupt mit der Armenversorgung nichts 
zu thun. Denn hier hat die versicherte Person selbst bei Zeiten 
dafür gesorgt , dass sie im * Erkrankungsfalle nicht mittellos 
dastehe. Auf sie ist die Eriangung der Krankenunterstützung 
zurückzuführen, und ihr allein, nicht iaber der Fürsorge des 
Staates oder der öffentlichen Verbände ist sie zuzurechnen. ^^) 
Das Gleiche gilt auch von den Unfall- und Invaliden- 
renten. Auch hier kann von vornherein nur die obligato- 
rische Unfall- und Invalidenversicherung in Frage kommen. 
Diese wird im Grossen und Ganzen gleichfalls , im Falle der 
Erwerbsunfähigkeit praktisch. . Mitunter wird nicht ein- 
mal diese gefordert. Nur ausnahmsweise ist Bedürftigkeit er- 



") „Stipendium" ist im Sinne der österteichischen Verwaltungssprache 
immer ein Unterrichts- oder Schuhtipendium. ' 

**) Vgl. Menzel, Die Arbeitervereicherung nach Österr. Recht, S. 462. 
■ '^) Vgl.Merizel, a. a: 0. S. 127 ff. — Vgl. auch das Musterstatut für 
registrirte Hilfscassen (II. A, '§. 4). 'K aan, Das Ges. v; 16. Juli 1892; R. G.W. 
Nr. 202 ex 1892, S. 114. ' 

^^•) Dies gilt auch bezüglich der Üeisterkrankencassen nach der Gewerbe- 
novelle vom 23. Februar 1897, R. '63 trotz der Besonderheit, dass mittels quali^ 
dcirtenGenossenschäfts-Yersammlungsbeschlusses ausgesprochen werden kann, dass 
a 1 1 e: ^ (auch d ie • dissentirenden) Mitglieder der Genossenschaft der Meisterkranken'> 
casse anzugehören haben. (§. 115 a.) > 
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faideriich. 5') Aber «Äch in äieaem letetereai JFalle ist der Be* 
dürftige nicht als arm zu behandeln wai die Unfallredate idcht 
als Armenvecsorgung anzusehen. Denn die UnMlxente v^äodert 
dadurch^ dass sie einer bedürftigen Person sugeweadet wird, 
ihren juristUehen Charakter nicht. Ist auch der Zweck der 
obligatorischen Arbeiterversioherung der, der Armuth vorzu- 
beugen, beziehnngsweise die versichei*te Pesson gegen die 
Folgen der Armuth sicher zu stellen, so kann sie doch ni^eht 
als eine Form der Armenunterstützung angesehen werden. ^^) 
Die Verpflichtang der Gemeinden zur Armenversorgung ist 
durch das Un&llv<ersicherungsgesetz in keiner Weise berührt 
worden. ^^) 

Diejenigen Unterstützungen, welche mit dem Beichsraths- 
wahlrechte verträglich sind, vermögen also aueh die heam&t- 
rechtliche Ersitzm\g nicht zu hindern. Einer Umkehrung ist 
dieser Satz indessen nicht fähig. Die ßeieharathfiwahlord&ung 
sehHesst von dem aktiven und passiven Wahlrechte diejenigen 
aus, welche eine Armen Versorgung aus öffentlichen oder Gremeinde- 
mittein geniessen, beziehungsweise genossen haben, oder welche 
überhaupt der öffentlichen Mildthätigkeit zur Last 
fallen. ^^) Für die Ersitzung des Heimiatrechtstitds ist die 
Inanspruchnahme der öffentlichen Müdthäügkeit irrelevant. 
Was die Reichsrathswahb»ovelIeals „öffentlidie Mildthät^keit'' be- 
zeichoßt und der Armen Versorgung „aus Sffentiliehen oder Ge- 
meindemitteln ^ gegenübergestellt, das ist Yim eiinef aoäeren 
Seite betrachtet lediglieh private Mildtiultigkeit, näsnlieh 

"j §. 7 Unfanrere. G.MenzeX a. a. O. S. 128. 

•») Vgl. Mifichl«r kn Oeat. St W. B^, I. B«., g. 67. 

^*) g. U. ünf. Vws. 6. K^nsol, ». 1^. 0,, S. 13, ä34i. Anden allerdhigs 
§. 64 Krankenyersichtruiigsgesetz, Menzel, S. 470 ff. Indessen folgt «ng §. 64 
sieht, dass die Esantoifiiiaia «iiie AnaenvMEsaitgiwg w Ukrtoa Mt, sonA^rn dass 
die Armenversorgnng eine subsidiäre i»t, wMm «est ^tnM, w«itii und intewait 
die m v«rso){g0iide P«nioB k«iiM9 ajidtmon .Haii%iM>)len ihat (Vgl. |. 3 «iotferösterr. 
A«m«iig^ ¥. la. Oßtpbffx 189ä, Nr. 53 L. a. EA.) Das Gleieha «iU Awk dann, 
intntt J«m«flBd ciiriUieclitUck vtir Vera»rgi]i|g einer Fqnüi Torpflielitot iid. 
Auch dann kann die Gemeinde, welche Armenversoii^g giihiuiet hct» Bv- 
gmg 9^inmx. ^ ^ ]L &^} lM4Mkjit/t der mf ^igmid cbir <av«lnMdrtlieken Ver- 
p|Uckt«i« §ß^fMitie UwlwAM keiwi ^J^mi^^^mov^^^g^ . 

ä» WMwfwm dus Mmm )£9^ »1» ein WatawcliliiwwwlnliiwiHnugugrttai binge- 
gestellt worden. 
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eine solche, die sieb auf privatrechtlicheiu Gebiete betbätigt, ^^) 
Oeifentlieb iat sie blos insofern, als dabei seitens des Unter- 
stützungsbedürftigen der enge Kreis der Familie, des Haus- 
wesens oder der Verwandtscbaft u. s. w. verlassen und an 
fernerstehende Personen und Organe herangetreten wird. Die 
Bedürftigkeit wird „in die Oeffentliebkeit hinausgetragen". 
Die Personen , die die öffentliche Mildthätigkeit üben , können 
Privatpersonen oder auch Wohltbätigkeitsvereine, ßeligionsge- 
sellsehaften u. s. w. sein, die die Armuth entweder selbst auf- 
snchen oder von ihr aufgesucht werden. 

Im Gegensätze hiezu verstehen wir unter j,öffentlicher 
Armen Versorgung" im Sinne des §, 2 der HeimatrechtsnoveJle eine 
Armen Versorgung aus öffentlichen Mitteln, also namentlich 
ans Landes-, Bezirks- und Gemeindemitteln ^^) und aus dem 
Vermögen der Pfarr-Armenin3litute» wo solche »och bestehen. ^') 
Ob das Vermögen der in der Verwaltung der Gemeinde stehenden, 
der Armenpflege gewidmeten Stiftungen, den öffentliehe» Mitteln 
zuzurechnen ist, kann zweifelhaft sein. Doch dürfte die Zurech- 
nung der Intention des Gesetaes mehr entsprechen als die 
Einreihung der Stiftungen unter die Vorkehrungen der Privat- 
wohlthätigkeit. Die Armenstiftungen sind, sofern sie in der 
Verwaltung der Gemeinde stehen, der letzteren gewissermassen 
zur Verfügung gestellt, damit diese ihrer Armenversorgungs- 
pflicht durch Zuhilfenahme der Stiftungaerträgnisae besser ent- 
sprechen könne. ^*) Die juristische Sonderstellung des Stiftungs- 

*^) Vgl. §. 1 des böhm. Armenges, v. 3. Dec. 1868, L. 59, ferner das 
steierm. Armenges, v. 27. August 189 6, L.63. („PriVÄt-Woliltiiätigkeit" im .Gegen^ 
Satz zur „öffentlichen Annenpflege^,) Der Anadruok yö£E«iiUicbe MiUtliiUigk^t" 
findet sich auch im Art, III des Eeicl]i;^meiiid£^e.^tae8 njvd In den einzelnen 
Gemeindeordnungen und kezi^Iit sich dort auch auf die Av.mmy9TBfa$xmg. seitens 
der (Eeimat- oder Aufe»tiiÄl|;a-)Gein«nd«. — Ueb«r di9 Btehnhaiskeit des Begriffes 
der ^öffentlichen Uuteistljtzung" v^l. Känaterber^ in St.e»^ftra Wörterbuch 
des deutschen VerwaltungsjrecJxts » l. Bd., S,69. 

") VgK §. 2 höh». Annoages. 

") Vgl. Misciiler im UUxt. St W. B.. I» S. 86 u. 69^ Call a. a. 0. 
S. 86g. §. 18 Amengea. f. Staleimari:. 

^) Vgl. daa ^o. Am^ug^s^* wetioboa diß heapudereo J^rweu0tiftu«geu 
1» g. 18 sofoij; nadi dQw y^tammyenai^gso'' l>^andQlt* Im §« ä. vixd ym mlahm 
Stiftungen g;Q9|MrQchen« au velpJke die Arm«U |iriyatr««]itll£jie Assprüche 
hah^u, X>ie Bt^dign^g der letsiteroo. i^t nicht als ^ffeutUf&a AnAStt^eraorgnng 
aufzufassen -• §« Ql IJuf«V« Ol. u«d |. 6i Exaokfi»TQra. G^e». a^chfijn ym einer 
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Vermögens betrifFk das Verhältniss der Gemeinde zur Stiftung, 
aber nicht jenes des Armen zur offentliclien Armenpflege. 

Als Armen versorgung ist jedoch die Versorgung einer 
unterstützungsbedürftigen Person aus öffentlichen Mitteln dann 
nicht anzusehen, wenn die Voraussetzungen für das Eintreten 
der öffentlichen Annenpflege nicht zutreffen, oder wenn wenigstens 
die Versorgung auf einem anderen ßechtsgrunde als auf jenem 
der Armenversorgungspflicht beruht. Wir* denken dabei nament- 
lich an die sei es auf Grund eines Rechtsanspruches, sei es im 
Gnadenwege erfolgende Versorgung der dienstunfähigen öffent- 
lichen Functionäre und ihrer Angehörigen. 

Die Armen Versorgung ist, wie aus dem Schlusssatze des 
§. 2 der Novelle hervorgeht, nur dann ein Hinderniss der heimat- 
rechtlichen Ersitzung, wenn sie dauernd in Anspruch ge- 
nommen wird. Was eine „dauernde Versorgung" ist, ist guaestio 
facti. Jedenfalls verliert die Yersorgüng das Merkmal einer 
„dauernden" dadurch nicht, dass sie nach einer gewissen Zeit 
durch Besserung der wirthschaftlichen Lage des verarmten 
Individuums oder aber durch Eintritt der Privatwohlthätigkeit 
u. s. w. entbehrlich wird. 

Gleichgiltig ist es für die Ausschliessung der Ersitzung, 
ob die Armenversörgung von der Aufenthalts - (Ersitzungs -) 
Gemeinde oder — was der regelmässige Fall sein wird — 
von der bisherigen Heimat - oder Zuweisungsgemfeinde ^^) ge- 
leistet worden ist.^^) 



Verpflichtung der Stiftungen zur Armenversörgung. — Vgl. Meisel im 
österr. St. W. B., I, S. 83, ferner B u d w. 148. 

^ **) In der Regierungsvorlage war nur von 'det* „Armenversorgung der 
Gemeinde" die Rede und es war zweifelhaft, welche Gemeinde darunter zu ver- 
stehen ist. (Vgl. Mönzel, Die Nov. z, H. G., S. 16.) Der Verwaltungsausschuss be- 
antragte die Textirung: „Armenversörgung in seiner Heimatgemeinde." 
Das Gesetz spricht allgemein von der öffentlichen Armenversorgung, feeson- 
dere Bedeutung kommt der Frage nicht zu, da sich die Aufenthaltsgemeinde 
nicht ^ur danei*nde'n Arnien Versorgung herbeilassen wird. 

®*) Auch jene Armenversorgung, die einem im Inlande sich aufhaltenden 
Ausländer atis dem Auslände zu the^il wird,' hindert die Ersitzung. Es wäre ganz 
irratione'll, für die Erwerbung des Zusicherungsansprtfches weniger strenge Vor- 
aüssetzungen aufzustellen als für die Erwerbung des Heimatrechtstitels , wenn 
auch "die Staatsbehörden in der ' Läge sind , duröh Abweisung des Naturalisi- 
rungs^esuches der' Heimatzusicherung ihre Bedeutung zu nehmen. 
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Fällt eine Person nicht unter die Kategorie der „Armen", 
so kommt es auf ihre ökonomische Lage nicht weiter an. Der 
von der Regierung verfasste Entwurf der Heimatrechtsnovelle 
nahm noch einen anderen Standpunkt ein. Er begünstigte 
nämlich diejenigen Personen , welche in der Gemeinde eine 
directe Steuer entrichtet haben und zur Zeit der Bewerbung 
mit landesfürstlichen Steuern und Gemeindeumlagen nicht im 
Rückstande haften «7) ^ dadurch , dass er bei ihnen blos einen 
fünfjährigen Ersitzungsaufenthalt forderte.*^®) Diese Bevorzugung 
einer bestimmten Classe von Steuerzahlern wurde von ver- 
schiedenen Seiten bekämpft ^ö) und vom Ausschusse des Abge- 
ordnetenhauses , welchem sich der Reichsrath selbst anschloss, 
deshalb fallen gelassen, weil die Unterscheidung, welche die 
Regierungsvorlage gemacht hat, weder praktisch, noch unseren 
Zeitverhältnissen angemessen ist. In gewissem Sinne ist aber 
die Aenderung, die an der Regierungsvorlage vorgenommen 
wurde, eine reformatio in peius. Nach dem Regierungsentwurfe 
war wenigstens eine bestimmte Kategorie der Bevölkerung in 
der Lage, schon in fünf Jahren den Heimatrechtstitel zu er- 
sitzen. Wollte man diese Bevorzugung der Steuerzahler nicht 
eintreten lassen, so wäre es das Natürlichste gewesen, die fünf- 
jährige Ersitzungszeit nicht als Privileg der besitzenden Classen, 
sondern als ausnahmslose Regel für alle Ersitzungssubjecte 
hinzustellen, zumal die zehnjährige Ersitzungsfrist überaus lang 
ist und den praktischen Bedürfnissen kaum entsprechen wird. 

VIII. Als eine weitere Voraussetzung für die Geltend- 
machung des Heimatrechtstitels wurde von den Gemeindestatuten 
des Jahres 1850 gefordert, dass sich der Bewerber sammt seiner 
Familie eines unbescholtenen Rufes erfreue. Das Gemeindegesetz 
von 1859 begnügte sich mit der Unbescholtenheit des Bewerbers 
selbst. Der Entwurf der Heimatrechtsnovelle stellte zwar nicht 
das vage Erforderniss der „Unbescholtenheit" auf, versagte 



^^) Die Bezahlung aller rückständigen landesfftrstlichen Steuern nnd Ab* 
gaben war anch nach dem Gemeindegesetze von 1859 die Yoranssetzang für 
die Geltendmachung des Heimatrechtstitels. 

«8) Aehnlich lautet Art. 6 des bayer. H. G. v. 1868. Dnrch die Not. v. 
17. Jnni 1896 wurde die Frist auf vier Jahre herabgesetzt. 

^^) So von Menzel, Nov. z. H. G., S. 13» nnd Redlich, a.a. O. S. 408. 
Dagegen jedoch Blodig, Ztscfar. f. V., 1894, S. ^45. 

Spiegel, Heim. En. 5 
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jedoch den Heimatrechtstitel solchen Personen, die wegen einer 
die Ausschliessung vom Wahlrechte in die Gemeindevertretung 
bedingenden strafbaren Handlung verurtheilt worden sind oder 
in gerichtlicher Untersuchung stehen. Der Reichsrath hat diese 
Voraussetzung fallen gelassen und damit der straf gerichtlichen 
Verurtheilung oder Untersuchung heimatrechtliche Relevanz 
abgesprochen. 

Desgleichen ist es für die Erlangung des Heimatrechts- 
titels ohne Belang, ob das Ersitzungssubject ein Recht zum 
Aufenthalte in der Ersitzungsgemeinde hat oder nicht.''®) 
Während das provisorische Gemeindegesetz, wie früher aus- 
geführt, blos solche Personen ein Heimatrecht auf Grund mehr- 
jährigen Aufenthaltes in einer Gemeinde erwerben liess, welche 
kein Recht zu diesem Aufenthalte hatten, aber gleichwohl 
von der Aufenthaltsgemeinde aus freien Stücken (stillschweigend) 
geduldet worden waren, stellten schon die Gemeindestatuten 
des Jahres 1850 der Erwerbung des Heimatrechtes auf Grund 
eines ausweislosen Aufenthaltes die Erlangung des Anspruches 
auf das Heimatrecht nach zehnjährigem, auf Grundlage 
eines giltigen, nicht erloschenen Heimatscheines 
genommenen Aufenthalte im Gemeindebezirke zur Seite. Nach 



^<^) Seydel (Bayer. St. R., Bd. II, S. 64) lässt die heimatrechtliche Er- 
sitzuBg nur bei erlaubtem Aufenthalte zu: „Denn ein rechtswidriges Ver- 
halten kann für denjenigen, der sich dasselbe zu Schulden kommen lässt, nicht 
zur Quelle eines öffentlichrechtlichen Ansprnches werden." Die von Seydel 
bezogene Entscheidung des bayer. V. G. H., V, 320 (vgl. Uschold, Das bayer. 
Ges. über Heimat etc., S. 10), leugnet im Falle des unerlaubten Aufenthaltes die 
Freiwilligkeit des letzteren, weil nicht die rechtliche Möglichkeit besteht, 
denselben beliebig zu ändern oder fortzusetzen. — Gegen Seydel ist zu be- 
merken, dass die heimatrechtliche Ersitzung nicht blos im Interesse des Er- 
sitzungssubjectes eingeführt ist und daher nicht schon dadurch ausgeschlossen 
wird, dass sich das letztere rechtswidrig verhält. Nicht blos pactis, auch 
delictis privatorum kann das Öffentliche Recht nicht ohneweiters alterirt 
werden. Was aber die Freiwilligkeit des Aufenthaltes betrifft, so wird diese 
dadurch nicht in Frage gestellt, dass das Aufgeben des Aufenthaltes rechtlich 
erzwungen werden kann. Nur die Abwesenheit von der Ausweisungsgemeinde 
wäre eine unfreiwillige, nicht der Aufenthalt in derselben. Die Möglichkeit der 
unfreiwilligen Beendigung des Aufenthaltes ist für die Qualification des Aufent- 
haltes selbst ohne Belang. — Vgl. auch Born hak, Preussisches Staatsrecht, 
Bd. III , S. 236 : ^ Auch der polizeilich Ausgewiesene kann durch unbefugte 
Rückkehr den Unterstützungswohnsitz, erwerben." 
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den Statuten konnte man somit sein Heimatreeht auf Grund 
eines mehrjährigen Aufenthaltes mit und ohne Heimat- 
rechtsausweis verändern. Nur war die Veränderung ohne 
Heimatausweis früher zu erreichen als mit diesem Ausweise. 
Keineswegs aber auch leichter! Denn die stillschweigende 
Duldung setzte eben auf Seite der Gemeinde voraus, dass diese 
dem Aufenthalte nicht entgegentrat. Eine Verwahrung der 
Gemeinde gegen die stillschweigende Aufnahme des ausweis- 
losen Fremden durch Verhaltung zur Erlangung eines Heimat- 
scheines genügte schon, um die Heimatrechtsersitzung zu hindern. 
Zur Ersitzung des Heimatrechtstitels bedurfte derjenige, der 
sich im Besitze eines giltigen Heimatscheines befand, allerdings 
eines längeren Zeitraumes, aber dafür war die Gemeinde ihm 
gegenüber machtlos. Sie konnte ihn an dem zur Ersitzung 
führenden Aufenthalte nicht hindern. Das Gemeindegesetz von 
1859 kennt die Veränderung des Heimatrechtes auf Grund 
eines ausweislosen Aufenthaltes nicht mehr. Es kennt nur 
eine Ersitzung des Heimatrechtstitels, und diese tritt nur 
zu Gunsten jener Personen ein, welche in dem Rechte zum 
Aufenthalte weder durch polizeiliche Vorschriften, noch 
durch andere gesetzliche Anordnungen beschränkt sind. Die 
Ersitzung des Heimatrechtstitels setzt also hienach ein „Recht 
zum Aufenthalte" voraus. Dass nun nach gegenwärtigem 
Rechte ein „Aufenthaltsrecht" auf Seite des Ersitzungssubjectes 
nicht gefordert wird, scheint, wenigstens insoweit österreichische 
Staatsbürger in Betracht kommen, damit in Einklang zu stehen, 
dass das Staatsgrundgesetz über die allgemeinen Rechte der 
Staatsbürger im Art. 6 jeden' Staatsbürger berechtigt, an jedem 
Orte des Staatsgebietes seinen Aufenthalt und Wohnsitz zu 
nehmen. Allein bekanntlich erleidet das staatsgrundgesetzlich 
gewährleistete Freizügigkeitsrecht in doppelter Richtung eine 
Einschränkung : Einmal , indem in einer Reihe von Fällen die 
polizeiliche Abschiebung oder Abschaffung eines Staats- 
bürgers aus einer anderen als der Heimatgemeinde zulässig ist, 
sodann aber — und dies allein interessirt uns hier — , indem 
auch den Gemeinden nach den Gemeindegesetzen ein Aus- 
weisungsrecht zusteht. Die Gemeinden dürfen nach Art. III des 
Reichsgemeindegesetzes vom 5. März 1862, R. 18, Auswärtigen, 
welche sich über ihre Heimatberechtigung nicht ausweisen und 

5* 



68 

auch nicht darthun, dass sie zur Erlangung eines solchen Nach* 
weises die erforderlichen Schritte gemacht haben, den Aufent- 
halt in ihrem Gebiete ohneweiters verweigern. Andere Aus- 
wärtige können ausgewiesen werden j wenn sie oder ihre 
Angehörigen keinen unbescholtenen Lebenswandel fuhren oder 
der öffentlichen Mildthätigkeit zur Last fallen. Die einzelnen 
Gemeindegesetze enthalten mehr oder minder weit gehende 
Abweichungen von diesem Principe.''^) Das Ausweisungsrecht 
der Gemeinden ist durch die Heimatrechtsnovelle in keiner 
Weise berührt worden. Nach wie vor steht den Gemeinden 
das Recht zu, falls die gesetzlichen Voraussetzungen zutreffen, 
nicht heimatberechtigte Personen aus dem Gemeindegebiete aus- 
zuweisen, mögen sich diese auch noch so lange daselbst auf- 
gehalten haben. Dies kann nun für die heimatrechtliche Er- 
sitzung in doppelter Weise von Belang sein. Die Ausweisung 
kann erfolgen vor oder nach Ablauf der Ersitzungsfrist. 

Erfolgt sie vor Ablauf der Ersitzungsfrist, so hat sie zur 
Folge , dass der Aufenthalt in der Ersitzungsgemeinde aufge- 
geben werden muss. Das Verlassen der Ersitzungsgemeinde 
erfolgt unfreiwillig und hat deshalb zur Folge, dass die 
Ersitzung ruht. (§. 2, AI. 4 der Novelle.) Die begonnene Er- 
sitzungszeit würde wieder relevant werden, wenn der Ausge- 
wiesene in die Ersitzungsgemeinde zurückkehren und sich dort- 
selbst während des Restes der Ersitzungszeit aufhalten würde. 
Da aber nicht anzunehmen ist, dass ihn die Gemeinde, die ihn 
bereits einmal ausgewiesen hat, wieder in ihrem Weichbilde 
dulden würde, so hat die Ausweisung factisch zur Folge, dass 
die Ersitzung des Heimatrechtstitels unmöglich wird. Das 
Ausweisungsrecht ermöglicht es somit den Gemeinden, solche 
Personen, welche zwar den Bedingungen der Heimatrechts- 
novelle zu entsprechen in der Lage sind, die aber infolge Aus- 
weislosigkeit oder Bescholtenheit ausgewiesen werden können, 



^^) In den meisten Ländern haben anch die Gemeindegenossen, mitunter 
anch die Ehrenbcirger nnd Ehrenmitglieder Anspruch aaf nngestörten Aufenthalt. 
Nach der böhmischen Gemeindeordnung können Gemeindegenossen nur wegen 
Ausweislosigkeit oder Verarmung, nicht auch wegen besoholtenen Lebenswandels 
ausgewiesen werden. In Oberösterreich ist an SteUe der Bescholtenheit die Ver- 
urtheilung wegen eines Verbrechens aus Gewinnsucht oder der üebertretung des 
Diebstahles, begangen im Gemeindebezirke, gei^etzt. 
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an der Ersitzung des Heimatrechtstitels zu hindern. Die 
Heimatrechtsnovelle dürfte die von ihr kaum gewollte Folge 
haben, dass die Gemeinden von ihrem Ausweisungsrechte häufiger 
Gebrauch machen werden, als bisher. Die Freizügigkeit würde 
hiedurch eine empfindliche Einbusse erfahren. Es wäre zu 
wünschen, dass die Gesetzgebung, welche den Staatsbürgern 
die rechtliche Möglichkeit gewährt, durch mehrjährigen Auf- 
enthalt in der Gemeinde einen Heimatrechtstitel zu erwerben, 
auch dafür Sorge trage, dass von dieser rechtlichen Möglich- 
keit gegebenen Falles Gebrauch gemacht werden könne. Das 
Ausweisungsrecht der Gemeinde, durch welches das Staatsgrund- 
gesetzlich gewährleistete Freizügigkeitsrecht so sehr beein- 
trächtigt wird, bedurfte schon früher gründlicher Revision. Diese 
Revision wird umso dringender, je mehr zu befürchten steht, 

dass das Ausweisungsrecht häufiger als bisher ausgenützt werden 
wird- 72) 

Die Ausweisung eines Auswärtigen aus dem Gemeinde- 
gebiete kann aber auch dann erfolgen, wenn die auszuweisende 
Person den Heimatrechtstitel bereits ersessen hat, aber noch 
nicht auf Grund desselben in den Heimatverband der Gemeinde 
aufgenommen worden ist. Allerdings kann auch trotz und nach 
der Ausweisung von dem Heimatrechtstitel Gebrauch gemacht 
und der Ausweisungsact dadurch hinfällig gemacht werden J^) 
Allein immerhin ist die Ausweisung vor Erlangung des Heimat- 
rechtes rechtsgiltig erfolgt, und da zwischen dem Ansuchen 
um die Aufnahme in den Heimatverband und der thatsächlichen 
Aufnahme ein längerer Zeitraum liegen kann (die Heimatrechts- 
novelle rechnet selbst mit der Möglichkeit, dass die Ersitzungs- 
gemeinde das Ansuchen ein halbes Jahr unerledigt lässt), so 
kann es geschehen, dass Jemand, trotzdem ihm ein Heimat- 
rechtstitel zusteht, aus der Gemeinde ausgewiesen und dass der 
Ausweisungsact auch vollzogen wird. 



") Blodig (Ztschr.f.Verw., 1894, S.244) erblickt aUerdings in der Aus- 
niitzang des Ausweisnngsrechtes einen Vortbeil. Dagegen Spiegel, ebds., 
1895, S. 15. 

^') Allerdings nicht ipso iure. Vgl. Plenarentscheidimg des obersten (Berichts- 
als Cassationshofes vom 13. Mai 1896, Z. 5642 (Zfschr. f. Verw., 1897, S. 20). Vgl. 
im Gegensatze Mezn §.2, al. 4 des Ges. t. 27. Jali 1871, Nr.88 B.G.B1. 
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Ein solcher ßechtszustand ist gewiss eine Anomalie. Denn 
abgesehen davon, dass es absnrd klingt, Jemandem nicht einmal 
den Aufenthalt in der Gemeinde zu gestatten, den man 
in den Heimatverband aufzunehmen verpflichtet ist, 
führt ja die Ausweisung in einem solchen Falle doch nur zu 
überflüssigen Weiterungen. Denn wenn selbst das ausgewiesene 
Individuum keinen Werth darauf legen würde, die Ausweisung 
rückgängig zu machen, so wird doch jedenfalls seine bisherige 
Heimat- oder Zuweisungsgemeinde sich seiner zu entledigen 
trachten und den Ersitzungstitel geltend machen. So wird 
endlich nach langwierigen administrativen Verhandlungen die 
Ausweisung durch die Aufnahme des Ausgewiesenen in den 
Heimatverband der Ausweisungsgemeinde gegenstandslos werden. 
Es würde sich empfehlen, das Gemeinde- Aus Weisungsrecht, wenn 
es schon nicht seinem vollen Umfange nach eine neue gesetzliche 
Regelung erfährt, wenigstens gegenüber solchen Personen aus- 
zuschliessen , die einen Heimatrechtstitel gegen die Gemeinde 
erworben haben, so dass der Bestand dieses Titels allein die 
Ausweisungsverfügung unzulässig und nichtig machen würde. 



IL Die Ersitzungsgemeinde. 

Diejenige Gremeinde, gegen welche sich der Heimatrechts- 
titel richtet und welche somit die ausdrückliche Aufnahme in 
den Heimatverband nicht versagen darf, nennen wir die Er- 
sitzungsgemeinde. Diese ist (trotz der Textirung des §. 2 
der Novelle) nicht immer mit der Aufenthaitsgemeinde des 
Heimatrechtswerbers identisch. Zwar muss der zehnjährige Auf- 
enthalt (im Grossen und Ganzen — Abweichungen ergeben 
sich im Falle der Vereinigung und Trennung von Gemeinden, 
wovon noch zu handeln sein wird) in der Ersitzungsgemeinde 
stattgefunden haben. Allein auch nachdem der Aufenthalt in 
derselben aufgehört hat, kann der Heimatrechtstitel geltend 
gemacht werden (§. 4 der. Novelle). 

Der Ersitzungsaufenthalt muss in einer Gemeinde statt- 
gefunden haben. Da nach §. 45 H. G. ^) auf ausgeschiedenen 
Gutsgebieten ein Heimatrecht nicht begründet werden kann, 
so kann auch ein Titel auf Aufnahme in den Heimatver- 
band eines Gutsgebietes nicht erworben werden. Hieraus ergibt 
sich die Unzuträglichkeit, dass die Stabilität des Heimatrechtes, 
gegen welche die Novelle ankämpfen will, bestehen bleibt, wenn 
sich das Heimatrechtssubject und seine Rechtsnachfolger — und 
sei es auch noch so lange — '■ auf Gutsgebieten aufhalten. Nach 
dem Vorbilde der §§. 46 und 47 des Heimatgesetzes hätte hier 
leicht Abhilfe geschaffen werden können. Treten die die Zur 
Weisung eines Heimatlosen bestimmenden Umstände in einem vom 



^) Anders nach den (niemals in Kraft getretenen) §§; 52 ff., des Gam.-Ges. 
von 1859. — Bernatzik (Die jur, Persönlichkeit der Behörden, S. 130 f.) 
spricht eigenthümlicherweise von den „auf dem Gotsgebiete zuständigen" 
Personen. 
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Gemeindeverbande ausgeschiedenen Gutsgebiete ein, so ist nach 
§. 46 H. G. der Heimatlose mit Berücksichtigung aller mass- 
gebenden Verhältnisse einer der angrenzenden, in demselben 
politischen Bezirke gelegenen Gemeinde zuzuweisen. Die Last 
der Armenversorgung rücksichtlich solcher Heimatloser haftet 
jedoch auf dem ausgeschiedenen Gutsgebiete (§. 47 Heimat- 
gesetz). Mntatis mutandia könnte der Gesetzgeber bezüglich der 
heimatrechtlichen Ersitzung sagen : Wer auf einem ausgeschiedenen 
Gutsgebiete den Ersitzungsaufenthalt genommen und während 
der Ersitzungszeit fortgesetzt hat, erlangt dadurch den Anspruch 
auf Verleihung des Heimatrechtes in einer Nachbargemeinde, 
jedoch derart, dass die Last seiner eventuellen Versorgung 
auf dem ausgeschiedenen Gutsgebiete haftet. Natürlich wäre 
aber die Gemeinde, gegen welche sich ein solcher Heimatrechts- 
titel richtet, nicht erst von Fall zu Fall zu bestimmen, sondern 
es müsste ein für allemal feststehen, welche Nachbargemeinde 
mit dem Gutsgebiete heimatrechtlich verbunden ist. ^) Die heimat- 
rechtliche Vereinigung des Gutsgebietes mit einer Nachbarge- 
meinde ist überhaupt ein Postulat, welches im Interesse geord- 
neter Heimatrechtsverhältnisse aufgestellt werden muss. Das 
Heimatgesetz hat rücksichtlich der Armenversorgungslast der 
Gutsgebiete ziemlich unklare Verhältnisse geschaffen. Nach 
Art. I des ßeichsgemeindegesetzes vom 5. März 1862, R. 18, hat 
das ausgeschiedene Gutsgebiet die Pflichten und Leistungen 
einer Ortsgemeinde zu übernehmen. Im Einklänge hiemit sagt 
§. 48 H. G. , dass die rücksichtlich der Gemeinden geltenden 
Bestimmungen auch auf die ausgeschiedenen Gutsgebiete An- 
wendung zu finden haben. Hieraus könnte man schliessen, dass 
auch die Armenversorgungspflicht die Gutsgebiete trifft. ') 
Allein da nach dem Heimatgesetze die Gemeinde nur ihre An- 
g e h ö r i g e n im Verarmungsfalle versorgen muss, das Gutsgebiet 
aber keine Angehörigen hat, so fehlt für die Armenversorgung 
in der Kegel*) die vom Gesetze geforderte Voraussetzung. Es 
wäre nur recht und billig, bei der Vertheilung der Armenlast 



^) Bezüglich der Reichsrathswahlen besteht bereits eine solche Vereini- 
gung. Vgl. §§. 9b und 10 c R. W. 0. 

^) So auch Praiäk, Rak. pr. ^st., Bd. I, S. 90. 

^) AosnakflMn kj^nnen sich auf Grund der §§. 46 ff. und §§. 28 ff. H. G. 
ergeben. 
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die Gutsgebiete nicht zu privilegiren, und wenn man sich schon 
dazu nicht entschliessen will, (gleich dem G-emeindegesetze von 
1859) eine Gutsgebietsheimat zuzulassen, so sollte doch wenig- 
stens in Bezug auf das Heimatrecht eine Vereinigung des 
Gutsgebietes mit einer Nachbargemeinde vorgeschrieben werden.^) 
Ausgenommen voln Gemeindeverbande sind nach dem 
Wortlaute des Art. I des Reichsgemeindegesetzes ^) auch die zur 
Wohnung oder zum vorübergehenden Aufenthalte des Kaisers 
und des Allerhöchsten Hofes bestimmten Residenzen, Schlösser 
und andere Gebäude nebst den dazu gehörigen Gäüten und 
Parkanlagen. In Theorie und Praxis wird mitunter dieser Fall 
der Ausscheidung der Gutsgebiete gleichgestellt. 7) Dabei dürfte 
aber übersehen werden, dass die ausgeschiedenen Hofrealitäten 
nicht in gleicher Weise wie die Gutsgebiete selbständige, 
öffentlich-rechtliche Existenz haben. Bezüglich der Gutsgebiete 
trifft schon das Reichsgemeindegesetz neben der negativen, 
die Ausscheidung aus dem Gemeindeverbande beinhaltenden 
Bestimmung auch eine po sitive Anordnung, indem dem aus- 
geschiedenen Grundbesitze die Pflichten und Leistungen einer 
Ortsgemeinde auferlegt werden. Bezüglich der Hofrealitäten 
wird blos die Exemtion vom Gemeindeverbande ausgesprochen, s) 
Die Theorie sucht die dadurch entstandene Lücke in der Weise 
auszufüllen, dass die Gemeindeverwaltung bezüglich der Hof- 
realitäten dem Monarchen zugeschrieben wird. Bern atz ik sagt 
geradezu, dass der Monarch das gemeindliche Vex'waltungsrecht 
durch einen beliebig gewählten Stellvertreter ausüben lässt. 



^) §. 46 f. H. G. ist in dieser Beziehung nicht einmal bezüglich der Heimat- 
losen ausreichend. Denn er sagt wohl, dass ein Heimatloser unter Umständen 
(indirect) dem Gntsgebiete zur Last fällt, nicht aber anoh, dass der Heimatlose 
in einem solchenfFalle Ansprach anf ungestörten Aufenthalt im Gutsgebiete hat. — 
Nach §. 3 des deutschen Unterstutzungswohnsitzgesetzes bilden die ausserhalb 
der Gemeinden stehenden Gntsbezirke entweder selbst Ortsarmenverbände oder 
wenigstens Theile solcher Verbände. (Vgl. §§. 7 ff. des preuss. Ges. v.S. März 1871. 
Guttentag'sche Sammlung deutscher Reichsges., Nr. 8, 3. Aufl., S. 93 ff.) 

*) Ebenso §. 5 der Gemeindeordnungen, §. 1 des Si^zburger Statutes. — §.1 
des Innsbrncker Statutes spricht kurz von den für den a. h Hof bestimmten Ge- 
bäuden und Gärten. Abweichend §. 4, al. 2 des Wiener Statuts. 

') Bernat zik, a. a 0. S. 131; Praäik, a. a. 0. 1, S. 90, femer S. 52 f. 
Jegierek, Heimatrecht, S. 100. 

®) Anders allerdings §. 12 des Gem.-Ges. v. 1859. 
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Praäak drückt sich vorsichtiger aus, indem er die Gemeinde- 
functionen kraft einer gesetzlichen Fiction dem Landesherm 
zuschreibt. Wir wollen nun keineswegs in Abrede stellen, dass 
ältere Vorschriften den Hof behörden innerhalb der Hofgebäude 
gewisse Polizeibefagnisse einräumen. ^) Allein es wird wohl nicht 
angehen, hieraus den Schluss zu ziehen, dass die Hof behörde auf den 
Hofrealitäten eine Gemeindeverwaltung führe. Weder das einzelne 
Gebäude bildet eine Gemeinde i<*), noch auch alle Hofgebäude zu- 
sammengenommen. Das Reichsgemeindegesetz will die Hofgebäude 
in gewisser Richtung begünstigen. Wollte man aber die Exem- 
tion vom Gemeindeverbande vollkommen wörtlich nehmen, so 
käme man zu einem privilegtum odiosum für die in den Hofrea- 
litäten wohnhaften Personen, z. B. für die Hofbeamten. Denn 
diese würden z. B.. da sie in keiner Gemeinde wohnhaft 
sind, niemals oder doch selten in die Lage kommen können, 
als Gemeindegenossen ein Wahlrecht auszuüben. ^^) Die Vor- 
schrift des §. 10 des Heimatgesetzes könnte für sie nicht 
praktisch werden, sie würden daher auch kein Recht auf un- 
gestörten Aufenthalt in der Gemeinde, von welcher das Hofge- 
bäude umgeben ist, haben, wofern diese Gemeinde nicht zufällig 
ihre Heimatgemeinde ist. Solche Verhältnisse zu schaffen, war 
gewiss nicht die Tendenz des Gemeindegesetzes. Andererseits 
finden wir in der Gesetzgebung Anhaltspunkte dafür, dass die 
Gemeinde gewisse Befugnisse auch bezüglich der Hofrea- 
li täten auszuüben hat. So bestimmen die Bauordnungen ^2), 
dass die Gemeinde auch bei Bauten des Allerhöchsten Hofes die 



•) Vgl. Tezner, Handb. desösterr. Administrativverfahrens, S. 63 f Art. V, 
al. 2 Jar.-Norm v. 185;^. 

^^) Eine ansi'inem einzigen Gebäude (oder Grundstücke) bestehende Gemeinde 
wäre ein Unding. Das Erfurter Unionsparlament dachte allerdings an eine solche 
Gemeinde. (Bin ding, Deutsche Staatsgrundgesetze, Bd. II, S. 83.) Mit Recht 
spricht Zöpfl, Grunds, d. alJg. u. d. St. R., 2* Th. (1856), S. 249, von einer 
^höchst unglücklichen Fassung^ des Parlamentsbeschlusses. 

^^) Selbst wenn man hier bezüglich der Reichsrathswahlen die Bestim- 
mungen übei' die Gutsgebiete anwenden wollte, so würde man den Uofbeamten 
u. s. w. nur ein Wahlrecht in der vierten and fünften, nicht auch in der dritten 
Wählerclasse ihres Aufenthaltsortes, (z^ B. in Prag) zusprechen können. Kein 
Wahlrecht würde ihnen als Gemeindegenossen für den Landtag jener Länder 
zustehen, welche keine Gutsgebiete kennen. 

") Für Böhmen §. 134, für Niederösterreieh §. 29, für Wien §. 106, für 
Prag §. 127. 
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Baulinie und das Niveau zu bestimmen hat. Das Keichsge- 
meindegesetz hatte offenbar keine weitergehende Absieht, als 
(zur Wahrung der Selbständigkeit der Hof behörden, welche ja 
nach altem und neuem Civilprocessrechte auch den Civilgerichten 
gegenüber zur Geltung kommt) ^*) die Befugnisse der Gemeinde- 
organe bezüglich der Hofrealitäten einzuschränken.^*) Die 
Etablirung einer besonderen Gemeindethätigkeit auf der Hof- 
realität, eine Sonderstellung der auf dieser Realität wohn- 
haften Personen u. s. w. herbeizuführen, lag dem Reichs- 
gemeindegesetze wohl fern. Sache der auf letzterem fussenden 
Gemeindeordnungen wäre es gewesen , der allgemeinen Anord- 
nung ergänzende und erläuternde Beetimmungen hinzuzufügen, 
was indessen nicht geschah. In den Gemeindeordnungen wird die 
reichsrechtliche Vorschrift einfach recapitulirt. Bios das Ge- 
meindestatut für Wien (Ges. v. 19* December 1890, L. 45) trifft 
eine präcisere Bestimmung, indem es im §. 4, AI. 2 sagt : 

„In den zur Wohnung oder zum vorübergehenden Auf- 
enthalte des Kaisers und des Allerhöchsten Hofes bestimmten 
Residenzen, Schlössern und anderen Gebäuden nebst den dazu 
gehörigen Gärten und Parkanlagen kann die Gemeinde die 
sonst zu ihrem Wirkungskreise gehörigen Amtshandlungen und 
Verfügungen nur nach Einvernehmung und unter Zustimmung 
des betreffenden k. u. k. Hofamtes vornehmen und durchführen." 

Damit ist die Sonderstellung der Hofrealitäten genügend 
gekennzeichnet. Mag §. 4 immerhin formell eine Aenderung 
des Reichsgemeindegesetzes beinhalten ^^), materiell dürfte auch 
letzteres nichts Anderes im Sinne gehabt haben. Wenn 
daher Pra^dk die §§. 45—48 H. G. auf die Hofrealitäten 
analog anwendet, so ist ihm nur bezüglich der §§. 45 und 46 zu- 
zustimmen, und dies aus dem Grunde, weil von einem Heimat- 
rechte auf den Hofrealitäten schlechterdings nicht gesprochen 
werden kann. Keineswegs aber haben wir einen gesetzlichen 
Anhaltspunkt dafür, dem Kaiser^ beziehungsweise dem Hof ärar 
als Eigenthümer der Hofrealität die Armenversorgungslast 
oder irgendwelche sonst der Gemeinde obliegenden Verpflich- 

»8) Art. V Jur^N. v. 1852, §. 32 Jur.-N- v. 1895 j §. 31 Exec-Odg. 
^^) Mit Kecht spricht Tezn er a. a. 0. S. 64, dayon, dass die Hofrealitäten 
von dei: Ortspolizeigewalt der Qemeindeii ausgenommen sind. 

^*) Vgl. Brockhausen im österr. St. W. B., II. Bd., S. 1128. ; 
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tnngen zuzuweisen, fiätte das Gresetz die Hofrealitäten den 
6ntsgebieten gleichstellen wollen , so hätte Art. I • des Beichs- 
gemeindegesetzes eine andere Fassung erhalten müssen. 

Was nun die heimatrechtliche Ersitzung betrifft, so wird 
diesfalls die Exemtion der Hofrealitäten vom Gemeindever- 
bände nach unserer Ansicht überhaupt nicht in Betracht kommen. 
Wenn sich Jemand durch zehn Jahre im Prager Schlosse auf- 
gehalten hat, so wird man unmöglich sagen können, er habe 
während dieser Zeit nicht in Prag gelebt. Zwar bestimmt sich 
im Allgemeinen der Aufenthalt gewiss darnach, in welcher Gre- 
meinde die Wohn statte des einzelnen Individuums ist-. Aber 
wenn die Wohnstätte einer Person überhaupt keiner Gemeinde 
angehört, so wird man wohl, um die Frage zu beantworten, 
in welcher Gemeinde sich diese Person aufhält, auf andere 
Momente zurückgehen müssen. Wer in einem Gebäude wohnt, 
das mitten in einer Gemeinde liegt, von dieser Gemeinde ganz um- 
schlossen ist, hält sich sicherlich auch dann in dieser Gemeinde 
auf und wohnt in derselben, wenn das betrefPende Gebäude das 
Privilegium der Exemtion vom Gemeindeverbande geniesst. ^•) 

Dass nur eine inländische Gemeinde Ersitzungsge- 
meinde sein kann, ergibt sich schon aus den örtlichen Grenzen 
der Wirksamkeit unserer Novelle. Ohne heimatrechtlichen Belang 
ist somit der Aufenthalt in der sogenannten Consulargemeinde. 
Die Ministerialverordnung vom 2. December 1857, R, 234 (§. 1), 
stellt zwar die Angehörigkeit zur Consulargemeinde mit der 
Gemeindeangehörigkeit im Inlande auf dieselbe Stufe. Allein 
der Aindamentale Unterschied liegt schon darin, dass die An- 
gehörigen der Consulargemeinde nicht österreichische Staats- 
bürger , sondern nur kaiserliche Unterthanen de facto sind. ") 
Da österreichische Staatsangehörige eben deshalb nicht Mit- 
glieder der Consulargemeinde sein können, so können sie auch 
keinen Heimatrechtstitel daselbst erwerben. 

Da das Heimatrecht sich immer auf eine Ortsgemeinde 
bezieht^®), so kann auch nur eine solche Ersitzungsgemeinde 



*') Auch abgesehen vom §. 4 des neuen Wiener Statuts hat und hätte 
Niemand bezweifelt, dass der Kaiser seit jeher in Wien wohnt. 

") Vgl oben S. 36, N. 1. 

") Vgl. Bndwinski, 8797. ~ Ebenso Art. 1 des bayer. H. G. („poli- 
tische Gemeinde^). 
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sein. Wenn sich nun mehrere Ortsgemeinden derart zu einer 
gemeinschaftlichen Geschäftsführung vereinigt haben , dass 
sie , insoweit es sich um die gemeinschaftlich zu besorgenden 
Angelegenheiten handelt , eine Verwaltungsgemeinde bilden 
(§.4 des Gesetzes vom 16. April 1874, L. 26 für Nieder- 
österreich), so bleiben die die Verwaltungsgemeinde bildenden 
einzelnen Gemeinden nach wie vor Ortsge mein den ^^), und 
es kann ihnen gegenüber der Heimatrechtstitel im Ersitzungs- 
wege erworben werden, mag auch der Ersitzungsaufenthalt 
ganz oder theilweise in die Zeit vor der Schaffung der Ver* 
waltungsgemeinde fallen. 

Nicht so einfach ist die Rechtslage bei einer völligen 
Vereinigung zweier oder mehrerer Gemeinden, welche zur Folge 
hat, dass an Stelle der kleineren Gemeinden die vergrösserte Ge- 
meinde tritt. In TJebereinstimmung mit dem §. 34 des Gemeindege- 
setzes von 1859 bestimmt §. 3 des geltenden Heimatgesetzes, dass das 
Heimatrecht, welches bisher in einer der in solcher Weise ver- 
einigten Gemeinden zustand , von selbst auf die Vereinigungs- 
gemeinde übergeht. Interessant ist die Fassung und die Moti- 
virung dieser gesetzlichen Anordnung. Diese wird nämlich 
aus dem Satze abgeleitet, dass das Heimatrecht sich auf den 
ganzen Umfang des Gemeindegebietes erstreckt, ^o) „Daher" werde 
das Heimatrecht, welches bisher nur in einem Theile der ver- 
grösserten Gemeinde zustand, auf den ganzen Umfang der letzteren 
von selbst ausgedehnt. Das Gesetz geht also von der An- 
schauung aus, dass die Vereinigung der Gemeinden in erster 
Linie eine Veränderung des Gemeinde gebietes zum Gegen- 
stande hat. Diese Anschauung stimmt nicht völlig mit dem §. 2 
der Gemeindeordnungen überein. Denn nach diesen letzteren 
hören durch die Vereinigung die vereinigten Ortsgemeinden als 
solche zu bestehen auf, und an ihre Stelle tritt als neuer 
Selbstverwaltungskörper die durch die Vereinigung gebildete 
Gemeinde. Daraus folgt, dass sich die bisherigen Gemeinden zu 
der neuen Gemeinde nicht etwa verhalten, wie die Theile zum 
Ganzen. Brockhausen hat diesen Gedanken so scharf weiter ent* 



^^) Anders Brockhausen, Yereinigung und Trennung von Gemeinden, S. 94. 

•^) Im §. 34 des Gem.-Ges. v. 1859 hiess es in AI. 1 : ^Die Zuständigkeit 
zu einer Ortsgemeinde erstreckt sich jederzeit auf den ganzen Umfang der 
Gemeindegemarkung." 
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wickelt, dass er nicht einmal ein Successionsverhältniss zwischen 
den alten kleineren Gemeinden und der neuen Gemeinde gelten 
lassen will. ^^) Mag dies nun in anderen Hinsichten richtig sein 
oder nicht: keinesfalls ist diese Theorie für die Heimatrechts- 
verhältnisse verwendbar, wie dies Brockhausen selbst zu- 
gibt. 22) Er erblickt in den bezüglichen Normen des Heimatge- 
setzes einen Widerspruch mit den sonstigen Gesetzesbestimmungen, 
„der wohl aus dem Bestreben der Staatsgewalt zu erklären 
ist, die Einschachtelung aller Staatsbürger in bestimmte Ge- 
meinden in möglichst einfacher Weise durchzuführen und daher 
als eine Ausnahme kaum geeignet ist, die hier durchgreifend 
erkannten Principien umzustossen". Wir glauben indessen, dass 
es sich verlohnt zu untersuchen, warum das Gesetz gerade in 
heimatrechtlicher Beziehung eine Nachfolge der neugebildeten 
Gemeinde in die Rechtsverhältnisse der bisherigen Gemeinden 
angenommen hat. Hiebei kann man nicht etwa darauf Gewicht 
legen, dass das Heimatgesetz zu einer anderen Zeit und unter 
Mitwirkung eines anderen parlamentarischen Organes erlassen 
wurde als die Gemeindeordnungen, so dass es nichts Auffälliges 
hat, wenn die Principien der verschiedenen Gesetze nicht mitein- 
ander übereinstimmen. Denn sowohl die Gemeindeordnungen 
als das Heimatgesetz weisen auf ein gemeinsames Vorbild zurück, 
welches alle einschlägigen Rechtsverhältnisse in einer im Ganzen 
und Grossen ähnlichen Weise geregelt hat, nämlich auf das 
Gemeindegesetz von 1859 (§§. 4 , 5 und 34). Die Gründe, 
"warum für den Uebergang des Heimatrechtes besondere, schein- 
bar regelwidrige Anordnungen getroffen wurden, müssen in 
den Bedürfnissen des Heimatrechtes selbst liegen. In der einen 
Richtung kommt hier das Postulat des Art. II des Reichsge- 
meindegesetzes (§. 2 Heimatgesetz) in Betracht , wonach jeder 
Staatsbürger in einer Gemeinde heimatberechtigt sein soll. 
Würde n^an alle Rechtsbeziehungen der durch die Vereini- 
gung ihrer Gemeindeeigenschaft beraubten Gemeinden mit der 
Vereinigung erlöschen lassen, so würden weitaus die meisten, 
in den untergegangenen Gemeinden beheimateten Staatsbürger 
ihre bisherige Heimat verlieren, ohne gleichzeitig eine neue zu 
erwerben. Nur jene an Zahl geringe Personenclasse, deren je- 



'") A. a. 0. S. 74 ff. Dagegen Pra^ak, R. p. ü., I, S. 66. 
«2) A. a. 0. S. 127 f. 
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weiliges Heimatrecht sich nach ihrem Amtsdomicile richtet 
(§. lOH. Gr. und Nov.), wäre in dieser Beziehung besser ge- 
stellt. Die Vereinigung der Gremeinden würde eine ganze Reihe 
von Staatsbürgern ohne Noth zu Heimatlosen machen, und dies 
muss gewiss vom Standpunkte der Staatsverwaltung perhorre- 
scirt werden. Würde das Heimatgesetz in dieser Beziehung nicht 
ausreichende Bestimmungen treffen, so würden schon aus diesem 
Grunde jeder Vereinigung von Gemeinden so wichtige öffent- 
liche Rücksichten entgegenstehen, dass die politische Landes- 
stelle ihr nicht zustimmen könnte. (§. 2 Gemeindeordnungen.) 
Es ist daher vollkommen begreiflich und bilHgenswerth, dass 
das Heimatgesetz den üebergang des Heimatrechtes von den 
bisherigen Gemeinden auf die Vereinigungsgemeinde ipso iure 
eintreten lässt. 

Allein dieser Gesichtspunkt ist nicht der einzige, von dem 
sich das Heimatgesetz in dieser Frage leiten lässt. Um dies 
darzuthun , müssen wir schon jetzt auch den §.4 H. G. zur 
Erklärung heranziehen. Zunächst handelt dieser Paragraph von 
dem Gegenstücke der Vereinigung, nämlich von der Trennung 
einer Gemeinde in zwei oder mehrere Gemeinden ^s), und be- 
stimmt conform mit §. 3 , dass an Stelle des Heimatrechtes in 
der grossen Gemeinde das Heimatrecht in einer der beiden oder 
mehreren Theilgemeinden tritt. Allerdings sagt hier das Gesetz 
(im Gegensatze zu §. 35 des Gemeindegesetzes von 1 859) nicht, 
dass ein Üebergang des Heimatrechtes ipso iure eintritt, sondern 
verlangt eine ausdrückliche „Zuweisung" der bezüglichen Per- 
sonen zu einer der Theilgemeinden. Theoretisch ist diese Ab- 
weichung za billigen. Denn in der That erfährt das Heimatrecht 
durch die Theilung der Gemeinde eine Schwächung, und inwie- 
weit der Einzelne eine Einbusse in seinem Rechte erfährt, das 
soll in jedem einzelnen Ealle erst behördlich ausgesprochen werden. 
Bis dahin wäre anzunehmen, dass trotz §. 2 H. G. das Heimat- 
recht gegenüber beiden oder allen Theilgemeinden fortdauert. 2*) 
Allein das Gesetz hat es unterlassen, ein von Amtswegen zu 
pflegendes Verfahren anzuordnen, welches die Bestimmung der 

**) Hieher gehört auch der Fall der Abzweigung (vgl. Gierke, Gen. 
Theorie, S. 828 f., 880; 0. Mayer, Deutsches Verw.-R., Bd. II, S. 449), der nach 
unserem Rechte von der Trennung der Gemeinden nicht unterschieden wird. 

**) Zum Theile war dies nach §. 35 des Gem.-Ges. v. 1859 der Fall. 
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Heimatrechtsverhältiiisse sämmtlicher in Frage stehender Per- 
sonen zum Gegenstande hat. Mit Rücksicht hierauf bleibt nichts 
Anderes übrig, als in der im §. 4, al. 1 und 2 H. Gr. erwähnten 
Zuweisung 2ß) lediglich einen declaratorisohen Ausspruch 
zu erblicken, der das Heimatrecht nicht erst begründet, und der 
daher zum Uebergang des Heimatrechtes auch nicht nothwendig 
ist. In der That ist auch im §. 5 H. G. nicht davon die Rede, 
dass das Heimatrecht durch Zuweisung oder aber durch Ver- 
einbarung der betheiligten Gemeinden begründet werden kann, ^ß) 
Die Bestimmung des §. 4 tiägt gleichfalls dem Satze Rech- 
nung, dass jeder Staatsbürger eine Heimat haben soll. Sie 
verhütet, dass durch den Wegfall der bisherigen Heimatge- 
meinde Heimatlosigkeit eintrete. Daneben wird sie auch noch 
dem zweiten Grundsatze des Heimatgesetzes gerecht, dass das 
Heimatrecht dem Staatsbürger nur in einer Gemeinde zustehen 
soll. Nicht beide, beziehungsweise alle Theilgemeinden kommen 
in heimatrechtlicher Beziehung als Rechtsnachfolger der ge- 
theilten Gemeinde in Betracht, sondern immer nur eine dieser 
Gemeinden. 27) 

§. 4 H. G. behandelt aber noch einen zweiten Fall, und 
diesen müssen wir uns vergegenwärtigen, um die ratio legis wür- 
digen zu können. Es handelt sich nämlich darum, welchen Eiu- 
fluss es auf die Heimatrechtsverhältnisse hat , wenn von einer 



**) Anders ist AI. 3 zu behandeln. 

^®) Hiemit stimmt wohl auch die Praxis tiberein. Vgl. z. B. Budw., 5406. 
In dieser Entscheidung wird zuerst angeführt, dass die B. R. im J. 1889 einer 
Theilgemeinde zugewiesen worden ist. Im weiteren Verlaufe sagt jedoch der 
V. G. H. , dass die B. R. „im Sinne der Bestimmungen der §§. 3 und 4 des 
Heimatgesetzes'' „im Zeitpunkte der Trennung der Ortsgemeinde 
Soll"- (d. i. 1864) „kraft ihres Wohnsitzes im Gebiete der neuge- 
bildeten Ortsgemeinde EUmau" (also nicht kraft Zuweisung) in dieser 
Gemeinde zuständig wurde. 

^') Anders war es , wie erwähnt, nach §. 35 des Gem. G. v. 1859. Die 
letztgedachte Bestimmung verdient den Vorzug vor dem geltenden Recht. Wenn 
die betheiligten Gemeinden trotz der Trennung rücksichtlich gewisser Per- 
sonen einen Armen verband bilden würden , so würden dadurch die Schwierig- 
keiten vermieden werden , welche die Vorschrift des §. 4, Schlusssatz H. G. 
den politischen Behörden schafft. Das an sich verständliche und richtige Princip, 
dass jede Gemeinde einen selbständigen Armenverband bilden soll , ist dem 
Heimatrechte nicht derart wesentlich, dass es nicht in gewissen Fällen durch- 
brochen werden könnte und sollte. 
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Gemeinde ein Theil abgetrennt und einer anderen Gemeinde 
(§. 4 sagt bezeichnenderweise: „einem anderen Gemeindege- 
biete") einverleibt wird. In Frage kommen dabei die heimat- 
reehtlichen Beziehungen zu beiden durch die Gebietsänderung 
betroffenen Gemeinden. Diejenigen Personen, welche bisher in 
der vergrösserten Gemeinde heimatberechtigt waren, bleiben 
auch nach wie vor Angehörige dieser Gemeinde (§. 3). Nur hat 
ihr Heimatrecht an Bedeutung gewonnen, weil es sich nunmehr 
auf ein grösseres Gemeinwesen bezieht. Dementsprechend sollte 
man meinen, dass sich umgekehrt das Heimatrecht der in der 
verkleinerten Gemeinde heimatberechtigten Personen auf 
das nunmehr engere Gemeindegebiet beschränkt, und dass es 
demnach an Bedeutung verliert. §. 4 trifft aber eine andere 
Anordnung. Er verfügt, dass die Heimatberechtigten der ver- 
kleinerten Gemeinde jener Gemeinde als heimatberechtigt zu- 
zuweisen sind, welche in dem Besitze desjenigen Gebietes ist, in 
dem sie (oder ihre heimatrechtlichen Auetoren) zur Zeit der 
Gebietsänderung wohnten oder zuletzt gewohnt haben. Diese Be- 
stimmung war durch §. 2 H. G. nicht geboten, und sie lässt sich 
aus den Grundsätzen des §. 2 nicht erklären. Es war nicht 
nothwendig, bezüglich des Heimatrechtes, welches gegenüber 
der zwar verkleinerten, aber in ihrer Existenz durch die Ge- 
bietsveränderung nicht betroffenen Gemeinde erworben worden 
ist, eine Veränderung eintreten zu lassen, wie denn auch das 
Gemeindegesetz von 1859 blos von dem Heimatrechte in der 
erweiterten Gemeinde spricht (§. 34). Wenn dies gleich- 
wohl geschah, so musste ein anderer Grund hiefür bestimmend 
sein, und dieser ist aus dem Wortlaute des Gesetzes unzweifel- 
haft zu entnehmen. Entscheidend für das Heimatrecht ist der 
Besitz desjenigen Gebietes, welches für die heimatrechtlichen 
Beziehungen des Individuums als relevant erachtet wird. Das 
Heimatrecht besteht zwar gegenüber der Gemeinde. Aber es 
bezieht sich doch auf ein bestimmtes Gebiet, so zwar, dass es 
die Schicksale des Gebietes und nicht jene der Gemeinde 
theilt. Sondert sich das Gebiet von der Gemeinde, so folgt das 
Heimatrecht jenem und nicht dieser. Mit anderen Worten : Das 
Gesetz legt dem Heimatrechte ge wisser massen einen ding- 
lichen Charakter bei. Das Heimatrecht haftet auf einem be- 
stimmten Gebiete. Wenn das Gesetz den Satz aufstellt: Das 

Spiegel, Heim. Ers. Q 
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Heimatrecht erstreckt sich auf den ganzen Umfang de» 
Gemeindegebietes (§. 3) , so sagt es damit implicite , dass da» 
Heimatreclit in erster Linie eine Beziehung hat zam Gemeinde- 
gebiete. Die Gemeinde ist eben eine Gebietskörperschaft nnd 
die Zugehörigkeit zur Gemeinde richtet sich nach dem Ver- 
hältnisse der Person zum Gemeindegebiete. ^^) Halten wir dies- 
fest, so erscheinen uns auch die Bestimmungen über den Ein- 
fluss der Vereinigung und Trennung von Gemeinden auf die 
Hdmatrechtverhältnisse im Principe vollkommen verständlich 
und consequent, mögen auch immerhin die Details (so namentlich 
§. 4, AI. 3 H. G.) berechtigte Kritik hervorrufen. 

Das Gesetz geht von dem G^anken aus, dass das Heimat^ 
recht das Resultat zweier Verhältnisse ist, nämlich: 1. des (in 
normalen Zeiten juristisch nicht hervortretenden) Verhältnisse» 
der Person zu einem bestimmten Gebiete (Gebietsangehörigkeit)' 
und 2. des rechtlichen Verhältnisses dieses Gebietes zu einer 
bestimmten Gemeinde (Gebietsqualität). Aendert sich nun durch 
Verschiebung der Gemeindegrenzen die Gebietsqualität, so be- 
wirkt die sich gleich bleibende Gebietsangehörigkeit eine Aen* 
derung des Heimatrechtes.*») Der Fehler des Gesetzes liegt 
nur darin, dass es auch beim Fehlen einer bestimmten Gebiets- 
zugehörigkeit eine Veränderung des Heimatrechtes herbeiführen 
lässt, ohne anzugeben, welche Grundsätze hiebei massgebend 
sein sollen. 

Durch die vorstehenden Ausführungen haben wir die 
Qjöthigen Gesichtspunkte gewonnen , um uns mit der Frage zu 



**) Vgl. O.Mayer, a. a. 0., II, S. 384f. Gierke, Deutsches Priv. R., I., 
S. 451 ff. unterscheidet „GemeiDdeangehörigkeit" und „Gebietsangehörigkeit'' uad 
behandelt das Heimatrecht (S. 456) in der Lehre von der Gebietsangehörigkeit. 

^*) Interessant ist es, dass die bayerische Praxis, wiewohl das Geseta^ 
keine Bestimmung über den Einfluss der Gebietsveränderungen auf das Heimatrecht- 
trifft, zu ähnlichen Resultaten gelangt. Vgl. Entsch. d. bayer. V. G. H., III, 240: 
„Mit der Zutheilung von Bestandtheilen einer politischen Gemeinde an eine an- 
dere politische Gemeinde gehen die in der erste ren begründeten Heimat Verhält- 
nisse auf die letzterwähnte Gemeinde insoweit über, als zwischen jenen 
Heimatverhältnissen und dem abzutr et enden Gebiete besondere 
Beziehungen bestehen. Solche Beziehungen werden nicht allein durch den 
Wohnsitz der Person, deren Heimat in Frage steht, sondern auch noch durch 
andere Umstände, wie z.B. durch Haus- und Grundbesitz begründet. '^ (üschoTd, 
a.a.O., S. 2; Proebst, a.a.O., S. 64.) 
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beschäftigen, welchen Einfluss die Veränderungen im Gemeinde- 
gebiete auf die heimatrechtliche Ersitzung haben. Die Novelle 
vom 5. December 1896 enthält in dieser Beziehung keine ein- 
zige Bestimmung. Hieraus könnte man folgenden Schluss ziehen ; 
Die Novelle räumt den Heimatrechtstitel denjenigen Personen 
ein, die sich durch zehn Jahre in einer und derselben 
Gemeinde aufgehalten haben. Hat sich nun Jemand durch zehn 
Jahre zwar auf einem und demselben Gebiete aufgehalten, ge- 
hörte aber dieses Gebiet während dieser Zeit nicht stets zu 
einer und derselben Gemeinde, dann liegen eben die Voraus- 
setzungen der Novelle nicht vor, und es ist der Heimatrechts- 
titel nicht ersessen worden. Diese Ansicht liesse sich auch darauf 
stützen, dass eine Nöthigung, in einem solchen Falle die heimat- 
rechtliche Ersitzung zuzugestehen, nicht vorliegt. Die Ersitzung 
des Heimatrechtstitels ist ohnedies ein novum und braucht auf 
Fälle, die sich unter die Novelle nicht ohneweiters subsumiren 
lassen, nicht ausgedehnt zu werden. Regel ist, dass die Ge- 
meinde nach freiem Ermessen über die Aufnahme in den 
Heimatverband entscheidet; ausnahmsweise wird sie hiezu 
durch die Novelle verpflichtet. Ausnahmen aber müssen strict 
interpretirt werden. 

Diesen Standpunkt halten wir jedoch für verfehlt. Die 
Bestimmungen der Heimatrechtsnovelle müssen derart inter- 
pretirt werden, dass das Ergebniss der Absicht des Gesetz- 
gebers entspricht. Durch die Novelle soll das Heimatrecht den 
Domicilverhältnissen der Bevölkerung möglichst angepasst, und 
es sollen insbesondere jene Gemeinden, deren Angehörige sich 
lange Jahre hindurch in einer anderen Gemeinde aufgehalten 
haben, entlastet werden. Das Princip der Novelle wird schon 
durch den Bestand ausgeschiedener Gutsgebiete, welche gewisser- 
massen ein Asylrecht gegen den Verlust des Heimatrechtes 
gewähren, genügend durchbrochen. Es wäre ganz irrationell, 
wollten wir die heimatrechtliche Ersitzung an jeder Veränderung 
der Abgrenzung des Gemeindegebietes scheitern lassen, und es 
würde dies damit nicht im Einklänge stehen, dass das Heimat- 
recht durch das Gesetz in eine gewisse unmittelbare Beziehung 
zu einem bestimmten Gebiete gebracht wird. Die Novelle 
hat es insbesondere auf die grossen Städte abgesehen. Diese 
werden vorzugsweise als Ersitzungsgemeinden in Betracht 

6* 
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kommen. Gerade in den grossen Städten tritt aber die Expan- 
sionstendenz am meisten zu Tage. Gerade sie wollen ihre Grenzen 
immer weiter hinauserstrecken und sich zu diesem Zwecke mit 
Vorortgemeinden vereinigen. Zehn Jahre sind eine lange Zeit, 
und wie leicht wird es vorkommen, dass innerhalb des Decen- 
niums thatsächlich eine Veränderung des Gemeindegebietes 
eintritt. Wäre eine solche Thatsache von zerstörendem Ein- 
flüsse auf die im Zuge befindliche Ersitzung, so würde die 
Novelle an praktischer Bedeutung erheblich verlieren. Ueber- 
dies würde dieser Umstand auch dazu ausgenützt werden können, 
dass Gemeinden ihre Grenzen in fraudem legis verschieben, um 
damit die Entstehung von Heimatrechtstiteln zu verhindern. 
Eine zweckentsprechende Auslegung des Gesetzes muss zu der 
Erkenntniss führen, dass die heimatrechtliche Ersitzung durch 
Veränderungen im Gemeindegebiete zwar in der einen oder anderen 
Richtung modificirt, aber nicht illusorisch gemacht wird. 

Geben wir dies zu, so scheint die nächstliegende Annahme 
die zu sein, dass der Heimatrechtstitel demjenigen, der sich 
durch zehn Jahre freiwillig und ununterbrochen in dem bei 
Abschluss der Ersitzungszeit zu einer Gemeinde 
gehörigen Gebiete aufgehalten hat, gegenüber dieser 
Gemeinde zusteht. Hienach wären also die Grenzen des 
Gemeindegebietes in einem bestimmten Zeitpunkte 
massgebend. Diese Lösung ist jedoch unbefriedigend. Wir 
wollen dies an zwei Beispielen zeigen. 

1. In die zehnjährige Ersitzungszeit, während welcher) sich 
<iine Person freiwillig und ununterbrochen in der Gemeinde A 
aufgehalten hat, fällt die Vereinigung eines Theiles der Ge- 
meinde A mit der Nachbargemeinde B. Um feststellen zu können, 
ob der Heimatrechtstitel ersessen ist, müsste man bei Fest- 
haltung der supponirten Auffassung ermitteln, ob sich die be- 
treffende Person vor der Verkleinerung des Gemeindegebietes 
ausschliesslich in dem der Gemeinde auch weiterhin verbliebenen, 
oder aber, sei es auch nur zeitweise, in dem der Nachbar- 
gemeinde zugeschlagenen Gebiete ersitzungsweise aufgehalten 
hat. Wäre letzteres der Fall gewesen, so müsste man die 
Ersitzung des Heimatrechtstitels verneinen. Dies würde aber 
dem Gesetzestexte geradezu widersprechen. Denn der vom 
Gesetze geforderte zehnjährige Aufenthalt in einer und der- 
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selben Gemeinde ist zweifellos gegeben. Während der 
ganzen zehn Jahre hat das Ersitzungssubjeet den Aufenthalt 
in A nicht aufgegeben. Es geht nicht an, ihm den Heimat- 
rechtstitel abzusprechen. 

2. Die Gemeinden A und B werden zu einer Gemeinde 
vereinigt. Vor der Vereinigung hat sich der Staatsbürger X 
abwechselnd in diesen beiden Gemeinden aufgehalten. Zuerst 
wohnte er durch vier Jahre in A, dann durch zwei Jahre in 
B, dann wieder durch zwei Jahre in A. Unmittelbar vor der 
Vereinigung musste er damit rechnen, dass er noch durch acht 
Jahre sich ununterbrochen und freiwillig in A werde aufhalten 
müsseti, um dafeelbst den Heimatrechtstitel zu ersitzen. Wenn 
wir nun nach der Vereinigung dem X die Aussicht eröffnen, 
schon nach zwei Jahren die heimatrechtliche Ersitzung in der 
grossen Gemeinde zu vollenden, so erfährt X einen gänzlich 
unmotivirten ßechtsvortheil. Sein achtjähriger Aufenthalt in 
zwei verschied ejien Gemeinden wird nun ex post als Auf- 
enthalt in einer und derselben Gemeinde erklärt. Hierin liegt 
aber ein logischer Fehler, da sein Aufenthalt beurtheilt wird 
nach einer Rechtslage, die sich erst nach einer bestimmten 
Dauer dieses Aufenthaltes ergeben hat. 

Können wir — um solche B;esultate zu vermeiden — 
nicht den Umfang des Gemeindegebietes im Zeitpunkte des 
Ablaufes der Ersitzungszeit für massgebend erachten, so scheint 
es, dass wir mit dem jeweiligen Umfange des Gemeinde- 
gebietes rechnen müssen , selbstverständlich — dies folgt aus 
dem früher Gesagten — mit der Modification, dass an die Stelle 
vereinigter Gemeinden die nette und an die Stelle einer ge- 
theilten Gemeinde eine der Theilgemeinden tritt. Indessen fährt 
auch diese Ansicht zu unhaltbaren Consequenzen. Nehmen wir 
an: von der Gemeinde A wird ein Theil abgetreten und der 
Gemeinde B zugeschlagen. Auf d§m abgetretenen Territorium 
hat Jemand durch acht Jahre seinen Ersitzungsaufenthalt ge- 
nommen. Auch nach der Aenderung der Gebietsqualität ver- 
bleibt er in seiner früheren Wohnung, und zwar durch mehr 
als zwei Jahre. Man kann nun nicht sagen, dass er sich wäh- 
rend der Ersitzungszeit in den jeweiligen Grenzen der 
Gemeinde A, aber auch nicht, dass er sich in den jeweiligen 
Grenzen der Gemeinde B aufgehalten hat. Man müsste also die 
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Thatsacbe der Enitzang des Heimatrechtstitels leugnen. Und 
doch geht dies nicht an, wenn das betreffende Individnnm 
während eines ganzen Deeenninms seinen Aufenthalt nicht ver- 
ändert hat. 

Die eben erörterten Anschauungen sind darum unrichtig, 
weil sie einseitig sind, die erstere, indem sie nur auf das 
Grebiet Bezug nimmt, auf welchem das ersessene Heimatrecht 
wirksam werden soll, die letztere, indem sie wiederum das 
Schwergewicht auf den Aufenthalt in einer bestimmten Ge- 
meinde legt. Um diese Einseitigkeiten zu vermeiden, muss 
man beide Momente — Gebiet und Gemeinde — in gleicher 
Weise berücksichtigen. Und dies geschieht auf ganz ein&che 
Weise. Man braucht nur in der Ersitzungszeit Abschnitte zu 
unterscheiden, welche durch Veränderungen im Gemeindegebiete 
markirt werden, und die Bestimmung des §. 2 der Novelle auf 
jeden einzelnen Abschnitt wörtlich anzuwenden. Die Zu- 
sammengehörigkeit der Ersitzungsabschnitte wird sich dann 
nach den Grundsätzen der §§. 3 und 4 H. G. bestimmen lassen. 
Im Einzelnen führt dies zu folgenden Besaltaten: 

1. Vereinigung von Gemeinden. Vor der Vereini- 
gung existiren die Gemeinden a und b, nach der Vereinigung 
die Gemeinde A (Gross -a). Durch die Vereinigung hat der 
in den Gemeinden a und b begonnene Ersitzungsaufenthalt 
einen Abschnitt erreicht. Wer bis dahin den Ersitzungsaufent- 
halt in einer dieser Gemeinden, das heisst also ent- 
weder in a oder in b begonnen hat, kann denselben in der 
vereinigten Gemeinde A bis zum Ablaufe der Ersitzungszeit 
fortsetzen. Der zweite Abschnitt der Ersitzungszeit schliesst 
an den ersten juristisch an, weil die Gemeinde A nach §. 3 H. G. 
in die Heimatverhältnisse der Gemeinden a und b eintritt. Hat 
sich hingegen Jemand vor der Vereinigung abwechselnd- in 
den Gemeinden a und b aufgehalten, so können die Aufent- 
haltszeiten nicht etwa nachträglich zusammengerechnet werden. 
Denn das Aufgeben des Aufenthaltes in a oder b führte jedes- 
mal eine Unterbrechung oder wenigstens eine Hemmung 
des Ersitzungsaufenthaltes in der bisherigen Aufenthaltsge- 
meinde herbei. (§. 2, al. 3 und 4 der Novelle.) Die Vereinigung 
kann nicht ex post diese Unterbrechung oder Hemmung ihrer 
juristischen Bedeutung entkleiden. 
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2. Trennung von Gemeinden. Vöi* der Trennung 
"besteht die Gemeinde a, nach der Trennung müssen wir die 
•Gemeinden ai und 83 unterscheiden. Die Trennung markirt 
willen Abschnitt im Ersitzungsaufenthalte* Der vor der l'ren- 
«uBg in a begonnene Aufenthalt kann nach der Trennung 
■entweder in aj oder in 83 fortgesetzt werden ^ je nach- 
dem das Ersitzungssubject in der einen oder anderen Gemeinde 
wohnt. 30) Kein Hinderniss für die Ersitzung ist es aber, dass 
das Ersitzungssubject während des ersten Ersitzungsabschnitteä 
izum Theile in dem später zu a^ und zum Theile in dem später* 
zu. 83 zugewiesenen Gebiete gewohnt hat. Denn während dieses 
-ersten Ersitzungsabschnittes bildeten beide Gebiete eine juristische 
Einheit«* 

3. Ander weitige Gebietsveränderungen. Hieher 
gehören nicht blos der schon mehrfach erwähnte Eall, dass 
ein Theil des Gemeindegebietes einer anderen Gemeinde zuge« 
schlagen wird, sondern auch alle Fälle der Grenzberichtigungen, ^i) 
Die Gebietsveränderung trifft die Gemeinden A und B. A wird 



.. ^^) Was unter dem „wohnen" im Sinne des §.4 H. G. zu verstehen ist, 
kann mit Eücksicht auf die schwankende Textirung dieser Gesetzesstelle ver- 
schiedener Beurtheilung unterliegen. Die Ansicht des V. G. H., wornach „wohnen" 
gleichbedeutend ist mit „Wohnsitz haben" (Budw., 4612, 8797, 5406), dürfte, 
wiiewohl sie durch das Wort „Wohnsitz" im zweiten Alinea unterstützt wird' 
(vgl. jedoch im ersten Alinea: „aufhielten"), zu weit gehen. §.4 will diiö in der 
<7«meinde befindliehen Gemeindeaogehörigen auf die neugebildeten Gemeinden' 
auftheilen und bedarf dazu eines äusseren Kriteriums. Er sucht eine engere 
Beziehung des Individuums zum Gemeindegebiete, eine Beziehung desselben zu 
einem Theile des Gemeindegebietes zu ermitteln und findet dieselbe, indem 
er die Wohnstätte, die Wohnung in Betracht zieht. Der Wohn sitz, (das Do- 
m'icil) ist die ganze Gemeinde, die Wohnung befindet sich auf einem abge- 
grenzten Räume innerhalb des Gemeindegebietes. D>e Wohnung wird durch die 
Gebietsveränderung jedenfalls betroffen. War sie bisher in der grösseren Gemeinde 
gelegen, so liegt sie nunmehr in einer der neugeschaffenen Theilgemeln len. Das 
Schicksal der Wohnung sollen die Bewohner theilen. Eine Wohnung hat aber 
nicht blo3 derjenige, der in der beireffenden Gemeinde seinen ordentlichen Wohn- 
sitz hat, sondern auch in der Regel derjenige, der sich daselbst, wenn auch 
nur vorübergehend (z. B. auf wenige Tage) aufhält, mag nun diese Wohnung 
eine Privatwohnung oder ein Hotelzimmer u. dgl. sein. Sofern also bei den in der 
Gemeinde sich aufhaltenden Personen das Vorhandensein einer Wohnung 
in der Gemeinde constatirt werden kann, ist §. 4 auf diese Personen anwendbar, 
auch wenn sie daselbst nicht den ordentlichen Wohnsitz haben. 
31) Vgl. Budw., 616. Prazäk, a. a. O. I, S. 90; 
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verkleinert, B vergrössert. Dasjenige Theilgebiet, welches eine 
Veränderung seiner Qualität erfahren hat, nennen wir a. Jene 
Personen, die vor der Gebietsveränderung ersitzungsweise in a 
gewohnt haben, können den Ersitzungsaufenthalt nach der 
Gebietsveränderung in der Gemeinde B oder A fortsetzen, 'in 
der Gemeinde B , wenn sie auf a wohnen bleiben, oder (jetzt 
oder später) in einen anderen Theil von B übersiedeln, in der 
Gemeinde A, wenn sie gleichzeitig mit der Gebiets- 
veränderung von a übersiedeln und den Aufenthalt in dem 
restlichen (nunmehr einzigen) Gebiete der Gemeinde A nehmen. 
Umgekehrt können selbstverständlich die bisher in B wohnenden 
Personen den Ersitzungsaufenthalt nach ihrem Belieben in dem 
bisherigen Gemeindegebiete von B oder aber auf dem neu hin- 
zugekommenen Gebiete a fortsetzen. Was dabei fraglich bleibt, 
ist nur, ob Diejenigen, die im Zeitpunkte der Gebietsverän- 
derung auf a wohnen, in die Ersitzungszeit, die sie nunmehr in 
B fortsetzen, blos ihren Aufenthalt auf a, oder ihren ganzen 
Aufenthalt in A einrechnen können. Wir glauben, dass die 
Frage im letzteren Sinne zu entscheiden ist. Vor der Gebiets- 
ändemng hatte das Gebiet a keine juristische Selbständigkeit. 
Wer sich während dieser Zeit daselbst aufgehalten hat, hat 
sich eben in der Gemeinde A aufgehalten. Der Ersitzungsauf- 
enthalt, den eine Person vor der Gebietsänderung in A ge- 
nommen hat, hat durch die Uebersiedlung innerhalb des 
Gemeindegebietes, also von a in das restliche Gemeindegebiet 
oder umgekehrt, keine Unterbrechung erfahren. Es wäre ana- 
chronistisch, diese Unterbrechung nachträglich zu fingiren. 
Wenn jemand durch acht Jahre in A gewohnt hat, aber nur 
die letzten zwei Jahre vor der Gebietsänderung in a, so kann 
man nicht sagen , dass er sich noch durch weitere acht Jahre 
in a, beziehungsweise in dem nunmehrigen Gebiete der Gemeinde 
B aufhalten muss, um den Heimatrechtstitel gegenüber dieser 
Gemeinde zu ersitzen. Es genügt vielmehr ein Aufenthalt von 
zwei Jahren. Wenn man hiegegen deshalb Bedenken haben 
würde, weil die Gemeinde B genöthigt werden soll, den Heimat- 
rechtstitel einer Person zuzugestehen, die sich auf ihrem (gegen- 
wärtigen und früheren) Gebiete nicht mehr als vier Jahre auf- 
gehalten hat, so lässt sich dieser Einwand durch Verweisung 
auf §. 4 H. G. entkräften. Denn bei der Gebietserweiterung muss 
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die erweiterte Gemeinde in die Heimatverhältnisse der gleich- 
zeitig verkleinerten Gemeinde rücksichtlieh aller Personen ein^ 
treten, die zur Zeit der Gebietsänderung in dem den 
Gegenstand der Erweiterung bildenden Gebiete wohnen oder 
dort zuletzt gewohnt haben, ohne Rücksicht darauf, wie 
lange sie daselbst gewohnt haben. Erblickt das Gesetz keine 
Unbilligkeit darin , dass die Gemeinde Personen in ihren Hei- 
matverband ohne weiteres übernehmen muss, welche vielleicht 
erst seit ganz kurzer Zeit in dem der Gemeindegemarkung 
zugeschlagenen Gebiete wohnhaft gewesen sind, so können wir 
in der Anwendung des gleichen Grundsatzes auf die heimat- 
rechtliche Ersitzung gleichfalls keine Unbilligkeit erblicken. 

Bisher haben wir angenommen, dass die Gebietsverän- 
derung während der Ersitzungszeit vor sich geht. Es ist aber 
auch möglich, dass sie in die Zeit nach vollendeter Ersitzung 
und vor Geltendmachung des Heimatrechtstitels hineinfällt, 
und es fragt sich demnach, in welcher Weise der bereits er^ 
worbene, aber noch nicht geltend gemachte Heimatrechtstitel 
durch die Gebietsveränderung beeinflusst wird. Im Falle der 
Vereinigung von Gemeinden richtet sich selbstverständlich der 
gegen die kleinere Gemeinde ersessene Titel nunmehr gegen 
die grosse Gemeinde. Im Falle der Trennung der Gemeinden 
und im Falle anderweitiger Gebietsveränderungen werden wir 
wiederum die Grundsätze des §. 4 H. G. anwenden, das heisst 
wir werden als diejenige Gemeinde, gegen welche sich der 
Ersitzungsanspruch richtet , jene ansehen , die sich im Besitze 
desjenigen Gebietes befindet, in welchem der Heimatrechts- 
werber (oder dessen Auetor) zur Zeit der Gebietsveränderung, 
oder aber vor seinem Abzüge aus der durch die Gebietsän- 
derung betroffenen Gemeinde zuletzt gewohnt hat. Auf die 
Bestimmung des §.4, al. 3 H. G. wird dabei wohl niemals zu- 
rückgegangen werden müssen, weil der Ersitzungsanspruch 
den nachweisbaren langjährigen Aufenthalt in der Ersitzungs- 
gemeinde voraussetzt. 

Schliesslich ist noch der Fall in Betracht zu ziehen, dass 
durch die Gebietsveränderung nur eine einzige Gemeinde 
betroffen wird. Dieser Fall tritt ein, wenn die Gebietsverän- 
derung zu Gunsten oder auf Kosten eines Gutsgebietes vor- 
genommen wird. Insofern ein bestimmtes Gebiet infolge einer 
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^olebeti Gebietsveränderung aufhört^ Gemeindegebiet zu sein, 
hat dies bezüglich der in diesem Gebiete fortan sieb aufhal- 
tenden Ersitznngssabjecte zur Folge, dass die im Zuge befind- 
liche Ersitzung unterbrochen wird. Diese Grebietsverän- 
demng hat also einen zerstörenden Einfluss auf die im Zuge 
befindliche Ersitzung. Insofern jedoch eine bisher aus dem 
Gemeindeverbande ausgeschiedene Besitzung in denselben ein- 
bezogen wird, beginnt flir diejenigen Personen, die sich bisher 
auf dieser Besitzung freiwUlig und ununterbrochen aufgehalten 
haben und auch weiterhin in gleicher Weise daselbst oder 
aber überhaupt in jener Gemeinde aufhalten, zu der der Besitz 
nunmehr gehört, die Ersitzungszeit nicht etwa ex nunc, sondern 
man wird diesen Personen auch die Zeit des auf der bisher 
ausgeschiedenen (nunmehr in den Gemeindeverband einbezogenen) 
Besitzung zugebrachten Aufenthaltes in die Ersitzungsfrist 
einrechnen können. Hier, wo eine andere Gemeinde nicht in 
Frage kommt, wird man eine derartige Behandlung des Er- 
Äitzungsaufenthaltes nach einer dem Beginne dieses Aufenthaltes 
nachgefolgten Rechtslage zulassen können, weil die B;echtslage 
sich eben nur insofern verändert hat, als das Hindern iss 
weggefallen ist, welches bisher die Beurtheilung des im Sinne 
des §. 2 der Novelle thatsächlich genommenen Aufenthaltes 
vom Gesichtspunkte der heimatrechtlichen Ersitzung ausge- 
schlossen hat. 



III. Der Ersitzungsaufenthalt. 

Schon in der Einleitung ^) haben wir hervorgehoben, dass 
zwischen jenem Aufenthalte, der nach dem Conscriptions- 
patente die Voraussetzung für die Nationalisirung in einer Ge- 
meinde war, und dem Wohnsitze des §. 29 a. b. G. B. ein 
wesentlicher Unterschied nicht bestand. Auf die Verschiedenheit 
der gebrauchten Ausdrücke darf man dabei kein Gewicht legen. 
Denn einerseits schloss schon die theresianische Resolution aus 
dem langjährigen Aufenthalte auf die Domicilsabsicht (animus 
ßgendi domtcilium) , und diese Absicht ist es ja, die den (un- 
qualificirten) längere Zeit andauernden Aufenthalt vom Wohn- 
sitze unterscheidet. Andererseits spricht das zu §. 29 a. b. G. B. 
erlassene Hofdecret vom 1. März 1833, Nr. 2597 J. G. S., in 
seinem letzten Theile von dem zehnjährigen, ununterbrochenen 
„Aufenthalte", woraus zu ersehen ist, dass der Gesetzgeber 
zwischen Wohnsitz und Aufenthalt nicht scharf unterschieden 
hat. 2) Eine solche Unterscheidung findet sich nun allerdings im 
provisorischen Gemeindegesetze von 1849. Wenn §. 12 die sich 
durch vier Jahre ohne Ausweis ununterbrochen iii der Gemeinde 
aufhaltenden Fremden die Gemeindezuständigkeit erwerben 
lässt, so erklärt sich diese Bestimmung daraus, dass §.17 als 
Fremde in der Gemeinde diejenigen bezeichnet, welche, ohne 
Gemeindeglieder zu sein, sich in der Gemeinde aufhalten. 



*) Vgl. oben S. 4 f. 

«) Vgl. Buschmann a. a. 0. S. 47. — Vgl. auch §. 72 a. b. G. B. Ein 
Beispiel dafür, dass auch die neuere Gesetzgebung Wohnsitz und Aufenthalt 
nicht streng auseinanderhält, bietet §.1, Z. 4 des Gesetzes vom 23. Mai 1873, 
R. 121, betreffend die Bildung der Geschwornenlisten. 
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ordentlichem Wphnsitze (Domicil und Quasidomicil) ^*) fallen. ") 
Personen, die keinen Wohnsitz haben, können doch einen „je- 
weiligen Aufenthalt" haben (§. 67). Interessant ist für uns der 
dem §. 21 der deutschen Reichscivilprocessordnung nachgebildete 
§. 86 der neuen Jurisdictionsnorm, welcher von Personen handelt» 
die sich unter Umständen, die ihrer Natur nach auf einen 
Aufenthalt von längerer Dauer hinweisen, an einem 
Orte aufhalten, und noch interessanter die Motivirung, wonach 
§. 86 über die Schwierigkeiten hinweghelfen soll, welche sich 
durch die Verschiedenheit von Wohnsitz und länger daaemdem 
Aufenthalte ergeben, und welche femer mit der Untersuchung 
und Feststellung verbunden sein würden, ob der Arbeitsnehmer 
im einzelnen Falle am Beschäffcigungsorte sich blos längere 
Zeit aufhält, oder dort seinen Wohnsitz im Sinne des Gesetzes 
hat. 1*) 

Nach dieser Abschweifung, welche zeigen sollte, dass wir 
seit 1850 Legal-Definitionen des Wohnsitzes besitzen, die in- 
haltlich vollkommen übereinstimmen^^), und dass in allen ein- 
schlägigen Gresetzen der blosse Aufenthalt vom Wohnsitze unter- 
schieden wird, knüpfen wir wiederum an das provisorische Ge- 



") Vgl. Stnbenrauch, Die Jnr. Norm vom 18. Juni 1850, S. 56f. 

*^) In den Motiven zur Jnr. Norm heisst es , dass man nicht den zn einem 
ziemlich sicheren Besitzthnm der Rechtsprechung gewordenen Begriff zwecklosen 
Zweifeln aassetzen wollte und dass zu einer neuen Formnlirung nmsoweniger 
Anlass war, als sich der Wohnsitzbegriff der Jurisdictionsnorm von 1852 auch 
nicht als zu eng oder in sonst einer Beziehung als unbrauchbar oder unrichtig 
erwiesen hat. (Geller, Oesterr. Just. G., IV. Bd., 1. Th., S. 97.) 

**) Geller, a.a.O. S. 107f. — lieber den Wohnsitz nach deutschem 
Hecht vgl. §§. 7 ff. deutsches b. G. B. Endemann, Einführung in das Studium 
des bürgert. Gesetzb. , I., S. 181 ff. -- §. 13 R. C. P. 0. definirt den Wohnsitz 
nicht. Gleichwohl enthalten die §§. 14—17 R. C. P. 0. Bestimmungen über den 
Wohnsitz der Militärpersonen, der Exterritorialen, der im Auslande angestellten 
Reichs- und Staatsbeamten und der familienabhängigen Personen. §. 18 spricht 
vom Aufenthaltsorte solcher Personen, die keinen Wohnsitz haben. 

") Die Begriffe „eigentlicher" und „uneigentlicher Wohnsitz" werden über- 
dies in Anlehnung an die canonische Lehre in der mit kais. Pat. vom 8. Oct. 1856, 
R. 185, kundgemachten Anweisung für die geistlichen Gerichte des Eaiserthums 
Oesterreich in Betreff der Ehesachen in den §§. 40 ff definirt. Nichtsdestoweniger 
wiederholt aber das gleichzeitig kundgemachte Gesetz über die Ehen der Katholiken 
im §. 16 wörtlich den §. 72 a. b. G. B. , ohne eigentlichen und uneigentlichen 
Wohnsitz zu unterscheiden und ohne sich um die Detailvorschriften der §§. 61 
und 63 der „Anweisung" zu kümmern. 
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meindegesetz an. Unter der Herrschaft desselben wurden, wie 
schon früher erwähnt, eine Reihe von Gemeindestatuten erlassen, 
die neben dem Quadriennirungsprincipe auch schon eine heimat- 
rechtliche Ersitzung im modernen Sinne kennen. Während die- 
selben nun für die Quadriennirung in gleicher Weise wie 
das provisorische Gemeindegesetz vierjährigen Aufenthalt 
fordern, sprechen sie ein Recht, die Aufnahme in den Gemeinde- 
verband zu verlangen, nur solchen Staatsbürgern zu, die durch 
wenigstens 10 Jahre im Gemeindebezirte wohnhaft sind. 
Für die heimatrechtliche Ersitzung genügte also blosser Auf- 
enthalt in der Gemeinde nicht. Das Gleiche gilt auch nach dem 
Gemeindegesetze von 1859. Voraussetzung der Ersitzung ist 
nach diesem Gesetze einerseits das Recht zum Aufenthalte 
auf Seiten des Ersitzenden i«), andererseits aber vierjähriger 
Wohnsitz in der Ersitzungsgemeinde. ^ ^) 

Das Heimatgesetz von 1863 kennt zwar das Institut der 
Ersitzung nicht. Nichtsdestoweniger legt es doch unter gewissen 
Umständen dem Wohnen und dem Aufenthalte in der 
Gemeinde juristische Bedeutung bei. Der Aufenthalt kann 
nach §.19, AI. 2 und 4 für die Zuweisung eines Heimatlosen 
entscheidend sein. Das Wohnen einer Person, und zwar nicht 
in der Gemeinde selbst, sondern in einem bestimmten Theile 
derselben wird im Falle der Theilung oder anderweitigen Ge- 
bietsveränderung der Heimatgemeinde relevant. Wie schon 
früher erwähnt^®), legt der Verwaltungsgerichtshof auf das 
„Wohnen", von dem §. 4 im Gegensatze zu §. 19 spricht, be- 
sonderen Nachdruck. Unsere hievon abweichende Ansicht, dass 
§. 4 H. G. nicht an den ordentlichen Wohnsitz, sondern an die 
La^e der Wohnung innerhalb der Gemeinde denkt, und dass 



^®) Das Wohnsitzrecht ist in dem im §. 27 des Gem. Gr. von 1859 er- 
wähnten Aufenthaltsrechte inbegriffen , wie sich aus der Vergleichung mit §.21 
ergibt. Ebenso §§. 25 und 22 prov. G. G. , Art. III des Reichsgem. G. und die 
einzelnen Gem. Ordnungen , endlich §. 1 H. G. (vgl. auch Art. 13 und 43 ff. des 
bayer. H. G.). — Ein besonderes „Wohnsitzrecht" wird den Staatsbürgern in den 
Grundrechten eingeräumt. Vgl. Art. 6 St. G. G. über d. allg. ß. d. St. B. , §. 133 der 
Frankfurter B.-V, , §. 1 des deutschen Ges. ü. d. Freizügigkeit v. 1. Nov. 1867. 

") g. 22 des Gem. G. v. 1859 bezeichnet als „Einwohner" „alle diejenigen, 
welche, sie mögen Gemeindeglieder oder Auswärtige sein, im Gemeindeorte 
ihren bleibenden Wohnsitz genommen haben." 

•8) S. 87, N. 30. 
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von einer Wohnung auch bei Personen , die sieh in der Gemeinde 
ohne den animtis domiciliandi aufhalten, die Aede sein kann, 
haben wir bereits oben begründet. Ist diese Ansicht richtig, 
dann ist nach dem Heimatgesetze vom 3. December 1863 der 
Wohnsitz im strengen Wortsinne — und als solchen müssen 
wir vom Standpunkte des Gesetzes jenen ansehen , der der Defi- 
nition der Jurisdictionsnorm entspricht") — überhaupt von 
keinem heimatrechtlichen Belang. 

Einen anderen Standpunkt nahm der Entwurf der Heimat- 
rechtsnovelle in der Fassung der Regierungsvorlage ein. Dieser 
eröffnete die Möglichkeit der heimatrechtlichen Ersitzung: 

1. denjenigen Staatsbürgern, die eine directe Steuer zahlen, 
nach fünfjährigem, ordentlichem AVohnsitze in der Ge- 
meinde, 

2. allen übrigen Personen nach zehnjährigem Aufent- 
halte in der Gemeinde, ^o) 

Indem das Abgeordnetenhaus, wie schon früher erwähnt *^), 
die Bevorzugung der Steuerzahler perhorrescirte und für alle 
Personen die gleichen Ersitzungserfordernisse aufstellte, normirte 
es, dass der Heimatrechtstitel zehnjährigen Aufenthalt in 
der Gemeinde voraussetze. So kommt es, dass die Novelle vom 
5. December 1896 nicht den Wohnsitz, sondern den Auf- 
enthalt in der Gemeinde heimatrechtlich relevant sein lässt. 



*•) Indem der V. G. H. das Wort „Wohnsitz" im §. 4, al. 2 H. G. (vgl. neaestens 
Bndw. 9887) wörtlich nimmt , beruft er sich bezüglich der Yoranssetznngen dieses 
Wohnsitzes gleichfalls auf die Bestimmungen der Jnr. N. (vgl. Bdw. 4612 nnd 
8797). Allein in der letztgedachten Entsch. hält er seinen Standpunkt nicht con- 
seqnent fest. Er geht davon ans, dass im Sinne des §. 16 Jur.-N. von 1852 der selbst 
gewählte bleibende Aufenthalt den „ordentlichen Wohnsitz" bildet, und ge- 
langt zu dem Schlüsse, dass „durch den freiwilligen Eintritt in ein Dienst- 
verhältniss in dem hiedurch bedingten Wohnorte" der ordentliche Wohn- 
sitz begründet wird. Dieser Wohnsitz ist aber im Sinne der Jur. N. kein selbst- 
gewählter. Die Dienstleute theilen vielmehr den Wohnsitz des Dienstgebers (§. 22). 
Auf ihren animus domiciliandi kömmt es dabei nicht an und ebensowenig darauf, 
ob sie überhaupt den Dienst in der Wohnsitzgemeinde verrichten, wenn 
sie nur in gemeinschaftlicher Haushaltung mit ihrem (vielleicht gerade auf 
Reisen befindlichen) Dienstherm leben. (Vgl. Haimerl, Versuch einer kurzen ge- 
ordneten Darstellung der neuen Competenzvorschriften, 1854, S. 19, 22 f.) Die Wohn- 
sitzabhängigkeit der Dienstboten ist der neuen Jur. N. fremd. Dafür sind letztere 
aber in dem bereits erwähnten §. 86 berücksichtigt. 

^°) Gegen diese Bestimmung vgl. Menzel, Die Nov. zum H. G., S. 11 ff. 

*«') S. 65. 
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In dieser Beziehung schliesst.sie sieh dem bayerischen Heimat- 
gesetze und dem deutschen Gesetze über den Unterstützungs- 
wohnsitz an. In den Bestimmungen über die Qualification des 
Ersitzungsaufenthaltes war das letztere Gesetz eingestandener- 
massen das Vorbild für das Abgeordnetenhaus. 21) 

Es fragt sich nun, was unter dem „Aufenthalte", den die 
Novelle als Erforderniss der heimatrechtlichen Ersitzung auf- 
stellt, zu verstehen ist. So viel ergibt sich schon aus der von 
der ßegierungsvorlage abweichenden Textirung des Gesetzes, 
dass der Aufenthalt nicht gleichbedeutend ist mit dem „Wohn- 
sitze** im Sinne dei* Civilprocessgesetzgebung, das will heissen, 
dass auch ein Aufenthalt, der nicht dem Wohnsitze gleichkommt, 
für die Ersitzung ausreicht. Andererseits dürfte es aber kaum 
einem Zweifel unterliegen, dass der Wohnsitz den Aufenthalt 
(im Sinne der Novelle) in sich schliesst, so dass auch zehn- 
jähriger Wohnsitz in der Gemeinde zur Erwerbung des Heimat- 
reehtstitels führt. 22) Daraus folgt aber schon, dass der Auf- 
enthalt der Novelle nicht im engsten Wortsinne, als unquali- 
ficirter Aufenthalt, aufgefasst werden kann. Denn es ist klar, 
dass Jemand den Ort seines Wohnsitzes zeitweise verlassen kann, 
ohne doch diesen letzteren aufzugeben. Im natürlichen Sinne 
des Wortes hält er sich in diesem Falle zeitweise in einem 
anderen Orte auf. In heimat rechtlicher Hinsicht muss man an- 
nehmen, dass er sich überdies auch im Wohnsitzorte aufhält. 
Im ursprünglichen, nicht technischen Sinne ist Aufenthalt eben 
nichts Anderes als physischer Aufenthalt, thatsächliche An- 
wesenheit in einem bestimmten Gebiete. Würde die Novelle einen 
solchen Aufenthalt fordern, so könnte ein Heimatrechtstitel nur 
von demjenigen ersessen werden, der durch zehn Janre über die. 

=*0 Nr. 1300 der Beil. z. d. sten. Prot. d. Abg. H., XI. Sess., S. 12. Der 
zweite und dritte Abs. des §. 2 der Nov. entspricht den §§. 12 f. des deutschen 
Ges. V. 6. Juni 1870. 

") Dabei ist nattirUch nur an den wirklichen, factischen Wohn- 
sitz zu denken, welchen §. 66 der Jur. N. v. 1. Aug. 1895 definirt, und nicht an 
den fingirten Wohnsitz des §. 68. (Vgl. die vorsichtige Fassung der letzteren Be- 
stimmung: „gilt in Ansehung des Gerichtsstandes als Wohnsitz", „gilt 
bei Ausraittlung des Gerichtsstandes als Wohnsitz.**) Tn den §§. 69 ff. 
Jur. N. wird übrigens der (fingirte) Wohnsitz als Substrat des allg. . Gerichts- 
standes gänzlich fallen gelassen. (Vgl. im Gegensatze dazu §. 9 Jur. N. von 1850, 
§§. 22 und 27 Jur. N. v. 1852, §§. 14 ff. R. C. P. 0. und §§. 9 ff. deutsch, b. G. B.) 

Spiegel, Heim. Ers. 7 
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Grenzen seines Aufenthaltsortes niemals, auch nicht auf die 
kürzeste Zeitdauer, hinausgekommen ist. Ein solehermassen sess- 
haftes Individuum wird man aber unter den gegenwärtigen Zeit- 
und Verkehrsverhältnissen nur ausnahmsweise finden, und für 
solche Personen werden eigene Gesetze nicht erlassen. Wenn die 
Novelle aber Personen als im Gemeindegebiete sich aufhaltend 
ansieht, welche sich augenblicklich in einem anderen Orte be- 
finden (§. 2, AI. 3), so muss während dieser Zeit die Beziehung 
der betreffenden Personen zum Gemeindegebiete eine andere 
als eine physische sein. Mit anderen Worten : Man muss neben 
dem physischen Momente des Aufenthaltes Y^^^P^^^^ auch noch 
ein ideelles, psychologisches Moment (animiis) unterscheiden. 
Worin dieser antmus besteht, ist leicht zu sagen. Geht die für 
den Wohnsitz geforderte Absicht dahin, sich an einem Orte 
bleibend aufzuhalten ^3), so wird für den Aufenthalt die Ab- 
sicht genügen, den Aufenthalt in einem Orte zu haben (§. 2, 
Absatz 3 der Novelle). Diese Absicht wird aber überhaupt erst 
in Frage kommen, wenn das corpus des Aufenthaltes augen- 
blicklich fehlt. Denn so lange sich Jemand physisch in einem 
Orte befindet, hält er sich in demselben unzweifelhaft auf, mag 
seine Absicht worauf immer gerichtet sein. TJebrigens wird ihm 
die Aufenthaltsabsicht in diesem Falle nur ausnahmsweise 
(nämlich bei Abgang der Willensfähigkeit, oder bei erzwungenem 
Aufenthalte) fehlen. Auch ist es vollkommen gleichgiltig, ob 
die Absicht auf längeren oder kürzeren Aufenthalt gerichtet ist, 
ob sich die betreffende Person blos Stunden oder Tage oder 
Monate an dem betreffenden Orte aufhalten will. Erst nach der 
physischen Entfernung von dem Aufenthaltsorte kann die Frage 
auftauchen, ob der Aufenthalt trotzdem beibehalten ist oder 
nicht, und diese Frage beantwortet sich darnach, ob die Auf- 



2S^ 



*) §. 66 Jur. N. fordert (ähnlich wie §. 7 des deutsch, b. G. B. und die 
sonst üblichen Definitionen) die K ied erlassung mit einer bestimmten Absicht. 
Indessen kömmt es darauf, in welcher Absicht man sich niedergelassen hat, gewiss 
nicht an. Auch animus remanendi superveniens ^enü^i. (Vgl. Bar, Theorie und 
Praxis des internationalen Privatrechts, 2. Aufl., I. Bd., S. 152, N. 5.) Wie ver- 
hält es sich mit dem Wohnsitze einer Witwe, die in dem Orte, wo sie verheiratet 
war, verbleibt, oder mit dem Wohnsitze einer grossjährig gewordenen, bei ihren 
Eltern auch weiterhin wohnenden Person? Nach dem Wortlaute der Jur. N. 
Hesse sich der Wohnsitz solcher Personen überhaupt nicht bestimmen. Fdr einen 
dieser Fälle sorgt das deutsche b. G. B. im §.11 vor. 
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enthaltsabsicht fortdauert oder nicht. Natürlich schliesst aber die 
Absicht, sich in dem Orte des nunmehrigen physischen Auf- 
enthaltes aufzuhalten, die Fortdauer der Aufenthaltsabsicht bezüg- 
lich des physisch verlassenen Ortes nicht aus ; nur wird bezüglich 
eines jeäen Ortes eine verschiedene Aufenthaltsdauer beabsichtigt 
sein. Man kann in einem bestimmten Zeitpunkte die Absicht 
haben, sich gleichzeitig dauernd in Prag, für die Dauer 
eines Jahres in Wien, für die Zeit von einigen (in 
dieses Jahr hineinfallenden) Sommerwochen in Baden bei 
Wien und für einen Nachmittag während dieser 
Wochen in einem Nachbaroiie Badens aufzuhalten. Ist dies 
der Fall, so hält man sich an dem betreffenden Nachmittage, 
das Vorhandensein des thatsächlichen Aufenthaltssubstrates vor- 
ausgesetzt, physisch in diesem Nachbarorte, juristisch aber ausser- 
dem auch in Baden, Wien und Prag auf, und zwar stehen hier 
das physische und das juristische Moment des Aufenthaltes in 
einem eigenthümliohen Gegensatze. In physischer Hinsicht ist 
der Aufenthalt, wie gesagt, nur in dem Ausflugsorte gegeben. 
l)och steht derselbe in einem innigen Zusammenhange mit dem 
Sommeraufenthalte in Baden, die Beziehung zu Wien ist die 
entferntere und jene zu Prag die entfernteste. In juristischer 
Hinsicht ist gerade umgekehrt der Aufenthalt in Prag der aller- 
wichtigste. Prag ist das Domicil, d er Wohnsitz. An zweiter 
Stelle kommt Wien in Betracht, wo vielleicht der Gerichtsstand 
des §. 86 der Jurisdictionsnorm begründet ist. Von weit ge- 
ringerem juristischem Belange ist der Aufenthalt in Baden und 
vollends jener in der Nähe von Baden. 

Bei jenem Aufenthalte, welcher zur heimatrechtlichen Er- 
sitzung führen soll, kommt es, wie gesagt, auf den antmus zu- 
nächst nicht an. Begonnen wird der Ersitzungsaufenthalt stets 
durch die physische An Wesenheit in der Gemeinde. Welche 
Absicht mit der Begründung dieses Aufenthaltes verbunden ist, 
kommt lediglich für die Beurtheilung der Frage in Betracht, 
ob der Aufenthalt ein freiwilliger ist, wovon wir noch 
handeln werden. Keinesfalls ist es aber von Belang, auf wie 
lange der Aufenthalt projectirt ist. Mag die Absicht, den Auf- 
enthalt durch Jahre fortzusetzen, sich erst später einstellen, oder 
mag die betreffende Person stets auf dem Sprunge sein, den 
Aufenthalt aufzugeben: die heimatrechtliche Ersitzung wird 

7* 
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dadurch nicht beeinflnsst. und gerade dieser Umstand ist es ja, 
der die Constatimng des Ersitzungsanfenthaltes viel leichter 
macht, als die Constatirang des Wohnsitzes. Der antmus dornt- 
cütandi, die Absicht, an einem Orte seinen bleibenden Auf- 
enthalt zu nehmen, wird nicht immer „aus den Umstanden 
hervorgehen'', wie §. 66 der Jurisdictionsnorm annimmt. ^*) Auch 
mag nicht immer (oder wenigstens nicht von vornherein) eine 
klare Absicht vorhanden sein. Diese Schwierigkeiten haben ja 
die Jurisdictionsnorm genöthigt, auch dem „Aufenthalte von 
längerer Dauer« juristische Bedeutung beizulegen (§. 86). Für 
den Ersitzungsaufenthalt fallen alle diese Momente weg. Mit 
dem physischen Thatbestande des Aufenthaltes ist der Auf- 
enthalt selbst gegeben. 

Nicht unbedingt nothwendig ist für den Ersitzungsauf- 
enthalt der Besitz einer Wohnstätte im Aufenthaltsorte. ^^) Auch 
Unterstandslose, obdachlose Personen sind aufenthaltsfähig, ja 
sie können auch ein Domicil haben, wenn sie sich dauernd in 
einer Gemeinde aufhalten. Indessen gehören solche Personen 
denn doch zu den Ausnahmen, und wenn sie auch in den Haupt- 
städten vielleicht zahlreicher sind, als man vermuthen sollte, so 
können wir von ihnen doch hier absehen, weil sie sich kaum 
zehn Jahre lang ununterbrochen in einer Gemeinde aufhalten 
werden, ohne der öffentlichen Armenversorgung anheimzufallen. 
Als Begel können wir demnach den Besitz einer Wohnstätte als 
Kriterium des Ersitzungsanfenthaltes gelten lassen. 3«) Dies ist 
dann wichtig, wenn der Wohnort *7) mit dem Orte der regel- 
mässigen Beschäftigung nicht zusammenfällt. Es ist hier wieder 
an den bereits erwähnten Fall ^s) zu erinnern, dass Jemand, der 
seinem Berufe in einer grossen Stadt nachgeht, in einer Nachbar- 
gemeinde wohnt. Während der Tagesstunden hält er sich in der 



2*) Vgl. Bar, a. a. 0. S. 152 ff. 

") Vgl. Born hak, Preuss. St. R., III. Bd., S. 236. 

3«) Vgl. Seydel, Bayer. St. R. , IL Bd., S. 63, ferner Uschold, a. a. 0. 
S. 10 n. 22, Proebst, a. a. 0. S. 85. 

■') D. h. der Ort der Wohnung, welcher weder mit dem Domicil (vgl. 
Endemann, a. a. 0. S. 182, femer den bereits aufgehobeneli §. 1 des G. v. 
10. Mal 1873, R. 108), noch mit dem Qaasidomicil identisch sein muss. 

2«) Vgl. oben S. 49. 
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Hauptstadt (Berufsgemeinde) und nur während der berufsfieien 
Zeit im Vororte (Wohngemeinde) auf. Den Ersitzungsaufenthalt 
hat er nur in der Wohngemeinde. Wenn er des Morgens seine 
Wohnung verlässt, so entfernt er sieh aus der Gemeinde mit 
der Absicht, den Aufenthalt in derselben beizubehalten (§. 2 der 
Novelle). Diese Absicht wird äusserlich erkennbar durch die 
Beibehaltung der Wohnung. Wenn er aber Abends in seine 
Wohnung wieder zurückkehrt, verlässt er die Hauptstadt nicht 
mit der gleichen Absicht, wenngleich er sich am nächsten Tage 
wiederum zur Besorgung seiner Geschäfte vom Hause 
zu entfernen vorhat. Juristisch hält er sich daher während der 
Berufsstunden in beiden Gemeinden, ausserhalb derselben blos 
in der Wohngemeinde auf.*'') Der Aufenthalt in der Hauptstadt 
wird mithin jeden Tag unterbrochen und kann nicht zur heimat- 
rechtlichen Ersitzung führen, während jener in der Nachbar- 



*®) Hiemit steht auch Art. 36, 11, 2 in f. der Vollz. Vorschr. zum Ges. v. 
25. Oct. 1696, 4. Hauptstück, R. G. Bl. Nr. 108 ex 1897 im Einklänge. Anders das 
Beichsgericht , welches in H y e , 517, unter Berufung auf §. 7 Adv. Odg. ausge-^ 
sprechen hat, dass Advocaten nicht blos dort ihren Wohnsitz haben, wo sie ihren 
Haushalt führen, sondern auch in jener Stadt, welcher der Ort ihrer Berufsaus- 
übung ist. Indessen folgt dies aus §. 7 der Advocatenordnung , welche hier, wie 
in den §§. 21f., blos den regelmässigen Fall vor Augen hat, dass Wohnsitz und 
Sitz der Kanzlei zusammenfallen, keineswegs. Zu interessanten Besultaten hat 
die Behandlung einer ähnlichen Controversfrage in Bayern geführt. Nach der 
älteren Fassung des Art. 1 1 des bayer. H. G. erfolgte die Erwerbung des Heimat- 
rechtes auf Grund der heimatrechtlichen Ersitzung gebührenfrei, wenn sich das 
Ersitznngssubject in der Gemeinde während der. ganzen Ersitzungszeit als Bienst- 
bote, Gewerbsgehilfe, Fabriksarbeiter oder Lohnarbeiter ernährt hatte. Nun ent- 
stand die Frage, ob das Heimatrecht in einem solcl^n Falle in der Arbeits- 
oder in der Wohn gemeinde gebührenfrei erworben werden kann. Praktisch 
wichtig war diese Frage deshalb, weil es sich um die wirthschaftlichen Inter- 
e.-sen jener kleineren Vorortgemeinden handelte, welche eine grosse Zahl von 
in den Fabriksetablissements der Hauptstadt beschäftigten Arbeiter beherbergen, 
wie z. B. Lechhausen bei Augsburg. Durch die Novelle vom 17. Juni 1896 ist 
die Controverse zu Gunsten dieser Vororte dahin entschieden worden , dass die 
Gebührenbefreiung blos Platz greift, wenn die Wohngemeinde zugleich Arbeits- 
gemeinde ist. (Vgl. Seydel, a. a. 0., II. Bd., S. "lO, Proebst, a. a. 0., S. 86 f., 
Uschold, a. a. 0., S. 20 ff.) Nach österr. Recht (§. 9 Nov.) darf eine Gebühr im 
Falle der Geltendmachung des ersessenen Heimatrechtstitels überhaupt nicht ein- 
gehoben werden. Es ist somit zu befürchten, dass bei uns jene Benachtheiligung 
der Vorortgemeinden thatsächlich eintreten >*ird , gegen welche sich die baye- 
rischen Gemeinden mit Erfolg gewehrt haben. 
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gemeinde ununterbrochen bis zum Ablaufe der Ersitzungszeit 
fortgesetzt werden kann. •<^) 

Kann der Ersitzungsaufenthalt nur dadurch begründet 
werden, dass sich eine Person auch physisch im Gemeinde- 
gebiete aufhält, so geht er, wie erwähnt, dadurch nicht noth- 
wendig verloren, dass das physische Aufenthaltsmoment weg- 
fällt. Er dauert auch nach der freiwilligen Entfernung aus dem 
Aufenthaltsorte fort, wenn aus den Umständen, unter welchen 
die Entfernung erfolgt, die Absicht erhellt, den Aufenthalt bei- 
zubehalten. »^) Es muss also jedenfalls der am'mus, den Auf- 
enthalt beizubehalten, vorhanden sein. Fehlt corpus und animus, 
dann kann vom Aufenthalte auch im juristischen Sinne keine 
Rede sein. Andererseits genügt aber der blosse animus nicht. 
Die Absicht, den Aufenthalt beizubehalten, reicht nicht aus. Es 
ist vielmehr nothwendig, dass sie aus den Umständen, unter 
welchen die Entfernung erfolgt, erhellt. Die Absicht muss 
eine apparente sein. Auch hier wird die Beibehaltung der Wohn- 
stätte das sicherste Anzeichen für die Fortdauer der Aufent- 
haltsabsicht sein. Doch kann letztere auch aus anderen Momenten 
erschlossen werden, z. B. daraus, dass die den regelmässigen 
Aufenthalt in der betreffenden Gemeinde voraussetzenden ge- 
schäftlichen oder sonstigen Beziehungen nicht gelöst worden 
sind. 32) Die Möglichkeiten des Einzelfalles casuistisch zu 
untersuchen, wäre undurchführbar. Es wird immer eine That- 
frage sein, ob der Aufenthalt im Rechtssinne fortdauert oder 
nicht. Für uns genügt es, als Princip hinzustellen, dass die 
Aufenthaltsabsicht auch nach Entfernung aus dem Aufenthalts- 
orte apparent sein und bleiben muss. 



'°) Fraglich ist, ob sich §. 86 Jur. N. gleichfalls ^iif die Wohn gemeinde 
bezieht. Die Ueberschrift „Gerichtsstand des Ortes der Beschäftigung" spricht 
dagegen. 

^*) So §. 2, al. 3 Nov. in Uebereinstimmung mit §. 13 U. W. G. Die baye- 
rische Novelle von 1896 spricht einer vorübergehenden Entfernung dann Rele- 
vanz ab, wenn aus den begleitenden Umständen erhellt, dass nicht beabsichtigt 
wurde, den Aufenthalt aufzugeben. 

'-') Ein Angestellter verlässt z. B. seinen Wohnort mit einem zeitlich be- 
grenzten Urlaub. Auch wenn er aus diesem Anlasse seine Wohnung (Junggesellen- 
zimmer) aufgegeben hat , so ist doch aus den Umständen zu ersehen , dass die 
Beziehungen zur Aufenthaltsgemeinde fortdauern. 
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So wird allerdings das Erforderniss im § 2, AI. 3 der No- 
velle nicht formulirt. Es wird dort nur gesagt, dass eine Unter- 
brechung des Aufenthaltes nicht eintritt, wenn aus den Um- 
ständen, unter welchen die freiwillige Entfernung 
erfolgt, die Absicht erhellt, den Aufenthalt beizubehalten. 
Es kommt also nach dem Gesetze auf die Fortdauer der Auf- 
enthaltsabsicht im Zeitpunkte der Entfernung aus dem 
Aufenthaltsorte an. Indessen sind wir genöthigt, das Gesetz ein- 
schränkend zu interpretiren. Wenn die Absicht, den Aufenthalt 
beizubehalten, erst in einem späteren, der Entfernung aus dem 
Aufenthaltsorte nachfolgenden Zeitpunkte wegfällt, so kann 
dies nicht ohne Einfluss auf den Aufenthalt bleiben. Nehmen 
wir an : Jemand verlässt Wien mit Beibehaltung seiner Wohnung, 
entschliesst sich aber nach wenigen Wochen, nicht mehr nach 
Wien zurückzukommen, und lässt deshalb die Wohnung auf, oder 
aber: Jemand verlässt nach erhaltenem Urlaube den Ort, in 
welchem er angestellt ist, mit der Absicht, nach Ablauf des 
Urlaubes wieder zurückzukehren, löst aber während seiner Ab- 
wesenheit das Dienst verhältniss und begründet ein neues in 
einem anderen Orte, ohne in den bisherigen Aufenthaltsort 
wieder aufzusuchen. N^ch dem Wortlaute des Gesetzes hat dieser 
spätere Wegfall der Aufenthaltsabsicht keine Unterbrechung 
des Aufenthaltes zur Folge, wohl aber nach dem Geiste des- 
selben. Und an den Buchstaben dürfen wir uns in diesem Falle 
gewiss nicht klammem. 

Welchen Einfluss hat nun die unfreiwillige Ent- 
fernung aus dem Aufenthaltsorte auf den Ersitzungsaufenthalt? 
Die Novelle hält in dieser Beziehung zwei Fälle auseinander. 
Hat die Entfernung ihren Grund in der Erfüllung der gesetz- 
lichen Wehrpflicht, so ist sie ohne Einfluss auf die Ersitzung 
des Heimatrechtstitels. Der Aufenthalt wird also als fortdauernd 
angesehen. *3) Eine anderweitige unfreiwillige Entfernung führt 
jedoch eine Hemmung des Fristenlaufes herbei. Die Zeit der 
Abwesenheit ist somit in den Aufenthalt nicht einzurechnen. 
Wenn also die unfreiwillige Entfernung nicht zum Zwecke der 

^') Der Entwurf des Verw. Aussch. hatte die Voraussetznng aufgestellt, 
dass das Ersitznugssubject nach Erfüllung der erwähnten Pflicht ohne un- 
nöthigen Aufschub in seine frühere Aufenthaltsgemeinde zurückkehrt. Das 
Abg. H. hat diesen Zusatz mit Recht fallen gelassen. 
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Erfüllung der gesetzlichen Wehrpflicht erfolgt, so kommt es 
auf die näheren Modalitäten nicht weiter an , und wir müssen 
eine jede solche unfreiwillige Abwesenheit, mag sie auch noch 
so kurze Zeit gedauert haben, bei der Berechnung der zehn- 
jährigen Aufenthaltsdauer ausser Betracht lassen. Diese Be- 
stimmung erscheint auf den ersten Anblick höchst befremdend. 
Denn wenn das Gesetz den Aufenthalt überhaupt nicht im ge- 
wöhnlichen, sondern im juristischen Sinne nimmt und ihn daher 
auch ohne physische Anwesenheit bei Fortdauer der Aufenthalts- 
absicht als fortdauernd ansieht, so hätte es gerade im Falle 
der unfreiwilligen Entfernung, wo von einer Absicht, den 
Aufenthalt aufzugeben , nach der ganzen Sachlage nicht ge- 
sprochen werden kann, den Aufenthalt als fortdauernd ansehen 
sollen. In der That sehen wir auch, dass das Gesetz die Absicht 
hat, der unfreiwilligen Abwesenheit vom Aufenthaltsorte ge- 
ringere heimatrechtliche Bedeutung beizulegen, als der freiwil- 
ligen. Durch die unfreiwillige Abwesenheit wird blos ein Ruhen 
der Ersitzungsfrist, durch die freiwillige Abwesenheit dagegen 
eine Unterbrechung derselben herbeigeführt. Indem nun aber 
das Gesetz eine Ausnahme zu Gunsten jener freiwilligen Ent- 
fernung, bei welcher die Absicht, den Aufenthalt beizubehalten, 
erkennbar ist, statuirt, so zwar, dass im Falle einer solchen 
Entfernung die Aufenthaltsfrist auch nicht einmal ruht, scheint 
das Gesetz seine eigene Tendenz zu verleugnen und für die 
Mehrzahl der Fälle ^*) die unfreiwillige Entfernung ungünstiger 
zu behandeln , als die freiwillige. Der Erklärungsgrund für 
diese scheinbare Inconsequenz liegt darin , dass das Gesetz die 
unfreiwillige Entfernung keineswegs als Endigungsgrund des 
Aufenthaltes ansieht. Die Frist soll infolge dieser Entfernung 
blos ruhen. Würde der Aufenthalt nach Ansicht des Gesetzes 
durch die unfreiwillige Entfernung aufhören, so könnte die 
Ersitzungsfrist nach Rückkehr in den Aufenthaltsort nicht 
weiterlaufen, sondern sie müsste von vorn zu laufen beginnen. 
Das Gesetz erblickt in der unfreiwilligen Abwesenheit vom 
Aufenthaltsorte blos ein Hinderniss für das Weiterlaufen der 
Ersitzungsfrist, und dieses Hinderniss liegt nicht in der Ab- 



^^) Entfernungen ohne Aufgeben der Aufenthaltsabsicht sind gewiss viel 
häufiger als definitive Entfernungen. 
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Wesenheit vom Aufenthaltsorte, sondern im Mangel der 
Dispositionsfähigkeit rücksichtlich des Aufent- 
haltes. Dass dies richtig ist, ergibt sich daraus, dass selbst 
die Anwesenheit im Aufenthaltsorte bei Vorhandensein eines 
solchen Mangels für die Ersitzungszeit ausser Betracht bleibt 
(§. 2, AI. 2 in fine der Novelle.) 

Soll nämlich der Aufenthalt geeignet sein^ zur heimat- 
rechtlichen Ersitzung zu führen, so muss er ein freiwilliger 
sein. Diese in den vorstehenden Ausführungen vernachlässigte 
Qualification des Aufenthaltes haben wir nun zu untersuchen. 
Das Conscriptionspatent hatte für den Nationalisirungsaufenthalt 
Freiwilligkeit nicht gefordert, und ebenso wenig war in dem 
die Versorgung der Vagabunden und erwerblosen Individuen 
betreffenden Hofkanzleidecrete vom 30. April 1820, Z. 12.170 ") 
ausgesprochen worden, dass bei der Berechnung des für die 
Ermittlung der Versorgungsgemeinde entscheidenden längsten 
Aufenthaltes blos der freiwillige Aufenthalt in Betracht zu 
ziehen war. Allein die Gesetzgebung hielt dieses Moment in 
beiden Fällen für selbstverständlich. Im Hofkanzleidecrete vom 
18. Jänner 1827, Z. 799 ^ö), welches ex professo von der Ver- 
sorgung der Vagabunden handelt, nebenbei aber auch auf die 
Nationalisirung durch zehnjährigen Aufenthalt Bezug nimmt, 
heisst es nämlich: „jedoch versteht es sich von selbst, 
dass die von einem Individuum im üntersuchungs- oder Straf- 
arreste zugebrachte Zeit bei Berechnung des ununterbrochenen 
Aufenthaltes ausser der Willkür des Individuums ge- 
legen ist. Es muss daher auch der zur Ausmittlung der Heimat 
eines Vagabunden nach:2uweisende längste Aufenthalt unter der 
Zeit von 10 Jahren ebenso, wie der zehnjährige Aufenthalt 
ununterbrochen sein; die während derselben im ünter- 
suchungs- oder Strafarreäte zugebrachte Zeit ist 
jedoch^') nicht anzurechnen." Das Hofkanzleidecret er- 



«) Vgl. S. 44, N. 17. 

««) Vgl. S. 57, N. 44. 

^') Dieses „jedoch" soll besagen^ dass die Aufenthaltsdauer vor der Haft 
und* jene nach der Haft zusammenzurechnen sind, so zwar, dass der Aufenthalt 
dann nicht al§ ununterbrochen erscheint. Das Hofkdecr. will also dasselbe 
anordnen, wie die Novelle des Jahres 1896, nämlich dass die Aufenthaltsfrist 
während der Haft „ruht". — Vgl. auch Jegierek, a. a. 0. S. 15. 
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blickt also ein Hinderniss für die Nationalisirung (bezw. für die 
Erlangung des Versorgungsanspruehes) darin, dass der in Betiacht 
kommende Aufenthalt von der betreffenden Person nicht ge- 
wählt, auaserhalb seiner Willkür gelegen ist. Das gleiche Er- 
fordemiss wird wohl auch für die Quadriennirung nach §. 12 
des provisorischen Gemeindegesetzes von 1849 aufgestellt werden 
müssen. Denn wie wir gesehen haben, steht der Heimatrechts- 
erwerb durch stillschweigende Duldung in innigem Zusammen- 
hange mit dem Ausweisungsrechte der Gemeinde. Von letzterem 
kann nur gegenüber solchen Personen die Rede sein, die sich 
freiwillig in der Gemeinde aufhalten. Personen, die z. B. in 
einer Strafanstalt untergebracht sind, kann die Gemeinde, in 
deren Besirke die Anstalt gelegen ist, gewiss nidit ausweisen. ^s) 
Solche Personen können, wenn sie sich auch noch so lange Zeit 
in der Strafanstalt und somit in der Gemeinde aufhalten, ein 
Heimatrecht kraft ihres Aufenthaltes nicht erwerben.' 

Für die Ersitzung des Heimatrechtstitels fordern die 
auf Grund des provisorischen Gemeindegesetzes erlassenen städti- 
schen Statute, dass das Ersitzungssubject die volle ßefugniss 
habe, über seine Person und über sein Vermögen zu verfügen. 
Das Verfügungsrecht über die Person liegt gewiss nicht vor, 
wenn diese ihrer persönlichen Freiheit (die persönliche Freiheit 
ist ja identisch mit der Freiheit der körperlichen Bewegung) 
rechtmässig beraubt ist. ^^) Allein die Statute fordern die Dis- 
positionsfähigkeit nur im Augenblicke der Bewerbung um 
das Heimatrecht (arg, verba: „die volle Befugniss hat"), 
nicht auch während der ganzen Ersitzungszeit, und es könnte 
daher fraglich sein , ob ein freiwilliger Aufenthalt für die Er- 
sitzung des Heimatrechtstitels erforderlich ist. Die Forderung, 
dass der Bewerber um das Heimatrecht während der Ersitzungs- 
frist auf Grundlage eines giltigen, nicht erloschenen 
Heimatscheines im Gemeindebezirke wohnhaft sein muss, 
lässt allerdings vermuthen, dass die Statute einen freiwilligen 
Aufenthalt im Auge hatten; denn für den erzwungenen Auf- 
enthalt ist der Besitz eines Heimatscheines irrelevant. 

Das Gemeindegesetz von 1859 stellte das Erforderniss des 

freiwilligen Aufenthaltes in §. 39 ausdrücklich auf, und 

-. . ^ 

3«) Vgl. die Begründung in Budw. 5756. (Vgl. oben S. 9, N. 19.) 
»») Vgl. oben S. 57, N. 44. 
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hatte es daher nicht nöthig, ausser der Dispositionsfähigkeit 
über das Vermögen auch noch jene über die Person zu verlangen. 

Im Heimatgesetze vom Jahre 1863 werden die Qualifica- 
tionen des Aufenthaltes an jener Stelle erwähnt, wo von der 
Zuweisung der Heimatlosen gehandelt wird. Die letzteren sind 
nämlich nach §. 19, Z. 2 (bei Abgang der Voraussetzungen der 
Z. 1) derjenigen Gemeinde zuzuweisen, in welcher sie sich durch 
eine gewisse Zeit nicht unfreiwillig aufgehalten haben. 
Der Aufenthalt braucht somit nicht geradezu freiwillig zu sein ; 
es genügt , dass er nicht unfreiwillig ist. *°) Das Erforderniss 
des §. 19, Z. 2 deckt sich also nicht ganz mit jenem des §. 2 
der Novelle. 

Um über den Begriff des freiwilligen Aufenthaltes, 
von welchem die Novelle spricht, Klarheit zu gewinnen, er- 
scheint es angezeigt, jene Momente zu untersuchen, die die 
Freiwilligkeit des Aufenthaltes in Frage stellen können. Wir 
werden demnach die verschiedenartigen Fälle auseinanderhalten 
müssen. 

1. Zunächst handelt es sich darum, ob in dem Erforder- 
nisse der Freiwilligkeit jenes der Willensfähigkeit des 
Ersitzungssubjectes inbegriffen ist, so zwar, dass der Aufenthalt 
eines Willensunfähigen nothwendigerweise ein unfreiwilliger 
ist. Diese Frage verliert an praktischer Bedeutung, ohne jedoch 
dieselbe ganz einzubüssen, dadurch , dass §. 2 der Novelle den 
Ersitzungsaufenthalt frühestens von dem Zeitpunkte der er- 
langten Eigenberechtigung laufen lässt. Damit entfällt für die 
heimatrechtliche Ersitzung die (heute wohl zu Gunsten der 
Freiwilligkeit entschiedene) Controverse, zu welcher der §.19, 
Z. 2 des Heimatgesetzes Anlass gegeben hat, ob nämlich der 
von einem unmündigen oder wenigstens minderjährigen Heimat- 
losen genommene Aufenthalt als „nicht unfreiwillig" angesehen 
werden kann.*^) Immerhin aber haben wir auch vom Stand- 
punkte der Novelle die Frage zu erörtern, wie der Aufenthalt 



*^) Anders Budw. 1944. 

*^) Vgl. Mayrhofer, IF. Bd., S. 1013, Arailza, a. a. 0. S. U. Für die 
ünfreiwilligkeit Min. Erl. v. 10. Jan. 1874, Z. 19.247 (Oest. Ztschr. f. Verw., 1874, 
Nr. 16), Budw. 6769. Gegen dieselbe : Budw. 744, 7244 (unter Hinweis auf §. 21 H. G.), 
7760, 9887, Min. Erl. v. 27. Juni 1887, Z. 9052, und vom 12. Dec. 1876, Z. 16779 
(Jegierek, a. a. 0., S. 84 f.) 
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der Geisteskranken juristisch zu qualifieiren ist. Hiebei sehen 
wir vorläufig von dem sub 2 zu behandelnden Falle ab. dass 
ein Geisteskranker zu einem bestimmten Aufenthalte (z. B. in 
einer Irrenanstalt) gezwungen wird. Nach den Materialien 
der Novelle steht es nun ausser allem Zweifel, dass man den 
Mangel der Willensfähigkeit als ein die Freiwilligkeit des Auf- 
enthaltes aussehliessendes Moment hinstellen wollte.*^) Unser 
Gesetz ist in bewusster Weise dem deutsehen ünterstützungs- 
wohnsitzgesetze nachgebildet, und nach diesem ist nur jener 
Aufenthalt für die Erwerbung des Unterstützungswohnsitzes 
relevant, welcher auf die freie Selbstbestimmung bei der Wahl 
des Aufenthaltsortes zurückzuführen ist (§. 12). Eine solche 
fehlt aber bei vorhandener TJnzurechnungsfähigkeit.^ä) 

Wenn nun auch die Absicht der Gesetzesredactoren im 
Gesetze nicht zum unzweideutigen Ausdrucke gelangt ist, da 
das Wort „freiwillig" auch derart interpretirt werden kann, 
dass der Aufenthalt nicht gegen denWillen der betreffen- 
den Person genommen worden soll („freiwillig" in diesem Sinne 
würde dann so viel bedeuten, wie „nicht unfrei weillig" im § 19, 
Z. 2 H. G.), so müssen wir doch die gesetzgeberische Absicht 
als massgebend ansehen. Soweit aber brauchen und dürfen wir 
doch nicht gehen, um — wie dies der Ausschuss des Abge- 
ordnetenhauses in seinem Berichte thut — den Umstand ent- 
scheiden zu lassen, ob der Geisteskranke oder Blödsinnige unter 
Curatel gestellt ist. Allerdings kann nach §.273 a.b.G.B. 
nur derjenige für wahn- oder blödsinnig gehalten werden, 
welcher gerichtlich dafür erklärt ist. Allein diese Norm ist doch 
nur für den civilrechtlichen Verkehr gegeben und bedeutet 
selbst da nicht die rechtliche Anerkennung der Giltigkeit jener 
Rechtshandlungen, die von nicht unter Curatel stehenden Geistes- 
kranken vorgenommen worden sind. **) Für das Gebiet des 
Heimatrechtes kann es auf den Umstand, dass Jemand unter 

*^) Nr. 1300 d. Beil. zu d. sten. Prot, d. Abg. H., XI. S., S. 12. 

*^) Mtinsteiberg in Stengel's Wörterbuch des deutschen Verw. R., 
I. Bd., S. 69. Krech im Hdwb. der Staatswissenschaften, I. Bd., S. 847. Das 
bayerische H. G. negirt im Art. 6 mcksichtlich der entmündigten Personen die 
Selbständigkeit und nicht die Freiwilligkeit des Aufenthaltes. 

**) Vgl. §§. 566 f., 1307 f. a. b. G. B., ferner auch §. 104, Z. 2 des deutschen 
b. G. B. 
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Curatel steht, schon deshalb nicht ankommen, weil hier die 
rechtliche Vertretung des Handlungsunfähigen durch eine andere 
Person von vornherein ausgeschlossen ist. Wenn der Verwal- 
tungsgerichtshof (Budw. 7760) die Freiwilligkeit des Aufent- 
haltes bei nicht eigenberechtigten Personen darnach beurtheilt^ 
in welchem Verhältnisse der Aufenthalt zu dem Willen des g e- 
setzlichen Vertreters des Handlungsunfähigen steht, so 
liegt dem eine ganz schiefe Vorstellung zugrunde. Sowie immer 
nur der Aufenthalt jener Person von heimatrechtlichem Be- 
lang sein kann, um deren (wirkliche oder zuzuweisende) Heimat 
es sich handelt, (die heimatrechtliche Abhängigkeit lassen wir 
dabei natürlich ganz aus dem Spiele), und nicht der Aufenthalt 
ihres gesetzlichen Vertreters, so muss auch die Freiwilligkeit 
des Aufenthaltes lediglich nach der Beschaffenheit des Willens 
der den Aufenthalt nehmenden Person beurtheilt werden. Ob 
sie einen Vertreter hat oder haben soll, und in welcher 
Beziehung dieser Vertreter zum Aufenthalte steht, ist ganz 
gleichgiltig. Wir werden also bei unzurechnungsfähigen Per- 
sonen ohne Rücksicht darauf, ob ihre Unzurechnungsfähigkeit 
gerichtlich constatirt ist oder nicht, ob sie unter Curatel stehen 
oder nicht, von einem freiwilligen Aufenthalte nicht sprechen 
können, vorausgesetzt allerdings, dass die Unzu- 
rechnungsfähigkeit eine derartige ist, dasssie die 
freie Selbstbestimmung des Aufenthaltes aus- 
s c h 1 i e s s t. *^) 

Ist die geistige Störung dagegen so geartet, dass der 
Kranke gleichwohl über seinen Aufenthalt disponiren kann und 
im concreten Falle auch thatsächlich disponirt hat, dann kann 
der Aufenthalt nicht als unfreiwillig bemängelt werden. Denn 
es kommt nicht auf die Einreihung der betreffenden Person 
unter eine bestimmte Kategorie Handlungsunfähiger, sondern 
darauf an, ob sie thatsächlich in der Lage war, ihren Auf- 
enthalt selbst zu bestimmen. Daraus geht schon hervor , dass 
wir um so weniger die Freiwilligkeit des Aufenthaltes einer 
Person bezweifeln können, welche, obwohl sie wieder geistig 
gesund ist, noch unter Curatel steht. Ob eine die Freiwilligkeit 
des Aufenthaltes ausschliessende Willensunfähigkeit vorliegt, ist 



*^) Vgl. Seydel, a. a. 0. IL Bd., S. 63, N. 75. 
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eben eine Thatfrage, die nach der Lage des einzelnen Falles 
untersucht und beantwortet werden muss. 

Es bedarf keiner Hervorhebung, dass die Einschränkung 
der vermögensrechtlichen Handlungsunfähigkeit (z. B. 
bei Verschwendern, Cridataren) mit der Fähigkeit, über den 
Aufenthalt zu disponiren, in keinem Zusammenhange steht, und 
daher nach der Novelle für die heimatrechtliche Ersitzung be- 
deutungslos ist. 

2. Haben wir bisher von Hindernissen der Aufenthalts- 
bestimmung gesprochen, welche auf der antmus-Seite gelegen 
sind, so müssen wir uns nun mit solchen beschäftigen, welche 
die corpus -Seite betreffen. Jene Hindemisse beziehen sich auf 
die Fähigkeit, über den Aufenthalt zu disponiren; diese 
liegen in der factischen Unmöglichkeit der Aufenthalts- 
wahl. Ein Individuum kann nämlich gezwungen oder ver- 
hindert sein, sich an einem bestimmten Orte aufzuhalten. Im 
ersten Falle ist sein Aufenthalt an diesem Orte, im letzteren 
seine Abwesenheit von demselben unfreiwillig. Nicht die 
Handlungsfähigkeit ist es, die in diesen Fällen eingeschränkt 
ist, sondern die persönliche Freiheit. Die Einschränkung der 
letzteren kann rechtmässig oder rechtswidrig erfolgt sein. Der 
typische Fall der rechtmässigen oder wenigstens in Form Rech- 
tens erfolgenden Einschränkung der persönlichen Freiheit, der 
schon in dem früher bezogenen Hofkanzleidecrete vom 18. Jän- 
ner 1827, Z. 799, erwähnt wurde, und den auch der Bericht des 
Ausschusses des Abgeordnetenhauses (S. 12) anführt, ist die 
Haft. Aus welchem Grunde die Verhaftung vorgenommen 
wurde, ob es sich um eine Untersuchungs- oder Straf haft handelt, 
ob die Verhaftung im Sinne der gesetzlichen Bestimmungen 
vorgenommen wurde, speciell ob sie dem Gesetze zum Schutze 
der persönlichen Freiheit entspricht, endlich ob der Verhaftete 
die Möglichkeit hat, durch Cautions- oder Bürgschaftsleistung 
die Aufhebung der Haft zu erwirken, ist gleichgiltig. Auch 
wird die TJnfreiwilligkeit des Aufenthaltes nicht dadurch aus- 
geschlossen, dass sich der Verhaftete dem Gerichte selbst ge- 
stellt hat. Denn in dem Augenblicke, in welchem die Verhaftung 
erfolgt, wird der Zwang auf den Verhafteten ausgeübt, so dass 
er auch im Falle einer Sinnesänderung das Haftlocal nicht ver- 
lassen kann. Ferner gehören hieher : die zwangsweise Vorführung, 
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die Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanstalt, sowie jene minder 
weit gehenden Freiheitseinschränkungen , die den Betroffenen 
nicht an ein bestimmtes Local fesseln, nämlich die Internirung 
und die Ausweisung. 

Die Internirung unterscheidet sich allerdings von der Haft 
nicht blos durch die grössere räumliche Ausdehnung des Inter- 
nirungsgebietes , sondern auch dadurch, dass ein unmittelbarer 
physischer Zwang auf den Internirten nicht ausgeübt wird. 
Letzterer darf das Gebiet, welches ihm angewiesen wurde, 
nicht verlassen ; er steht auch unter polizeilicher Ueberwachung. 
Aber nichstdestoweniger wird ihm zu Liebe (oder vielmehr zu 
Leide) der Ort , an dem er sich aufzuhalten hat , nicht abge- 
sperrt. Er kann ihn also verlassen, wenngleich er gewärtig 
sein muss, von den Polizeiorganen alsbald aufgegriffen zu werden. 
Indessen ist dieser Umstand nicht geeignet, die Unfreiwilligkeit 
des Aufenthaltes in Frage zu stellen. Das tägliche Leben be- 
weist , dass auch Sträflinge entweichen können , wenn sie ent- 
weder mangelhaft controlirt werden oder selbst die gewissen- 
haftesten Controlorgane täuschen. Auf den Grad des Zwanges 
kann es nicht ankommen. Genug daran, dass der luternirte, 
wenn er bei der Flucht oder nach derselben ergriffen wird , den 
Aufenthaltszwang fühlen muss.*®) 

Das Intemirungsgebiet muss nicht nothwendig mit 
dem Gebiete einer Gemeinde zusammenfallen. Wenn §. 9, 
lit. a) des Gesetzes vom 10. Mai 1873, R. 108 davon spricht, 
dass dem unter Polizeiaufsicht Gestellten ein bestimmter „Ort" 
zum Aufenthalte angewiesen werden kann, so ist dabei „Ort" 
nicht im Sinne von „Gemeinde" aufzufassen. Der „Ort" kann 
kleiner sein als eine Gemeinde. Er kann mit derselben zu- 
sammenfallen, ausnahmsweise aber auch grösser sein. In letzterem 
Falle hat wohl der Internirte einen gewissen Spielraum, indem 
er das Gemeindegebiet verlassen kann, ohne doch aus dem Inter- 
nirungsgebiete herauszutreten. Nichtsdestoweniger ist sein Auf- 
enthalt ein unfreiwilliger. Denn die nach dem Staatsgrundgesetze 
unbeschränkte Aufenthaltsfreiheit ist hier so wesentlich ein- 
geschränkt, dass man den geringen Rest derselben nicht als 



*^) Auch der einem Officier dictirte Zimmerarrest ist eine Freiheits- 
beschränkung, obwohl die Wohnung des Arrestanten niöht bewacht wird. 
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jene Freiheit ansehen kann , die §. 2 der Heimatrechtsnovelle 
für den Ersitzungsaufenthalt fordert. 

Wohl aber ist der Aufenthalt trotz der Internirung als 
freiwillig anzusehen, wenn sich der Internirte das Internirungs- 
gebiet selbst gewählt hat, was nach §. 9, lit. a des citirten Ge- 
setzes möglich ist. In einem solchen Falle lässt sich gewiss 
nicht behaupten, dass der Aufenthalt „unter Umständen be- 
gonnen wird, durch welche ein freiwilliger Aufenthalt ausge- 
schlossen ist" (§. 2 der Novelle). Andererseits darf man aber 
doch die Internirungsverfügung nicht übersehen. Diese letztere 
hat hier die Bedeutung, dass der Internirte verpflichtet ist, den 
von ihm selbst gewählten Aufenthaltsort nicht ohne Er- 
laubniss zu verlassen. Wenn also auch der Aufenthalt frei- 
willig begründet ist, so liegt es doch nicht im Belieben des 
Internirten, ihn aufzugeben. In einem gewissen Zeitpunkte wird 
oder kann sich also der freiwillige Aufenthalt in einen unfrei- 
willigen verwandeln, nämlich dann, wenn der Internirte die von 
ihm nachgesuchte Erlaubniss zum Wechsel des Aufenthaltes 
nicht erhalten kann. Denn damit ist documentirt, dass er seine 
ursprüngliche Aufenthaltsabsicht geändert hat, aber gleichwohl 
nicht in der Lage ist, den bisherigen Aufenthalt aufzugeben. 

Die Ausweisung aus einem bestimmten Grebiete ist für die 
heimatrechtliche Ersitzung nur insofern von Belang, als sie die 
unfreiwillige Abwesenheit von der Ersitzungsgemeinde zur Folge 
haben kann. Dabei wird unterschieden werden müssen , ob sich 
an die Ausweisung (Abschiebung, Abschaifang) zugleich das 
Verbot der Rückkehr knüpft oder nicht.*') In dem einen wie in 
dem anderen Falle ist die dem Ausweisungsbefehle entsprechende 
Entfernung eine unfreiwillige. Aber die unfreiwillige Ab- 
wesenheit dauert, falls die Rückkehr nicht verboten ist, nur 
so lange wie die rechtliche Aufenthaltsbeschränkung. Bei ver- 
botener Rückkehr ist die Aufenthaltsbeschränkung eine dauernde *"*) 
und die Abwesenheit infolge dessen eine dauernd unfreiwillige. 
Ob es übrigens angemessen war, während dieser Abwesenheit 



*') Vgl. §§. 1 f. des Ges. v. 27. Juli 1871, R. 88, ferner §§. 249 n. 323 f. St. G. 

*®) Allerdings hört sie mit dem Tage auf, an welchem das Verbot er- 
lischt, sei es durch Ablauf der von vornherein festgesetzten Frist, sei es durch 
Erlangung des Heimatrechtes in der Abschaffu!igsgemeinde (§. 2 des Ges. v. 
27. Juli 1871, R. 88). Vgl. übrigens oben S. 69, N. 73. 
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die Ersitzung blos ruhen zu lassen, läset sieh sehr bezweifeln. 
Die Ausgewiesenen hinsichtlieb der heimatrechtliebeii Ersitzung 
gegenüber denjenigen '^u privilegireut welehe ai^ freiwillig ans 
ihrem Aufenthaltsorte entfernen , lag gewiss nicht in der Absiebt 
des Giesetzes.^^) Allein so, wie letzteres heute lautet ^ geht es 
nicht an, die Unfreiwillige Abwesenheit ander» zu behandeln, 
wenn sie eine Folge der Ausweisung ^ als wenn sie z. B. eine 
Folge der Straf hafi i&t.^^) 

In den Fällen der erlaubten Einschränkung der persön- 
lichen Freiheit koinmt es, wie wir gesehen hab^t, nicht darauf 
an, ob zu dieser Einschränkung auch sofort i^yskdier Zwai^ 
hinzutritt. Die* rechtswidrige Freih^tsbesehfänkung h^ 
dagegen für die Freiwilligkeit oder Unfreiwilligkeit des Auf'^ 
entbaltes nur dsum Bedeutung, wemt sie in der Form des 
physischen Zwanges in die Erscheinung tritt* Mag letzterer von 
wem immer ausgehen, mag er aus welchem Grande immer er- 
folgen: Jemand, den physischer Zwang an einem bestinmiteii 
Orte festhält, hält sich daselbst unfreiwillig auf. 

Der Zwang kommt aber nicht immer von aussen. Er kann 
in den Verhältnissen des Individuums selbst, in seiner körper- 
lichen Schwäche liegen. Ein Schwerkranker ist z. B. nicht 
in der Lage, von seiner persönlichen Freiheit Gebrauch zu 
machen. Handlungsfähigkeit kommt ihm zu, seine persönliche 
Freiheit wird von Niemandem bestritten, aber die Glieder ver- 
sagen ihm den Dienst. Nichtsdesto wenige werden wir nicht 
behaupten können, dass er sich an dem Orte, an dem er krank 
damiederliegt, im Rechtssinne unfreiwillig aufhält. Denn 
um diesen Ort zu verlassen, muss er seine Glieder nicht in 
Bewegung setzen. lieber den Aufenthält kann er auch dadurch 
disponiren, dass er sich von Anderen aas seinem Aufenthalts- 
orte wegschaffen lässt. Dass er dies deshalb nicht thut, weil 
ihm ein Transport schaden würde, oder weil ihm Niemand zu 
Gebote steht, der den Transport bewirken würde, kann für die 
Rechtslage nicht in die Wagschale fallen. "Wollten wir. so weit 
gehen, in einem solchen Falle Unfreiwilligkeit des Aufenthaltes 

*«) Vgl. sten. Prot, des Abg. H., XI. Sess., S. 26647 f. 

^®) Nach der Rückkehr in die Answeisangsgemeinde kann der Ersitzungs- 
aofenthalt fortgesetzt werden, mag die Hückkehr eine berechtigte sein oder nicht. 
(Vgl. oben S. 66, N. 70.) 

Spiegel, Heim. Ers. g 
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anznnehmen, so müssten wir auch in vielen anderen Fällen das 
Gleiche thnn, so z. B. wenn Jemand einen Ort deshalb nicht 
verlässt und verlassen kann, weil er sich sonst wirthschaftlich 
miniren würde. 

Die Krankheit kann aber andererseits gerade ein Grand 
für die Aufenthai tsveranderung und für die Unterbringung in 
einer Heilanstalt sein. Wird diese letztere vom Kranken selbst 
aufgesucht, d. h. ist die Unterbringung in der Anstalt auf seinen 
Willen zurückzuführen, dann besteht wohl kein Grund, den 
Aufenthalt daselbst und die Entfernung von dem bisherigen 
Aufenthaltsorte als unfreiwillig anzusehen. Das deutsche Unter- 
stützungswohnsitzgesetz sagt im §. 11, AI. 2, dass durch den Ein- 
tritt in eine Kranken- , Bewahr- oder Heilanstalt der für die 
Erwerbung des Unterstützungswohnsitzes relevante Aufenthalt 
nicht beginnt kann. Unser Gesetz enthält eine ähnliche Be- 
stimmung nicht, und aus der Fassung des §. 2, AI. 2 der No- 
velle dürfen wir eine solche Vorschrift um so weniger heraus- 
lesen, als das deutsehe Gesetz, dessen §. 12 eine ähnliche Fas- 
sung hat, den §. 11, AI. 2 dennoch nicht für entbehrlich ge- 
halten hat.^*) War dagegen der Wille eines Anderen bestimmend 
für den Eintritt in die Anstalt, sei es, dass der Kranke nicht 
in der Lage war, selbst einen Willen zu äussern, sei es, dass 
er gegen seinen Willen zwangsweise in die Anstalt (Irren- 
anstalt) gebracht wurde, so ist der Aufenthalt in derselben aus 
den früher erörterten Gründen natürlich als unfreiwillig an- 
zusehen. 

3. Auch bei unbestrittener persönlicher Freiheit kann die 
Selbstbestimmung in der Wahl des Aufenthaltsortes dadurch 
eingeschränkt sein, dass eine rechtliche Verpflichtung besteht, 
sich in einem bestimmten Orte aufzuhalten. Ein hieher ge- 
höriger Fall wird im §. 2, AI. 4 der Novelle erwähnt : die durch 
die Erfüllung der gesetzlichen Wehrpflicht bedingte Aufenthalts- 
beschränkung. An dere Fälle sind : die Aufenthaltsbeschränkung 
der Geschworenen während der Schwurgerichtsperiode, derR:ichs- 
raths- und Landtagsabgeordneten während der Sitzungsperiode, 
bezw. Sessionsabschnitte des betreffenden Hauses, der Landes- 
ausschussbeisitzer, der Staatsbeamten, der Geistlichen, der Privat- 



") Vgl. Krech, a. a. 0. S. 847. 
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angestellten u. s. w. Alle diese Fälle gleich zu behandeln, geht 
nicht an. Man kann weder in allen Fällen von einem freiwil- 
ligen, noch auch in allen Fällen von einem unfreiwilligen Auf- 
enthalte sprechen. Das Erstere ist ausgeschlossen, weil die No- 
velle eine infolge der Erfüllung der gesetzlichen Wehrpflicht 
eingetretene Abwesenheit als unfreiwillig ansieht, das Letztere 
darum, weil sonst das Gesetz seinen Zweck überhaupt nicht er- 
leichen könnte. Die Novelle hat ja eine socialpolitische Tendenz ; 
sie soll namentlich der wirthschaftlich abhängigen Bevölkerung 
die Möglichkeit bieten, im Orte des Berufsaufenthaltes das 
Heimatrecht zu erlangen. In erster Linie ist dabei an die 
Arbeiter und sonstigen Angestellten zu denken, und gerade 
diese sind durch das bestehende Dienstverhältniss — allerdings 
nur, so lange dieses dauert — in der Wahl ihres Aufenthalts- 
ortes beschränkt. Es bleibt uns also nichts übrig, als die ange- 
führten Fälle in zwei Gruppen zu sond,ern, und hier können 
wir uns getrost an das deutsche Unterstützungswohnsitzgesetz 
halten, nicht deshalb, weil dieses das Vorbild unserer Novelle 
war — denn gerade der entscheidende §. 26 des deutschen Ge- 
setzes ist im §. 2 der österreichischen Novelle nicht recipirt — 
sondern darum, weil dort das sachlich richtige ünterscheidungs- 
princip zum Ausdrucke kommt/^) Der erwähnte §. 26 -lautet: 

„Die Anstellung oder Versetzung eines Geistlichen, Lehrers, 
öffentlichen oder Privatbeamten, sowie einer nicht blos zur Er- 
füllung der Militärpflicht im Bundesheere oder in der Bundes- 
kriegsmarine dienenden Militärperson gilt nicht als ein die 
freie Selbstbestimmung bei der Wahl des Aufenthaltsortes aus- 
schliessender Umstand." 

Trotz der negativen Fassung dieses Paragraphen wird in 
ihm doch nicht blos ausgesprochen, was als ein. die freie Selbst- 
bestimmung bei der Wahl des Aufenthaltsortes ausschliessender 
Umstand nicht gilt , sondern auch , was als ein solcher gilt. 
Die Dispositionsfreiheit rücksichtlich des Aufenthaltes gilt als 
ausgeschlossen bei deir Anstellung einer zur Erfüllung der 
Militärpflicht dienenden Militärperson und daher auch während 
der Militärpflicht überhaupt. Der Gegensatz zu den anderen 



62i 



^) Dieses Princip wird auch für das bayerische Recht verwerthet. Vgl. 
Seydel, a. a. 0. II, S. 63 f. ; Proebst, a. a. 0. S. 75. 

8* 
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im §. 36 uigefäilurtaft Fällen liegt darin, dass die gesetadiche 
Militärpfliokt des Staatabüigef trifft, ohne dass es dabei ani 
scajiea WiQeik irgendwie ankäne. Geistlicher» Lehrer, öffent- 
licjier oder Privattaeamter kann man ohne oder gegen seinen 
Willen nicht werden, woihl aber Soldat. Ein GreiaÜicher, Lehrer 
und Beamter kann zwar (in der Be^el) übetr seinen Aufenthalt 
nickt dispottireit Er hat in ^eich^ Wedae eine Kecht^flicht 
an einem bestimmten Auf^thalte wie die Militärpersonen. 
Allein diese Beehtapflickt ist anf seinen eigenen Willen snriick- 
xuf Uhren. Er selbst hat an der B^^rändung jenes Becht&- 
verhältnisseB mitgewirkt, das die Anfentibaltsbesckränknng in 
sich achliesst. Sein Wille ist es im letzten Grunde, dass sieh 
sein jeweiliger Anfentibalt naob den Bedürfnissen des Amtes 
oder Dienstes richtet, imd dämm wird sein Dienstes- oder Amts- 
anfenthalt vom Gesetze nicht als nnfireiwillig angesehen. *>) Un- 
freiwillig ist dagegen dear dienstlidie Anfenthalt des Soldaten, 
weil die Dienstleistung selbst keine freiwillige ist. Und da 
Gleiches gleich 9n behandeln ist, so werden wir auch in anderen 
Fällen einer rechtlichen Aufenthaltsverpflichtung von einem 
unfreiwilUgesi Aufenthalte sprechen müssen, wenn das diese 
Verpflichtung bewirkende Biechtsverhältnisa auf das Gesetz selbst 
zurückauführen ist, so dass der Aufenthalt des betreffenden 
IndiTiduums auch nicht einmal indireet auf dessen Willen 
beruht.'^) 

Für die Wahl des Aufenthaltsortes können verschiedene 
Momente bestimmend sein. Die Erfüllung einer rechtlichen Auf- 
enthaltspfli(dit ist nur eines derselben. Es können die Umstände 
derart liegen, dass Jemand, trotzdem er rechtlich nicht ge- 
bunden und auch physisch vollkommen frei ist, seinen Aufenthalt 
dennoch aus andereai Gründen nicht verändern kann, z. B. vreil 
seine wirthsehaftliohe Existenz dadurch in Frage gestellt oder 
geraden vernichtet würde. Gewiss . kann man hier von einer 
(factisehen) Nöthigung zum Aufenthalte sprechen. Allein rechtlich 

^ *«) Vgt. auch Budw. 3686, 10020, ferner Sten. Prot., a. a. O. S. 26688 u. 
26699 f. 

^^) Z, B. der Aufenthalt des Geschworenen am Sitze des Schwurgerichtes« 
— Allerdings ist zu beachten, dass §. 2 Nov. nur die infolge der gesetz- 
lichen Wehrpflicht bedingte unfreiwillige Abwesenheit in die Aufenthalts- 
zeit einrechnet. Während jeder anderen unfreiwilligen Abwesenheit ruht die Er- 
sitzungsfrist. 
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ist diesdbe ohne Belai^.^^*) Es gilt hier viehaehr das bekannte 
Wort des Paulus: quamviii, 9i liberum s»9et, Mluissim^ tarnen 
coactm v&luu Der Anfentbalt ist selbst in einer solchen Zwangs- 
lage ein freiwilliger, ebenso wie etw^ die Abwesenheit 
eines steckbrieflich Verf<)lgten, den die t'areht vor Strafe 
von der Rückkehr znrückhÄlt, eine freiwillige ist. 

4. Einer besonderen Behandlung bedarf noch das Ver- 
hältniss der Domicilabhängigkeit. Da der Ersitzungs- 
aufenthalt erst nach erlangter Eigenberechtigung des Ersitzungs- 
subjectes zu laufen beginnen kann, so haben wir hier blos von 
den Ehefrauen zu handeln. Unser Recht geht zwar nicht 
so weit wie das deutsche, welches erklart, dass die Ehefrau 
(in der Regel) den Wohnsitz des Ehemannes kraft Gesetzes 
theilt (§. 10 deutsches b. G. B.); es normirt blos, dass der allge- 
meine Gerichtsstand des Ehemannes auch der seiner Ehe- 
gattin ist.*^*^) Allein im Wesentlichen haben beide Bestimmungen 
die gleichen praktischen Wirkungen, zumal §. 92 a. b. G. B. 
die Gattin verpflichtet, dem Manne in seinen Wohnsitz zu 
folgen/«) Mit Rücksicht darauf fragt es sich, ob die Ehe- 
frau, insolange sie den Wohnsitz des Mannes theilt, einen selb- 
ständigen Heimatrechtstitel ersitzen kann. Das deutsche XJnter- 
stützungswohnsitzgesetz erklärt im §. 17 die Ehefrau unter ge- 
wissen Umständ^i für selbständig in Beziehung auf den Erwerb 
des Unterstützungswohnsitzes. Hieraus folgt ex contrario, dass 
sie, wenn diese Umstände nicht zutreffen, einen selbständigen 
Unter stützüngswohrfsitz toictt erwerben kann. Da der Unter- 
stützungswohnsitz nach Ablauf der zweijährigen Aufenthalts- 
frist ipso Jure erworben wird, so bedeutet dies soviel, dass der 
Aufenthalt einer Ehefrau, sofern die im §. 17 angeführten Um- 
stände nicht zTatreffen^ aTmenreöhtliok iff elevant, für die Erwer- 
bung des Unterstützungswohnsitzes bedeutungslos ist. Was unser 
Recht betrifft, so haben wir schon früher*^) ausgeführt, dass 



"*j Vgl. Budw. 9887. 

") Vgl. obea N. 22. 

^^) Vgl. §. 1354 deutsch, b. G. B. : „Er (der Manii) bestimmt insbesoodere 
Wohnort und Wohnung." Auch §. 92 cit. denkt offenbar an Wohnort und 
Wohnung und nicht an den Wohnsitz im technischen Sinne. 

") S. 50 ff. 
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dfe Fraii , so lange die Ehe dauert , ein vom Manne verschie- 
denes Heimatlreeht nicht besitzt und folglich ein selbständige^ 
Heimatrecht auch nicht auf Grund eines etwa ersessenen 
Heimatrechtstitfels erwerben kann. Insofern scheint die auf-^ 
geworfene Frage schon «entschieden zu sein , und zwar in gleicher 
Weise wie in Deutschland. Dem ist aber nicht so. Denn nach 
der .Novelle ist die Rechtsfolge des zehnjährigen Ersitzungs- 
aufenthaltes nicht die Erwerbung des Heimatrechtes, 
sondern des Anspruches auf die Verleihung desselben. Wenn 
wir nun auch der Ehefrau ohne Weiteres das Recht absprechen, 
von dem etwa ersessenen Heimatrechtstitel während der Ehe 
Gebrauch zu machen, sq ist damit nicht ausgesprochen, 
dass sie einen solchen Titel picht ersitzen und nach Auf- 
lösunff der. Ehe verwerthen kann, oder dass der von ihr 
während der Ehe genommene Aufenthalt in die Ersitzungszeit 
nicht einrechenbar ist. Entscheidend Hiefür ist der Umstand, 
ob jener Aufenthalt, den sie mit ihrem Gatten theilt, als frei- 
willig oder unfreiwillig anzuseh^ ist. Im Sinne der früheren Aus- 
führungen • müssen wir uns für die Freiwilligkeit des- 
selben entscheiden. Die Ehefrau ist gewiss rechtlich ver- 
pflichtet, dem Manne in dessen Wohnsitz zu folgen. Allein 
die Grundlage dieser Rechtspflicht ist das durch die Ehe be- 
gründete Rechtsverhältniss, und dieses konnte ohne den hierauf 
gerichteten Willen der Ehefrau nicht entstehen. Durch den 
Abschluss der Ehe hat sich die Frau mit ihrer Unselbständig- 
keit in Bezug auf die Aufenthaltsbestimmung ebenso einver- 
standen erklärt, wie der Staatbeamte durch das Ansuchen um 
Aufnahme in den . Staatsdienst. Können wir den dienstlichen 
Aufenthalt des Beamten nicht als unfreiwillig ansehen, so 
können wir dies um so weniger thun rücksichtlich des Auf- 
enthaltes der in ehelicher Gemeinschaft lebenden Frau. Diese 
letztere hat ja, trotzdem. der Mann es ist, der über den Wohn- 
sitz endgiltig zu entscheiden hat, factisch sehr oft einen grossen, 
jedenfalls aber einen weit grösseren Einfluss auf diese Ent- 
scheidung, als der Staatsbeamte auf seinen dienstlichen Auf- 
enthalt. Es widerspricht gewiss unserem Sprach- und Rechts- 
gefühle, zu sagen, dass sich die Frau unfreiwillig an dem- 
selben Orte aufhält, wie ihr Mann. Nur in abnormalen Fällen 
wird der Wille der beiden Eheleute in Bezug auf die Bestim- 
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mung des Aufenthaltes auseinanderfallen, und selbst da ist es 
der Frau möglich, ihren Willen durch (factische) Trennung 
vom Ehemanne durchzusetzen. '^ö) Der Staat schreitet in solchen. 
Fällen erst ein, wenn der Mann es verlangt. Der rechtliche. 
Zwang ist also hier weit schwächer als bei der Residenzpflicht der' 
Staatsbeamten.^») 

Das Erforderniss der Freiwilligkeit des Aufenthaltes muss 
nicht blos in dem Momente vorliegen, in welchem der Ersitzungs- 
aufenthalt begründet wird, sondern während der ganzen Ersitzungsr 
zeit vorhanden sein. Während der Ersitzungszeit kann es nun auf 
doppelte Art verloren gehen, entweder dadurch , dass der weiter 
fortdauernde Aufenthalt in der Ersitzungsgemeinde auf hört, ein 
freiwilliger zu sein (§. 2, AI. 2 der Novelle), oder aber dadurch, 
dass an Stelle des freiwilligen Aufenthaltes in der ErsitzungS' 
gemeinde der unfreiwillige Aufenthalt in einer anderen Gemeinde 
tritt (§. 2, AI. 4 der Novelle). Die beiden Möglichkeiten, die in Be- 
tracht kommen, sind also unfreiwillige Anwesenheit und un- 
freiwillige Abwesenheit. Von den Fällen der unfreiwilligen 
Abwesenheit privilegirt das Gesetz, wie schon erwähnt, die unfrei- 
willige Abwesenheit aus dem Grunde der Erfüllung der gesetz: 
liehen Wehrpflicht. Diese Abwesenheit hat als absentia reipublicae 
causa ausnahmsweise keinen Einfluss auf die Ersitzung. Der Er? 
sitzungsauf enthalt wird als fortdauernd angesehen. Eine gleiche 
Bestimmung rücksichtlich der ijnfrei willigen Anwesenheit findet 
sich im Gesetze nicht. Wenn also Jemand während der zehur 
jährigen Ersitzungszeit nach auswärts zur Ableistung einer 
Waffenübung einberufen wird, so wird er kraft Gesetzes sq 
behjandelt, als hätte er während der Waffenübungsdauer seinen 
Aufenthaltsort nicht verlassen. Wenn er aber im Orte selbst 
die Waffenübung ableistet, so ruht während dieser Zeit die Er- 
sitzung, und sie beginnt erst wieder zu laufen, wenn die Waffen- 

^^) Selbst durch eine behördliche Verfügung kann eine factische Domicüs- 
verschiedenheit der Ehegatten herbeigeführt werden. Vgl die Entsch. des Cass. H., 
Nowak'sche Samml. Nr. 209, laut welcher es kein Hinderniss der Abschaffung 
einer Frauensperson aus einem bestimmten Orte ist, dass dort. ihr daselbst nicht 
heimatberechtigter Gatte seinen Wohnsitz oder Aufenthalt hat. 

^9) Anders Seydel, a.a.O. S. 63, N. 77 und der bayer. V. G. H. (Uschold, 
a. a. 0. S. 10), femer die Entsch. d. Min. d. Inn. v. 19. Oct. 1867, Z. 16790. Vgl. 
jedoch hiegegen die zutreffende Bedactionsbemerkung in der Oest. Ztschr. f. Verw., 
1868, S. 32, ferner Mayrhofer, II. Bd., S. 1066. 
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Übung beendet ist. So absurd dies ist, so sehen wir doch keine 
ICögÜehkeit, das (ie^etz ausdehnend zu interpretiren. Lex üa 
scripta: so lange das Gresetz nicht geändert wird, bleibt die Ab- 
surdität bestehen. 

Ein weiterer Mangel, der dem Gresetze anhaftet, ist der, 
dass hinsichtlich der Dauer und der begleitenden Ums<£nde der 
unfreiwilligen An^ oder Abwesenheit (abgesehen von der halben 
Hassregel zu Gunsten der Wehrpflichtigen) gar nicht unter- 
schieden wird. Und zwar wird sich dieser Mangel, wie wir 
glauben, in doppelter Richtung fühlbar machen. Einmal gibt 
es Fälle, in welchen der unfreiwillige Aufenthalt in oder ausser- 
halb der Ersitzungsgemeinde so geringe Zeit andauert und so 
nebensächlich ist, dass kein stichhältiger Grund vorliegt, die 
Ersitzung während desselben ruhen zu lassen. So z. ß., wenn 
es sich um die zwangsweise Vorführung eines Zeugen, um die 
Ableistung einer Straf haft von wenigen Tagen, um die Auf- 
enthaltsbeschränkung nach §. 182 St. P. 0. u. s. w. handelt. Ja 
selbst den Fall der Intervention eines Geschworenen bei einer 
Schwurgerichtsverhandlung möchten wir hieher zählen. Denn 
mag auch die Schwurgerichtsperiode, welche die unfreiwillige 
Abwesenheit des Geschworenen vom Ersitzungsorte veranlasst 
hat, länger als einige Tage dauern, so ist doch dieser Zeitraum 
im Vergleiche zu der zehnjährigen Ersitzungsdauer ein so kurzer, 
dass man ihn f (Iglich vernachlässigen könnte.*^) Man darf nicht 
übersehen, dass unser Gesetz einen zehnjährigen, das Unter- 
stützungswohnsitzgesetz einen zweijährigen Aufenthalt voraus- 
setzt. Bei den Anforderungen,. die man an den Aufenthalt stellt, 
sollte man der verschiedenen Aufenthaltsdauer der beiden Ge- 
setze Rechnung tragen. 

Umgekehrt kann aber auch die unfreiwillige Abwesenheit 
so lange dauern und unter solchen Umständen erfolgen, dass 
es geradezu widersinnig erscheint, die Ersitzung während der- 
selben blos ruhen zu lassen. Wenn Jemand zu einer zwanzig- 
jährigen Freiheitsstrafe verurtheilt wird, so ist es doch eigen- 
thümlich,* dass er nach Abbüssung derselben in der Lage sein 
soll, seinen vor der gefänglichen Einziehung begonnenen Er- 

•0) Vgl. den Antrag; des Abg. Kopp (Sten.. Prot., a. a. 0. S. 26648), wo- 
nach eine unfreiwillige An- oder Abwesenheit ohne Einflnss auf die Ersitzungs- 
zeit sein sollte, wenn sie nicht länger als drei Monate dauert. 



121 

Sitzungsaufenthalt in einer Gemeinde fortzusetzen.**) Seine 
Beziehungen zu der früheren Aufenthaltsgemeinde sind im Laufe 
der Zeit so sehr verblasst, dass eine WiederanknüpAing der- 
selben nicht als die Fortsetzung eines alten, sondern als die 
Begründung eines neuen Verhältnisses aufzufassen ist.**) Es 
muss zugegeben werden, dass es für die Gesetzgebung schwer 
ist, derartigen Einzelfällen vollkommen gerecht zu werden. 
Allein ein Versuch sollte denn doch gewagt werden, um wenig- 
stens die gröbsten ünzuträglichkeiten auazuschliessen.*') 

") Vgl. Sten. Prot., a. a. 0. S. 26647 und 26688 f. 

®') Di« glmchea Enr&gangen wUven «n Platae, wann van der Ansicht 
v&re, dflsi die EIxefraxmi sieh um WohnaitBe des SbegMea vdreimlSag auf- 
halten. Für die ganze Daner d«r Ehe würde dann die vor der Sheschliessnnc 
begonnene Ersitzungszeit rnhen. 

^) Das l^ayer. Recht kennt blos eine Unterbrechung des AufenÜialtes und 
nicht ein Rohen der Ersitznngsze it. Eine Unterbrechung des freiwilligen Auf- 
enthaltes tritt jedoch nach Art. 6 der Ifor. v. 17« Juni 1896 nicht ein im Falle 
der Verbüssung geringfügiger Freihettastrafen , sowie solcher Freüuntsstrato, 
welche an die Stelle uneinbringlicher Geldstrafen getreten sind. 



IV- Die Ersitzungszeit. 

I. Artikel II, AI. 2 der Novelle vom 5. December 1896, 
R. 222, setzt den Beginn des Laufes der im §. 2 festgesetzten 
Ersitzungsfrist auf den 1. Jänner 1891 fest. Wäre diese Be- 
stimmung wörtlich zu nehmen, so könnte an einem anderen 
Tage die heimatrechtliche Ersitzung überhaupt nicht begonnen 
werden. Natürlich ist dies der Sinn des Gesetzes nicht. Dieses 
will nichts Anderes sagen, als dass auch der in die Zeit vor 
der Erlassung der Novelle fallende, die erforderlichen Qualifi- 
cationen aufweisende Aufenthalt geeignet ist, zur Ersitzung zu 
führen, jedoch nur, sofern er in die Zeit seit dem 1. Jänner 
1891 fällt. Die Festsetzung des 1. Jänner 1891 als des Normal- 
tages für die heimatrechtliche Ersitzung hat ihre besonderen 
Gründe. Nach der Regierungsvorlage hätte die Ersitzung 
frühestens erst mit dem Tage der Kundmachung der Novelle 
beginnen sollen. In diesem Falle hätten die ersten Ersitzungs- 
ansprüche nicht vor Ende 1906 existent werden können. Auf 
einen so weiten Termin wollte das Abgeordnetenhaus das fac- 
tische Inslebentreten des Gesetzes nicht hinausgerückt wissen. 
Andererseits schien es auch unbillig, den (möglichen) Beginn 
der Ersitzungsfrist so weit zurücktreten zu lassen, dass sofort 
mit dem Beginne der Wirksamkeit des Gesetzes Ersitzungs- 
ansprüche hätten geltend gemacht werden können. So schlug 
man denn einen Mittelweg ein, indem man das erste Decennium 
von der nächsten Volkszählung, d. i. dem 31. December 1900, 
zurückrechnete. ^) Die anlässlich der Volkszählung zu pflegenden 
Erhebungen werden für die Constatirung der ersessenen Heimats- 
rechtstitel von grossem Belang sein, und es war daher ein glück- 



*) Vgl. Nr. 1300 der Beil. z. d. sten.Prot. d. Abg.H., XI. Sess., S. 16 f. 
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lieber Gedanke, die. Gelteiidmachimg der ersten Ersitzungs*» 
ansprüche darcbi die Volkszählungsarbeiten zu erleichtern-. Der 
Erfolg des Gesetzes wird ja von den Erfahrungen der ersten: 
Zeit wesentlich abhängen und diese werdJen umso günstiger sein, 
je mehr die öffentliche Verwaltung den Anspruchsbereehtigten 
durch Ermittlung der relevanten Thatsachen in die Hände, 
arbeiten wird. t; -^ . . ' ' 

Zu weiteren BemörkuBgen würde Artikel II der Novelle 
nicht Aiilass geben, wenn nicht aus den Verhandlungsprotokolleu' 
des Abgeordnetenhauses zu .ersehen wäre-, dass letzteres durcÜ 
die vom Ausschussentwurfe abweichende Textirüng einen be-: 
sonderen Gedanken zum Ausdrucke bringen wollte. Der Ver-j 
walturigsausschuss hatte Artikel IT, Abs. 2, wie folgte formulir.fcc: 

„Der Beginn des Laufes .der im Art I, §§,2 und 5 festi 
gesetzten Fristen wird auf den I. Jänner 189^1 festgesetzt." 

Im Gesetze sind die Worte „und 5" nicht, zu finden.?) Beurtheilfc 
man diese Aenderung blos im Zusammenhange mit den übrigen' 
Bestimmungen des Gesetzes, äO wird man sie nur billigen können« 
Denn §. 5i welcher Ausländer unter den im §. 2 festgesetzten' 
Bedingungen den Zusicherüngäansprücb erwerben lässt, enthält 
überhaupt keine Fristbestimmung. Die Frist für die Ersitzung' 
des im §.ö behandelten Anspruches ist eben die Frist des §. 2. 
Daher reicht die Citirung dieses letzteren Paragraphen im Art. II 
vollkommen aus. In der That war auch im 'Art. III der Re- 
gierungsvorlage, welcher lautete: „Dieses Gesetz tritt mit dem' 
Tage der Kundmachung in Wirksamkeit. Vor diesem Tage kaniS 
der Lauf der im. Art. I, §.2 sub a und b festgesetzten Fristen 
nicht beginnen", der. (sich mit dfem §.5 des Gesetzes deckende) 
§. 5 d^s Regierungsentwurfes nicht bezogen worden. 

Die parlamentarischen Verhandlungen belehren uns nun: 
darüber ,' dass das Abgeordnetenhaus durch die Aenderung deig 
Art. II nicht etwa eine stilistische Verbesserung, sondern eine 
meritorische Abänderung des Entwurfes herbeizuführen beab- 
sichtigt hat. Es sollte nämlich die Fri^t für die Ersitzung 
des Zusicherungsanspruches frühestens nicht mit dem 
1. Jänner 1891, sondern erst mit dem Tage der Kundmachung 
des Gesetzes (19. December 1896) beginnen, s) Den Ausländern 

^) Infolge eines Redactionaversehens wurde der Plural „Fristen'^ belassen. 
») Vgl. sten. Prot. d. Abg. H,-, XI. Sess., 8.2)605» 26811 ff. 
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sollte die Reehtswohlthat der Einrechnung des vor der Pablication 
des Gesetzes genommenen Aufenthaltes in die Ersitzungszeit nieht 
ztt Theil werden. Nach Ansicht des Abgeordnetenhauses wurde 
also durch die Nichtcitirung des §. 5 im zweiten Absätze des 
Art. II bewirkt, dass sich die Vorschrift dieses Absatzes auf 
den Zusicherungsanspruch des §. 5 nicht bezieht. Wäre diese 
Ansicht richtig, so würden wir — mangels einer positiven 
gesetzlichen Bestimmung — vor der offenen Frage stehen, ob 
rücksichtlich des Zusicherungsanspruches der in die Zeit vor 
der Erlassung des Gresetzes fallende Aufenthalt in die Ersitzungs- 
zeit einrechenbar ist oder nicht. Dass diese Frage discutirbar 
ist, beweist die gleichartige Controverse, welche in Deutschland 
rücksichtlich der Anwendbarkeit der Novelle zum Unter- 
stützungswohnsitzgesetze vom 12. März 1894 aufgetaucht ist>) 
Allein wir glauben die Erörterung dieser Frage a limine 
ablehnen zu können, weil die Anschauung des Abgeordneten- 
hauses offenbar unrichtig ist. Die mangelnde Bezugnahme des 
Art. II auf §. 5 der Novelle ist nämlich, wie wir glauben, ganz 
bedeutungslos. §. 5 sagt, wie erwähnt, dass Ausländer unter 
den im §. 2 festgesetzten Bedingungen den Anspruch 
auf Zusicherung der Aufnahme in den Heimatverband einer 
österreichischen G-emeinde erwerben. Welcher Aufenthalt als 
Ersitzungsaufenthalt in Betracht kommen kann, wird also im 
§. 2 normirt. Jeder Aufenthalt, der nach §. 2 Ersitzungsaufent- 
halt für den Inländer ist, ist es nach §. 5 auch für den Aus- 
länder. Der Unterschied liegt nur darin, dass die Wirkung 
der Ersitzung in jedem Falle eine andere ist. Wenn nun der 
in die Zeit von 1891 bis 1896 fallende Aufenthalt für die im 
§. 2 normirte Ersitzung von B,elevanz ist, was aus Art. 11 un- 
zweifelhaft folgt, so muss er, sofern das Gesetz nicht in er- 
kennbarer Weise etwas Anderes verordnet, die gleiche 
Relevanz auch für die im §. 5 normirte Ersitzung haben. Wäre 
dem nicht so, dann wäre eben die im §. 5 statuirte Gleich- 
heit der Bedingungen für die Ersitzung des Heimatrechtstitels 



^) Vgl. K r e ch , Die Reichsgesetze über den Uoterstützungswohnsitz (Gatten- 
tag'sche Samml. deutscher B. G., Nr. 8), 3. Aufl., 1894, S* 64. Eine ähnliche Frage 
behandelt Jegierek, a. a. 0. S. 4 ff. Proebst (a. a. 0. S. 73 f.) gibt vom Stand- 
punkte der bayerischen Novelle vom 17. Juni 1896 allerdings keinen Zweifeln Raum. 
Es bleibt abzuwarten, ob die Praxis nicht zu Controversen Anlass geben wird. 
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und für jene des Zusickerungsanspraclies nicht mehr vorhanden* 
Dass das Abgeordnetenhaus dem Art. II eine andere Bedeutung 
geben wollte, kann uns in der Auslegung dieser Bestimmung 
nicht beirren. Gewiss dürfen wir bei der Interpretation des Ge- 
setzes den Willen des Gesetzgebers nicht ausser Acht lassen. 
Unklarheiten des Gesetzes werden stets den Anlass bieten, an 
der Hand der Materialien zu untersuchen, was der Gesetzgeber 
gewollt hat. Aber niemals können die Gresetzesmaterialien eine 
Anordnung des Gesetzes ersetzen.^) Niemals können wir an 
die Stelle dessen, was das Gesetz ausdrücklich sagt, das- 
jenige setzen, was im Gresetze nicht enthalten ist. Art. II enthält 
eine klare und vernünftige Bestimmung. Es kann nicht Sache 
der Gesetzesauslegung sein, durch Heranziehung der Materialien 
eine Unklarheit in das Gesetz hineinzutragen. Dasjenige, was 
das Abgeordnetenhaus sagen wollte, hat im Gesetze nicht den 
mindesten erkennbaren Ausdruck gefunden, insbesondere auch 
nicht 'per omissionemy durch Nichtcitirung des §. 5, und doch 
wäre dies noth wendig gewesen, wenn Art. II, wie dies in der 
Intention des Abgeordnetenhauses gelegen war, den §. 5 des Ge- 
setzes hätte modificiren sollen. So lange §. 5 ungeschwächt gilt, 
dürfen wir an der Gleichheit der Bedingungen für die Ersitzung 
der Heimatrechtstitels und des Zusicherungstitels nicht rütteln. 
II. Im Hinblicke auf den eben besprochenen Art. II der 
Novelle werden wir bezüglich des Beginnes der Ersitzungszeit 
in nachstehender Weise unterscheiden müssen: 

1. Normalerweise beginnt die Ersitzungszeit mit jenem 
Tage, an welchem der Aufenthalt in der Ersitzungsgemeinde 
begründet wird. 

2. Ausnahmsweise beginnt jedoch der Ersitzungsaufenthalt 
später, und zwar in folgenden Fällen: 

a) wenn der Aufenthalt erst später ein freiwilliger 
wird, mit dem Tage, an welchem dies geschieht; 

b) wenn der Aufenthalt von einem Minderjährigen be- 
gründet wurde, mit dem Tage, an dem das Ersitzungssubject 
die .Eigenberechtigung erlangt, und 

c) wenn der Aufenthalt vor dem I.Jänner 1891 begründet 
wurde, mit dem 1. Jänner 1891. 



^) Vgl. Gierke, Deutsches Pr. R., I, S. 140; Endemann, a. a. 0. S. 42'. 
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Der Tag, an welchem die Ersitzungsfrist beginnt, muss 
dn dieselbe eingerechnet werden. 

Die zehnjährige Ersitzungszeit ist in der Kegel ein tempus 
continuam, da die Novelle ununterbrochenen Aufenthalt 
fordert. Die Ersitzung ist vollendet, sobald der letzte Tag des 
Decenniutns zu laufen begonnen hat. (Dies ultimus coeptus pro 
jam completo haheiur.) Wird der Aufenthalt und damit auch die 
Aufenthaltsfrist „unterbrochen" (§.2, al. 3), so bedeutet 
dies, dass die Ersitzung vereitelt ist. Allein die Ersitzung kann 
auch „gehemmt" werden. Die Hemmungsgipünde — unfreiwillige 
An- und Abwesenheit — haben wir bereits besprochen. Die 
Hemmungsdauer fällt mit dem Vorhandensein dieser Hemmungs- 
gründe zusammen. Es ist nöthig, dies hervorzuheben, weil nach 
dem Ausschussentwurfe die sistirte Ersitzungsfrist nicht schon 
dann weiter laufen sollte, wenn die unfreiwillige An- oder Ab- 
wesenheit aufgehört hat, sondern erst dann, wenn auch die 
gesetzlichen Folgen der die Hemmung bewirkenden Ur- 
sachen weggefallen sind. Diese räthselhafte , von Niemandem 
verstandene Bestimmung hat das Abgeordnetenhaus mit Recht 
fallen gelassen. ^) 

Es fragt sich nun noch, ob eine accessio tempons eintreten 
kann, ob es möglich ist, dass das Ersitzungssubject während 
des Decenniums wechselt, so zwar, dass der Ersitzungsaufent- 
halt des früheren Ersitzungssubjectes dem späteren zugerechnet 
werden kann. Natürlich kann hier nicht an Rechtsnachfolger 
im Sinne des Privatrechtes, sondern nur an solche Personen ge- 
dacht werden, die von dem (ersten) Ersitzungssubjecte heimat- 
rechtlich abhängig sind. §. 3 der Novelle spricht nun thatsächlich 
diesen Personen das Recht zu, den ersessenen Heimatrechtstitel 
geltend zu machen, und es scheint hieraus hervorzugehen, dass 
die Kinder und Ehefrauen die Möglichkeit haben, die Aufent- 
haltszeit ihres heimatrechtlichen Auetors zu ihrer eigenen hin- 
zuzurechnen. Dass dies jedoch nicht der Sinn des Gesetzes ist, 
sehen wir sofort, wenn wir darauf achten, anwelcherStelle 
die Novelle von den „Nachfolgern im Heimatrechte" spricht. 
Hätte das Gesetz eine accessio temporis zulassen wollen, so hätte 
es dies dort zum Ausdrucke bringen müssen, wo von den Vor- 



^) Vgl. sten. Prot., a. a. 0. S. 26645 f., 26658. 
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aussetzungen der Ersitzung die Rede ist, nämlich im §. 2. In 
diesem wird aber der Eintritt einer heimatrechtlichen Succession 
in die vom Auetor begonnene Ersitzung nicht erwähnt. Aus 
§. 2 geht vielmehr unzweideutig hervor, dass sich eine und 
dieselbe Person während des Decenniums freiwillig und 
ununterbrochen in einer Gemeinde aufgehalten haben muss, wenn 
ein Heimatrechtstitel ersessen werden soll.'') §. 3 setzt die Er- 
sitzung des Heimatreehtstitels bereits voraus und bestimmt, wer 
diesen Titel geltend zu machen berechtigt ist. Hier nun 
kommen neben dem Anspruchsberechtigten selbst (d. i. dem Er- 
sitzungssubjecte) auch dessen Nachfolger im Heimatrechte in 
Betracht. Mit anderen Worten: nur der bereits ersessene 
Heimatrechtstitel kann (ähnlich wie das Heimatrecht selbst) auf 
andere Personen übertragen werden. Ein Eintritt in die vom 
Auetor begonnene Ersitzung ist jedoch ausgeschlossen. 



') Vgl. Menzel, Die Novelle zum Heimatgesetze, S. 7. 



Zweiter Absehmtt Die Bechtswirkimgen der Ersitzanff. 



V. Der Heimatrechtstitel und der 
Zusiclierungsanspruch. 

Die .an die heimatreehtliohe Eraitzong geknüpfte Rechts- 
Wirkung besteht darin, dass die Ersitzungsgemeinde dem Er- 
sitzungssubjecte (§. 2) und dessen Nachfolger im Heimatrechte 
(§. 3) die ausdrückliche Aufnahme (§. 2) oder wenigstens die Zu- 
sicherung der Aufnahme (§. 5) in den Heimatverband nicht ver- 
sagen darf. Das Ersitzungssubject und dessen heimatrechtliche 
Nachfolger sind somit die ans pruchsb er echtigten Personen, 
und es ist eine verwirrende Terminologie , wenn §. 3 der Novelle 
das Ersitzungssubject im Gegensatze zu dessen Rechtsnach- 
folgern als den „Anspruchsberechtigten" bezeichnet. ^) Die Nach- 
folger im Heimatrechte * machen ja nicht den Anspruch ihres 
Auetors, sondern ihren eigenen geltend. Man kann nicht an- 
nehmen, dass das Gesetz den Sohn berechtigen will, um die 
Aufnahme des Vaters, oder die Frau, um die Aufnahme des 
Mannes in den Heimatverband anzusuchen. Dies käme einer 
Rechtsminderung des Vaters und Gatten und ihrer Unterstellung 
unter die Disposition des Sohnes und der Frau gleich. Wenn 
§. 3 den Heimatrechtsnachfolgern die Geltendmachung des 
vom Auetor erworbenen Rechtsanspruches zugesteht, so soll 
damit zweifellos zugleich gesagt sein, dass der Anspruch des 



^) Im Regienmgs- und Ansschussentwnrfe hiess es statt „der Anspruchs- 
berechtigte" : „der Bewerber", was natürlich noch weniger am Platze war. (Vgl. 
S. 59, N. 50.) 
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Auetors auf sie übergeht, Ihnen kommt in gleicher Weise 
wie dem Ersitzungssubjeete der Heimatrechtstitel zu. 

Wer ist nun aber Nachfolger im Heimatrechte? §. 3 glaubt 
in dieser Beziehung genug zu thun, wenn er anführt, dass hier- 
unter jene Personen zu verstehen sind, welche gemäss der Be- 
stimmungen der §§. 6, 7, 11, 12 und 13 des Gesetzes vom 
3. December 1863, Nr. 105 R. G. BL, ihr Heimatrecht von jenem 
des Anspruchsberechtigten ableiten. Allein der Ausdrück „Nach- 
folger im Heimatrechte ^ wird hiedurch nicht erklärt. Die 
heimatrechtliche Abhängigkeit der Kinder und Ehefrauen führt 
zu keiner Rechtsnachfolge. Die Uebertragung des Heimatrechtes 
erfolgt nicht in der Weise, dass der Auetor sein Heimatrecht 
verliert. Wer das Heimatrecht auf einen Anderen überträgt, ist 
wohl ein Auetor. Aber derjenige, auf den es übertragen wird, 
ist kein Successor. Wenn die Novelle gleichwohl von „Rechts- 
nachfolgern" im Heimatrechte spricht , so scheint sie damit 
eben etwas Besonderes sagen zu wollen. Als Nachfolger 
im Heimatrechte ihres Auetors kann die heimatreehtlich ab- 
hängige Person füglich erst dann bezeichnet werden , wenn der 
Auetor weggefallen ist. Fassen wir den Ausdruck „Nachfolger" 
in diesem Sinne auf, dann vermeiden wir nicht blos eine 
sprachwidrige Auslegung, sondern wir entrinnen auch vielen 
Schwierigkeiten , die die Interpretation des §. 3 sonst bieten 
würde. 

Wenn wir nämlich auf das Wort „Nachfolger" kein Gewicht 
legen und alle Personen mit abgeleitetem Heimatrechte ohne 
Rücksicht darauf, ob ihr Auetor noch lebt oder nicht, zur 
Geltendmachung des Ersitzungsanspruches für berechtigt halten 
würden, so müssten wir eine Coneurrenz mehrerer, aus einer 
und derselben Ersitzung erwachsener Rechtsansprüche aner- 
kennen. Es wären dann zu gleicher Zeit das Ersitzungs- 
subjeet und diejenigen Personen anspruchsberechtigt, für deren 
Heimatrecht das Ersitzungssubject der Auetor ist. Die con- 
currirenden Ansprüche könnten geltend gemacht werden ent- 
weder zur Zeit, wo der heimatreehtliche Nexus, die Abhängigkeit 
des Heimatrechtes des „Nachfolgers" von jenem des Auetors, 
noch besteht, oder aber, wenn das Heimatrecht des „Nach- 
folgers" bereits selbständig oder von dem einer anderen 

Spiegel, Heim. Ers. 9 
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Person abhängig geworden ist. ä) Im .ersteren Falle würde die- 
selbständige Geltendmachung des Ersitzungsansprucihes seitens 
des „Nachfolgers*' eine Verschiedenheit der Heimatrechte solcher 
Personen bewirken, welche nach den Grundsätzen des Heimat- 
gesetzes dieselbe Heimat haben sollen. Der Sohn, der von 
dem Heimatrechtstitel des Vaters Gebrauch macht, würde in 
der Ersitzungsgemeinde heimatberechtigt sein; der Vater, der 
den Titel nicht ausnützt, würde seine alte Heimat behalten. 
Dieses Auseinandergehen zusammengehöriger Heimatrechte kann 
vom Gesetze umsoweniger gewollt sein, als §. 3 gerade an die 
Principien des Heimatgesetzes anknüpfen und sie durch An- 
passung an die durch die Novelle eingeführten Neuerungen aus- 
gestalten will. 

Zu so unannehmbaren Consequenzen würde man allerdings 
dann nicht gelangen , wenn man erst nach Wegfall des heimat- 
rechtlichen Nexus, aber noch bei Lebzeiten des Auetors, den 
„Nachfolger" für anspruchsberechtigt halten würde. Denn die 
Verschiedenheit der Heimatrechte des Auetors und des „Nach- 
folgers", die sich dann ergeben könnte, wird vom Heimatgesetze 
nicht perhorrescirt. Aber gerade deshalb wäre es schwer zu be- 
greifen, wieso sich der „Nachfolger" den Ersitzungsanspruch 
einer Person zu eigen machen soll, zu welcher er nicht mehr 
in heimatrechtlichen Beziehungen steht, und wieso er aus dem 
Gesichtspunkte der „Nachfolge" ein Heimatrecht erlangen soll, 
das der Vorgänger niemals gehabt hat. ^) 

Verständlich wird uns die Bestimmung des §. 3 nur dann, 
wenn wir den Ausdruck „Nachfolger" eben wörtlich fassen 
und daher eine Nachfolge in den Ersitzungsanspruch erst ein- 
treten lassen , wenn der ursprünglich Anspruchsberechtigte weg- 
gefallen, d.h. gestorben ist. Geht der Anspruch auf andere Weise, 
als durch den Tod des Ersitzungssubjectes, verloren, so kömnat 

*) Die minderjährige Fraa wechselt durch ihre Verheiratung den heimat- 
rechtlichen Auetor. 

*) Auch wäre es eigenthümlich , dass der Heimatrechtstitel gerade in 
jenem Zeitpunkte auf die bisher familienabhängige Person übergehen soll , in 
welchem dieselbe heimatrechtlich selbständig (beziehungsweise in anderer Weise 
familienabhängig) wird. Gerade wenn sich das Heimatrecht des Sohnes von jenem 
des Vaters trennt, sollte der Sohn in die Lage gesetzt werden, vom Heimat- 
rechtstitel des Vaters Gebrauch zu machen. 
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ihm , wie sich aus dem Charakter der einzelnen Verlustgründe 
yon selbst ergibt, die Fähigkeit nicht zu, auf die Heimat- 
rechtsnachfolger überzugehen. *) Wir sind somit der Ansicht, 
dass das Ersitzungssubject mit seinen Nachfolgern im Heimat- 
rechte in der Geltendmachung des Ersitzungsanspruches nicht 
concurrirt, sondern dass die Nachfolger ihren Anspruch 
erst erwerben, wenn ihr Vorgänger gestorben ist. Das „be- 
ziehungsweise" im §. 3 der Novelle besagt nichts Anderes, als: 
„nach dem Tode des Anspruchsberechtigten". Damit stimmt §.4 
der Novelle überein, welcher die Frist normirt, binnen welcher 
der Anspruch von dem Berechtigten selbst „oder seinem Nach- 
folger im Heimatrechte" geltend gemacht werden kann. Dieses 
„oder" schliesst eine Concurrenz von Ansprüchen aus und deutet 
darauf hin , dass der Nachfolger erst anspruchsberechtigt wird, 
wenn der ursprünglich Anspruchsberechtigte nicht mehr in Be- 
tracht kömmt. ^) 

Nun könnte man allerdings das vorhin gegen die entgegen- 
gesetzte Auffassung atigeführte Argument auch hier einwerfen : 
Wie ist es möglich , dass Jemand aus dem Gesichtspunkte der 
„Nachfolge" ein Heimatrecht erlangen soll, das der Vorgänger 
niemals gehabt hat? Hier aber ist dieses Argument leicht zu 
entkräften. Der Nachfolger, der sein bisheriges Heimatrecht 
vom Auetor ableitet, folgt letzterem in Bezug, auf den Er- 
sitzungsanspruch nach zu einer Zeit, wo der Auetor, wenn 
er am Leben wäre , diesen Anspruch noch hätte geltend machen 
können. Der Ersitzungsanspruch wird auf den Nachfolger über- 
tragen. Der Nachfolger tritt an die Stelle des Ersitzungs- 
subjectes, wie der Erbe an die Stelle des Erblassers. Der legis- 
lative Gedanke, der der Uebertragung des Anspruches auf die 
Heimatrechtsnachfolger zu Grunde liegt, ist nämlich folgender : 
Hätte das Ersitzungssubject seinen Anspruch geltend gemacht, 

*) i>ie Todeserklärung kömmt hier nicht in Betracht, weil der Ersitzungs. 
ansprach nach §. 4 verjährt, ehe die Voraussetzungen für die Todeserklärung 
vorliegen. — Bezüglich des Verlustes der österr Staatsbürgerschaft auf Seite 
des Ersitzungssubjecte» vgl. unten N. 24. — Die übrigen Verlustgründe (z. B. 
die Verjährung oder die Erlangung der Heimat in der Ersitzungsgemeinde) 
richten sich nicht gegen den Träger des Ersitzungsanspruches, sondern zer- 
stören den Anspruch selbst. 

*) Man beachte , dass im §. 3 auch §. 13 H. G. citirt ist , welcher von. 
Kindern handelt , deren parens auctor weggefallen ist. 

9* 
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so wäre dies auch von Bedeutung gewesen für da« Heimatr^cht 
jener Personen, die mit ihm bei dessen Lebzeiten durch den 
heimatrechtlichen Nexus verbunden waren. Dadurch , dass das 
Ersitzungssubject weggefallen ist , sollen die letztgedachten Per- 
äonen die Möglichkeit nicht verlieren , aus dem Heimatrechtstitel 
ihres Auetors Nutzen zu ziehen. Der Tod des Ersitzungssubjectes 
soll den factischen Erfolg der bereits eingetretenen Ersitzung 
nicht vereiteln. An früherer Stelle wurde schon auf den üebel- 
stand hingewiesen , dass man zum Zwecke der Constatirung des 
Heimatrechtes einer Person auf das Heimatrecht ihrer Ascen- 
denten zurückgehen und dieses oft bis in ferne Zeiten verfolgen 
muss. Die Einführung der heimatrechtlichen Ersitzung erfolgt 
eben deshalb nicht blos zu Gunsten jenes Individuums , in dessen 
Person sich die Ersitzungsvoraussetzungen erfüllen , sondern 
auch zu Gunsten seiner Descendenz. Das auf Grund der Er- 
sitzung erworbene Heimatrecht soll sich auf die Descendenz 
fortpflanzen, bis es wiederum von einem neuen Heimatrechte 
abgelöst wird. Wenn nun der Uebergang des neuen Heimat- 
rechtes auf die Nachfolger des Ersitzungssubjectes nicht ein- 
getreten ist, weil letzteres von seinem Titel keinen Gebrauch 
gemacht hat, so soll der Nachfolger das neue Heimatrecht 
direct (ohne Vermittlung seines Auetors) erwerben können, ß) 
Hieraus folgt aber als selbstverständliche Voraussetzung 
far den Uebergang des Ersitzungsanspraches, dass jener heimat- 
rechtliche Nexus , auf den sich das Successionsverhältniss (wo- 
fern wir von einem solchen trotz der blos äusserlichen , zeit- 
lichen Aufeinanderfolge der Ansprüche sprechen können) gründet, 
noch in jene Zeit hineinfällt , in welcher das Ersitzungssubject 
selbst den Ersitzungsanspruch hätte geltend machen können, 
und dass er bis zum Tode des Ersitzungssubjectes angedauert 
haben muss. ^) Wir können daher zu den anspruchsberechtigten 
Heimatrechtsnachfolgern nicht zählen: 



•) Nach der bayer. Nov. v. 1896 (Art. 6 u. 7) geht der Heimatrechtstitel 
auf die Witwe nnd auf die ehelichen , noch keine selbständige Heimat besitzen- 
den Kinder nur dann über, wenn der Ehemann nach Anmeldung des An- 
spruches gestorben ist. Die unehelichen Kinder kommen als Anspruchs- 
berechtigte überhaupt nicht in Betracht. 

^ Bei Ausländem besteht der von der Nov. geforderte beimatrechtliche 
Nexus nicht, da das Ers.-Subj. ein österreichisches Heimatrecht nicht besitzt 
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a) Jene Personen , deren Heimatrecht von jenem des Er- 
.sitzungssubjectesnnabhängig geworden ist, bevor die Ersitzung 
vollendet war. Das Ersitzungssubject war niclit im Stande, auf 
das Heimatrecht dieser Personen durch Geltendmachung des 
JErsitzungsanspruches irgendwelchen Einfluss zu nehmen. Sie 
stehen daher zur heimatrechtlichen Ersitzung in gar keiner Be- 
ziehung , und Qs wäre ganz irrationell , den Ersitzungsanspruch 
auf sie übergehen zu lassen. ' 

h) Jene Personen, deren Heimatrecht zwar nach ein- 
getretener Ersitzung des Heimatrechtstitels, aber noch bei Leb- 
zeiten des Auetors selbständig (beziehungsweise in anderer 
Weise abhängig) geworden ist. Auf das Heimatrecht dieser 
Personen hätte der Verstorbene im Falle rechtzeitiger 
Geltendmachung des Heimatrechtstitels allerdings einwirken 
können. Aber er hat dies eben nicht gethan. Hatte er nun 
unmittelbar vor seinem Tode von dem Ersitzungsanspruche 
Gebrauch gemacht, so wäre dies auf die gedachten Personien 
ohne Einfluss geblieben. Umsoweniger kann ihr Heimatrecht 
nach dem (für sie heimatrechtlich belanglosen) ^) Tode des Auetors 
durch die Ersitzung beeinflusst werden. Auch hier wäre eine 
entgegengesetzte Auffassung widersinnig. Die Nachfolger im 
Heimatrechte sollen durch den Tod des Anspruchsberechtigten 
nichts verlieren, aber auch nichts gewinnen. Und ein 
solcher ungerechtfertigter Gewinn wäre es, wenn der Tod ihres 
ehemaligen Auetors sie berechtigen würde , von einer Gemeinde 
die Aufnahme in den Heimat verband zu fordern, deren An- 
gehörige sie bei Lebzeiten des Auetors gegen den Willen der 
Gemeinde auch nicht auf indirectem Wege hätten werden 
können. 



und es daher Niemanden geben kann , der dieses österreichische Heimatrecht von 
ihm ableitet. Dass bei der Benrtheilnng der Nachfolgereigenschaft blosr das 
österreichische Heimalrecht in Frage kommt , ergibt sich unzweifelhaft aas 
der Citirung des Heimatgesetzes von 1863 im §. 3 Nov. Der Znsicherungs^ 
ansprach kann also aaf irgendwelche Nachfolger nicht übergehen. 

^) Nach dem Wortlaute des Heimatges. (§. 13) ist allerdings der Tod des 
Aactors für die Descendenten itnmer bedeutungslos. Allein es ist klar, dass 
trotz §.13 der Tod des ehelichen Vaters oder der unehelichen Mutter an dem 
Heimatrechte der (nicht eigenberechtigten) Kinder die Aenderung bewirkt, dass 
dasselbe nunmehr selbständig wird. 
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Indem wir den §. 3 in dieser Weise interpretiren, glauben 
wir nicht, in das Gesetz etwas hineinzutragen, was demselben 
fremd ist. Der Begriff ,, Nachfolger im Heimatrechte" ist eben 
in der Novelle nicht näher präcisirt, — die Erläuterung im 
§. 3 kann wohl nicht als ausreichend angesehen werden — und 
auch die Materialien des Gesetzes lassen uns hiebei im Stiche; 
wir sind daher auf die Feststellung dieses Begriffes im Wege 
der Gesetzesauslegung angewiesen. Dabei steht uns aber kein 
anderes Hilfsmittel zu Gebote, als die ratio legü, der Geist des 
Gesetzes, und wir können uns am sichersten vor einer unrich- 
tigen Interpretation schützen, indem wir es vermeiden, zu wider- 
sinnigen und unhaltbaren Consequenzen zu gelangen. 

Wir müssen übrigens den Begriff der Heimatrechtsnach- 
folger auch noch in einem anderen Sinne begrenzen. Wann das 
Successionsverhältniss rücksichtlich des Ersitzungsanspruches 
eintritt, wissen wir. Es handelt sich nun noch darum, wie lange 
es fortbesteht, wie lange also die im Zeitpunkte des Todes des 
Auetors vorhandenen Heimatrechtsnachfolger als solche an- 
gesehen werden können. Hiefür gibt uns §. 3 der Novelle einen 
zuverlässigen Anhaltspunkt. Nachfolger im Heimatrechte sind 
nur solche Personen, welche (und folglich auch: insolange sie) 
ihr Heimatrecht von jenem des Anspruchsberechtigten „ab- 
leiten". Das Präsens, das an dieser Stelle gebraucht wird, 
zeigt deutlich, dass der Anspruch der Heimatrechtsnachfolger 
nur so lange dauert, als diese das von ihrem Auetor abgeleitete 
Heimatrecht no8h besitzen. Es erlischt also der Anspruch: 

aj wenn sie ein anderes, nicht von dem Ersitzungs- 
subjecte abgeleitetes Heimatrecht erwerben, sei es, dass dieses 
neue Heimatrecht (gleich dem bisherigen) ^) ein selbständiges 
oder ein von einem anderen Auetor abhängiges ist; 

b) wenn sie zwar ihr altes Heimatrecht beibehalten, letzteres 
aber nunmehr auf einen anderen Rechtsgrund zurückzuführen ist. 
Z. B.: Jemand, der sein Heimatrecht in X von seinem Vater 
ableitet, wird Staatsbeamter in X. Fortan gründet sich sein 
Heimatrecht in X nicht mehr auf das gleichartige Heimatrecht 
seines Vaters, sondern auf §. 10 der Novelle. Oder aber: Eine 
infolge Abstammung nach X heiraatzuständige Frauensperson 



^) Vgl. vorige Note. 
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heiratet einen Mann, der gleichfalls in X heiraatberechtigt ist. 
Sie behält zwar ihre bisherige Heimat, aber sie leitet dieselbe 
nicht mehr von ihrem Vater, sondern von ihrem Gatten ab. 

Dass in derartigen Fällen der Ersitzungsanspruch erlischt, 
entspricht durchaas der Natui* der Sache. Denn wenn das ver- 
storbene Ersitzungssubject von seinem Ersitzungstitel Gebrauch 
gemacht und infolge dessen auch auf das Heimatrecht der von 
ihm familienabhängigen Personen eingewirkt hätte, so wäre doch 
das auf die heimatrechtliche Ersitzung zurückzuführende neue 
Heimatrecht dieser Personen durch die erwähnten Thatsachen 
gleichfalls beeinflusst worden. Wenn sogar das abgeleitete 
Heimatrecht erloschen wäre, so muss umsomehr der abge- 
leitete Heimatrechtstitel erlöschen. 

Selbstverständlich kann ein und dasselbe Ersitzungssubject 
seinen Heimatrechtstitel auf mehrere Personen gleichzeitig über- 
tragen. In einem solchen Falle tritt dann an die Stelle des Er- 
sitzungsanspruches des Auetors eine Mehrheit von Ansprüchen 
auf Seite der Successoren. Es liegt dann eine Concurrenz der 
Heimatrechtsansprüche vor. Diese Concurrenz schafft aber 
keine Schwierigkeiten mehr, da die concurrirenden Personen zu 
einander nicht in dem Verhältnisse des heimatrechtlichen 
Auetors zu der familienabhängigen Person stehen. 

Der Nachfolger im Heimatrechte kann den Ersitzungs- 
anspruch wiederum, und zwar in gleicher Weise, auf seine 
Rechtsnachfolger (mortis causa) übertragen. ^^) Dieser üeber- 
tragung sind jedoch ziemlich enge Grenzen gesteckt, weil §. 4 
der Novelle eine kurze Verjährungsfrist für die Ersitzungs- 
ansprüche statuirt, von welcher wir nunmehr zu sprechen haben. 
Es ist also dafür gesorgt, dass sich nicht etwa Ersitzungs- 
ansprüche von Generation zu Generation ohne jede Beschränkung 
fortpflanzen, wie dies bezüglich des Heimatrechtes der Fall ist. 

Um den Gedanken, der der Verjährung des Ersitzungs- 
anspruches zugrunde liegt, würdigen zu können, müssen wir 
die Novelle mit den Bestimmungen des 1859er Gemeindegesetzes 



^°) Z. B. der Vater stirbt und überträgt dadurch seinen Helmatrechts- 
ansprucb auf eine minderjähiige Tochter. Kurz darauf stirbt die Tochter mit 
Hinterlassung eines unehelichen Kindes. Oder aber: der Vater überträgt seinen 
Heimatrechtsanspruch auf den zwar minderjährigen, aber verheirateten Sohn. 
Letzterer stirbt bald darnach und überträgt den Titel auf Frau und Kinder. 
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und der auf Grund des provisorischen Gremeindegesetzes er- 
lassenen Statute vergleichen. Nach diesen älteren Rechtsquellen 
wurde nämlich die vier-, beziehungsweise zehnjährige Ersitzungs- 
zeit von dem Tage der Bewerbung um das Heimatrecht zuriick- 
gerechnet. Der Ersitzungsaufenthalt musste in der vorgeschrie- 
benen Zeit unmittelbar vor der Bewerbung um das 
Heimatrecht genommen worden sein. ^*) Daraus folgt, dass 
eigentlich der Ersitzungsanspruch mit jedem Tage neu entstand 
und erlosch. Denn an jedem Tage war er ein anderer. Jedes- 
mal kam nämlich eine andere Ersitzungszeit in Betracht. Die 
praktische Tragweite dieses Satzes zeigt sich darin, dass der 
Ersitzungsanspruch nicht nur dann sofort erlosch, wenn das 
Ersitzungssubject den Aufenthalt in der Ersitzungsgemeinde 
aufliess, sondern auch unter Umständen dann, wenn dieser 
Aufenthalt beibehalten wurde. Nach §. 39 des Gremeindegesetzes 
von 1859 war es z. B. ein Erforderniss der Ersitzung, dass 
das Ersitzungssubject während des vierjährigen Zeitraumes der 
Armenversorgung nicht zur Last gefallen war. Da sich nun die 
Berechnung der vierjährigen Ersitzungszeit nach dem Tage 
der Bewerbung richtete, so konnte das Vorhandensein oder 
Nichtvorhandensein des Ersitzungsanspruches davon abhängen, 
an welchem Tage ,das Gesuch um Verleihung des Heimat- 
rechtes überreicht wurde. Fiel nun die Armenversorgung des 
Heimatrechtswerbers gerade in die letzten. Jahre vor der Be- 
werbung, so war der Ersitzungsanspruch hinfällig, mochte die 
betreffende Person auch noch so viele Jahre in der Gemeinde 
ansässig gewesen sein, bevor sie eine Armenversorgung in An- 
spruch zu nehmen genöthigt war. 

Die Novelle hat mit dieser Berechnung des Ersitzungs- 
zeitraumes gebrochen. Die Ersitzungsjahre werden nicht nach 
dem Tage der Geltendmachung des Ersitzungsanspruches be- 
rechnet. Sie müssen dieser Geltendmachung vorausgehen, aber 
nicht unmittelbar vorausgehen. Hiedurch hat der ersessene 
Heimatrechtstitel an praktischer Bedeutung wesentlich gewonnen. 
Er wird weder durch das Aufgeben des Aufenthaltes, noch auch 
dadurch hinfällig, dass irgend eine der für das Ersitzungs- 



*') Das Gleiche galt nach Art. 6 und 7 des bayerischen Heimatgesetzes 
bis zum Jahre 1896. 
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subject oder den Ersitzungsaufenthalt geforderten Qualifica- 
.tionen wegfällt. ^^) Indessen werden die beiden Fälle vom Gre- 
setze nicht gleich behandelt: 

1. So lange sich das Ersitzungssubject in der Ersitzungs- 
gemeinde aufhält, kann der einmal erworbene Ansprach über- 
haupt nicht verjähren. Die in der Ersitzungsgemeinde ver- 
bleibende Person kann bis zu ihrem Tode von dem Heimatrechts- 
titel Gebrauch machen, auch wenn sie z. B,, nachdem sie den 
Titel erlangt hat, der öffentlichen Armenversorgnng anheimge- 
fallen ist, oder wenn der Aufenthalt den Charakter der. Frei- 
^willigkeit eingebüsst hat. Die durch den Aufenthalt in der 
Gemeinde angeknüpften Beziehungen dauern fort, und darum 
soll auch der Ersitzungstitel fortbestehen. 

2. Sobald aber das Ersitzungsubject seinen Aufenthalt in der 
Ersitzungsgemeinde, sei es freiwillig, sei es unfreiwillig, aufgegeben 
hat, kann dieser Anspruch nur noch binnen zwei Jahren nach dem 
Aufhörendes Aufenthaltes in der Gemeindegeltend gemacht werden. 
Von diesem Augenblicke an läuft also eine zweijährige Ver- 
jährungsfrist, Es mag dahingestellt bleiben, ob diese Frist nicht 
zu kurz bemessen ist und ob nicht mit ßücksicht auf die bis- 
herige Heimatgemeinde eine längere Frist hätte statuirt werden 
sollen. ^3) Päss das Gesetz eine Verjährung des Ersitzungsan- 
spruches im Falle des Verlassens des Gemeindegebietes über- 
haupt eintreten lässt, ist aber gewiss zu billigen. Denn es 
wäre doch eigen thümlich , dem Heimatrechte durch Zulassung 
der Ersitzung einen dies ad quem (wenn auch incertisaimus an 
et quando) zu setzen und gleichzeitig den Heimatrechts titel 
als unentziehbar und unverlierbar hinzustellen. ^*) 

") lieber den Standpunkt der bayerischen NoveUevon 1896 vgl. S.59; N, 51. 

*^) Dass übrigens für die Heimatgemeinde selbst eine längere Verjährungs- 
frist läuft, wird später besprochen werden. 

^*J Vgl. auch obea S. 30, N. 41. Es lässt sich übrigens nicht leugnen, 
dass gewisse Bedenken dagegen sprechen, dass der Anspruch nach dem freiwilligen 
Aufgeben des Aufenthaltes in der Ersitzungsgemeinde überhaupt bestehen 
bleibt. Es scheint eigenthümlich zu sein , dass von dem ^eimatrechts titel zu 
eiher Zeit Gebrauch gemacht wird, wo die Geltendmachung desselben das Heimat- 
recht doch nicht in Einklang bringt mit den Aufenthaltsverhältnissen. Das 
Heimatrecht hinkt hier dem Aufenthalte nach. So richtig dies ist, so kommt 
doch andererseits das Interesse der bisherigen Heimatgemeinde in Betracht. Denn 
der Ersitzungsgemeinde steht der Anspruchsberechtigte doch auch jetzt noch 
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Die Verjährungsfrist beginnt, wie gesagt, mit dem Auf- 
hören des Aufenthaltes in der Ersitzungsgemeinde. Das Gesetz 
unterscheidet im Einklänge mit den Bestimmungen über den 
Ersitzungsaufenthalt das freiwillige Aufgeben des Aufenthaltes 
und das unfreiwillige Verlassen des Gemeindegebietes. Was das 
freiwillige Aufgeben des Aufenthaltes betrifft, so muss darau 
erinnert werden, dass nicht jedes freiwillige Verlassen der Ge- 
meinde darunter verstanden werden kann. Die Bestimmung des 
§. 2, al. 3 der Novelle: „Als eine Unterbrechung des Aufent- 
haltes wird eine freiwillige Entfernung nicht angesehen, wenn 
aus den Umständen, unter welchen sie erfolgt, die Absicht er- 
hellt, den Aufenthalt beizubehalten" dürfen wir nicht blos auf 
den Ersitzungsaufenthalt beziehen, von welchem §. 2 handelt, 
sondern auch auf den der Ersitzung nachfolgenden Aufenthalt 
des §. 4. Dies ergibt sich deutlich aus der Fassung des §. 4, 
welcher nur von dem unfreiwilligen und nicht auch von 
dem freiwilligen „Verlassen des Gemeindegebietes" spricht. Das 
freiwillige Verlassen des Gemeindegebietes ist eben heimatrecht- 
lich ohne Belang, sofern es nicht mit einem Aufgeben des 
Aufenthaltes in der verlassenen Gemeinde verbunden ist. Die 
freiwillige Entfernung wird also nur dann den Beginn der 
Verjährungsfrist herbeiführen, wenn sie auch geeignet gewesen 
wäre, die Ersitzungsfrist zu unterbrechen. 

Erfolgt dagegen die Entfernung aus der Gemeinde un- 
freiwillig, so beginnt die Verjährungsfrist zu laufen ohne 
Rücksicht auf den Grund und die äusseren Umstände dieser 
Entfernung. Insbesondere ist in dieser Beziehung auch die Ent- 
fernung zum Zwecke der Erfüllung der gesetzlichen Wehrpflicht 
nicht begünstigt, was umso eigenthümlicher ist, als die Militär- 
personen infolge der Bestimmung des §. 14 H. G. während der 
Militärdienstzeit den ersessenen Heimatrechtstitel nicht geltend 
machen können. ^0) Auch abgesehen von diesem Falle hätte es 



immer näher, als der arsprünglichen Heimatgemeinde (vorausgesetzt, dass er nicht 
gerade in die letztere zurückgekehrt ist). Die zweijährige Frist ist übrigens dem 
deutschen Unlerstützungswohnsitzgesetze entnommen, wo sie allerdings eine andere 
Bedeutung hat. Denn dort führt der Fristablauf den Verlust des bereits erwor- 
benen Unterstützungswohnsitzes herbei, während bei uns die Durchsetzbarkeit 
des Anspruches verjährt. 

^*) Siehe oben S. 56. 
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sich übrigens empfohlen, gewissen unfreiwilligen Entfernungen 
von untergeordnetem und vorübergehendem Charakter heimat- 
reehtliche Bedeutung abzusprechen ^^) , zumal die Verjährungs- 
frist, weim sie einmal zu laufen begonnen hat, durch die Rück- 
kehr des Ersitzungssubjectes in die Ersitzungsgemeinde nicht 
gehemmt oder unterbrochen wird. 

Zu den Fällen des Verlassens des Gemeindegebietes zählen 
wir auch den Tod des Ersitzungssubjectes. Es entspricht gewiss 
nicht dem herrschenden Sprachgebrauche, im Falle des Ab- 
sterbens ein Verlassen des Gemeindegebietes anzunehmen, 
und es entspricht dies auch nicht immer den Thatsachen, weil 
ja der Todte innerhalb des Gemeindegebietes beerdigt werden 
kann. Und doch glauben wir, dass sich diese Auffassung aus 
§. 4 der Novelle von selbst ergibt. Vom Standpunkte der Novelle 
ist nämlich nur zweierlei möglich: Entweder wird der Todte als 
sich noch im Gemeindegebiete aufhaltend angesehen oder nicht. 
Von einem „Aufenthalte" spricht man aber im Rechtssinne doch 
nur in Bezug auf Lebende. Nur diese rechnet man zur Bevölke- 
rung, nur sie werden bei der Volkszählung gezählt. Hält sich 
aber der Todte in der Gemeinde nicht mehr auf, und hat er 
sich bis zu seinem Tode daselbst aufgehalten, so kann der Auf- 
enthalt nur mit dem Tode aufgehört haben, und der Tod kommt 
daher dem Verlassen , u. zw. in der Regel dem unfreiwilligen 
Verlassen des Gemeindegebietes gleich.") Ist dies richtig, so 
beginnt die Verjährungsfrist spätestens mit dem Tode des 
Ersitzungssubjectes, so dass den Nachfolgern im Heimatrechte 
unter keinen Umständen mehr als zwei Jahre zur Geltend- 
machung des auf sie übergegangenen Ersitzungsanspruches zu 
Gebote stehen. Hieraus folgt, dass es weder bei der Erwerbung, 
noch bei der. Verjährung des Ersitzungsanspruches auf 
den Aufenthalt oder die Abwesenheit der Nachfolger im 
Heimat rechte irgendwie ankommen kann. Wenn auch die 
Nachfolger im Heimatrechte in der Ersitzungsgemeinde, in 
welcher ihr Auetor gelebt hat und gestorben ist, verbleiben, 
so kann dies die Verjährung nicht aufhalten. Es ergibt sich 
dies schon aus dem Wortlaute des §.4. Dort wird nur der 

16). Vgl. S. 120, N. 60. 

*') Uebrigens ist das freiwillige Aufgeben des Aufenthaltes dem unfrei- 
willigen Verlassen des Gemeindegebietes im §. 4 gleichgestellt. 
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Fall erwähnt, dass das Ersitzungasubject den Aufent- 
Jhalt in der Ersitzungsgemeinde aufgibt. Wenn dies geschieht, 
so kann der Ersitzungsanspruch von dem Berechtigten selbst 
oder seinem Nachfolger im Heimatrechte nur 
binnen zwei Jahren geltend gemacht werden. Die Voraus- 
setzungen für den Beginn der Anspruchsverjährung richten 
sich also zufolge §. 4 immer nach, dem Verhalten des Er- 
sitzungssubjectes und niemals nach jenem des Heimat- 
rechtsnachfolgers. Läuft aber die Verjährung, so läuft sie 
in gleicher Weise gegen das Ersitzungssubject und gegen 
dessen Rechtsnachfolger. Das Gesetz gfeht hiebei von der 
richtigen Erwägung aus, dass die .Nachfolgen im Heimatrechte 
ihren Anspruch vom Ersitzungssubjecte ableiten, und dass 
sich daher Inhalt und Dauer ihres Anspruches lediglich nach 
den Beziehungen des Ersitzungssubjectes zur Ersitzungsgemeinde 
bestimmen kann. So wenig ihre Anwesenheit zur Erwerbung 
des Anspruches nöthig war, so wenig hängt der Verlust des- 
selben von ihrer Abwesenheit ab. Sie können ja den vom Auetor 
überkommenen Ersitzungsanspruch geltend machen, auch wenn 
sie sich niemals in der Gemeinde aufgehalten haben. Würde 
nun der Ersitzungsanspruch erst zu verjähren beginnen, wenn 
sie sich aus der Gemeinde freiwillig oder unfreiwillig entfernen, 
so würde eine Verjährung — da doch nur Anwesende sich 
entfernen können — möglicherweise niemals eintreten, und sie 
hätten dann einen viel stärkeren Anspruch als ihr Auetor, was 
vollständig ausgeschlossen ist. 

Die zweijährige Frist ist derart zu berechnen, dass der 
Tag, an welchem der Aufenthalt in der Gemeinde aufgegeben 
oder das Gemeindegebiet unfreiwillig verlassen wurde, in das 
Biennium noch n i c h t einzurechnen ist, da sich das Ersitzungs- 
subject an diesem Tage noch in der Gemeinde aufgehalten hat.*®) 
Hervorzuheben ist, dass die Verjährungsfrist unter allen Um- 
ständen ein tempus continuum ist. Sie wird insbesondere dadurch 
nicht unterbrochen, dass darf Ersitzungssubject in die Ersitzungs- 
gemeinde zurückkehrt. Die Rückkehr kann bei Vorhandensein 
der nöthigeu Qualificationen zur Folge haben, dass eine neue 



^*) Vergl. §. 4 \ „binnen zwei Jahren .... nach dem Aufhören des Auf- 
enthaltes." 
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Ersitzungsfrist zu laufen beginnt ^0), allein den Ablauf der bereits 
begonnenen Verjährungsfrist vermag sie nicht aufzuhalten. Aber 
auch der Umstand ist für die Berechnung der Verjährungs- 
frist belanglos, dass der Anspruchsberechtigte aus irgend einem 
Grunde ausser Stande war, von seinem Ansprüche Gebrauch zu 
machen.2o) Eine analoge Anwendung der §§. 1494 und 1496 
a. b. G. B. ist nach unserer Anschauung hier ausgeschlossen. 
Ganz abgesehen davon, dass die Novelle für eine solche Ana- 
logie keinen Raum lässt, ist zu berücksichtigen, dass die Ver- 
jährung des Ersitzungsanspruches auf anderen Rechtsgedanken 
beruht, als die Klageverjährung des bürgerlichen Rechtes. Die 
letztere tritt ein, weil der Berechtigte von seinem Ansprüche 
keinen Gebrauch gemacht hat. Infolge dessen „ist es nicht mehr 
die Aufgabe der Gesammtheit, ihm die Garantie der Ausübung 
für alle Dauer sicherzustellen. Mit den Jahren verdorrt der 
unbenutzte Rechtsanspruch: er verjährt."*') Darum ist es 
begreiflich, dass jene Zeit für die Verjährung ausser Betracht 
bleibt, in welcher der Berechtigte seinen Anspruch auszunützen 
nicht in der Lage war, sei es, dass seiner actio die Nativität 
mangelte, sei es, dass ihm andere Hindernisse im Wege standen. 
Die Verjährung des heimatrechtlichen Ersitzungsanspruches be- 
ruht hingegen auf der Erwägung, dass die Beziehungen des 
Ersitzungssubjectes zur Ersitzungsgemeinde durch die Entfernung 
aus dem Gebiete der letzteren eine derartige Lockerung erfahren 
haben, dass es sieh empfiehlt, der Geltendmachung des Heimat- 
rechtstitels ein bestimmtes Ziel zu setzen. Auf die persönlichen 
Verhältnisse des Ersitzungssubjectes während der Verjährungs- 
zeit kann es dabei nicht ankommen, noch weniger auf die per- 
sönlichen Verhältnisse seiner Heimatrechtsnachfolger. Auch ist 
zu berücksichtigen, dass gleichzeitig mit der Verjährung des 
Ersitzungsanspruches auch die Verjährung des der bisherigen 
Heimatgemeinde aus der Ersitzung erwachsenen Anspruches zu 
laufen beginnt, und dass auch deshalb, ungeachtet der ver- 
schiedenen Dauer der Verjährungsfristen, auf die persönlichen 



**) Der Besitz des noch nicht verjährten Heimatrechtstitels schliesst den 
neuerlichen Lanf der Ersitzungsfrist nicht aus. 

^^) Hiebei wäre an die heimatrechtlichen Beschränkungen der Militär- und 
Amtspersonen, ferner der Ehefrauen zu denken. 

^^) Endemanri, a. a. 0. 1, S. 385. 
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Verhältnisse des Ersitznngssnbjectes nnd seiner Rechtsnaclifolger 
nicht Bedacht genommen werden kann. 

Da die Verjährungsfrist an demselben Tage sowohl gegen 
das Ersitznngssnbject als gegen dessen Heimatrechtsnachfolger 
zu laufen beginnt, und da sie stets ein tempus continuum um- 
fasst, so endet sie, auch wenn mehrere Heimatrechtsnachfolger 
vorhanden sind, rücksichtlich aller Anspruchsberechtigten mit 
demselben Tage. Beginnt sie bei Lebzeiten des Ersitzungssub- 
jectes und stirbt dieses während der zweijährigen Frist, so läuft 
die Frist weiter, so dass den Nachfolgern blos der Rest der 
Verjährungszeit zustatten kommt. Hat das Ersitzungssubject 
keine Heimatrechtsnachfolger, so erlischt der Heimatrechtstitel 
sofort mit dem Tode des ersteren, einerlei, ob die Verjährung 
bereits zu laufen begonnen hat oder nicht. Eine Ausnahme tritt 
nur ein, wenn dem Ersitzerein Postumus geboren wird. Aber auch 
in einem solchen Falle kann der Ersitzungsanspruch zu Gunsten 
des Nachgeborenen nur dann geltend gemacht werden, wenn er 
nicht inzwischen (in der Zeit vom Tode des Vaters bis zur 
Geburt des Kindes) verjährt ist^ und auch dann nur innerhalb 
der (durch das Nichtvorhandensein einer anspruchsberechtigten 
Person nicht gehemmten) Verjährungszeit. Mag man auch hierin 
eine Härte erblicken: keinesfalls kann man — lege non dtstin- 
guente — zu Gunsten des nachgeborenen Kindes die Verjährungs- 
frist als tempus utile berechnen. Eine andere (später zu er- 
örternde) Frage ist es aber, ob nicht der Curator des noch 
ungeborenen Kindes zur Wahrung der Frist die Aufnahme des 
letzteren in den Heimatverband der Ersitzungsgemeinde nach- 
zusuchen berechtigt ist. 

§. 4 handelt nur von den Ersitzungsansprüchen der öster- 
reichischen Staatsbürger. §. 5 bestimmt, dass Ausländer und 
Personen, deren Staatsbürgerschaft nicht nachweisbar ist, unter 
den gleichen Bedingungen, wie österreichische Staatsbürger den 
Heimatrechtstitel, den Anspruch auf Zusicherung der Aufnahme 
in den Heimat verband einer österreichischen Gemeinde erlangen. 
Dass sie diesen Anspruch aber auch unter den gleichen Bedin- 
gungen verlieren, ist im §.5 nicht gesagt, und es könnte 
mithin bezweifelt werden, ob der Zusicherungsanspruch 
einer Verjährung unterliegt. Ein solcher Zweifel ist jedoch nach 
unserem Dafürhalten unstichhältig. Wenn auch §. 5 infolge eines 
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ßedactionsversehens blos den §. 2 und nicht auch den §. 4 der 
Novelle bezieht, so lässt sich doch gewiss nicht behaupten, dass das 
Gesetz gerade die Ausländer in dieser Hinsicht privilegireu 
wollte. Wenn irgendwo, so ist hier ein argumentum a majori 
ad minvs am Platze. Wenn sogar ein Heimatrechtsanspruch 
durch Verjährung verloren geht, so ist dies umso mehr der Fall 
rücksichtlich eines Anspruches auf Zusicherung des Heimat- 
rechtes. Indem §.5 sagt, dass die Ausländer den Ersitzungsan- 
spruch unter den gleichen Bedingungen erlangen wie die 
Inländer, ist damit schon, wenn auch nicht expUdtey gesagt, dass 
sie gleich den Inländern einen binnen zwei Jahren verjähr- 
baren Anspruch erlangen. Ob das Ersitzungssubject öster- 
reichischer Staatsbürger ist oder nicht, ist nur von Belang für 
den Inhalt des Anspruches, aber nicht für die Entstehung 
und den Untergang desselben. 

Daher ist es auch nur für den Inhalt des Anspruches 
von Bedeutung, ob das Ersitzungssubject, sei es während der 
Ersitzungszeit, sei es nach derselben, und in letzterem Falle 
wiederum vor Beginn oder während der Verjährungszeit, die 
österreichische Staatsbürgerschaft erlangt ^a) oder verliert. Der 
Fristenlauf wird dadurch in keiner Weise berührt. Hat das Er- 
sitzungssubject zu einer Zeit, wo es noch den Ersitzungstitel 
geltend machen konnte, die österreichische Staatsbürgerschaft 
verloren, und wird es in der Folge vom österreichischen Staate 
wieder übernommen . so tritt es nach §. 16 des Heimatgesetzes 
in das Heimatrecht zurück, welches es vor dem Verluste der 
österreichischen Staatsbürgerschaft hatte. Den Heimatrechts- 
titel kann es jedoch nur in dem Falle geltend machen, wenn 
die Verjährungsfrist, deren Lauf durch den Verlust der Staats- 
bürgerschaft nicht gehemmt wurde, noch nicht abgelaufen ist. 
§.16 soll nur dem Principe des §. 2 zum Durchbruche verhelfen, 
dass jeder Staatsbürger in einer Gemeinde heimatberechtigt sein 
soll. Eine Perpetuirung der Heimatrechtstitel über die Verjäh- 
rungsfrist hinaus hat er nicht zur Folge. 

Tritt der Verlust der österreichischen Staatsbürgerschaft 
nicht auf Seite des Ersitzungssubjectes, sondern auf Seite eines 
Nachfolgers im Heimatrechte ein, so wird letzterer auch des 



^2) Vgl. oben S. 41. 
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Ersitzungsanspruches verlustig. Denn da mit der Staatsbürger- 
schaft auch sein Heimatrecht erlischt (§. 15 H. Gr.), so gehört 
er nicht mehr za jenen Personen, die „ihr Heimatrecht von jenem 
des Anspruchsberechtigten ableiten". Er verliert den Ersitzungs- 
titel nicht deshalb, weil er die Staatsbürgerschaft verliert, 
sondern deshalb, weil er aufhört „Nachfolger im Heimatrechte*^ 
des Ersitzungssubjectes zu sein. Schwieriger ist aber die Frage 
zu beantworten, ob sein Heimatrechtstitel wieder auflebt, wenn 
er (innerhalb der Verjährungsfrist) nach §. 16 H. Gr. rücküber- 
nommen wird. Die Beantwortung dieser Frage wird von der 
Interpretation des §. 16 abhängen. Die rückübemommene Person 
tritt nämlich nach §. 16 in das Heimat recht zurück, welches 
sie vor dem Verluste der Staatsbürgerschaft hatte. Ob aber 
dieses wieder erlangte Heimatrecht denselben Charakter aufweist, 
wie früher, ob es, wenn es früher von einem Anderen abgeleitet 
war, auch nunmehr ein abgeleitetes ist, ob die heimatrechtliche 
Abhängigkeit, wie sie im Zeitpunkte des Staatsbürgerschafts- 
verlustes bestand, wieder hergestellt wird, darüber sagt das 
Gesetz nichts. Vergleicht man den Wortlaut des §.16 mit jenem 
des §. 11, al. 3 H. G. _, wonach eine Frauensperson, die in einer 
für ungiltig erklärten Ehe gestanden war, in jene Heimat- 
verhältnisse zurücktritt, in welchen sie sich bis zum Ein- 
gehen der Ehe befunden hat, so könnte man versucht sein, aus 
der Verschiedenheit der Textirung zu folgern, dass die gedachte 
Frauensperson in ihre alten Heimat verhält nisse zurücktritt, 
dass somit ihr heimatrechtlicher Status vollständig wieder 
auflebt, während der rückübernommene Staatsbürger blos sein altes 
Heimat recht wieder erlangt ohne die rechtlichen Qualifica- 
tionen desselben. Eine solche Argumentation dürfte jedoch dem 
Geiste des Gesetzes keineswegs entsprechen. Der Sinn des §16 
ist doch der, dass der Rückübernommene nicht ein neues (mit 
dem früheren übereinstimmendes) Heimatrecht erwirbt, sondern 
dass er sein altes Heimatrecht zurückerhält, dass er also in 
heimatrechtlicher Beziehung so zu behandeln ist , wie vor dem 
Verluste der Staatsbürgerschaft. §. 5 H. G., welcher die Begrün- 
dungsarten des Heimatrechtes aufzählt, nennt die Erlangung 
des Heimatrechtes durch Rückübernahme in die österreichische 
Staatsbürgerschaft nicht als einen besonderen Erwerbsgrund. 
Das Heimatrecht des Rückübernommenen muss also unter einen 
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der im §. 5 genannten Fälle eingereiht werden. Es ist entweder 
durch Geburt oder durch Verehelichung oder durch Auf- 
nahme in den Heimatverband oder durch Erlangung eines ölSfent- 
lichen Amtes erworben worden, ^sj Für unsere Frage folgt 
hieraus, dass der rückübernommene Nachfolger im Heimatrechte 
sein wiedererlangtes Heimatrecht, so wie früher, von seinem 
Auetor ableitet, und dass er daher auch durch die Rücküber- 
nahme den Ersitzungsanspruch wiedererlangt, vorausgesetzt, 
dass derselbe nicht inzwischen verjährt ist.3*) 

Der Ersitzungsanspruch erlischt auch vor Beginn oder Ab- 
lauf der Verjährungsfrist, wenn der Anspruchsberechtigte, sei 
dies nun das Ersitzungssubject selbst oder einer seiner Heimat- 
rechtsnachfolger, aus irgend einem Rechtsgrunde das Heimat- 
recht in der Ersitzungsgemeinde erlangt, z. B. wenn sich die 
zur Geltendmachung des Ersitzungsanspruches berechtigte 
Frauensperson mit einem in der Ersitzungsgemeinde beheimateten 
Manne verehelicht, oder wenn der Anspruchsberechtigte in der 
Ersitzungsgemeinde ein unter §. 10 der Novelle fallendes Amt 
erhält. *ö) Das so erworbene Heimatrecht kann wohl nach§. 17 fl. G. 
durch Erwerbung des Heimatrecbtes in einer anderen Gemeinde 

^') Zu denselben Conseqnenzen würde man gelangen, wenn man sich der 
unseres Erachtens unrichtigen Ansicht anschliesst, dass in den Fällen des §. 16 H. G. 
die Staatsbürgerschaft in der Zwischenzeit überhaupt nicht verloren gegangen 
ist. (SoPraÄäk, E. p. u., I, & 115; III, S. 39f.; ßurckhard, Syst. d. öst.Pr.R., 
11, S. 56.) Diese Ansicht scheint die Entscheidung Budwinski, 10.282, beein- 
flusst zu haben. 

^*) Ist das Ersitzungssubject erst in der Zwischenzeit gestorben, dann erwirbt 
der Nachfolger im Heimatrechte erst durch die Rücknbemahme den Ersitzungstitel. 
Die Sachlage ist älmlich zu beurtbeilen, wie im Falle der Geburt eines Postumus. 
— Im Texte ist der (nur ausnalunsweise mögliche) Fall nicht behandelt, dass das Er- 
sitzungssubject nach Erlangung des Heimatrechtstitels die österr. Staatsbürgerschaft 
verliert, während die von ihm heimatrechtlich abhängigen Descendenten Inländer 
bleiben. (Vgl. §. 46, al. 2 des Gem. Ges. v. 1859.) Wir sind der Ansicht , dass in 
einem solchen FalLe der ersessene Ansprach auf die Descendenten nicht übergeht. 
Der Descendent wird hier mlKm deshalb nicht Nachfolger Im Ersitzungsan- 
spruche, weil der Ansprach, des Ascendenten nicht völlig erlischt, sondern sich 
in einen Zusicherungsansprucb verwandelt. Eine Concurrenz des Zusichierungs- 
anspruches auf Seite des Vaters mit dem Heinmü'echtstitel auf Seite der nicht 
eigenbereehtigten Kinder halten wir für durchaus ausgeschlossen. 

''^) Selbstverständlich gehört hieher auch die ausdrückliche Aufnahme in 
den Heimatverband, mag dies^be in Anerkennung des erworbenen Heimatrechts- 
titels erfolgen oder nicht 

Spiegel, Heim. Ers. \() 



146 

verlorea gehen; allein hiedurch lebt der Ersitzungsanspruch 
(auch wenn die Vorausset:^ungen der Verjährung nicht vorliegen) 
nicht wieder auf. Denn mehr hätte der Anspruchsberechtigte 
auch auf Grund der Ersitzung nicht erlangen können, als das 
Heimatrecht in der Ersitzungsgemeinde, und auch das so er- 
langte Heimatrecht wäre* in gleicher Weise der Veränderung 
ausgesetzt gewesen, wie das auf ein^n anderen Titel beruhende 
Heimatrecht* So wenig der Ersitzungsanspruch erneuert werden 
kann, wenn er bereits einmal anerkannt worden ist und zur Er- 
werbung des- Heimatrechtes geführt hat, so wenig kann er gel- 
tend gemacht werden, wenn der Anspruchsberechtigte das Heimat- 
recht in der Ersitzungsgemeinde, nachdem er bereits den Er- 
sitzungsanspruch erworben hafte, auf Grund eines anderen Titels 
erlangt, aber wieder verloren hat. 

Erwirbt das Ersitzungssubject das Heimatrecht in einer 
anderen als der Ersitzungsgemeinde, so hat dies auf den Er- 
sitzungsanspruch in der Regel keinen Einfluss.^^) Insbesondere 
geht letzterer auch dadurch nicht verloren, dass sich das Er- 
sitzungssubject, ungeachtet es die Aufnahme in den Heimat- 
verband der Ersitzungsgemeinde f or de r n kann, um das Heimat- 
recht in einer anderen Gemeinde bewirbt, welche nicht verpflichtest 
ist, seinem Begehren stattzugeben. Ein Verzicht auf den Heimat- 
rechtstitel ist in einer solchen Bewerbung nicht zu erblicken. 
Denn diese letztere schliesst nicht aus , dass der Bewerber 
seinen Ersit;^ungstitel in einem späteren Zeitpunkte geltend 
macht. Uebrigens enthält das Gesetz keine Bestimmung darüber, 
ob selbst ein ausdrücklicher Verzicht auf den Heimatrechts- 
titel von Bedeutung ist. Die Verzichtleistung auf das einmal 
erworbene Heimatrecht ist nach §. 17 H. G. ohne Wirkung.^*?) 
Liegt nun auch der Fall bei dem Ersitzungsanspruche nicht 



*®) Ausnahmen ergeben sich dann, wenn das neu erworbene Heimatrecht 
ein HiiAderniss für. die' Geltendmachung des Ersilzungsanspruches bildet. 
(Vgl. Ni 20.) - •■ '- 

^') §. 17 spricht dies allerdings nicht geradezu aus. Es heisst dort: „Die 
Vefzichtleistung auf das Heimatre^t ist ohne Wirkuüg , so lange nicht der 
Verzichtleistende anderwärts ein Heimatriecht erworben hat." Allein wenn der 
Verzichtleistende dn anderweitiges Heimatrecht erworben hat, so erlischt, sein 
bisheriges Heimatrecht eben deshalb" ipso iure nach §. 17, al. 1 und nicht infolge 
der Verzichtleistung. (Vgl. P r a 4 ä k, a. a. 0. 1, S. 114 f., ferner §. ÖOOem. Oes. v. 1859.) 
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ganz gleich wie bei dem Heimatrechte^s), so kommt doch in 
Betracht, dass die heiraatrechtliche Ersitzung aus ö f f e n 1 1 i c h e n 
Rücksichten eingeführt wurde, und dass deshalb einseitigen Er- 
klärungen, ja selbst Vereinbarungen der Interessenten auf diesem 
Gebiete nur dann rechtliche Bedeutung zuzusprechen ist, wenn 
sie ihnen durch das Gesetz ausdrücklich eingeräumt ist.^») 

Eine Veränderung der Heimat des Heimatrechtsnach- 
folgers, welche nicht auf die gleiche Veränderung des Heimat- 
rechtes des Auetors zurückzuführen ist, hat, wie schon früher 
bemerkt, stets das Erlöschen des Heimatrechtstitels rücksicht- 
lich der betreffenden Person zur Folge, u. zw. aus dem Grunde, 
weil der Anspruchsberechtigte hiedurch die Eigenschaft eines 
Nachfolgers im Heimatrechte des Ersitzungssubjectes verliert. 

Die Erwerbung eines neuen Heimatrechtstitels ist zwar an 
sich kein Erlöschungsgrund des Ersitzungsanspruches. Allein 
mit Rücksicht auf die zweijährige Verjährungsfrist ist es nicht 
möglich, dass ein neuer Heimatrechtstitel in einer anderen Ge- 
meinde erworben wird, ehe der alte verjährt ist. 

In welcher Weise der Heimatrechtstitel durch Gebietsver- 
änderungen der Ersitzungsgemeinde modificirt wird, haben wir 
schon an früherer Stelle untersucht. Ergänzend ist hier noch zu 
bemerken, dass der Heimatrechtstitel in solchen Fällen auch er- 
löschen kann, nämlict wenn die Ersitzungsgemeinde ganz oder 
theilweise mit der bisherigen Heimatgemeinde vereinigt wird. 
Femer erlischt der Heimatrechtstitel (wenigstens soweit er sich 
auf das österreichische Recht gründet), wenn die Ersitzungs- 
gemeinde infolge einer Aenderung des Staatsgebietes aufhört^ 
eine österreichische Gemeinde zu sein. Ob in einem solchen Falle 
der A^f^chAerechtigt, öst»«ichUcb.r S«a.t,bürger VM 
oder nichts ist für diese Frage gleichgiltig. 

^^) Bei letzterem handelt es sich darum, den' Eintritt der Heimatlosigkeit 
zu verhüten. Vgl. auch S. 22. . 

") Mit Recht hat der bayer. V. G. H. (XI, 74, üschold', a.. a. 0. S. 9) 
ausgesprochen, dass die Gemeinde aus dem vom Anspruchsberechtigten erklärten 
Verzichte auf den Heimatrechtsanspruch keinen Versagungsgrund ableiten kann. 
(Vgl. Jellinek, Syst. d. subj. off. R., S. 324 ff.) 
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VI. Der EntledigungstiteL 

Das hervorragende Interesse , welches die bisherige Heimat* 
gemeinde des Ersitznngssiibjectes daran hat , dass die Ersitzung 
des Heimatrechtstitels seitens eines ihrer Angehörigen auch zu 
einer Veränderung des Heimatrechtes ffihrt , hat die Regierung dazu 
bestimmt , in dem von ihr verfassten Entwürfe der Heimatrechts- 
novelle dieser Gemeinde das Recht einzuräumen , die Aufnahme 
des Anspruchsberechtigten in den Heimatverband der Ersitzungs- 
gemeinde selbst zu fordern. Das Abgeordnetenhaus ist noch 
weiter gegangen und hat das gleiche Recht auch jener Gemeinde 
zugestanden, welcher der Heimatlose auf Grund der Bestim- 
mungen des dritten Abschnittes des Heimatgesetzes 'zugewiesen 
worden ist. Nachdem §. 3 der Novelle in diesem Sinne vervoll- 
ständigt worden ist, so ergeben sich als Wirkungen der Er- 
sitzung der Anspruch des Ersitzungssubjectes und seiner Nach- 
folger einerseits und der Anspruch der Heimat-, beziehungsweise 
Zuweisungsgemeinde andererseits. § 3 spricht allerdings nicht 
von verschiedenen Ansprüchen, sondern nur von verschiedenen 
Subjecten, die zur Geltendmachung eines und desselben An- 
spruches berufen sind. ^) Allein nicht einmal bezüglich der 
Heimatrechtsnachfolger wäre eine solche Auffassung zutreffend. 
Der Nachfolger macht, wie früher ausgeführt, nicht den 
Anspruch des Auetors, sondern seinen eigenen geltend. 
Er verlangt nicht, dass der Auetor, sondern dass er selbst in 



■^ 



^) Ebenso die bayerische Novelle von 1896 im Art. 7a: „Der in Art. 6 ' 

und 7 bezeichnete Anspruch kann auch von der bisherigen Heimatgemeinde des 
Berechtigten und in Beziehung auf Personen , welche eine vorläufige Heimat be- 
sitzen, vom k. Fiscus erhoben werden." 
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den Heimatverband aufgenommen werde. Aber immerbin sind 
die Ansprfiebe des Auetors und des Sueoessors wesensgleich. 
Beide Ansprüche sind auf Veränderung der Heimat des An- 
spruchsberechtigten gerichtet Der eine Anspruch löst zeitlich 
den anderen ab. Anders aber liegt die Sache bei dem Ansprüche 
der Gemeinde. Diese strebt die Veränderung des heimatrecht- 
lichen Status eines anderen an, und zwar nicht etwa im 
Interesse desrjenigen , um dessen Status es sich handelt j sondern 
im eigenen Interesse. Ihr ist es im Grunde genommen nicht 
darum zu thun , dass der Ersitzer auf Grund des ersessenen 
Titels ein Heimatrecht erwirbt, sondern darum , dass er sein 
bisheriges Heimatrecht verliert, und nur weil dieser Verlust 
nach §.17 H. G. die Erwerbung eines neuen Heimatrechtes 
voraussetzt, ist die Gemeinde gezwungen, formell um seine 
Aufnahme in den Heimatverband der Ersitzungsgemeinde anzu- 
suchen, während es ihr doch vollständig gleichgiltig ist, ober 
in dieser letzteren oder in einer anderen Gemeinde heimat- 
berechtigt wird, wofern er nur aus ihrem Heimatverbande 
ausscheidet. Dieser fundamentale Unterschied zwischen dem An- 
sprüche des Ersitzungssubjectes, beziehungsweise seiner Nach- 
folger und jenem der bisherigen Heimatgemeinde hat in dem 
Ausschussberichte des Abgeordnetenhauses (S. 13) in folgender 
Weise Ausdruck gefunden : „Es steht somit nicht nur dem 
Heimatrechtwerber das Recht der Acquisitiversitzung , sondern 
auch der Heimatgemeinde desselben dasRechtderExtinctiv- 
ver jährung zu. Es lässt sich nicht leugnen, dass auch die 
Heimatgemeinden ein rechtliches Interesse daran haben, dass 
ihre Angehörigen, welche die Heimatgemeinde verlassen und 
anderweitig sich niedergelassen haben, aus dem Heimat- 
verbande ausgeschieden werden, sobald sie in der 
neuen Aufenthaltsgemeinde das Heimatrecht 2) erworben haben. 
Dieses Recht, solche Heimatberechtigte aus der alten Heimat- 
gemeinde auszuscheiden, kann aber nur auf Grund der 
Extinctivver jährung platzgreifen. " Während der Heimat- 
rechtstitel des Ersitzungssubjectes und seiner Nachfolger ein 
Ersitzungsanspruch ist, soll also der Anspruch der Heimat- 
gemeinde ein „Recht der Extinctivverjährung" sein. Wir haben 



*) Soll wohl heissen : „Den Heimatrechtstitel." 
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seinerzeit hervorgehoben, dass von der heimatrechtlichen Er- 
aitzuiig nur insofern die Rede sein kann, als nicht das Heimat^ 
recht selbst, sondern der Heimatrechtstitel ersessen wird. Der 
Gesichtspunkt der „Extinctivverjährung" aber kann in keiner 
Hinsicht festgehalten werden. Verjährung bedeutet immer Rechts- 
verlust infolge Zeitablaufes- Durch die heimatrechtliche Er- 
sitzung tritt aber kein Rechts verlust ein. Sowie das Ersitzung»^ 
subject, erhält auch die Heimatgemeinde . lediglich einen Ari- 
Siprnch, erfährt somit einen Rechtszuwach«. Der Rechts^- 
Verlust kann erst auf Umwegen herbeigeführt werden dureh 
G e 1 1 e n dm a c h u.n g des (auch von der Gemeinde er s e s s e n e^n) 
Anspruches. Und auch dann kann man nicht einmal von einem 
Rechts Verluste , sondern nur von einer »Vera n d e r u n g des 
heimatrechtlichen Status sprechen,. welche einer capitis deminutw 
in keiner Weise . gleichkomnit. Der Verlust des bisherigen 
Heimatrechies ist nuy eine N. e b e n w i r k nJ n g der Aufnahme in 
den Heimatverband der Eraitzungsgemeinde. Diese Nebenwirkung 
tritt sowohLdann ein, wenn die Gemeinde, wie wenn das Er- 
sitüungssubject selbst die Aufnähme erwirkt hat, Sie kann also 
nicht^ als Folge der V fe r j ä h r u n g hingestellt werden. Wie 
wenig der Anspruch der Gemeinde als ein „Recht der Extinctiv- 
verjährung^^ äüfgefasst werden kann, erhellt übrigens auch 
dai^au^, däss dieser Anspruch selbst der Verjährung unterliegt. 
Wird er .innerhalb der Verjährungsfrist nicht geltend gemacht, 
so tritt wieder der frühere Rechtszustand ein: die Gemeinde 
kann den Angehörigen, beziehungsweise Heimatlosen dann nicht 
mehr abstossen.. Würde mit der Ersitzung des Heimatrechts- 
titels -eine Verjährung des bisherigen Heimatrechtes parallel 
laufen, so wäre es nicht zu begreifen, dass der Erfolg dieser 
Verjährung wiederum verjähren kann. Was ßinmal verjährt ist, 
kann nicht durch Zeitablauf wiederum aufleben, um dann viel- 
leicht nie wieder zu verjähren. Wenn der Anspruch der Ge- 
meinde als „Rßcht der Extinctivverjährung** hingestellt wird, 
so soll damit \ nichts Anderes gesagt sein, als dass es der Ge- 
meinde nach eingetretener Ersitzung möglich ist, sich eines An- 
gehörigen, beziehungsweise eines ihr zugewiesenen Heimatlosen, 
zu entledigen. Dieser einfache Thatbestand wird aber ver- 
dunkelt, wenn man hier von einer Verjähruug spricht. Im 
Gegensatze zu dem „Heimatrechtstitel" des Ersitzungssubjectes 



und seiner Nachfolger wollen wir den Anspruch der Gemeinde 
als „Entledigungstitel" bezeichnen, wenngleich auch diese Be- 
zeichnung nicht ganz präcis ist. 

Der Entledigungstitel steht in erster Linie der Heimat- 
gemeinde zu; Die ' Heimatgemeinde des Ersitzungssubjectes 
ist zugleich jene des Heimatrechtsnachfolgers. Denn erwirbt 
letzterer eine andere Heimat, so hat er, wie schon früher er- 
wähnt , überhaupt aufgehört , Heimatrechtsnachfolger zu sein. 
Dem Heimatrechtstitel entspricht ein Entledigungstitel der Heima,t- 
gemeinde nur dann , wenn der Anspruchsberechtigte bereits eine 
Heimat hat, wenn er also österreichischer Staatsbürger ist. Bei 
Ersitzungssubjecten y welche nicht österreichische Staatsbärger 
sind, beschränkt sich die Wirkung der Ersitzung darauf, dass 
sie den Anspruch auf Zusicherung der Aufnahme in den Heimat- 
verband erlangen. Sie können diesen Anspruch weder auf irgend 
welche Nachfolger übertragen *) , noch ist etwa ihre ausländische 
Heimatgemeinde berechtigt, die Aufeahmszusicherung zu ver- 
langen. *) 

Auch Heimatlose haben (wenigstens in der überwiegenden 
Mehrzahl der Fälle) eine Heimatgemeinde , und dieser letzteren 
steht daher auch der Entledigungstitel zu. Allein die Geltend- 
machung desselben ist erschwert. Niemals wird es zur Geltend- 
machung kommen , wenn die Heimatgemeinde (dem Heimatlosen 
selbst , der Aufenthaltsgemeinde und den politischen Behörden) 
vollständig unbekannt ist. Anders liegt die Sache bei mangelnder 
Gewissheit über das Heimatrecht, nämlich dann, wenn sich nicht 
mit Bestimmtheit feststellen lässt oder wenn wenigstens nicht fest- 
gestellt ist, welcher der wenigen in Betracht kommenden Gemeinden 
der Heimatlose angehört. In diesem Falle kann die Vermuthung 
oder auch die Gewissheit vorliegen, dass eine dieser Gemeinden 
die Heimatgemeinde ist. Allein jede derselben wird Bedenken 
tragen, den Entledigungstitel geltend zu machen. Denn einer- 
seits könnte ihr die Legitimation hiezu streitig gemacht werden, 
weil sie nach Ansicht der Ersitzungsgemeinde (beziehungsweise 
der politischen Behörde) nicht die Heimatgemeinde ist und einen 



'') Vgl. S. 132, N. 7. 

*) Ebenso vom Standpunkte der bayerischen Novelle Proebst, a. a. 0. 



S. 78 u. 83. 
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Entledigungstitel daher nicht besitzt; andererseits aber könnte 
daraus, dass sie den Entledigangstitel geltend macht, geschlossen 
werden, dass sie sich selbst als die Heimatgemeinde des be- 
treffenden Heimatlosen ansieht, und sie würde Gefahr laufen, 
wenn sie mit dem Entledigungstitel nicht durchdringt, zur 
TJebemahme des Heimatlosen verhalten zu werden. Es ist daher 
begreiflich, dass das Gesetz in solchen Fallen den Entledigungs- 
titel nicht blos der Heimatgemeinde, sondern auch der Zn- 
weisungsgemeinde zugestanden hat. Bie Zuweisungdgemeinde 
hat die Lasten der Heimatgemeinde zu tragen. Folglich soll 
ihr auch das commodum, der Entledigungstitel, zukommen.^) 
Zuweisnngsgemeinde ist aber im Sinne der Novelle nicht jene, 
welcher der Heimatlose nach den Bestimmungen des 3. Ab- 
schnittes des Heimatgesetzes zuzuweisen ist, sondern jene, 
welcher er factisch zugewiesen worden ist. Der Anspruch 
der Zuweisungsgemeinde kann also vor der Zuweisung nicht 
existent werden, mag auch der Heimatrechtstitel früher ersessen 
worden sein. Einerlei ist es hingegen, ob die Zuweisungsver- 
fügung Rechtskraft erlangt hat und ob sie gesetzmässig ist. Die 
Worte „auf Grund der Bestimmungen des 3. Abschnittes des 
Heimatgesetzes" im §. 3 dürfen nicht dahin gedeutet werden, 
als ob nur eine diesen Bestimmungen entsprechende Zu- 
weisung den Entledigungstitel der Zuweisungsgemeinde be- 
gründen würde. Denn weder die Eraitzungsgemeinde, noch auch 
die derselben vorgesetzte Behörde ist berufen, die Gesetzmässig- 
keit der Zuweisungsverfügung zu prüfen. Hört die rechtliche 
Wirkung der Zuweisungsverfügung auf, sei es, dass dieselbe 
in höherer Instanz behoben oder vom Verwaltungsgerichtshofe 
cassirt, sei es, dass das wirkliche Heimatrecht des Heimatlosen 
ermittelt worden ist, oder dass dieser ein neues Heimatrecht 
erlangt hat, so erlischt auch der Entledigungstitel der Zu- 
weisungsgemeinde, wofern dieselbe nicht etwa die Heimatgemeinde 
geworden ist. Ist eine anderweitige Zuweisung des Heimatlosen 
erfolgt, so kommt natürlich der nunmehrigen Zuweisungs- 
gemeinde der Entledigungstitel zu. 



*) Daneben bleibt aber der Entledigungstitel def Heimatgemeinde 
besteben. Man beachte das Wort „und" im §. 3 im Gegensatze zu dem ebenda- 
selbst stehenden Worte „beziehungsweise". (Vgl. oben S. 131.) 
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Ersitzungssubject und Heimatnachfolger haben stets Ale 
gleiche Heimat. Dagegen haben sie nicht immer die gleiche 
Zuweisnngsgemeinde, Die Zuweisung der Familienangehörigen 
des Heimatlosen erfolgt im* Sinne der §§. 20 f. H. G. nach 
selbständigen Gesiehtöpunkten. Wenn diese Angehörigen auch 
der gleichen Gemeinde zugewiesen werden, wie ihr Auetor, so 
ist die ihnen angewiesesne Heimat doch keine abgeleitete*), 
sondern eine selbständige. War nun das Ersitzungssubject 
heimatlos, so werden als seine Nachfolger im Heimatrechte hur 
solche Personen in Betracht kommen können, von denen gewiss 
ist, dass sie ihr (unbekanntes) Heimatrecht vom Ersitzungssub- 
jecte ableiten. Nur unter dieser Voraussetzung kommt ihrer 
Zuweisungsgemeinde, mag diese nun mit jener des Auetors iden- 
tisch sein oder nicht, der auf der Ersitzung des Heimatrechts- 
titels seitens des Auetors beruhende Entledigungstitel zu. Wird 
hingegen ein Familienangehöriger des eine bekannte Heimat 
besitzenden Ersitzungssubjectes nur darum als heimatlos be- 
handelt, weil es nicht gewiss ist, ob er die Heimat seines 
Auetors noch theilt oder aber eine selbständige Heimat erworben 
hat '), so kann die Zuweisungsgemeinde aus der heimatrechtlichen 
Ersitzung des Auetors einen Entledigungstitel nicht ableiten. 
Denn gelingt ihr der Nachweis, dass die ihr zugewiesene Person 
ein heimatrechtlicher Nachfolger des Ersitzungssubjectes ist, 
dann kann sie dessen Uebernahme von seiner nunmehr erweis- 
lichen Heimatgemeinde erwirken. Gelingt ihr aber dieser Nach- 
weis nicht, dann ist eben auch der Entledigungstitel nicht nach- 
weisbar. 

Ausser der Heimat- und Zuweisungsgemeinde steht Nie 
mandem ein Entledigungstitel zu. Es lässt sich wohl behaupten, 
dass das Gesetz in dieser Richtung hätte weiter gehen können. 
Der Entledigungstitel soll demjenigen eingeräumt werden, der 
die aus dem bisherigen heimatrechtlichen Status des Ersitzungs- 
subjectes oder dessen Rechtsnachfolgers erwachsende Versorgungs- 
last zu tragen hat. Was die Heimatlosen betrifft, so vertheilt 



«) Vgl. Prazäk, R. p. ü., I, S. 126 f., ferner oben S. 52. 

^) Vgl. z. B. Budwinski, 159. Der im Texte snpponirte Fall wird aller- 
dings mit Rücksicht auf die relative Kürze der für den Ersitzungsanspruch laufen- 
den Verjährungsfrist selten eintreten. Immerhin fällt es ins Gewicht, dass diese 
Frist für den Entledigungstitel bedeutend länger ist, als für den Heimatrechtstitel. 
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schon §.27 H. Gr. diese Last im Falle dier Zuweisung nach 
§.19, Z. 1 auf sämmtliche Gemeinden des Stelluiigsbezirkes, 
während der Landesfond die Kosten der Armeüversorgung dann 
zu tragen hat, wenn der Heimatlose vermöge seiner Geburt in 
einer öffentlichen Gebäranstält nach §. 19, Z. 3 einer Gemeinde 
zugewiesen wurde. Im Falle des §. 27, al. 1 hat die Zuweisungs- 
gemeinde (wenigstens insoweit die Armenversorgung in Frage 
kommt) kein weitergehendes Literesse an der Geltendmachung 
des Entledigtingstitels, als jede andere Gemeinde desselben 
Stellungsbeziirkes. ®) Es wäre also rationell , j e de r Gemeinde 
des Stellungsbezirkes diesen Titel zuzuerkennen, oder aber alle 
betheiligten Gemeinden als Armenverband zusammenzufassen *") 
un l dem letzteren die Geltendmachung des ersessenen An-. 
Spruches zu übertragen. Im Falle des §. 27, al. 2 leistet die Zu- 
weisungsgemeinde die Armenversorgung auch nicht einmal 
theilweise aus eigener Tasche. Hier wäre der finanziell enga- 
girte Lande sfond vor Allem dazu berufen, die Consequenzen 
der heimatrechtlichen Ersitzung auszunützen.") 

Aber auch bezüglich der Personen bekannter Heimat 
kommen neben der Heimatgemeinde noch andere Factoren in 
Betracht. Der Landesgesetzgebung bleibt es nach §. 22 H. G. 
unbenommen, Einrichtungen zu treffen, wodurch den Gemeinden 
die ihnen gesetzlich obliegende Verpflichtung der Armen- 
versorgung erleichtert wird. Das gleiche Recht steht .wohl 
auch der Reichsgesetzgebung zu. So haben die Gesetze vom 
17. Februar 1864, R. 22, und vom 29. Februar 1868, R. 15, im 
§. 4 ausgesprochen, dass hinsichtlich der in eine öffentliche 
Gebär- oder Findelanstalt unentgeltlich Aufgenommenen eine 
Uebertragung der Verpflegskosten auf die Heimatgemeinde nicht 
stattfindet. Vielmehr hat die anderweitig uneinbringlichen Kosten 
der Landesfond zu tragen, ^o) Die Heimatgemeinde darf daher, 

«) Vgl. Jegierek. a.a.O. S. 186. 

.**) Vgl. §. 85 des steierm. Arm. Ges. v. 27. August 1896, L. 63. 

^) Und zwar auch dann, wenn die Ersitznngsgemeinde in demselben Lande 
gelegen ist. Denn durch die Geltendmachung des Entledigungstitels erlangt der 
Heimatlose eine Heimat und fällt nicht mehr unter die §§. 19 .und 27 H. G. 
Weitergehend als §. 27, al. 2 H. G. ist §.,88 lit. f des steierm. Arm. Ges. 

*°) Auch die Kosten der Verpflegung in einem öffentlichen Krankenhause 
hat nach dem Normativerlasse des Min. d. Inn. v. 6. März 1855, Z. 6382 ex 1854 
der Landesfond zu tragen. Landesgesetzliche Vorschriften hestimmen aber, in- 
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wie der Verwialtungsgerichtshof mit Recht ausgesprochen hat^^), 
nicht einmal im Wege der Landesgesetzgebnng 
verpflichtet isirerden, die Gebär- und Findelhauskosten zu be- 
zahlen. Was die Irrenhaüst:osten betrifft, so bestimmt §. 4 des 
erstcitirten Gesetzes, dass es der Landesgesetzgebung vorbe- 
halten bleibt, zu bestimmen, ob dem die Verpflegskosten für 
Geisteskranke zahlenden Landesfönde diese Auslage von der 
Heimatgemeinde derselben ganz oder theilweise zu ersetzen sei. 
Solange und soweit die Landesgesetzgebung von öj&Eß. ihr vor- 
behaltenen Rechte nicht Gebrauch macht ^ä), tritt also dieiJlrssitz- 
pflicht der Heimatgemeinden nicht ein- ^5): Abgesehen iVöa diesen 
reichsrechtlichen Erleichteruiigen .hqbt aiidi :die LaLudesgesetz-: 
gebung • die Armenlast der Geib^inden theilweise auf fremde 
Schultern überwälzt. Der Bezirk ^ und iwar sowohl der «o 
bezeichnete Selbstverwaltungskörper höh^ter Oränuiig', als (in 
Niedefösterreich) der Armenbezirk -^ und das Land -— und 
hier wiederum neben dem allgemeinen Landesfönde der -durch 
die Landesgesetzgebung geschaffene Landesarmienfond * *) ~ tragen 
eine bald grössere, bald geringere Tangente der Kosten jener 
Armenversorgung, welche den in ihrem Gebiete heimatberech- 
tigten Personen zugewendet wird. Je grösser diese Tangente 
ist, desto mehr sind sie daran interessirt, dass der Versorgung^- 
bedürftige das Heimatrecht in einier ausserhalb ihres Gebietes 
liegenden Gemeinde erlangt. ^^) Soll sieh das Institut der heimat- 
rechtlichen Ersitzung bewähren, so muss für dessen regelmässige 



wieweit der Landesfond den Häckersatz dieser Kosten von der Heimatgemeinde 
ansprechen kann. Die Kosten der Verpflegung in einem nicht öffentlichen Kranken- 
hanse hat die Heimatgemeinde zn tragen. Vgl. T ramm el im Oesterr. St. W. B., 
II. Bd., S 1444 ; Mischler, ebenda, I.Bd., S.71; Mahl-Schedl, Ges.n.Vdg. 
in Sanitätssachen, 1898, S. 450 f. n. 467. 

") Budwinski, 6006 und 6187. 

^*) Vgl. die einschlägigen 'landesgesetzlichen Bestimmungen bei Mahl- 
Schedl a. a. 0. S. 483 f. 

^») Aelinlich §§. 3, 5 nnd 15 d. Ges. v. 24. Mai 1885, R. 90, bezüglich der 
Kosten der Verpflegung in den Zwangsarbeits- und Besserungsanstalten, ferner 
§§..15 f. d. Ges. V. 27. Juli. 1881, R. 88 bezüglich der Schubkosten. 

") Vgl. auch §.34 d. böhm. Arm. Ges. („Armengemeinde**), ferner §§. 15 f. 
d. steierm. Arm. Ges. 

^*) An einem innerhalb ihres Gebietes sich vollziehenden Heimat Wechsel 
sind sie (im Gegensatze zu den Fällen des §.27 H. G.) in der Regel nicht in- 
teressirt. 
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Ausnutzung gesorgt sein, und aus diesem Grunde wäre es an- 
gezeigt, auch den Selbstverwaltungskörpem höherer Ordnung 
und den particularrechtlich eingeführten speciellen Armenver- 
bänden erster und höherer Ordnung den Entledigungstitel ein- 
zuräumen. Durch das Gesetz betreffend die öffentliche Armen- 
pflege im Erzherzogthume Oesterreich unter der Enns (mit 
Ausschluss von Wien) vom IS.October 1893, L.53, wurde ohne- 
dies die Armenversorgung der Heimatgemeinde abgenommen 
und auf den Armenbezirk übertragen. Sowie letzterer die Ver- 
sorguügspflicht der Gemeinde übernimmt, so sollte ihm (allerdings 
in Concurrenz mit der Gemeinde) auch das Recht zustehen, sich 
jener Personen zu entledigen, welche in einer auswäi*tigen Ge- 
meinde einen Heimatrechtstitel ersessen haben. Was aber die 
Selbstverwaltungskörper höherer Ordnung betrifft, so musd 
darauf hingewiesen werden, dass auch diese, ebenso wie die 
Gemeinden und der Staat, Gebietskörperschaften sind^*) und daher 
auch Angehörige haben. Während nun Erwerb und Verlust 
der Staats- und Gemeindeangehörigkeit durch Rechtsnormen mehr 
oder minder ausreichend geregelt ist, vermissen wir ähnliche 
Bestimmungen bezüglich der Landes- und Bezirksangehörigkeit. 
„Die österreichische Gesetzgebung hat den Begriff der Kron- 
landsangehörigkeit nirgends definirt; blos in dem Gesetze vom 
3. December 1863 ist der Begriff des Heimatrechtes als Ange- 
hörigkeit an eine Gemeinde definirt. Es bedeutet daher Kron- 
landsangehörigkeit soviel als Besitz des Heimatrechtes in einer 
innerhalb des betreffenden Kronlandes gelegenen Gemeinde." i') 
Ebenso bedeutet Bezirksangehörigkeit soviel als Angehörigkeit 
zu einer innerhalb des Bezirkes gelegenen Gemeinde. Der Staat 
kann sich durch Aufstellung und Handhabung entsprechender 
Rechtsnormen seiner Angehörigen entledigen, wenn die factischen 



^ß) Vgl. Ulbrich in Marquardsen^s flandb. d. öffentl. R. S. 152 f. 

^^) Ulbrich, a. a. 0. S. 41. Interessant ist die Terminologie der öster- 
reichiscben Gesetze: Ges. v. 24. Mai 1885, ß. 90, §. 4: „Die dem Lande an gehö- 
rigen Zwänglinge^, „jenes Land^ welchem der Zwängling nach seinerZn- 
ständigkeit angehört", §.5: „Heimatland"; Ges. v. 27. Juli 1871, R.88, §.4: 
„Landesausschnss des Heimatlandes", §. 15: „Schüblinge, welche nach an- 
deren Ländern zuständig oder nach den Bestimmungen des Heimatgesetzes 
dahin als heimatberechtigt, zugewiesen sind", „Landesfon^ ihres Heimatlandes" ; 
§.7 d. Ges. V. 17. Febr. 1864, R. 22 : „Angehörige des Landes", „Angehörige anderer 
Länder-' ; §. 5 d. Ges. v. 29. Febr. 1868, R. 15: „Angehörige des eigenen Landes." 
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Beziehongen zu ihm gelöst worden sind. Der G-emeinde hat die 
Heinuitreehisnovelle für den Fall ein Entledigungerecht einge- 
räumt, wenn dia Yoranssetzangen der heimatrechtlichen Er^ 
Sitzung vorliegen. Die Billigkeit erfordert es , unter den 
gleichen Voraussetzungen auch den Ländern und Bezirken die 
Möglichkeit zu gewähren, das reehtliiche Verhältniss zu den 
ihnen entfremdeten Angehörigen auf dem Umwege über das 
Heimatrecht (den man ja auch dann einschlagen muss, wenn 
die Erwerbung der Landes- und Bezirksangehörigkeit fest- 
gestellt werden soll) zn löaen. Der Entledigungstitel, der ihnen 
zuzugestehen wäre, würde sich inhaltlich von dem gleichen 
Titel der Gemeinde nicht unterscheiden. Nur hätte er bei Per- 
sonen bekannter Heimat zur Voraussetzung ^®), dass die heimat- 
rechtliche Ersitzung im einzelnen Falle nicht blos zu einem 
Wechsel des Heimatrechtes führt, sondern auch zu einer Ver- 
änderung der Landes-, beziehungsweise Bezirksangehörigkeit. ^*) 
Der Entledigungstitel hat nach unserem Rechte die gleiche 
Kraft wie der HeimatrechtstiteL Die Ersitzungsgemeinde steht 
dem Ansuchen der Heimat- und Zuweisungsgemeinde in gleicher 
Weise gegenüber wie jenem des Anspruchsberechtigten. Sie muss 
in dem einen wie in dem anderen FaEe mit der Aufnahme in 
den Heimatverband vorgehen, wenn die gesetzlichen Voraus- 
setzungen gegeben sind. Es bedarf dies deshalb einer besonderen 
Hervorhebung, weil die bayerische Novelle die Bestimmung 
enthält, dass der „Berechtigte", d. i. derjenige, der den Heimat- 
rechtstitel erworben hat, gegen den von der Gemeinde bezie- 
hungsweise vom kgl. Fiscus erhobenen Anspruch binnen vier- 
zehn Tagen Einspruch erheben kann, und dass diesem letzteren, 
auch wenn alle Voraussetzungen des Anspruches vorliegen, statt- 
gegeben werden muss, wenn die Heimatänderung für den Be- 



*^) Bezüglich der Heimatlosen vgl. N. 9. 

**) Zu einer Veränderung der Staatsangehörigkeit führt die Geltend- 
machung des Entledigungstitels niemals. Sowenig eine bayerische Gremeinde um 
die Aufnahme des Ersitzungssubjectes in den Heimatverband einer österreichischen 
Gemeinde ansuchen kann (vgl. S. 151), ebensowenig kann der umgekehrte Fall ein- 
treten. Daher kann auch dem Staate ein Entledigungstitel nicht zukommen. 
In Bayern ist dem Fiscus der Entledigungstitel bezüglich der eine vorläufige 
Heimat besitzenden Personen eingeräumt. (Vgl. N. 1.) Dies hängt damit zusammen, 
dass diese Personen nach bayerischem Rechte nicht der Zuweisungsgemeinde, 
sondern dem Fiscus zur Last fallen. (Art. 18 bayer. H. G.) 



158 

rechtigten mit erheblichen Nachtheilen verbunden wäre. Darüber, 
ob dies der Fall ist, hat die Gemeindeverwaltung der Anfent- 
hältsgemeinde Beschluss zu fassen. Gegen diesen Beschluss ist 
der Verwaltungsrechtsweg vorbehalten (ä. 7 a). Es liegt auf der 
Hand, dass der Anspruch der Gemeinde bedeutend an Werth 
verliert, wenn er an den Nachtheilen scheitert, die er für das 
Heimatrechtssubject zur Folge hat. Ob sich die Bestimmung 
des bayerischen Gesetzes in der Praxis bewähren wird , bleibt 
abzuwarten. Bis auf Weiteres wird aber jene des österreichischen 
Rechtes, welche den Entledigungstitel blos von den Ersitzungs- 
voraussetzungen abhängig macht, vorzuziehen sein, zumal nicht 
einzusehen ist , warum in einer Frage , welche die Interessen 
zweier Rechtssubjecte (des Einzelnen und der Gemeinde) be- 
rührt, die Nachtheile, die der Einzelne durch die Heimatände- 
rung erfährt, schwerer wiegen sollen , als die Benachtheiligung 
der Heimatgemeinde durch Belassung des gegenwärtigen Zu- 
standes. Die dem Staatsbürger gesetzlich gebührende Armen- 
versorgung muss doch ohnehin von jeder Gemeinde in aus- 
reichendein Masse geleistet werden. Wenn man beiden „er- 
heblichen Nachtheilen" speciell an den Visrlust eines Stiftungs- 
genusses oder Stipeiidiums gedacht hat^*^), so darf nicht uner- 
wogen bleiben, dass es doch einen Sinn gehabt haben inuss, 
wenn der Genuss des Stipendiums oder der Stiftung von der 
Gemeindearigehörigkeit abhängig gemacht worden ist, und dass 
es wohl nicht den Intentionen des Stifters und der Stiftungs- 
behörde entsprechen dürfte, den Stiftungsgenoss solchen Personen 
zu belassen, welche der Gemeinde schon so sehr entfremdet sind, 
dass diese den Entledigungstitel erworben hat. 

Im Gegensatze zum bayerischen kennt unser Recht eine 
andere Incongruenz zwischen Heimatrechts- und Entledigungs- 
titel, nämlich die günstigere Behandlung des letzteren in Bezug 
auf die Verjährung. Zu dieser Begünstigung sah sich das Gesetz 
durch eine an sich ganz richtige Erwägung veranlasst. Die Er- 
sitzungsvoraussetzungen beziehen sich auf das Verhalten des 
Individuums. Wie dieses Verhalten beschaffen ist, ist dem Er- 
sitzungssubjecte selbstverständlich bekannt, und der Nachfolger 
im Heimatrechte kann sich hierüber zum Mindesten leicht infor- 



20 



) Proebst, a. a. 0. S. 79. 
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miren. Wesentlich anders steht die Heimatgemeinde den für 
die Ersitzung relevanten Thatsachen gegenüber. Sie führt keine 
Evidenz darüber, wo sich ihre Angehörigen jeweilig aufhalten, 
und sie wird daher sehr häufig gar keine oder späte Kenntüiss 
von ihrem Entledigungstitel erlangen. Während der Ausnützung 
des Heimatrechtstitels die Rechtsunkenntniss und ein gewisses 
Beharrungsvermögen des Publicuma im Wege stehen, wird die 
Geltendmachung des Entledigungstitels durch die Thatsachen- 
Unkenntniss der berefchtigten Gemeinde in Frage gestellt. 
Betrachtet man die Anspruchsverjährung als einen Rechtsnach- 
theil, der dem Berechtigten nur dann erwachsen soll, wenn er 
die Nichtausübung des Rechtes verschuldet hat, so liegt es nahe, 
die Verjährungsfrist nicht früher beginnen zu lassen, als a tempore 
scientiae. Dies war in der That die Intention des Verwaltungs- 
ausschusses des Abgeordnetenhauses, welcher in seinem Ent- 
würfe die zweijährige Verjährungsfrist auch für die Heimat- 
gemeinde gelten liess, jedoch im §. 4, al. 2 hinzufügte : 

„Die hier festgestellte Frist beginnt für die Heimatge- 
meinde erst mit dem Tage, an welchem nach §. 3 die Anzeige 
von dem Verlassen der Aufenthaltsgemeinde von dieser an die 
Heimatgemeinde erfolgt ist." 

§. 3, al. 2 des Ausschussentwurfes verpflichtete aber jede 
Gemeinde, wenn Personen, welche anderwärts heimatberechtigt 
sind , in derselben durch ein Jahr Aufenthalt genommen, oder 
dieselbe verlassen haben, oder in den Heimatverband daselbst 
aufgenommen worden sind, die bisherige Heimatgemeinde hie von 
zu verständigen. Durch diese Bestimmungen wäre wohl den 
Interessen der bisherigen Heimatgemeinde in ausreichender Weise 
Rechnung getragen worden. Nichtsdestoweniger ist es nur zu 
billigen, dass das Abgeordnetenhaus dieselben nicht acceptirt 
hat. Dass man an der praktischen Durchführbarkeit einer 
derartigen Norm zweifeln könnte , wollen wir nur nebenbei 
bemerken, ^i) Aber die an die Unterlassung der vorgeschrie- 
benen Meldung geknüpfte Sanction, dass der Entledigungs- 
titel nicht verjähren kann, ist von vornherein unannehmbar. Man 



*') In dieser Hinsicht wurde ancli gegen die Bestimmung des Entwurfes 
im Abgeordnetenhanse energisch opponirt. (Sten. Prot., XI. Sess., S. 26.705 ff) Vgl. 
S. 165 f. 
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könnte freilich sagen, dasa sich die Aufenthaltsgemeinde die 
nach Jahren erfolgende Geltendmachung des Ersitzungstitels 
selbst 2?uzuschreiben hat und daher gefallen lassen muss, weil 
sie der Heimalgemeinde das Verlassen des Aufenthaltsortes nicht 
mijtgetheilt hat. Allein einerseits ist schon dieser Satz nicht 
ganz richtig, und andererseits vermag er die Unverjährbarkeit 
des Entledigungstitels nicht zu rechtfertigen. Er trifft nicht zu, 
wenn die Aufentbältsgemeinde selbst nicht in der Lage war, 
die Mittheilung zu machen, weil ihr das Verlassen des Auf- 
enthaltsortes seitens des Ersitzungssubjectes nicht gemeldet 
worden ist, sei es, dass dieses seiner Meldungspflicht nicht ge- 
nügt hat, sei es, dass es überhaupt nicht verpflichtet war, der 
Gemeinde das Auf lassai des Aufenthaltes zu melden.*-) Aber 
auch wenn die Aufenthaltsgemeinde ein Verschulden an der 
Unterlassung der Anzeige trifflfc, steht dasselbe doch in gar 
keinem Verhältnisse zu der hiedurch bewirkten Perpetuirung 
des Entledigungsanspruches, welche für die Gemeinde pecuniäre 
Lasten in einer jede Ordnungsstrafe weit übersteigenden Höhe 
zur Folge haben kann. Ueberdies darf aber auch der legislative 
Grund der Verjährung des Ersitzungstitels nicht übersehen 
werden. Wie schon früher bemerkt ^% beruht dieselbe auf anderen 
Erwägungen, als die Anspruchsverjährung des bürgerlichen 
Rechtes. Die Beziehungen zur Ersitzungsgemeinde erfahren durch 
die Entfernung des Ersitzungssubjectes aus derselben eine der- 
artige Lockerung, dass dieselben Gründe, die für die Ersitzung 
des Titels gesprochen haben, nunmehr dessen Verjährung 
fordern. Durch die Verjährung des Heimatrechtstitels innerhalb 
einer verhältnissmässig kurzen Frist werden dem Uebelstande, 
dass schon im Augenblicke der Erwerbung des fleimatrechtes 
das f actische Substrat desselben nicht mehr vorliegt, enge Grenzen 
gesetzt. Den gleichen. Zweck verfolgt die Verjährung des Ent- 
ledigungstitels. Dieser Zweck wird vollständig vereitelt, wenn 
man die Verjährungsfrist erst a tempore sctentiae laufen lässt. 
UebrigCDs kann das temptis scientiae — und auch dies spricht 
gegen die Bestimmungen des Ausschussentwurfes — eingetreten 



22) Vgl. Reiberger im Oest. St. W. B., II. Bd., S. 718; ferner Sten. Prot., 
a. a. , speciell S. 26.713. 
") S. 141. . 
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sein, bevor die vorsehriftsmässige Mittheilung der Aufenthalta- 
gemeinde bei der Heimatgemeinde eingelaufen ist. 

Die Aenderung, die das Abgeordnetenhaus an den Be- 
stimmungen des Entwurfes vorgenommen hat, besteht darin, dass 
zwar die Verjährung des Entledigungstitels z u gl eich mit jener 
des Heimatrechtstitels beginnt, dass aber die Verjährungsfrist 
für jenen Titel auf fünf Jahre erweitert wird. Können wir in 
dieser Aenderung auch eine Verbesserung des Ausschuss- 
entwurfes erblicken, so scheint uns doch auch die Verschieden- 
heit der Verjährungsfristen anfechtbar, zumal nach der von der 
Novelle versuchten Construction die Heimatgemeinde den An- 
spruch des Ersitzungssubjectes geltend macht. Wie 
verträgt es sich damit, dass dieser Anspruch geltend gemacht 
wird, wenn er auf Seite des „Berechtigten" jcar* 
£^o;^rjv bereits erloschen ist? Aber auch wenn wir den An- 
spruch der Gemeinde mit jenem des Heimatrechtssubjectes 
nicht identificiren, ist es schwer, einzusehen, warum jener 
Anspruch länger dauern soll als dieser. Die heimatrecht- 
liche Ersitzung ist in erster Linie eine Ersitzung des Heimat- 
rechtstitels. Das Individuum soll in der Lage sein , sein 
Heimatrecht, dessen thatsächliches Substrat bereits wegge- 
fallen ist, gegen ein anderes zu vertauschen. Nur deshalb, weil 
keine Gewähr dafür besteht, dass von dem Heimatrechtstitel 
Gebrauch gemacht wird, räumt das Gesetz, indem es von der 
Regel abweicht, dass die Veränderung des Heimatrechtes nicht 
gegen den Willen des Berechtigten erfolgen soll, der Gemeinde 
das Recht ein, die Heimatveränderung selbst zu erwirken. Ist 
die zweijährige' Verjährungsfrist zu kurz und hält man eine 
fünfjährige Frist für nöthig, so soll man die längere Frist zu 
Gunsten beider Ansprüche einführen und nicht den Entledi- 
gungsanspruch der Gemeinde in dieser Richtung begünstigen. 

§. 4 spricht blos von der Verjährung des Entledigungs- 
titels der Heimatgemeinde. Wie verhält es sich mit dem 
gleichen Ansprüche der Zuweisungsgemeinde? Von dem Buch- 
staben des Gesetzes ausgehend, könnte man geneigt sein, der 
Zuweisungsgemeinde, da diese im §. 4 nicht erwähnt ist, die 
längere Verjährungsfrist zu versagen, und dabei darauf Gewicht 
zu legen, dass die Statuirung der längeren Verjährungsfrist eine 
Ausnahme, u. zw., wie wir glauben, eine principwidrige Aus- 

Spiegel, Heim. Brs. W 
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nähme ist, und dass Ausnahmen strict interpretirt werden 
müssen. Eine nähere Betrachtung des §. 4 zeigt jedoch, dass eine 
solche Ansicht unhaltbar ist. Diese Gesetzesstelle enthält die 
Bestimmung , dass der Anspruch des Ersitzungssubjectes und 
seiner Heiraätrechtsnachfolgör binnen zwei Jahren, jener der 
Heimatgemeinde binnen fünf Jahren nach dem Aufhören des 
Aufenthaltes in der Ersitzungsgemeinde verjährt. Wann der 
Anspruch der Zuweisungsgemeinde verjährt, ist nicht gesagt. 
Hieraus folgt, dass naoh dem Buch staben des Gesetzes 
dieser Anspruch unverjährbar ist. Denn die Verjährbarkeit 
würde besonderer Nortnirung bedürfen. 

Dass der Novelle eine derartige Bevorzugung der Zu- 
weisungsgemeinde vollständig fern gelegen ist, bedarf keines 
Nachweises. Wir müssen vielmehr auch f&r diesen Anspruch 
eine Verjährungsfrist annehmen, uns aber vor Augen halten, 
dass wir, indem wir dies thun, die grammatische Inter- 
pretation aufgeben und das Gesetz logisch interpretiren. Stehen 
wir aber vor. der Noth wendigkeit, Uns für die zwei- oder für 
die fünfjährige Jurist zu entscheiden , so dürfen wir diese Fristen 
nicht in das Verhältniss von Regel und Ausnahme bringen. Für 
den Entledigungstitel der Heimatgemeinde ist die fünfjährige 
Verjährungsfrist ebenso die Hegel, wie es die zweijährige 
Frist für die Verjährung des Heimatrechtstitels ist. Und was 
die erwähnte Princip Widrigkeit der gesetzlichen Anordnung be- 
trifft, so liegt diese nicht in der Aufstellung der einen oder 
anderen Frist, sondern in der Verschiedenheit der Fristen, 
mit der wir uns lege sie scripta nun einmal befreunden müssen, 
und die dadurch weder verschärft noch gemildert wird, dass 
wir uns rücksichtlich der Verjährung des Entledigungstitels 
der Zuweisungsgemeinde für die eine oder andere Frist ent- 
scheiden. Für diese Entscheidung kann nur die innere Ver- 
wandtschaft dieses Anspruches mit den anderen Ansprüchen 
massgebend sein. Da nun der Entledigungstitel der Zuweisungs- 
gemeinde dem gleichen Titel der Heimatgemeinde näher steht 
als dem Heimatrechtstitel, da er eben geradeso wie der An- 
spruch der Heimatgemeinde ein Entledigungstitel ist, so 
wird uns nichts Anderes erübrigen, als auch für ihn die fünf- 
jährige Verjährungsfrist gelten zu lassen. Dafür spricht auch 
ein argumentum a majori ad minus: Die Beziehung der Heimat- 
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gemeinde zum Individuum ist viel inniger, als jene der Zu- 
weisungsgemeinde. Kann nun jenes innigere Verhältniss noch 
durch fünf Jahre nach dem Aufgeben des Aufenthaltes in der 
Ersitzungsgemeinde gelöst ' werden , so ist nicht abzusehen, 
warum das bei weitem losere Verhältniss zur Zuweisungs- 
gemeinde früher zu einem unlösbaren werden soll. Würde man 
die entgegengesetzte Auffassung vertreten, so läge darin eine 
durch nichts gerechtfertigte Benachtheiligung der Zuweisungs- 
gemeinde, welche ja ohnedies nur als Nothhelferin eintreten 
musste , weil die Heimat des Ersitzungssubjectes nicht erweislich 
war. Dazu kömmt auch noch der Umstand, dass die Verwaltung 
ein Interesse an der Beendigung des Zustandes der Heimat- 
losigkeit hat. Verjährt der Entledigungsanspruch der Heimat- 
gemeinde, dann erlangen das Ersitzüngssubject und dessen 
Kechtsnachfolger zwar nicht jene Heimat, die ihren persön- 
lichen Verhältnissen entsprechen würde; aber sie werden nicht 
heimatlos. Durch die Verjährung des gleichen Anspruches der Z u- 
weisungsgemeinde schwindet jedoch die Aussicht, dass das 
Ersitzüngssubject sammt seinen Familiengliedern überhaupt eine 
erweisliche Heimat erlangt. Der Zustand der Heimatlosigkeit 
wird dadurch perpetuirt. Hier sind also die öjffentlichen Interessen 
an der Erhaltung des Entledigungstitels weit mehr interessirt, 
als wenn es sich um Personen mit unbestrittener Heimat handelt. 
Wir gelangen also zu dem Schlüsse, dass für den Ent- 
ledigungstitel , mag derselbe wem immer zustehen, eine fünf- 
jährige Verjährungsfrist läuft. Der Beginn derselben fällt mit 
jenem der zweijährigen Verjährungsfrist des Heimatrechtstitels 
zusammen. Wird der Entledigungstitel existent, nachdem die 
Verjährungsfrist des Heimatrechtstitels bereits zu laufen be- 
gonnen hat, was dann möglich ist, wenn die betreffende Ge- 
meinde erst später Heimat* oder Zuweisungsgemeinde geworden 
ist, dann kömmt der Gemeinde blos der Rest der. fünfjährigen 
Frist zugute. Die Rechtslage ist nicht dahin aufzufassen , dass 
die Verjährungsfrist des Entledigungstitels früher beginnt als 
der Entledigungstitel selbst. Vielmehr läuft in diesem Falle für 
den Entledigungstitel eben eine kürzere als die normale Ver- 
jährungsfrist. Die fünQährige Frist wird also nicht gerechnet 
von der Entstehung des Entledigungstitels, sondern von dem 
Aufhören des Aufenthaltes in der Ersitzungsgemeinde. 

• 11* 
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Geht der Heimatrechtstitel vor Ablauf der zweijährigen 
Verjährasgsirist verloren, so erlischt dadurch auch der dem- 
selben correspondirende Entledigungstitel. •*) Nur der Ablauf 
der zweijährigen Verjährungsfrist ist für den Entledigungstitel 
ohne Bedeutung. Es fragt sich nun, welche Gefahren dem Ent- 
ledigungstitel nach Eintritt der Verjährung des Heimatrechts- 
titels, also in den letzten drei Jahren der Verjährungsfrist 
drohen. Innerhalb dieser drei Jahre kann das Ersitzungssubject 
ohne Hinterlassung von Heimatrechtsnachfolgem sterben, der 
Nachfolger kann eine selbständige Heimat erwerben, oder er 
kann von einer anderen Person heimatrechtlich abhängig werden, 
das Ersitzungssubject oder dessen Rechtsnachfolger kann die 
österreichische Staatsbürgerschaft verlieren u. s. w. Dass alle 
diese Momente das Erlöschen des Entledigungstitels zur Folge 
haben , liegt auf der Hand. Eine casuistische Darlegung der 
einzelnen Fälle ist nicht noth wendig. Es genügt die Aufstellung 
der Regel , dass der Entledigungstitel in allen jenen Fällen er- 
lischt, in welchen der Heimatrechtstitel erlöschen würde, wenn 
er nicht inzwischen bereits verjährt wäre. Wir 
müssen also in den letzten drei Jahren der Verjährungsfrist 
den Fortbestand des Heimatrechtstitels fingiren und das Er- 
lösehen des Entledigungstitels dann eintreten lassen , wenn auch 
der fictive Heimatrechtstitel erlischt. Selbstverständlich kann in 
diesem , sowie auch in jedem vorhergehenden Stadium der Ent- 
ledigungstitel ungeachtet des Fortbestandes des effectiven oder 
fingirten Heimatrechtstitels (wenigstens auf Seite des bisherigen 
Trägers des Entledigungsanspruches) erlöschen , wenn die an- 
spruchsberechtigte Gemeinde aus welchem Grunde immer auf- 
hört , Heimat- oder Zuweisungsgemeinde des Ersitzungssubjectes 
oder der Nachfolger desselben im Heimatrechte zu sein. 

^^) Die der Gelte n dm achnng des Heimatrechtstitels entgegenstehenden 
Hindernisse (vgl. S. 141, N. 20) stehen auch der Ausnutzung des Entledigungs- 
titels im Wege. (Vgl. S. 49.) 



Dritter Abschnitt: Das Verfahren. 



VII. Die Einleitung des Verfahrens. 

I. Das verwaltungsbehördliche Verfahren, welches sich 
auf die heimatrechtliche Ersitzung bezieht, beginnt mit der 
Geltendmachung des ersessenen Anspruches. Hieraus folgt, 
dass sich die Verwaltungsbehörden mit den für die Ersitzung 
relevanten Thatsachen weder vor noch nach Ablauf der Er- 
sitzungszeit beschäftigen, so lange nicht der AnspruchsberecTitigte 
selbst die Anregung dazu gibt. In beiden Richtungen wäre 
aber eine Bethätigung der administrativen Organe erwünscht, 
und es ist interessant, zu sehen, wie sich die Gesetzgebungs- 
factoren eine solche gedacht haben. 

1. Vor Ablauf der Ersitzungszeit kann es sich nur darum 
handeln, für die Constatirung (oder Constatirbarkeit) der rele- 
vanten Thatsachen Sorge zu tragen. Dies hatt^ auch der Ver- 
waltungsausschuss des Abgeordnetenhauses im Sinne, als er in 
seinen Entwurf die bereits früher ^) erwähnte Bestimmung auf- 
nahm, dass jede Gemeinde verpflichtet sei, wenn Personen, 
welche anderwärts heimatberechtigt sind, in derselben durch 
ein Jahr Aufenthalt genommen oder dieselbe verlassen haben, 
die bisherige Heimatgemeinde hievon zu verständigen. Dass die 
erfolgreiche Opposition gegen diese Anordnung nicht unberechtigt 
war, haben wir schon früher angedeutet. Es geht nicht an, den 
Aufenthaltsgemeinden eine Meldepflicht aufzubürden, der sie 
möglicherweise nicht entsprechen können , und die ihnen — 

') S. 159. 
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wenn und soweit sie ihr nachkommen — Lasten auferlegt, 
welche einer fremden Gemeinde zugute kommen. Ueberdies ist 
der von der Novelle fixirte Zeitraum eines Jahres denn doch 
ganz willkürlich. Warum soll die Meldung gefade nach einem 
Jahre erfolgen, während die Ersitzungszeit zehn Jahre beträgt? 
Hält man es nicht für billig, der Aufenthaltsgemeinde die 
Evidenzhaltung der zehnjährigen Frist aufzuerlegen, so 
liegt auch schon in der auf einen kürzeren Zeitraum ein- 
geschränkten Evidenzhaltungspflicht principiell eine Unbilligkeit. 
Glaubt man aber während der letzten neun Jahre der Er- 
sitzungszeit die Evidenzirung entbehren zu können, dann ist 
nicht einzusehen, warum sie nicht auch im ersten Jahre ent- 
behrlich sein soll. "Wenn schon eine Evidenzhaltung nöthig ist, 
so ist doch die Heimatgemeinde und nicht die Aufenthalts- 
gemeinde in erster Linie zu derselben berufen. 

Es bedarf keiner umständlichen Ausführung, warum 
die Heimatgemeinde , auch wenn sie den besten Willen hat , die 
ihr entfremdeten Personen abzustossen, diese Evidenzhaltung 
nicht besorgen kann und nicht besorgen wird. Ihr fehlen — 
und dieser richtigen Erkenntniss wollte eben der Verwaltungs- 
ausschuss Rechnung tragen — so ziemlich alle Handhaben 
dazu. Im besten Falle kennt sie wohl die Namen derjenigen 
Gemeindeangehörigen, die in der Gemeinde nicht ansässig sind ^); 
den jeweiligen Aufenthalt dieser Personen kennt sie aber 
nur höchst ausnahmsweise. Was in dieser Beziehung noth thut, 
kann aber nicht durch die Novellargesetzgebung zum Heimat- 
gesetze oder zu den Gemeindeordnungen geschaffen werden, 
sondern nur durch eine gründlicheße form des polizei- 
lichen Meldewesens. 

Unser Meldewesen stammt wie die weitaus meisten polizei- 
lichen Einrichtungen aus der Zeit des Absolutismus, aus der 
Aera des mit Recht so genannten „Polizeistaates". An- 
lässlich der Einführung der constitutionellen Regierungsform 



^) Die Führung einer Gemeindematrikel ist gegenwärtig nur particular« 
rechtlich (in Niederösterreich und in den meisten Statuargemeinden) vor- 
geschrieben. Bei der Volkszählung wird wohl auch die abwesende einheimische 
Bevölkerung gezählt. (§. 14 des Volkszählungsgesetzes.) Biese Zählung ist jedoch 
un verlässlich. Vgl. Rauchberg in der Zeitschr. f. Volkswirthschaft , Socialpolitik 
und Verwaltung. II. Bd., S. 8U. 
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war man' bestrebt , jene Polizeivorschriften , die sich mit den 
geänderten Verhältnissen nicht vertrugen , zu beseitigen. An die 
Stelle der durch diese Vorschriften bewirkten Gebundenheit 
trat die staatsbürgerliche Freiheit. Die Reform des Polizeiwesens 
bestand also hauptsächlich im Demoliren, im Abtragen von 
Bollwerken, die die Staatsvorsehung einer entschwundenen 
Epoche der freien Bewegung des Individuums entgegengesetzt 
hatte. Dabei wurde aber übersehen, dass die neu geschaffenen 
Zustände eines neuen Polizeiwalles bedürfen, dass man 
auch auf polizeilichem Gebiete Neues schaffen muss, um die 
Staats- und öffentlichen Interessen auch bei der neuen Ordnung 
der Dinge genügend wahren zu können. Hieraus erklärt sich 
das vacuum^ das wir speciell in Bezug auf das Meldewesen zu 
beklagen haben. Unsere Meldeeinrichtungen haben fast aus- 
schliesslich localpolizeilichen Charakter. Sie ermöglichen 
nämlich der Ortsbehörde die Evidenzhaltung der ortsanwesenden 
Bevölkerung. Aber sie bieten den Behörden anderer Gebiete 
nicht die Möglichkeit , sich über den Aufenthalt einer bestimmten 
Person zu informiren. Es ist heute schlechterdings unmöglich, 
eine Person im Inlande zu suchen, wenn man nicht bestimmte 
(nur selten durch den Meldeapparat gewonnene) Anhaltspunkte 
dafür hat , wo sich dieselbe aufhält. Dieser Mangel macht sich 
besonders fühlbar zu einer Zeit , wo das Recht der Freizügigkeit 
von Staatswegen jedem Staatsbürger zuerkannt ist , und wo die 
Technik der Verkehrsmittel und die weitverzweigte Organisation 
der wirthschafklichen Beziehungen immer neuen Anreiz zur Aus- 
nützung dieses Rechtes bietet. Hier muss die Reform einsetzen, um 
das Problem der Evidenzhaltung der Gesammtbevölkerung 
des Staates und nicht blos der ortsanwesenden Bevölkerung 
einer Gemeinde oder eines Polizeirayons zu lösen. Eine solche 
Evidenzhaltung erscheint als ein dringendes Bedürfniss der 
öffentlichen Verwaltung und ist keineswegs blos für den engen 
Kreis heimatrechtlicher Fragen von Belang. 3) Durch die Ein- 
führung der heimatrechtlichen Ersitzung wird nur ein neuer 
Beleg für die Nothwendigkeit dieser Evidenzhaltung erbracht. 
Da es sich demnach um eine Frage von allgemeinerer Be- 
deutung handelt, so kann sie in diesem Zusammenhange natürlich 



») Vgl. den Artikel von F. E. in der Oest. Zeitschr. f. Verw., 1896, S. 265 fP. 
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nicht eingehend behandelt, sondern nur gestreift werden. Un- 
überwindliche Schwierigkeiten dürften sich der Reform keines- 
wegs entgegenstellen. Im Gegentheile: Es will uns scheinen, 
dass sich die Reorganisation des Meldewesens auf einfache Weise 
bewerkstelligen Hesse. Die leitenden Gesichtspunkte sind hiebei : 
Centralisation und Uniformität des Meldedienstes; Central i- 
s a t i n , weil die Orientirung über den Aufenthalt einer Person 
jeder Staatsbehörde (ja sogar jeder Privatperson) ermöglicht 
oder wenigstens erleichtert werden muss; Uniformität, da- 
mit die Orientirung rasch und glatt von statten gehe. Schon 
diese Postulate lassen es begreiflich erscheinen, dass die Ge- 
meindeämter am allerwenigsten geeignet sind, Organe dieses 
Meldedienstes zu sein. Ganz abgesehen von dem so verschieden- 
artigen Bildungsniveau der Gemeindefunctionäre und von der 
verschiedenen Einrichtung der Gemeindeämter ist zu berück- 
sichtigen , dass die Gemeinden immer eine gewisse Abneigung 
dagegen haben werden, sich dem Zwange uniformirender 
Detailvorschriften zu fügen. *) Aber auch auf die politischen 
und Polizeibehörden sollte man aus mannigfachen Gründen, 
speciell wegen der durch ihre anderweitigen Agenden bedingten 
Schwerfälligkeit der Amtsführung und wegen der Grösse ihres 
Sprengeis, bei der Neuregelung des Evidenzhaltungswesens nicht 
reflectiren. Soll die Freizügigkeit nicht ein leeres Wort sein, 
so muss man das reisende oder domicilwechselnde Publicum mit 
Meldungsplackereien möglichst verschonen. Die Meldevorschriften 
müssen derart beschaffen sein, dass sie die Bequemlichkeit der 
Meldepflichtigen nicht oder nicht wesentlich beeinträchtigen, 
und damit dieser Anforderung entsprochen werden könne , müssen 
die Meldeämter leicht zugänglich sein; sie müssen überall, 
nicht blos in grösseren Orten, und immer, nicht blos während 
einiger weniger Amtsstunden, zu finden sein. Solche Aemter 
besitzen wir in den Postämtern, und diese dürften sich in 
hohem Masse zur Uebernahme der Evidenzhaltungsfunctionen 
eignen. Dass ihre sonstige Aufgabe mit diesen Functionen in 
keinem oder höchstens in einem losen Zusammenhange steht, 



*) Für die Einrichtung staatlicher Evidenzämter ist der Abgeordnete 
Ghon eingetreten. (Sten. Prot. , a.a.O. S. 26811.) Allerdings verlangter die 
üebertragung aller möglichen Evidenzagenden an diese Aemter, was nach unserem 
Erachten nicht praktisch wäre. 
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ist zuzugeben, braucht uns aber nicht abzuschrecken. Es genügt, 
darauf hinzuweisen , in welch glücklicher Weise die Postanstalt 
mit dem Dienste einer Staatssparcassa betraut wurde, obwohl 
der Wirkungskreis einer solchen mit den eigentlichen Aufgaben 
der Post nichts zu thun hat. 

Im Einzelnen denken wir uns den Meldevorgang in folgen- 
der Weise: Die Aufenthaltsmeldung wäre auf einem eigens 
hiefur bestimmten , der Correspondenzkarte ähnlichen Blankette, 
welches unentgeltlich &) auszugeben und portofrei zu befördern 
wäre, zu erstatten. Die Meldung, welche nur die wichtigsten 
Daten auf einem allgemein verständlichen Vordrucke enthält, 
wäre von der meldepflichtigen Partei, eventuell vom Haus- 
eigenthümer , Hotelbesitzer u. s. w. , bei dem Postamte der 
Aufenthaltsgemeinde abzugeben oder im Aufenthaltsorte in einen 
Briefsammeikasten einzuwerfen. Zu adressiren wäre die 
Karte aber unter allen Umständen an dasPostamt 
der Heimatgemeinde. ^) Die Manipulation ist nun äusserst 
einfach. Das Aufgabspostamt — Aufenthaltsmeldeamt — trägt 
die Meldung im Meldungsbuche unter Angabe der Heimat- 
gemeinde ein und befördert die Karte sodann an ihre Adresse. 
Das Postamt der Heimatgemeinde — Evidenzhaltungsamt — 
merkt . die Meldung abermals vor , aber nicht im Meldungsbuche, 
sondern in dem über die Gemeindeangehörigen seines Sprengeis 
geführten Evidenzbuche. Meldungsbuch und Evidenzbuch wären 
somit die Hilfsmittel der Evidenzhaltung. Aus dem Meldungs- 
buche , welches entweder alphabetisch zu führen oder wenigstens 
mit einem alphabetischen Register *zu versehen wäre, könnte 
man die ortsanwesende Bevölkerung , aus dem Evidenzbuche den 
Aufenthalt der ortsabwesenden einheimischen Bevölkerung ent- 
nehmen. 

Die auf so einfachem Wege ermöglichte Evidenzhaltung 
würde vor allem dem Verkehre selbst zugute kommen, und 
schon dieser Umstand würde die Heranziehung der Postämter 



^) Gegen die Einhebung eines Entgelts bei Ausfolgung der polizeilichen 
Meldzettelblankette spricht sich der Abg. Kronawetterin den Sten. Prot., a.a.O. 
S. 26770 f. aus. 

®) Eventuell natürlich an jenes Postamt, zu dessen Sprengel die Heimat- 
gemeinde gehört. Befinden sich in der Heimatgemeinde mehrere Postämter , dann 
hätte eines derselben als Meldeamt zu funglren. 
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reclitfertigen. Die letzteren sind auch heute genöthigt, Vor- 
merkungen über Aufenthaltsveränderungen zu führen, die 
Adressen zugereister oder weiter gereister Personen in Evidenz 
zu halten u. s. w. Diese Vormerkungen würden ihnen von den 
ihnen beigegebenen Aufenthaltsmeldeämtern abgenommen werden. 
Eine unbestellbare Postsendung würde in das Aufenthaltsmelde- 
amt wandern, und dort würde man, wenn der Adressat auch 
nur kurze Zeit im Postamtssprengel gewohnt hat, seine Heimat- 
gemeinde erfahren. Dem Heimatpostamte muss aber» wenn der 
Apparat richtig functionirt, die jeweilige Adresse des Be- 
treffenden bekannt sein. Das Heimatpostamt würde aber auch 
abgesehen hievon gewissermassen zum Forum domicilii des Ver- 
kehres werden , indem es Briefe und Correspondenzen an die bei 
ihm evident geführten Personen zur Weiterbeforderung zu über- 
nehmen hätte. Um mit jemandem correspondiren zu können, 
würde man dann also nur entweder seinen Heimatort oder 
einen Ort , in dem er sich einmal , sei es auch nur vorübergehend, 
aufgehalten hat, zu wissen brauchen. Man könnte auf Grund 
dieser Daten die Correspondenz entweder an das Heimatpostamt 
zur Weiterbeförderung richten, oder aber bei diesem oder dem 
Meldeamte des früheren Aufenthaltsortes Erkundigungen über 
Heimat, beziehungsweise derzeitigen; Aufenthalt einholen. Diese 
Erkundigungen könnten am besten wiederum durch eigens zu 
diesem Zwecke aufgelegte, aber entgeltlich zu erwerbende und 
portopflichtig zu behandelnde Postkarten erzielt werden. Durch 
den Erlös dieser Karten, sowie durch den im Falle der 
Heranziehung des Heimatpostamtes zur Beförderung von Post- 
sachen einzuhebenden Portoaufschlag würde für die Kosten des 
Meldedienstes wenigstens eine theilweise Bedeckung gefunden 
werden. 

Für das Heimatrecht wäre ein so eingerichtetes Melde- 
wesen von hervorragender Bedeutung. Zunächst würde der 
Einzelne selbst häufiger Anlass haben , sich mit der Frage 
seines Heimatrechtes zu beschäftigen. Er würde daher auch mit 
grösserer Bestimmtheit anzugeben in der Lage sein, wohin er 
zuständig ist. Sodann würden irrige Ansichten über das eigene 
Heimatrecht leichter und rascher berichtigt werden. Die erste 
Eintragung einer Person in das Evidenzbuch hätte nur provi- 
sorisch zu erfolgen. Zugleich mit derselben wäre die angebliche 
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Heimatgemeinde von der Meldung zu verständigen und zur 
Aeusserung aufzufordern , ob sie das Heimatrecht des Meldenden 
anerkennt. Erst auf Grund einer solchen Anerkennung (die auch 
stillschweigend , durch Versäumung der hiefür gesetzten Frist, 
erfolgen kann), beziehungsweise eines den Heimatstritt erledigen- 
den Ausspruches der competenten Behörde wäre die definitive 
Eintragung vorzunehmen. Auf diese Weise wäre der Anlass, 
zweifelhafte Heimatrechte festzustellen , öfter gegeben. Er wäre 
gegeben zu einer Zeit, wo vielleicht die relevanten Daten 
leichter beschaffbar sind , als wenn schon die Armenversorgung 
einer Person actuell geworden ist. Die Aufenthaltsevidenz würde 
auf diese Weise von selbst zu einer Evidenz der Heimat Ver- 
hältnisse führen, welche nicht in letzter Linie der Ver- 
waltung zugute käme. 

Was speciell die heimatrechtliche Ersitzung betrifft, so 
wären die für dieselbe entscheidenden Aufenthaltsdaten dem 
den Heimatgemeinden zugänglichen Evidenzbuche mit Leichtig- 
keit zu entnehmen, insbesondere wenn dieses durch Eröffnung 
entsprechender Rubriken gerade diesem Zwecke angepasst würde. 
Durch Einsichtnahme in das Evidenzbuch würde die Heimat- 
gemeinde nicht nur von den ihr zustehenden Entledigungstiteln 
Kenntniss erlangen, sondern auch in die Lage gesetzt sein, 
diese Titel nachzuweisen , da den evidenzämtlichen Eintragungen 
(zum Mindesten gegen den Meldenden und dessen Nachfolger) 
volle Beweiskraft zukäme. 

Die vorstehenden Bemerkungen über die zweckmässige 
Reform des Meldungswesens sind selbstverständlich blos skizzen- 
hafte Andeutungen, welche in Umrissen die Art und Weise 
veranschaulichen sollen, wie den Interessen des Verkehres , der 
Bevölkerung und der öffentlichen Verwaltung gleichzeitig am 
besten und zweckmässigten gedient werden könnte. Dass übrigens 
hiebei an die schon gegenwärtig bei uns geltenden militärischen 
Meldevorschriften angeknüpft wurde , hat der sachkundige Leser 
bereits bemerkt. Unverändert lassen sich natürlich diese Vor- 
schriften nicht für die gesammte Bevölkerung recipiren. Denn 
man kann nicht alle Staatsbürger gleich Soldaten behandeln. 
Im Einzelnen wären natürlich noch genauere Bestimmungen über 
die Beschaffenheit und über die Rechtswirkung der Meldungen, 
weiter über die Rechtsfolgen der Uebertretung der Meldevor- 



172 

Schriften, über die Meldepflicht der Heimatlosen und Aus- 
länder u. s. w. nöthig. Auch verhehlen wir uns keineswegs , dass 
trotz aller Cautelen die Vorschriften nicht immer prompt ge- 
handhabt werden würden , und dass hiebei sowohl Unterlassungen 
und Falschmeldungen seitens der Meldepflichtigen, als auch 
Ordnungswidrigkeiten seitens der Meldeämter vorkommen könnten 
nnd würden. Allein dieser Umstand kann vernachlässigt werden, 
wenn nur die Gewähr dafür besteht — und eine solche kann 
durch zweckmässige Einrichtungen geschaffen werden — dass 
der Meldeapparat im Ganzen und Grossen richtig und zu- 
verlässig functionirt. 

2. Die Thätigkeit, welche die Verwaltung nach Ein- 
tritt der heimatrechtlichen Ersitzung , jedoch vor der Geltend- 
machung des ersessenen Anspruches, entfalten kann, ist auf 
die Constatirung des Umstandes , dass dieser Anspruch erworben 
ist, und auf die Verständigung der zur Geltendmachung des- 
selben berufenen Personen gerichtet. Die Mitwirkung der Staats- 
verwaltung wäre in dieser Hinsicht entbehrlich, wenn das 
Meldewesen in der unter 1 vorgeschlagenen Weise reorganisirt 
werden würde. Dann hätte der Staat durch Führung der beiden 
Bücher genug gethan und könnte es den Gemeinden überlassen, 
das Evidenzbuch einzusehen. Uebrigens wäre es auch da möglich, 
den Heimatgemeinden dadurch noch mehr entgegen zu kommen, 
dass man ihnen von Zeit zu Zeit Auszüge aus dem Evidenz- 
buche sendet, welche die Eintragungen betreffs der bereits 
mehr als zehn Jahre vom Heimatorte abwesenden Personen 
enthalten. Insolange aber der Staat das Meldewesen nicht 
centralisirt und uniformirt, mangelt vor allem ihm selbst die 
Kenntniss von dem Vorhandensein des Ersitzungstitels. Es kann 
ihm nicht zugemuthet werden, etwa planlose Recherchen in 
dieser Beziehung vorzunehmen oder aber sich stichprobeweise 
bei dem einen oder anderen Individuum von dem Vorhandensein 
des Heimatrechtstitels zu überzeugen. Auch hätten solche gelegent- 
liche Feststellungen keinen allzu grossen Werth. Wohl aber 
können von Zeit zu Zeit umfassende Constatirungen vor- 
genommen werden. Insbesondere bietet die grosse Verwaltungs- 
action der Volkszählung einen passenden Anlass, um aus 
' der Gesammtheit der Bevölkerung jene Personen herauszu- 

finden, bezüglich welcher die Ersitzungsvoraussetzungen existent 
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geworden sind. "') Der Gedanke , die Volkszählnngsarbeiten 
für die heimatrechtliclien Evidenzhaltungszwecke zu ver- 
werthen, ist dem österreichischen Rechte nicht fremd. Wir 
finden ihn in einem Gesetze ausgesprochen, welches in den 
Materialien zur Heimatrechtsnovelle allerdings nicht erwähnt 
wird. In dem Tiroler Landesgesetze vom 19. Juli 1882, Nr. 23 
L. G. Bl. , betreffend das Gemeindestatut und die Gemeindewahl- 
ordnung der Stadt Bozen , heisst es im §. 8 : 

„Die Stadt Bozen hat über alle Bewohner nach Angehörigen 
und Nichtangehörigen (Gemeindegenossen und Fremde) ab- 
gesonderte Verzeichnisse (Matrikel) zu führen, deren Er- 
gänzung und Berichtigung von Fall zu Fall erfolgt und 
welche gelegentlich jeder Volkszählung zu er- 
neuern sind " 

Nicht in Anknüpfung hieran , aber doch in Verfolgung des 
gleichen Gedankenganges beabsichtigte der Verwaltungsausschuss 
des Abgeordnetenhauses die Volkszählungsarbeiten für die heimat- 
recjitliche Ersitzung nutzbar zu machen. Die Bestimmung des 
Art. II der Novelle ^) wird im Ausschussberichte wie folgt 
motivirt (S. 17): 

„Bekanntlich war nach Massgabe des Volkszählungsgesetzes 
die letzte ämtliche Volkszählung am 31. December 1890; es 
wurde daher mit diesem Tage amtlich die Zuständigkeit, 
beziehungsweise Heimatberechtigung der österreichischen Staats- 
bürger, sowie der Aufenthalt derselben in einer bestimmten 

Gemeinde erhoben Die mit diesem Tage bezüglich der 

Heimatberechtigung und des Aufenthaltes der österreichischen 
Staatsbürger amtlich festgestellten Daten bieten ohne Zweifel 
die relativ sicherste Basis dafür , in welcher Gemeinde derjenige, 
welcher auf Grund der beantragten Novelle die Ersitzung des 
Heimatrechtes geltend machen will, am 1. Jänner 1891 heimat- 
berechtigt war, beziehungsweise als fremd gezählt worden ist. 
Es werden somit die für den Beginn der Ersitzung des Heimat- 
rechtes wichtigsten Daten, nämlich die Heimatberechtigung 
eines bestimmten Individuums in einer bestimmten Gemeinde, 
sowie der Aufenthalt eines Individuums in einer anderen Ge- 



') Vgl. Hu gel mann in der Oest. Zeitschr. f. Verw., 1896, S. 230. 
') Vgl. oben S. 122 f. 
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meinde, welche nicht die Heimatgemeinde desselben ist, am 
Anfangstermine der in der Novelle festgesetzten zehnjährigen 
Ersitzungsfrist amtlich constatirtsein und diese Daten 
somit eine sichere Basis für die Entscheidung der Frage bilden, 
wo jemand am Beginne der zehnjährigen Ersitzungsfrist heimat- 
berechtigt war, und wo jemand zu dieser Zeit sich aufgehalten 
hat. Diese ämtliche Constatirung bietet so viele Vortheile für 
die seinerzeitige Entscheidung über die Vollendung der Er- 
sitzung und für die Zuerkennung des Heimatrechtes selbst , dass 
schon aus diesem Grunde der Ausschuss sich für die Annahme 
des 1. Jänner 1891 als Beginn der Ersitzungsfrist entschieden 
hat. Aber auch noch ein zweites Moment war für dieses Vor- 
gehen des Ausschusses massgebend. Bekanntlich findet die nächste 

amtliche Volkszählung erst am 31. December 1900 statt. 

Für diejenigen nun , welche in Gemässheit der vorliegenden 
Novelle mit 1. Jänner 1891 die Ersitzung des Heimatrechtes 
in der damaligen Aufenthaltsgemeinde begonnen haben werden, 
wird somit der 1. Jänner 1901 der Endtermin der Ersitzungs- 
zeit sein. Dieser Tag wird aber auch zugleich der Zeitpunkt 
sein, mit welchem auf Grund des Volkszählungsgesetzes amt- 
lich constatirt sein wird, wo der betreffende Ersitzer bisher 
heimatberechtigt gewesen ist , und wo er bisher den Aufenthalt 
genommen hat. Es werden somit an diesem Termine die für die 
vollzogene Ersitzung des Heimatrechtes wichtigsten Daten, 
nämlich die Momente der bisherigen Heimatberechtigung und des 
bisherigen Aufenthaltes amtlich constatirt und somit die verläss- 
lichsten Anhaltspunkte für die Entscheidung der Frage der vollen- 
deten zehnjährigen Ersitzung des Heimatrechtes geboten sein. " 
Der Verwalti^ngsausschuss argumentirt offenbar in folgender 
Weise: Die Zählungen von 1890 und 1900 geben Aufschluss 
über Aufenthalt und Heimat eines jeden Einwohners. Ist nun 
durch das Volkszählungsoperat constatirt, dass jemand am 
31. December 1890 sich nicht in seiner Heimatgemeinde , sondern 
in X aufgehalten hat, und dass er am 31. December 1900 sich 
noch immer daselbst aufhält , ohne seine Zuständigkeit inzwischen 
geändert zu haben, so sind hiemit „die verlässlichsten Anhalts- 
punkte für die Entscheidung der Frage der vollendeten zehn- 
jährigen Ersitzung des Heimatrechtes geboten". Unseres Er- 
achtens beweisen aber die bei der Volkszählung gewonnenen 
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Daten nicht allzu viel. Sie beweisen nämlich nicht , — und dies 
wäre doch das Entscheidende — dass sich das Ersitzungssubject 
von 1890 bis 1900 ununterbrochen in X aufgehalten hat. ^) 

Immerhin aber ist die gedachte Constatirung werthvoU. 
Denn im Ganzen und Grossen wird man in dem Kreise 
jener Personen , bezüglich welcher festgestellt ist , dass sie sich 
an den beiden Zählungstagen in derselben Gemeinde, welche je- 
doch nicht ihre Heimatgemeinde ist, aufgehalten haben, die 
Ersitzungssubjecte zu suchen haben. Sie zu suchen, wäre 
dann eine besondere, von der Volkszählung selbst losgelöste 
Verwaltungsaufgabe. Das Gesagte gilt blos im Grossen 
und Ganzen, weil der Aufenthalt, der im Wege der Volks- 
zählung ermittelt wird , nicht nothwendig mit dem qualificirten 
Ersitzungsaufenthalte der Heimatrechtsnovelle identisch ist. 
Geringer würde die Bedeutung der erwähnten Daten sein , wenn 
die letzteren bei späteren Volkszählungen ermittelt werden. 
Wenn es sich z. B. um Daten der Volkszählungen von 1900 
und 1910 handelt, so können wir nicht einmal mit der gedachten 
Einschränkung sagen: Nur derjenige, der sich an beiden 
Zählungstagen in einem und demselben ausserhalb seiner Heimat 
gelegenen Orte aufgehalten hat , kann den Heimatrechtstitel er- 
worben haben. Denn einerseits braucht der Ersitzungszeitraum- 
nicht mit dem Zählungsintervalle zusammen zu fallen, — die 
Ersitzung konnte sich z. B. in dem Decennium von 1899 bis 
1909 vollziehen — andererseits kann aber auch der Ersitzungs- 
titel vom Ascendenten oder Ehemann abgeleitet worden sein. 
Hieraus folgt, dass man vom Jahre 1910 ab aus der blossen 
Thatsache, dass die bei zwei aufeinanderfolgenden Zählungen 
ermittelten Aufenthaltsdaten auseinanderfallen, nicht auf den 
Mangel eines Ersitzungsanspruches wird schliessen können. 

Die unmittelbare Verwerthung der Volkszählungs- 
daten für die Constatirung der Heimatrechts- und Entledigungs- 
titel wäre somit nicht sehr fruchtbar. Bedeutsam wird die Volks- 
zählung für die Geltendmachung dieser Titel nur werden , wenn 
man sie zum Anlass für eine selbständige Action der 
Verwaltung nimmt. Durch die Volkszählung erfahren wir, 
wer sich in der Gemeinde dauernd aufhält, ohne ihr anzu- 



») Vgl. die Rede des Abg. Götz in den Sten. Prot., a. ä. 0. S. 26794. 
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gehören. Für die kommenden Zählangen könnte dabei der Be- 
griff des dauernden Aufenthaltes im Einklänge mit den Be- 
stimmungen der HeimatreehtsnoveUe über den Ersitzungs- 
aufenthalt präcisirt werden. Auch könnten gewisse Daten schon 
im Wege der Volkszählung erhoben werden, welche nicht be- 
weisen, dass der zu Zählende den Ersitzungstitel hat ^°), sondern, 
ob er ihn überhaupt haben kann. So z. B. wäre eine Rubrik: 
„Todestag des ehelichen Vaters, beziehungsweise der unehelichen 
Mutter" von Werth. Wenn seit diesem Todestage mehr als fünf 
Jahre verstrichen sind , so kann von einem auf den Ersitzungs- 
aufenthalt des Ascendenten zurückzuführenden Entledigungs- 
titel keine Rede mehr sein. 

Auf diese Weise würde man das Rohmaterial für die 
selbständige Verwaltungsthätigkeit gewinnen. Diese Thätigkeit 
würde den Zweck verfolgen , diejenigen Personen herauszufinden, 
welchen ein Heimatrechtstitel zusteht oder bezüglich welcher 
wenigstens die Heimatgemeinde den Entledigungstitel hat. ^^) 
Hiebei kann sich die Verwaltung aller jener Hilfsmittel be- 
dienen, die ihr sonst zu Gebote stehen. Sie kann die Parteien 
einvernehmen , den Gemeinden Berichte abverlangen , Urkunden 
requiriren u. s. w. Hat sich die Existenz eines Ersitzungsan- 
spruches herausgestellt , so sind die Berechtigten hievon mit der 
Aufforderung zu verständigen , den ersessenen Anspruch geltend 
zu machen. Diese Aufforderung wäre allerdings unverbindlich. 
Sie würde aber durch den Hinweis auf die gesetzlichen Unter- 
lassungsfolgen (Verjährung des Anspruches, eventuelle Ver- 
sorgungspflicht) den nöthigen Nachdruck erlangen. 

• Durch eine solche Action, .welche den Behörden im 
Verordnungswege zur Pflicht gemacht werden kann, ohne 
dass die Heimatrechtsnovelle oder das Volkszählungsgesetz ab- 
geändert oder ergänzt zu werden brauchten ^^) , würde man dem 

^^) Oder gehabt hat. Deon es handelt sich hauptsächlich um die Con- 
statirung der Entledigungstitel, und diese können ja die correspondirenden 
Heimatrechtstitel überdauern ! 

^') Die Constatirung der Zusicherungsansprüche ist nicht noth wendig, 
weil die Verwaltung im Allgemeinen ein geringes Interesse an deren Geltend- 
machung hat, und weil mit dieser Geltendmachung wenig gewonnen ist, solange 
sich der Ausländer nicht um die österreichische Staatsbürgerschaft bewirbt. 

»«) Für die Volkszählung kommt §. 14 des Ges. y. 29. März 1869, Nr. 67 
R. G. BI. in Betracht. 
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zu befürchtenden TJebelstande entgegenarbeiten , dass die heimat- 
rechtliche Ersitzung in vielen Fällen nicht zur Veränderung 
des Heimatrechtes führt. ^^) Allzuviel darf man sich hie von 
freilich nicht versprechen, weil, abgesehen von jenen mannig- 
fachen Unrichtigkeiten und Mängeln, die bei einer solchen 
ßazzia nach Ersitzungsansprüchen leicht unterlaufen werden, 
zahlreiche Ansprüche innerhalb der zwischen zwei Volks- 
zählungen liegenden zehnjährigen Frist entstehen und uc aus- 
genützt verloren gehen können. Darum wäre es theoretisch 
richtiger und praktisch werth voller, sich für eine stetige 
Aufenthaltsevidenz im Sinne der sub 1 gemachten Vorschläge 
zu entscheiden. 

II. Die Geltendmachung des Ersitzungsanspruches erfolgt, 
wie aus §. 4, al. 2 der Novelle hervorgeht , durch die Einbringung 
eines Gesuches, welches. an die Ersitzungsgemeinde gerichtet 
ist. Indem das Gesetz auch für die Geltendmachung des Ent- 
ledigungstitels die Gesuchsform vorschreibt, will es offenbar 
zum Ausdrucke bringen, dass die Ersitzungsgemeinde der 
entscheidendeFactorist, während die Heimat-, respecti ve 
Zuweisungsgemeinde, sowie das Ersitzungssubject und dessen 
Nachfolger, ihr gegenüber als Partei erscheint. Es ist nun 
höchst charakteristisch, dass diese Auffassung im Berichte des 
Verwaltungsausschusses geradezu bekämpft wird. Es heisst 
daselbst (S. 16): 

„Es ist weiter darauf hingewiesen worden , dass der Aus- 
spruch der Gemeinde über die ausdrückliche Aufnahme als eine 
behördliche Entscheidung aufgefasst werden muss, und dass 
der Gemeinde hiebei die Stellung einer Behörde zukomme. Auch 
dieses Argument ist für die vorliegende Frage (nämlich für 
jene des Instanzenzuges) nicht zutreffend. Es dürfte wohl keinem 
Zweifel unterliegen, dass derjenige, welcher das Heimatrecht 
in der Aufenthaltsgemeinde ersessen hat, gegen die die Ver- 
leihung des Heimatrechtes verweigernde Aufenthaltsgemeinde 
als Streittheil auftritt, dem gegenüber die Aufenthalts- 
gemeinde ebenfalls als Streittheil anzusehen ist. In diesem 
Falle treten beide, sowohl der Ersitzer, als auch die Aufenthalts- 
gemeinde als Streittheile auf, deren Streit nur die politische 



1») Vgl. oben S.27f., femer Spiegel in der Oest. Ztschr. f. Verw., 189S. S. 16. 

Spiegel, Heim. Ers. * 12 
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Behörde nach §. 36 des Heimatgesetzes zu entscheiden berufen 
ist. Ganz dasselbe, und zwar noch in verstärkterem 
Masse gilt dann, wenn im Sinne dieser Gesetznovelle die 
Heimatgemeinde der Aufenthaltsgemeinde gegen- 
übersteht und somit zwei Gemeinden in Betreff der Heimat- 
berechtigung eines Individuums, welches das Heimatrecht in 
der Aufenthaltsgemeinde ersessen hat, im Streite sich be- 
finden." 

Der Verwaltungsausschuss sieht also in der Verweigerung 
der Auftiahme in den Heimatverband eine Parteierklärung^*) 
der Ersitzungsgemeinde , welche vor der politischen Behörde 
angefochten werden kann. Damit stimmt es nun nicht überein, 
dass gegen diese angebliche Parteierklärung Berufung zu- 
gelassen ist, dass also das von der politischen Behörde zu 
pflegende Verfahren ein Verfahren zweiter Instanz ist. ^^) 

Nach §. 8 des Heimatgesetzes vom 3. December 1863 hatte 
die Gemeinde über das Ansuchen um ausdrückliche Aufnahme 
in den Heimatverband zu entscheiden. Hierin lag eine Aus- 
nahme vom Principe des (auch jetzt noch geltenden) §. 36, 
wonach die Verhandlung und Entscheidung der Angelegenheiten, 
welche das Heimatrecht betreffen , zur Competenz der poli- 
tischen Behörden gehören. Diese Ausnahme war selbstver- 
ständlich, wenn und insolange man daran festhielt., dass die 
Gemeinde in Bözug auf die Verleihung oder Nichtverleihung 
des H^imatrechtes vollkommen freie Hand haben soll. Gibt es 
keinen Anspruch auf Verleihung des Heimatrechtes , so kann 
es nur ein hierauf gerichtetes Ansuchen geben, welches 
niemand anderer als die Gemeinde (bewilligend oder abweisend) 
zu erledigen berufen ist. Es wäre eine unnütze Verzögerung, 
wenn die politische Behörde über ein an sie gerichtetes An- 
suchen nach Anhörung der Gemeinde zu entscheiden hätte, 
hiebei aber an die Erklärung der Oemeinde gebunden wäre. 
De lege ferenda braucht freilich die Verleihung des Heimat- 
rechtes seitens der Gemeinde nicht gerade als Entscheidung 



^*) In diesem Sinne hat sich auch der Regierungsvertreter in den Sten. 
Prot., a. a. 0. S. 26757 geäussert. Hiemit steht die Rede des Ministerpräsidenten 
Grafen Badeni (ebd. S. 26461) nicht im Einklänge. 

'*) Vgl. S. 211. 
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bezeichnet zu werden, i^) Allein mit ßücksicht auf die dem Ver- 
leihungsbeschlusse zukommende constitutive Bedeutung ist diese 
Bezeichnung de lege lata verständlich. 

Können wir die der Gemeinde nach dem bisherigen Rechte 
zustehende Befugniss , über das Aufaahmsgesuch zu entscheiden, 
damit begründen, dass es bisher einen Heimatrechtstitel nicht 
gegeben hat, so müssen wir uns nach einem anderen Grunde 
umsehen, wenn wir den gleichartigen Standpunkt der Novelle 
begreifen wollen. Insofern das Verhältniss des Individuums zur 
Gemeinde in Betracht kommt, werden wir um einen solchen 
Grund nicht verlegen sein. Es kann nichts Auffälliges darin 
erblickt werden , dass die Gemeinde dem Individuum gegenüber 
als Behörde auftritt, selbst in solchen Angelegenheiten, die 
ihr eigenes Interesse mitbetreffen. So wie die staatliche Finanz- 
behörde über die Rechtsgiltigkeit einer Steuer- oder Gebühren- 
vorschreibung entscheidet, obwohl der Staat eine der an 
der Steuer- oder Gebührenobligation betheiligten Parteien ist, 
so erkennt die Gemeinde über einen ihr gegenüber, er- 
wachsenen Heimatrechtstitel. Indem sie dies thut, regelt sie in 
autoritativer Weise ihre Beziehungen zum Gesuchsteller. Sie 
schafft , wofern sie dem Einheimatungsgesuche stattgibt , ein 
neues Rechtsverhältniss , wobei sie nach wie vor ihre dem Ge- 
suchsteller übergeordnete Stellung einnimmt. Das Verhältniss 
der Ueberordnung gegenüber dem Gesuchsteller macht es 
erklärlich, dass die Gemeinde in dem der Realisirung der 
heimatrechtlichen Ersitzung gewidmeten Verfahren eine behörd- 
liche Instanz ist. ^0 



") Vgl. S. 204 f. 

*') In den städtischen Statuten des Jahres 1850 wird diese Frage nicht 
gleichartig behandelt. Während in einzelnen Statuten (z. B. Görz und Triest) 
Recurs (oder Berufung) an die staatliche Behörde zugelassen ist , worauf folgt, 
dass die Gemeindebehörde die . erste Instanz ist, wird im Prager Statute 
blcs gesagt, dass der Kreispräsident über das Recht der Aufnahme in den Ge- 
meindeverband zu erkennen hat. Hieraus kann man aber nicht schliessen, dass 
der Kreispräsident in erster Instanz zu erkennen hatte. Denn im Prager 
Statute (§. 11) findet sich ausserdem der Ausdruck: „Instanzenzug^. (Vgl. 
Praäak, R. p. ü. I, S. 104, femer oben S. 11, N. 22 und unten S. 184.) — 
Das Gem. Ges. v. 1859 (§. 39) sieht in der Gemeindevertretung gleichfalls eine 
Instanz und lässt die Berufung an die der Gemeinde vorgesetzte politische 
Behörde zu. 

12* 
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Wesentlich anders ist die Stellung der Ersitznngsgemeinde 
gegenüber der bisherigen Heimat-, respective Znweisungsgemeinde 
des Ersitzungssubjectes. Von einer lieber- und Unterordnung 
kann hier von vornherein nicht gesprochen werden. Die eine 
Gemeinde ist der anderen vollkommen coordinirt und ebenbürtig. 
Jene Gemeinde, welcher der Entledigungstit^l zukommt, hat 
die gleiche Competenz in Heimatrechtssachen, wie die Ersitznngs- 
gemeinde. Sie nimmt gegenüber demjenigen Staatsbürger, um 
dessen Heimatrecht es sich bei Geltendmachung des Entledigungs- 
titels handelt, dieselbe übergeordnete Stellung ein, wie die Er- 
sitznngsgemeinde. Sie ist ihm gegenüber die Heimat, während 
die Ersitznngsgemeinde es erst werden soll und vielleicht 
nicht werden will. Das Interesse, das jede der beiden Ge- 
meinden an der Sache hat, ist zwar im concreten Falle ein 
gegensätzliches, aber seiner Natur und Stärke nach durchaus 
gleichartiges. So wenig die Ersitznngsgemeinde (zum mindesten 
in den zweifelhaften Fällen) die Heimat des Ersitzungssubjectes 
oder seiner Rechtsnachfolger werden will, ebensowenig will 
eß die bisherige Heimatgemeinde bleiben. Wird die Heimat- 
(Zuweisangs-)Gemeinde durch das Interesse, das sie an der 
Geltendmachung des Entledigungstitels nimmt, zur Partei, 
so ist nicht einzusehen , warum die ein ähnliches Interesse wahr- 
nehmende Ersitznngsgemeinde nicht Partei, sondern Ent- 
scheidungsinstanz sein soll. ^®) Im Grunde genommen handelt 
es sich für beide Gemeinden — und hierin liegt der. Gegensatz 
zu dem Verhältnisse zwischen Gemeinde und Individuum — 
doch nur um die Vertheilung öffentlicher Lasten, welche 
jede Gemeinde der anderen zuschieben möchte. 

Jede der beiden Gemeinden kann nun gewiss ihre Ver- 
pflichtung zur Tragung dieser Lasten anerkennen; die Er- 
sitznngsgemeinde kann in Anerkennung des gegen sie er- 
wachsenen Ersitzungsanspruches mit der Verleihung des Heimat- 
rechtes vorgehen. Aber wenn sie ihre Verpflichtung nicht an- 
erkennt, dann sollte in ihrem ablehnenden Verhalten eine 



f } '^) Vgl. den drastischen Aussprach des Abg. Gross (Sten. Prot., a. a. 0. 
S. 26689): ,,Hier aber wird die Entscheidung in erster Reihe einer Behörde an- 
veiFtraiit, welche die Verpflichtung hat, nicht unparteiisch zu 
sein'', ferner Tezner, Handbuch des österr. Administrativverfahrens , S. 93 f. 
und Brockhausen im Oesterr. St. W. B., IL Bd., S. 1130. 
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instanzmässige Entscheidung billigermassen nicht er- 
blickt werden. ^^) Es ist gewiss ein Fehler unseres Gesetzes ^% 
wenn dieses blos die bisherige Heimat-(Zuweisungs-)Gemeinde 
als Partei behandelt. Hieduroh wird diese Gemeinde gegenüber 
der Ersitzungsgemeinde benachtheiligt. Wenn es zur Anrufung 
der politischen Behörde kommt, hat die Ersitzungsgemeinde 
schon eine Instanz (wenn auch ihre eigene) für sich, während 
die den Anspruch erhebende Gemeinde eine Instanz gegen sich 
hat. Die als Berufungsinstanz fungirende politische Behörde hat 
ihre Entscheidung wenigstens der Regel nach auf Grund des 
erstinstanzlichen Verfahrens zu fällen. Sie kann wohl das Ver- 
fahren , wenn sie es für nöthig hält , ergänzen , berichtigen 
lassen u. s. w. Aber dadurch wird doch nur das alte Verfahren 
geflickt , nicht ein neues durchgeführt. Die Missgriffe der ersten 
Instanz lassen sich nicht immer gut machen. Wäre der dem Ge- 
suche ungünstige Beschluss der Ersitzungsgemeinde als Partei- 
erklärung hingestellt worden, so könnte und müsste hingegen 
die politische Behörde ab ovo vorgehen. Sie wäre dann diejenige un- 
parteiische Behörde, die dem Verfahren die Richtung geben müsste, 
was ihr, sobald sie blos Berufdngsinstanz ist, nicht möglich ist. 
in. Das Gesuch hat von der anspruchsberechtigten Person 
auszugehen und ist an die Ersitzungsgemeinde gerichtet. An- 
spruchsberechtigt ist jene physische Person, welcher der 
Ersitzungstitel zusteht, und jene Gemeinde, welche den 
Entledigungstitel erworben hat. An Stelle der ersteren kann 
auch deren Vertreter handelnd auftreten. Dass eine Bevoll- 
mächtigung zur Geltendmachung des Ersitzungstitels zulässig 
ist , lässt sich wohl nicht bezweifeln. 21) Von grösserer Bedeutung 



^•) Dies ist wohl anch von der Regierung nicht verkannt worden. Vgl. 
die Aensserang des Grafen Badeni in seiner in Note 14 citirten Rede : „Ebenso 
wie überhaupt in Streitfällen jn Heimatangelegenheiten die politischen Behörden 
zu entscheiden haben , so ist auch in diesem Falle die Competenz derpolitischen 
Behörde begründet, und es ist nur eine aus Opportunitätsrücksichten und 
im Hinblicke auf das Interesse der Gemeiniden getroffene Ausnahme, dass die 
Entscheidung in erster Instanz der Gemeinde übertragen wird.^ 

*®) Vgl. dem gegenüber Art. 7 a und 23 f. des bayerischen Gesetzes. Nach 
Art. 24 ist die Ereisregierung, Kammer des Innern, beziehungsweise die der Er- 
sitzungsgemeinde vorgesetzte Districtsverwaltungsbehörde , in Streitigkeiten be- 
treffend den Anspruch auf Verleihung des Heimatrechts die erste Instanz. 

»») Vgl. Tezner, a. a. 0. S. 99. Mayrhofer, I, S. 1158. 
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ist die Frage, ob der gesetzliehe Vertreter einer handlungs- 
unfähigen Person das Gesuch in deren Namen überreichen kann. 
Es kommen hier sowohl Vormünder als Curatoren in Betracht, 
Vormünder , insofern der Anspruch einem Nachfolger im Heimat- 
rechte des Ersitzungssubjectes zusteht, Curatoren in diesem, 
sowie in dem Falle, wenn der Anspruch im Interesse des Er- 
sitzungssubjectes selbst geltend gemacht werden soll. Mit einer 
ähnlichen Frage hat sich bereits das Hofkatteleidecret vom 
31. März 1831i Z. 7357 (Prov. G. S. f. Nieder-Oest. XIIL Bd., 
Nr. 54) beschäftigt. Es heisst daselbst : 

„Nachdem die gesetzUch berufenen Vertreter minderjähriger 
Personen für letztere vertragsmässige Rechte aller Arten er- 
werben und vertragsmässige Verbindlichkeiten übernehmen 
können, so sind sie auQh befugt, für ihre Pflegebefohlenen 
die Verleihung der Staatsbürgerschaft zu erwirken." 22) 

Fast gleichzeitig hat das Auswanderungspatent vom 24. März 
1832, Nr. 2557 J. G. S. im §. 3 verordnet: 

„Das Gesuch (seil, um Bewilligung der Entlassung aus 
der österreichischen Staatsbürgerschaft) muss enthalten : a) den 
Beweis , dass die bittstellende Person selbständig ist und in 
freier Ausübung ihrer Rechte sich befindet; ausserdem ist 
das Gesuch durch den gesetzlichen Vertreter an- 
zubringen . . . ." 

Wir können es daher als einen altösterreichischen Grund- 
satz ansehen , dass auch der gesetzliche Vertreter einer handlungs- 
unfähigen Person über deren Statusverhältnisse zu disponiren 
berufen ist, allerdings vorbehaltlich der nach Analogie des 
§. 233 a. b. G. B. erforderlichen pflegschaftsbehördlichen Ge- 
nehmigung. 28) Bei den Curatoren liegt der Fall insofern anders, 
als sie nicht zugleich für die Person des Pflegebefohlenen 
zu sorgen, sondern nur jene Angelegenheiten zu besorgen haben, 
welche die Pflegebefohlenen selbst zu besorgen unfähig sind. 
Mit Rücksicht hierauf wird es im einzelnen Falle darauf an- 
kommen , welche Aufgabe der Curator zu erfüllen hat. So 



^^) Bindend ist allerdings blos die Disposition dieser gesetzlichen Be- 
stimmung und nicht deren Motivirung, welcher die Construction eines Auf- 
nahmsvertrages zugrunde liegt. Vgl. Karminski, Zur Codification des österr. 
Staatsbtirgerschaftsr echtes, S. 29. 

") So auch Tezner, a. a. 0. S. 98. Vgl. Hye, 228. 
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wird der Curator eines Verschwenders j der Anslandscurator 
u. s. w. nicht berechtigt sein, für seinen Curanden die heimat- 
rechtliche Ersitzung geltend zu machen , während dem Curator 
eines Geisteskranken die Legitimation hiezu nicht abgesprochen 
werden kann. In gleicher Weise wird diese Befugniss dem 
Posteritätscurator zustehen , speciell dann , wenn der Ersitzungs- 
titel zu verjähren droht. 2*) 

Für die im Besitze des Entledigungstitels befindliche Ge- 
meinde tritt jenes Organ handelnd auf, welches sie auch in 
anderen Angelegenheiten nach aussen hin zu vertreten hat: 
der Gemeindevorsteher oder Bürgermeister. 25) Die Mitwirkung 
der Gemeinderäthe ist ebenso entbehrlich wie die Beschluss- 
fassung des Gemeindeausschusses, weil es sich nicht um die 
Uebernahme von Verpflichtungen, sondern um das gerade 
Gegentheil, um die Abwälzung von Lasten handelt. 

Welches Gemeindeorgan über die Aufnahme in den Heimat- 
verband zu entscheiden hat , ist weder im Reichsgemeindegesetze, 
noch im Heimatgesetze von 1863, noch in der Novelle aus- 
gesprochen. 26) Massgebend sind hiefür die Bestimmungen der 
Gemeindeordnungen und der Gemeindestatute. Nach den Ge- 
meindeordnungen gehört die Verleihung des Heimatrechtes zur 
Wirksamkeit des Gemeindeausschusses. ^7) Nach den städtischen 

^*) Vgl. oben S. 142. — Der sog. väterliche Curator wäre zwar an sich 
zur Einbringung des Gesuches legitimirt, wird aber das Gesuch niemals ein- 
bringen können, weil den Kindern der Heimatrechtstitel solange nicht zustehen 
kann, als der Vater lebt. Eine Ausnahme gilt natürlich dann, wenn eine minder- 
jährige Witwe den Ersitzungstitel vom Ehemanne ableitet. 

«^) In den städtischen Statuten (z. B. Wien §. 89, Prag §. 139) heisst es: 
„Der Bürgermeister repräsentirt die Gemeinde als juristische (moralische) Person 
nach aussen sowohl in (Civil-) Rechts- als in Verwaltungsangelegen- 
heiten". (Vgl. auch §. 107 des provis. Gem. Ges.) 

^*) Im prov. Gem. Ges. hiess es im §. 12a: Die Aufnahme erfolgt „durch 
förmlichen Gemeindebeschluss" , worunter natürlich ein Gemeindeausschussbeschluss 
zu verstehen war. Im Gem. Ges. v. 1859 (§. 38) wurde „Beschluss der Gemeinde- 
vertretung" gefordert. 

*') In Galizien, Dalmatien und Görz und Gradisca ist allerdii gs der 
Gemeinderath der entscheidende Factor. Allein es ist zu beachten, dass in 
diesen drei Ländern eben jenes Collegium „Gemeinderath" heisst, welches in den 
übrigen Ländern „Gemeindeausschuss" genannt wird. — Die Verleihung des 
Heimatrechtes gehört auch in jenen galizischen Gemeinden zur Competenz des 
(Stadt-)Gemeinderathes, für welche die Gemeindeordnungen vom 13. März 1889, 
L. 24 und vom 3. Juli 1896, L. 51 gelten. 
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Statuten sind zur Beschlussfassung berufen: Der Gemeinde- 
aussehuss in Kremsier , Ung.-Hradisch, Znaim und Cilli; der 
Gremeinderath in Czernowitz , Lemberg , Krakau , Görz , Rovigno, 
Klagenfurt, Laibach , "Waidhof en a. d. Ybbs, Wiener-Neustadt, 
Linz, Steyr, Salzburg, Troppau, Bielitz, Friedek, Graz, 
Marburg, Pettau, Trient, Innsbruck und Bozen *8), das Stadt- 
verordnetencoUegium in Reichenberg, Iglau und Olmütz; der 
grosse Ausschuss in Brunn, der Bürgerausschuss in Roveredo. 
In sämmtlichen dreissig Städten ist es die volle Gemeinde- 
vertretung, die über das Gesuch entscheidet. 

In Prag ist nach §.11 des Statuts in erster Instanz der 
Stadtrath und in zweiter Instanz das Stadtverordnetencollegium 
competent. Diese Bestimmung wird auch in Hinkunft im Falle 
des §, 7 Nov. (nämlich bei der freiwilligen Aufnahme in den 
Heimatverband) gelten. ^8) Wenn es sich dagegen um die Auf- 
nahme auf Grund der Ersitzung handelt, ist für den Instanzen- 
zug nicht das Gemeindestatut, sondern die Heimatrechtsnovelle 
entscheidend. Die vom Stadtrathe ausgesprochene Verweigerung 
der Aufnahme geht von der Aufenthaltsgemeinde aus (§. 6, al. 2 
Nov.) und kann daher sofort vor der Staatsbehörde angefochten 
werden. Dies schliesst freilich nicht aus, dass das Stadtverord- 
netencollegium , welches ja gleichfalls ein Organ der Anfent- 
haltsgemeinde ist, den Einschreiter von Amtswegen oder über 
Ansuchen klaglos stellt und dadurch die Berufung gegenstands- 
los macht. 

Nach dem Triester Statute (§.119 n) hat der Verwaltungs- 
ausschuss über die Auiiiahme von Fremden in den Gemeinde- 
verband als Angehörige in jenen Fällen zu entscheiden, in welchen 
dieselben nicht schon nach §. 13 darauf Anspruch haben, sonst nach 
§. 127 g der Magistrat. Da die Novelle zwar einen Heimatrechts- 

") In Innsbruck (§. 57 Stat.) und in Bozen (§. 50 Stat.) darf über die 
Aufnahme in den Gemeindeverband nur bei Anwesenheit von zwei Drittheilen 
der Gemeinderathsmitglieder entschieden werden. In Bozen ist überdies eine 
Majorität von wenigstens 17 Stimmen, d.i. die absolute Majorität aller (auch 
der abwesenden) Gemeinderathsmitglieder noth wendig. Diese Bestimmungen werden, 
solange die Statuten keine Abänderung erfahren, auch in jenen Fällen An- 
wendung finden , in welchen die Gemeinde auf Grand der Novelle zur Aufnahme 
in den Gemeinde verband verpflichtet ist. 

2*) Der „Ausschluss jeder Berufung" (§.7) steht dem, wie Praiak 
a. a. 0., I, S. 104, richtig hervorhebt, nicht im Wege. 
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titel gewährt, aber nicht den §.13 des Triester . Statutes reac- 
tivirt, so ist an der Competenz des Verwaltungsausschnsses 
nicht zu zweifeln, wenn auch dem Geiste des Triester Statuts 
die Competenz des Magistrates mehr entsprechen würde. 

Die einzige Stadt, deren Statut die aufgeworfene Frage 
nicht ausdrücklich entscheidet, ist eigenthümlicherweise Wien. 
Aus §. 67 in Verbindung mit §. 52, lit. s des Statuts lässt sich 
jedoch die Competenz des Stadtrathes zur Entscheidung über 
die Verleihung des Heimatrechtes ableiten. 

IV. Die Formerfordernisse des Gresuches sind dieselben 
wie bei Gesuchen anderer Art, ^o) Uebrigens wird es die Er- 
sitzungsgemeinde mit diesen Erfordernissen nicht allzu streng 
nehmen dürfen. Abgesehen davon, dass formelle Mängel der 
Eingabe eine Abweisung im Verwaltungsverfahren im all- 
gemeinen überhaupt nicht rechtfertigen, kommt hier in Betracht, 
dass trotz §. 4 , al. 2 der Novelle Gemeinden im Verkehre mit- 
einander kaum die Gesuchsform wählen werden. 

Wichtiger ist die Frage, welchen Inhalt das Gesuch 
haben muss. Selbstverständlich muss darin das Begehren gestellt 
sein, den Gesuchsteller oder aber (im Falle der Geltend- 
mäghung des Entledigungstitels) eine oder mehrere der gesuch- 
stellenden Gemeinde angehörige Personen in den Heimat- 
verband der angerufenen Gemeinde aufzunehmen. Ebenso selbst- 
verständlich wird dieses Begehren unter Berufung auf die ein- 
getretene heimatrechtliche Ersitzung irgendwie motivirt sein 
müssen. Eine erschöpfende und ausreichende Motivirung oder 
gar die Beilegung von Beweisurkunden, die Anbietung von 
Beweisen u, s. w. wird jedoch nicht gefordert werden dürfen. 
Daraus, dass ein Verfahren nur über Parteiantrag eingeleitet 
werden darf, folgt noch nicht, dass alle für die Entscheidung 
relevanten Umstände schon in diesem Antrage vorgebracht oder 
bewiesen werden müssen. ^^) 

Die Gesuche, in welchen ein Heimatrechts- oder ein Ent- 
ledigungstitel geltend gemacht wird, sind nach §. 4, al. 2 der 

»®) Vgl. hierüber Tezner, a. a. 0. S. 105ff , Menzel im Oest. Staats- 
wörterbuche , II. Bd., S. 1481; Mayrhofer, a. a. 0. 1, S. 1159ff. 

»^) Vgl. Tezner, a. a. 0. S. 108 f. und 180 ff., ferner die Entschliessung 
des bayerischen Staatsministeriums des Innern vom 29. Juni 1868 den Vollzug 
des Heimatgesetzes betreffend (zu Art. 6 — 8 H. Gr.). Proebst, a. a. 0. S. 148 f. — 
Vgl. S. 187. 



186 

Novelle gebührenfrei. Diese Begünstigung ist den Gesuchen, 
welche die Geltendmachung eines blossen Zusicherungsanspruches 
zum Gegenstande haben, nicht zugestanden worden. Daraus, 
dass in dem den Zusicherungsanspruch behandelnden §. 5 der 
§. 2 bezogen ist , folgt wohl , wie an früherer Stelle ausgeführt 
wurde^^), dass die Voraussetzungen der Ersitzung bei In- 
und Ausländern die gleichen sind, nicht aber, dass die von 
beiden eingebrachten Gesuche gleich behandelt werden müssen. 
Die Frage, welche Stempelgebühr die die Heimatzusicherung 
anstrebenden Ausländer zu entrichten haben, kann hier wohl 
übergangen werden. 

Die Rechtswirkung des eingebrachten Anspruchsgesuches 
besteht darin, dass einerseits die angerufene Gemeinde ver- 
pflichtet ist, in die Erledigung des Gesuches einzugehen, und 
dass andererseits eine Verjährung des geltend gemachten An- 
spruches, wofern dieser überhaupt noch aufrecht besteht, aus- 
geschlossen wird. Wenn also die Verjährungsfrist bereits läuft, 
so wird sie durch die Einbringung des Gesuches unterbrochen. 
Anderenfalls aber kann sie nicht zu laufen beginnen. *^) 



»^) S. 123 ff. 

'^) Ausgeschlossen wird aber nnr die Verjährung des geltend gemactiten 
Anspruches. Die Geltendmachung des Heimatrechtstitels unterbricht nicht die 
Verjährung des Entledigungstitels und umgekehrt. Erst die auf Grund des 
geltend gemachten Titels erfolgende Heimat rechts Verleihung zerstört auch 
den nicht geltend gemachten Titel. (Vgl. oben S. 145, N. 25.) 



VIII- Die Durchführung des Verfahrens. 

i. Es kann natürlich nicht unsere Absicht sein, an dieser 
Stelle einen Abriss des Administrativverfahrens zu geben. Nur 
auf Einzelheiten des Verfahrens soll hingewiesen werden , welche 
im Hinblicke auf unseren Gegenstand eine besondere Beachtung 
verdienen. Zunächst fragt es sich, ob es überhaupt nöthig ist, 
zwischen Gesuch und Entscheidung ein Verfahren einzuschieben, 
wenn die Sache sofort zu Gunsten oder Ungunsten des Ein- 
schreiters spruchreif ist. 

1. Dass das Gesuch wegen formeller oder inhaltlicher 
Mängel nicht ohne "Weiteres zurückgewiesen werden kann, er- 
gibt sich aus dem am Schlüsse des vorigen Capitels Aus- 
geführten. Sache der Ersitzungsgemeinde ist es, sich von dem 
Vorhändensein der Ersitzungsvoraussetzungen Kenntniss zu ver- 
schajffen, nicht aber, weil ihr die Kenntniss derselben fehlt, 
das Gesuch zurückzuweisen. Allein es kann sich schon aus dem 
Gesuche die Grundlosigkeit des Begehrens von selbst ergeben i), 
oder aber die erkennende Gemeinde kann Kenntniss davon haben, 
dass das gestellte Begehren nicht begründet ist, z. B. weil sie 
weiss , dass sich das Ersitzungssubjeet niemals in ihrem Weich- 
bilde aufgehalten, oder dass sein Aufenthalt nicht volle zehn 
Jahre angedauert hat, dass derselbe ein unfreiwilliger war, 
dass der seinerzeit erworbene Titel schon verjährt ist u. s. w. 
Kann in diesem Falle das Gesuch sofort, a limine^ zurück- 
gewiesen werden ? Insofern es sich um einen vermeintlichen Zu- 



*) Z. B. wenn die vermeintliche Ersitzungsgemeinde bereits Heimatgemeinde 
ist, oder wenn die gesuchstellende Gemeinde weder Heimat- noch Zuweisungs- 
gemeinde ist u. s. w. 
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sicheningsanspruch handelt, gewiss! Dean hier ist niemand 
anderer Partei als der einschreitende Ausländer. In den anderen 
Fällen könnte man zu Zweifeln deshalb Anlass finden, weil hier 
ausser dem Gesuchsteller und der erkennenden Gemeinde noch 
ein Dritter interessirt ist. Bei Geltendmachung des Heimatrechts- 
titels ist dieser Dritte die bisherige Heimat- und Zuweisungs- 
gemeinde, bei Geltendmachung des Entledigungstitels das Heimat- 
rechtssubject selbst. Kann über den Kopf dieses Dritten hinweg 
das Gesuch abgewiesen werden? Das Gesetz lässt in keiner 
Weise erkennen, dass dem „Dritten" Parteistellung eingeräumt 
werden wollte. Mangels einer ausdrücklichen Vorschrift ist für 
die Beantwortung der Frage die Erwägung massgebend, ob 
den Interessen dieses Dritten durch die abweisliche Erledigung 
des Einschreitens irgendwie präjudicirt wird. Dies ist nun nicht 
der Fall. Die Zurückweisung des Heimatrechtstitels ist für die 
anspruchsberechtigte Gemeinde, die Nichtanerkennung des Ent- 
ledigungstitels für das Ersitzungssubject und dessen Rechts- 
nachfolger rechtlich ohne Belang. Wenn auch die Novelle aus 
der Ersitzung blos einen Anspruch hervorgehen lässt (§.3 f.), 
so darf uns doch diese schon früher 2) bemängelte Construction 
nicht zu unrichtigen Schlussfolgerungen verleiten. Es genügt 
diesfalls hervorzuheben, dass das überreichte Gesuch unstich- 
hältig sein kann, obwohl das gleiche Begehren, wenn es von 
dem anderen Theile gestellt würde, begründet wäre. Der 
Entledigungstitel kann der einschreitenden Gemeinde fehlen, 
weil sie nicht Heimat- oder Zuweisungsgemeinde der unzweifel- 
haft im Besitze des Heimatrechtstitels befindlichen Person ist. 
Umgekehrt kann der Heimatrechtstitel bereits verjährt sein, 
während der Entledigungstitel noch aufrecht besteht. Dass in 
diesen Fällen die Verwerfung des einen Anspruches nicht zu- 
gleich die Nichtanerkennung des anderen in sich schliesst, liegt 
auf der Hand. Da wir aber die Rechtskraft der abweislichen 
Erledigung nach ihrem Inhalte beurtheilen müssen und nicht 
nach der Begründung der Abweisung s), so werden wir 
auch in anderen Fällen, z. B. dann, wenn die Abweisung des 
Gesuches .mit der Negirung des Ersitzungsthatbestandes oder 



») S. 148 f. 

*) Dem widerspricht wohl nicht Tezner, a. a. 0. S. 356 f. 
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der Nachfolgereigenscliaft motivirt wird, in der Abweisung 
des einen Anspruches kein Präjudiz für die Beurtheilung des 
anderen Anspruches erblicken können.*) 

Die Verständigung der Heimat-, respective Zuweisungs- 
gemeinde von dem die Greltendmachung des Heimatrechtstitels 
bezweckenden Gesuche wäre gewiss von Vortheil, da diese Gre- 
meinde dadurch von der Existenz ihres Entledigungstitels 
Kenntniss erlangen und demnach in die Lage gesetzt 
würde, ihrerseits ein Gesuch einzubringen oder wenigstens in 
dem bereits anhängigen Verfahren Belege für den Heimatrechts- 
titel zu produciren, welche der Gesuchsteller selbst nicht bei- 
zubringen vermag. Allein so wünschenswerth auch eine der- 
artige Betheiligung der Gemeinde ist, und so sehr sie den Inten- 
tionen des Gesetzes entspricht, so lässt sich liieraus allein eine 
Verpflichtung der Ersitzungsgemeinde zur Heranziehung der 
Heimat- und Zuweisungsgemeinde nicht ableiten. Hätte das 
Gesetz eine solche Verpflichtung statuiren wollen, so hätte es 
Gelegenheit gehabt, dies im §. 3, al. 2 der Novelle auszusprechen. 
Die sofortige Abweisung eines unbegründeten (nicht blos mangel- 
haft verfassten oder instruirten) Gesuches ohne Anhörung der 
betheiligten Gremeinde oder des mitbetheiligten Heimatrechts- 
subjectes ist also nicht unzulässig. 

2. Dass die Ersitzungsgemeinde einem auf die heimat- 
rechtliche Ersitzung gestützten Ansuchen um Verleihung des 
Heimatrechtes unter Anerkennung des Heimatrechtstitels ohne 
Anhörung der mitbetheiligten Gemeinde sofort stattgeben kann, 
geht schon daraus hervor, dass eine solche Erledigung im 
Interesse der letzteren gelegen ist.**) Schwieriger ist schon die 
Frage, ob die Ersitzungsgemeinde dem Gesuche stattgeben kann, 
ohne den Heimatrechtstitel anzuerkennen. Das Gesuch ist auf 
Aufnahme in den Heimatverband gerichtet. Diese Aufnahme 



*) Auf den Satz: sententia ius facti int er partes kann man sich 
hiebe! nicht bernfen. Denn wenn es auch klar ist, class die Entscheidang des 
Gesuches demjenigen nicht präjndiciren kann , der in dem abgeführten Verfahren 
nicht als Partei behandelt worden ist , so handelt es sich nnä doch darum , festzn- 
stellen, ob der dritte Interessent als Partei behandelt und demnach dem Ver- 
fahren Zugezogen werden mnss. 

^) Selbstverständlich kann anch dem Znsichemngsgesnche des Ausländers 
sofort Folge gegeben werden. 
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kann ja von der Gemeinde , anch wenn der Gesuchsteller keinen 
Anspruch hierauf hat, nach §. 1 und 7 der Novelle freiwillig 
zugestanden werden. Nun kann aber der Gesuchsteller an der 
Anerkennung seines Anspruches doch ein Interesse haben, 
nämlich dann, wenn für die freiwillige Aufiiahme in den Heimat- 
verband auf Grund landesgesetzlicher Ermächtigung eine Gebühr 
eingehoben wird. Indessen ist dieses Interesse durch die dem 
Gesuchsteller gegen die Vorschreibung der Gebühr zustehenden 
Rechtsmittel genügend gewahrt. In dem Verfahren höherer 
Instanz bildet die Frage, ob der Gesuchsteller im Zeitpunkte 
der Aufnahme den Heimatrechtstitel besessen hat, wohl die 
entscheidende Vorfrage. Allein die thatsächlich erfolgte Auf- 
nahme kann durch die oberinstanzliche Entscheidung nicht be- 
rührt werden. So liegt also auch in diesem Falle kein Grund 
vor, der Gemeinde das Recht der sofortigen günstigen Er- 
ledigung principiell abzusprechen. ^) 

Anders verhält es sich, wenn die hiezu berechtigte Ge- 
meinde einen Entledigungstitel geltend macht. Hier ist es der 
erkennenden Gemeinde nicht gestattet, dem Begehren auch dann 
stattzugeben, wenn die Voraussetzungen des Anspruches nicht 
vorliegen. Denn derjenige, quo de agttur, braucht sich die Ver- 
änderung seines Heimatrechtes nur dann gefallen zu lassen, 
wenn seine bisherige Heimat- oder Zuweisungsgemeinde that- 
sächlich einen Entledigungstitel erworben und rechtzeitig geltend 
gemacht hat. Er ist in dem an die Geltendmachung des Er- 
sitzungsanspruches sich anschliessenden Verfahren unter allen 
Umständen Partei. Er muss gehört werden. Denn ihm wird 
durch die (stattgebende) Gesuchserledigung jedenfalls präjudicirt. 
Das Erkenntniss, kraft dessen er in den Heimatverband der 
Ersitzungsgemeinde aufgenommen wird, kann nicht das Ver- 
hältniss der Ersitzungs- zur gesuchstellenden Gemeinde regeln, 
sondern bezieht sich und muss sich beziehen auf sein Ver- 
hältniss zur Ersitzungs- und zur bisherigen Heimat- und Zu- 



?) Allerdings ist aber der Einschreiter berechtigt, im Gesuche anzugeben, 
dass er anf die gebührenpflichtige Erwerbung des Heimatrechts nicht 
reflectirt. In einem solchen Falle geht das Gesnchsbegehren nicht auf Aufnahme, 
sondern auf gebührenfreie Aufnahme in den Heimatverband, weshalb die 
gebührenpflichtige A uf nähme nicht als stattgebende Erledigung aufgefasst 
werden kann. 
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Weisungsgemeinde. Wenn irgendwo, so gilt gewiss hier der 
Grundsatz, dass derjenige, über dessen Röcht abgesprochen 
werden soD, gehört werden muss^), und daraus folgt, dass die 
Gemeinde einem Gesuche, welches die Geltendmachung des Ent- 
ledigungstitels zum Gegenstande hat, nicht ohne Einleitung 
eines Verfahrens willfahren kann. 

Wenn über das auf Grund der Heimatrechtsnovelle von 
wem immer eingebrachte Gesuch ein Verfahren eingeleitet wird, 
so hat dieses ausser der eben erwähnten Einvernahme des 
Heimatrechtssubjectes , welche erforderlichen Falles auch durch 
Einvernahme eines Curators, sei es selbst eines vom Gerichte 
bestellten Curators ad actum®) ersetzt werden kann, die Klar- 
stellung des Sachverhaltes zum Gegenstande. Zu diesem Ende 
muss die erkennende Gemeinde die erforderlichen Erhebungen 
pflegen. In den meisten Fällen dürfte aus diesem Anlasse eine 
Correspondenz mit der bisherigen Heimat- oder Zuweisungs- 
gemeinde des Heimatrechtssubjectes nöthig sein, so dass diese 
von der Geltendmachung des Heimatrechtstitels Kenntniss er- 
langen wird. Findet sie es für angemessen, sich auch ihrerseits 
dem Gesuche anzuschliessen , mit anderen Worten , den Ent- 
ledigungsanspruch zu erheben , so wird dies ohne Weiteres ge- 
schehen können. Sie wird dem Verfahren in jenem Stadium 
beitreten können, in welchem sich dieses gerade befindet, und 
sie wird durch diesen Beitritt Partei. Ihre Beitrittserklärung 
ist einem im Sinne der Novelle eingebrachten Gesuche gleich- 
zuhalten. Die Erledigung über beide Ansprüche wird unter 
Einem erfolgen. Umgekehrt kann aber auch das Heimatsubject 
sich dem von seiner bisherigen Heimat- oder Zuweisungsgemeinde 
gestellten Ansuchen ansohliessen und seinerseits in Form einer 
Beitrittserklärung die Außiahme in den Heimatverband der Er- 
sitzungsgeraeinde verlangen , selbstverständlich vorausgesetzt, 
dass der Heimatrechtstitel noch nicht verjährt ist. Ist er ver- 
jährt, so kann das Heimatrechtssubject in dem abgeführten 
Verfahren nur insofern Parteirechte ausüben, als es die Bei- 
behältung seines bisherigen Heimatrechtes und dah^r die Ab- 
weisung des Gesuches verlangen kann. In diesem Falle kann 



') Vgl. Tezner, a.a.O. S. 122. 
«) Vgl. Tezner, a. a. O. S. 98. 
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es selbstverständlich auch den Instanzenzng betreten. ») Grebt 
aber seine Absicht dahin, das Heimatrecht in der Ersitznngs- 
gemeinde zu erlangen, so kann es wohl bei seiner Einvernahme 
eine Erklämng in diesem Sinne abgeben, es kann die gesuch- 
stellende Gremeinde dadareh unterstützen , dass es selbst Angaben 
macht oder Belege beibringt, die eine günstige Erledigung des 
Gesuches ermöglichen. Aber es ist nicht in der Lage, gegen 
eine ungünstige Entscheidang zu recurriren. Denn seine (gegen- 
wärtig noch aufrecht bestehenden) fi. e c h t e sind durch die Ent- 
scheidung nicht berührt worden, und sein Interesse an der Ver- 
änderung des HeimatrechteS' ist gesetzlich nicht geschützt. 

Dass von einer Beweislast im Administrativverfahren 
keine Kode sein kann, wurde bereits erwähnt. Hiemit soll je- 
doch nicht gesagt sein, dass die Behörde nicht berechtigt ist, 
die Parteien zur Vorlage der in ihren Händen befindlichen 
Urkunden oder zur Angabe der ihnen bekannten Thatumstände 
zu verhalten. Eine mit der Parteirolle zusammenhängende Be- 
weispflicht wird hiedurch nicht geschaffen. Die Behörde ist an 
irgend welche Beweisregeln nicht gebunden. Die Bestimmung 
des §. 37 H. G. , welche allerdings eine crux der Interpreten 
bildet, gilt wohl auch im vorliegenden Verfahren. 

Für die Disposition der Parteien ergibt sich ein gewisser 
Spielraum, So berechtigt die Anerkennung des Entledigungs- 
anspruches seitens des Heimatrechtssubjectes die erkennende Ge- 
meinde, dem Gesuche ohne Durchführung eines Beweisverfahrens 
zu willfahren. ^®) Ferner ist der Gesuchsteller zur Zurückziehung 
seines Gesuches in jedem Stadium des Verfahrens berechtigt. Ist 
der andere Theil dem Gesuche beigetreten, dann wird er allerdings 
durch die Rücktrittserklärung des Einschreiters nicht berührt 
und kann die Fortsetzung des Verfahrens über seinen An- 
spruch verlangen. 

Eine Succession in die Parteirolle ist auch im Administrativ- 
verfahren nicht ausgeschlossen. Die gesuchstellende Gemeinde 
kann durch die an ihre Stelle tretende neue Heimat- oder Zu- 
weisungsgemeinde oder durch die alte, aber erst jetzt bekannt 



•) An diesen Fall hat §. 6 , al. 2 Nov. freilich nicht gedacht. (Vgl. verb. 
„verweigert".) — Vgl. im Gegensatze hiezu §§. 7 a und 24 des bayer. H. G. 

^^) Auch hier kann jedoch trotz der Willfahrung ein allfälliger Streit über 
die Aufnahmsgebuhr ausgetragen werden. Vgl. S. 190. 
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gewordene Heimatgemeinde abgelöst werden. An die Stelle des 
Ersitzungssubjectes können nach dessen Tode dessen Heimat- 
rechtsnachfolger treten, i^) In jedem Falle wird das alte Ver- 
fahren fortgesetzt, nicht ein neues begonnen , was für die Frage 
der Anspruchsverjährung von grosser Bedeutung ist. 

II. Für das über das eingebrachte Gesuch einzuleitende 
Verfahren hat die Novelle der Ersitzungsgemeinde einen dies 
ad quem gesetzt. Die Entscheidung muss nach §. 6, al. 1 inner- 
halb einer Frist von sechs Monaten, von der Einbringung des 
Anspruchsgesuches an gerechnet, erfolgen. Wird diese Frist 
nicht eingehalten, so fällt die Entscheidung der vorgesetzten 
politischen Behörde, also in der Regel der Bezirkshauptmann- 
schaft, wenn aber die Ersitzungsgemeinde ein eigenes Statut 
besitzt, der Landesstelle ^^^ zu. Diese Bestimmung war schon 
im Entwürfe der Regierung enthalten und wurde von letzterer 
damit motivirt, dass für eine entsprechende Abhilfe für den 
Fall vorgesorgt werden muss, wenn eine Gemeinde ihrer Ver- 
pflichtung entweder nicht rechtzeitig oder überhaupt nicht 
nachkommt, i^) Im Verwaltungsausschusse wurde wohl die Frage 
discutirt, ob die Entscheidung im Falle des fruchtlosen Ablaufes 
der Frist der politischen oder der autonomen Behörde zufallen 
solle.") Das Princip selbst, der Devolutionsefiect der 
Fristversäumniss , wurde erst später bei der Berathung des 
Abgeordnetenhauses von einzelnen Rednern — allerdings ohne 
Erfolg — angefochten. 

Auch wir können uns mit der Bestimmung des §.6, al. 1 
in keiner Weise befreunden. Die Erwägung, die ihr zugrunde 
liegt, ist zwar vollkommen zu billigen. Es ist ein berechtigtes 
Bestreben der Staatsverwaltung, für die thunlichst rasche Er- 
ledigung der Anspruchsgesuche entsprechend vorzusorgen. Aber 
der zur Erreichung dieses Zweckes eingeschlagene Weg ist 
wohl nicht der richtige. Das Gesetz will den Gemeinden für 
den Fall ihrer Säumigkeit einen Rechtsnachtheil androhen; sie 
sollen infolge ihres pflichtwidrigen Verhaltens das Entscheidungs- 
recht über das anhängige Gesuch verlieren. Die Androhung der 



") So auch nach bayerischem Rechte. Vgl. S. 132, N. 6. 
^^) Vgl. Art. XXIII des Reichsgemeindegesetzes. 
*') Nr. 969 der Beil. z. d. sten. Prot. d. Abg. H., XI. Sess., S. 9. 
") Vgl. hierüber unten S. 210 ff. 

Spiegel, Heim. Ers. 23 
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Devolution soll sie also dazu veranlassen, die sechsmonatliehe 
Frist einzuhalten. 

Allein zunächst ist zu erwägen, dass die Gemeinde in 
der Devolution nicht noth wendig einen Rechtsnachtheil, 
ein üebel erblicken wird. Wenn sie pflichtgemäss vorgeht 
und binnen der gesetzlichen Frist das Gesuch in einem den 
Parteien (oder einer Partei) ungünstigen Sinne erledigt, so muss 
sie ja die Ueberprüfung ihrer Entscheidung durch die vor- 
gesetzte Behörde nach §.6, al. 2 der Novelle gewärtigen. Ihre 
Entscheidung kann in höherer Instanz reprobirt werden. In 
letzter Linie entscheidet also auch dann die politische Behörde 
(eventuell der Verwaltungsgerichtshof) und nicht die Ersitzungs- 
gemeinde über Bestand oder Nichtbestand des geltend gemachten 
Anspruches. Von ihrem Parteistandpunkte aus — und nur dieser 
kommt bei der Sanction des §. 6 in Betracht ^^) — kann es ihr 
also gleichgiltig sein , ob die sie bindende staatsbehördliche Ent- 
scheidung erst in zweiter oder schon in erster Instanz erflossen 
ist. Die Rechtslage der Gemeinde alsPartei wird durch den 
Uebergang des Entscheidungsrechtes auf die politische Behörde 
nicht wesentlich verschlimmert. Der Gemeinde als Behörde 
mag aber dieser Uebergang unter Umständen sogar willkommen 
sein. Die Erledigung von Heimatrechtssachen ist nicht immer 
ein angenehmes Geschäft. Die Feststellung des Thatbestandes 
kann auf vielfache Hindemisse stossen, die nur mit Mühe zu 
überwinden sind. Auch die auftauchenden Rechtsfragen können 
derart schwierig sein, dass mancher Gemeindefunctionär lieber ein 
non liquet sprechen, als über das eingebrachte Gesuch entscheiden 
möchte. Was kann in einem solchen Falle bequemer sein, als 
die Frist zu verpassen und die undankbare Arbeit der politischen 
Behörde zu überlassen? Auch darauf muss gerechnet werden, 
dass die Gemeindevertretung, wenn sie einem Gesuche nicht 
stattgeben zu können meint, das Odium der Abweisung lieber 
auf die politische Behörde wälzen, und umgekehrt, dass sie, 
wenn sie den ihr unerwünschten Anspruch nicht widerlegen 
kann, das Aufnahmserkenntniss lieber von der politischen Be- 
hörde fällen lassen als den unwillkommenen Fremden selbst in 
ihren Heimatverband aufnehmen wird. 



^^) Würde der behördliche Standpunkt massgebend sein, so wäre nicht 
einzusehen , warum das Entscheidungsrecht im Falle der Säumigkeit der Bezirks- 
hauptmannschaft nicht auf die Landesstelle übergeht. 
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Wenn aber auch der Devolutionseffeet der Ersitzungs- 
gemeinde nachtheiüg wäre, so wäre die Androhung desselben 
für den Fall der Nichteinhaltung der sechsmonatlichen Frist 
aus dem Grunde irrationell, weil die Ueberschreitung dieser 
Frist nicht nothwendig auf ein Verschulden der Gemeinde zurück- 
zuführen ist. In der Abgeordnetenhausdebatte wurde mit Recht 
darauf hingewiesen 1*), dass die Gemeinde oft nicht in der Lage 
sein wird, innerhalb des ersten Halbjahres nach Einbringung 
des Gesuches mit der Entscheidung vorzugehen. Der Regierungs- 
vertreter und der Berichterstatter haben dies freilich in Abrede 
gestellt, ersterer, indem er hervorhob"), „dass es sich hier 
um die Aufenthaltsgemeinde handelt, welche zu entscheiden 
hat und welcher doch die concreten Verhältnisse bekannt sein 
müssen, die nicht erst an andere Gemeinden zu schreiben und 
weitläufige Erhebungen zu pflegen hat, sondern nur auf Grund 
der ihr bekannten Thatsachen entscheidet, und zwar in einem 
Augenblicke, wo ihr mit Rücksicht auf die Frist des §. 4 die 
Verhältnisse des Aufenthaltes noch vollkommen geläufig sein 
müssen", letzterer, indem er behauptete*®), dass die Erledigung 
eines Anspruchsgesuches nur darin besteht, „dass die Aufenthalts- 
gemeinde feststellt, ob der Anspruchswerber sich in derselben 
durch zehn Jahre freiwillig und ununterbrochen aufgehalten 
hat, und ob er während dieser Zeit nicht der öffentlichen Armen- 
versorgung anheimgefallen ist. Die Sicherstellung dieser That- 
sachen ist so einfach, dass wohl nicht Monate, sondern Tage 
dazu genügen können". Schreibereien würden deshalb nicht 
nöthig sein, „weil die Thatsachen, um die es sich hier handelt, 
in der Gemeinde selbst, welche die Entscheidung zu fällen hat, 
werden constatirt werden können". 

Es fällt indessen nicht schwer, die Unrichtigkeit dieser 
Argumente darzuthun. Die Thatbestandsfeststellung bezieht sich 
keineswegs blos auf die Voraussetzungen der Ersitzung. Auch 
die Legitimation des Gesuchstellers muss geprüft werden. Es 
kann also z. B. Gegenstand der Erhebung sein, ob die ein- 
schreitende Gemeinde wirklich Heimat- oder Zuweisungsgemeinde 
ist, welche Heimat die aufzunehmende Person also besitzt, ob 



»«) Sten. Prot., a. a. 0. S. 26750 ff. 
1') A. a. 0. S. 26756. 
»«) A. a. 0. S. 26761. 

13 
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der Einschreiter Nachfolger des Ersitzungssubjectes ist u. s. w. 
Diese Erhebungen können wohl einen längeren Zeitraum als 
ein halbes Jahr in Anspruch nehmen. Wir brauchen uns nur 
den Fall vorzustellen, dass über die für die Erledigung des 
Gesuches entscheidende Frage, ob der Einschreiter ein eheliches 
oder uneheliches Kind des Ersitzungssubjectes ist, ein Civil- 
rechtsstritt anhängig ist. Mit Rücksicht auf §. 37 H. G. muss 
die Beendigung des Civilprocesses abgewartet werden. Dies 
wird nach Verstreichung der Frist des §. 6 die politische Be- 
hörde genau in derselben Weise thun, wie es die Gemeinde 
gethan hätte. Ein ähnliches Hindemiss der Entscheidung liegt 
darin , dass über die Staatsbürgerschaft des Ersitzungssubjectes 
oder dessen Rechtsnachfolgers erst entschieden werden muss. 
Weiter können sich die Erhebungen auch darauf beziehen , ob 
die Verjährung des Anspruches bereits eingetreten ist. Die Fest- 
stellung des Verjährungsbeginnes wird nicht immer leicht sein, 
zumal, wenn es auf die genaue Fixirung des Tages ankommt. 
Allein selbst die Constatirung der Ersitzungsvoraussetzungen wird 
nicht immer so leicht sein, wie es die Abgeordnetenhaus-Majorität 
angenommen hat. Man darf ja nicht übersehen, dass wir gegen- 
wärtig eine irgendwie verlässliche und ausreichende Aufenthalts- 
evidenz nicht haben, und dass die Ersitzungsgemeinde auf Grund 
ihrer eigenen Acten in den allerseltensten Fällen den Eintritt der 
Ersitzung wird prüfen können. Die Erhebungen über Beginn, 
Dauer und Qualification des- Aufenthaltes, über vermuthete 
oder behauptete Unterbrechungs- oder Hemmungsgründe der 
Ersitzung werden mitunter sehr complicirt sein, und die Ge- 
meinde wird in solchen Fällen auf die Mitwirkung anderer Ge- 
meinden und Behörden in hohem Masse angewiesen sein. Wird sie 
hiebei infolge Verschuldens anderer Aemter im Stiche gelassen, 
so kann doch die Versäumung der sechsmonatlichen Frist nicht 
ihr zur Last gelegt werden. ^9) 

Aus dem eben Angeführten geht hervor , dass die Sanction 
des S. 6 ihren Zweck nicht erreichen dürfte. Damit soll aber 



") Der vom Abgeordneten Keil (a. a. 0. S. 26753 f.) beantragte Zusatz 
zn §.6, wornach die Devolution nur eintreten sollte, wenn hiefür unverschuldete 
Hindernisse nicht nachweisbar sind, würde zwar diesem Umstände Rechnung 
tragen, wäre aber deshalb unannehmbar, weil es aus Gründen der Rechtstechnik 
nicht angeht, die Competenz des entscheidenden Organs von der Constatirung 
verschuldeter oder unverschuldeter Säumigkeit abhängig zu machen. 
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nicht gesagt sein, dass sie ohne praktische Folgen bleiben wird. 
Es ist nämlich zu befürchten, dass die Gemeinden auch in 
solchen Fällen , die innerhalb eines halben Jahres erledigt werden 
können, ihre Entscheidung zurückhalten werden, um die Com- 
petenz der politischen Behörde eintreten zu lassen, oder dass 
sie wenigstens denken werden: Die Erledigung des Gesuches 
habe keine Eile, das Gesetz gewähre ihnen ja eine sechsmonat- 
liche Frist. Treffend hat dies Hu gelmann dahin ausgedrückt, 
dass der Ausweg der Devolution den Gemeinden wenigstens 
für eine bestimmte Zeit geradezu einen Freibrief gibt, die 
Anspruchswerber hinzuhalten. ^^) 

Man muss sich darüber wundem, dass die Gesetzgebung 
ein so eigenthümliches Auskunftsmittel gewählt hat, um die 
rasche Erledigung der Anspruchsgesuche zu sichern, während 
sie doch in den Gemeindegesetzen genügende Anhaltspunkte be^ 
sitzt, um einen wirksamen Zwang auf die Gemeinden auszu- 
üben. 21) Aeusserstenfalls hätte die Novelle selbst die Modalitäten 
dieses Zwanges, die zu verhängenden Ordnungsstrafen u. s. w* 
normiren können. 22) 

^®) A.a.O. S. 231. — Der Vorschlag einzelner Abgeordneten, an die 
Versäumnng der sechsmonatlichen Frist die Eechtsfolge zu knüpfen, dass das 
Heimatrecht in der Ersitzungsgemeinde ipso iure erworben wird , kann übrigens 
nicht als Verbesserungsvorschlag bezeichnet werden. Zunächst ist er dann von 
vornherein nicht anwendbar, wenn es sich um die Geltendmachung eines Ent- 
ledigungstitels handelt. Aber auch abgesehen davon würde auch hier die 
Frage immer offen bleiben, ob die Ersitzungsgemeinde thatsächlich in der 
Lage war , innerhalb der ersten sechs Monate zu entscheiden , und ob sie daher 
den Rechtsnachtheil, der sie trifft, verschuldet hat. Weiter aber würde durch die 
vorgeschlagene Sanction die Erwerbung des Heimatrechts ohne einen ausdrück- 
lichen Verleihungsact , also gerade Dasjenige eingeführt werden, was Regierung 
und Parlamentsmajorität vermeiden wollten, und man müsste alle Nachtheile 
eines solchen Rechtszustandes mit in Kauf nehmen. Praktisch hätte der Vor- 
schlag, wenn er angenommen worden wäre, wahrscheinlich nur den Erfolg 
gehabt, dass die Ersitzungsgemeinden das Anspruchsgesuch, das sie innerhalb 
eines halben Jahres nicht günstig erledigen konnten , vor Ablauf der Frist 
abgewiesen hätten. 

^^) Vgl. Hugelmann, a. a 0., ferner Sten. Prot., a. a. 0. S. 26753. 

^-) Der Erklärungsgrund für die eigenthümliche Fassung des Gesetzes 
liegt offenbar darin, dass man die Gemeinde denn doch nicht als Instanz im 
strengen Wortsinne gelten lassen wollte. (Vgl. S. 178 und 181.) Dann aber hätte 
man consequentei'weise der Gemeinde überhaupt kein Entscheidungsrecht ein- 
räumen sollen. 
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Gehen wir von der legislativ-politischen Würdigung des 
§. 6 zu dessen dogmatischer Erörterung über, so kann das 
ungünstige Urtheil nur eine Verschärfting erfsdiren. Nach 
fruchtlosem Ablaufe der halbjährigen Frist fällt die Ent- 
scheidung der vorgesetzten politischen Behörde z u. Hieraus folgt 
also doch, dass die Ersitzungsgemeinde aufhört, entscheidungs- 
berechtigt zu sein. Es entsteht nun eine doppelte Frage: 

1. Wie ist der ßechtszustand zu beurtheilen, wenn die 
Gemeinde gleichwohl nach Ablauf der Frist des §. 6 ent- 
scheidet ? 

2. Wie kommt das Verfahren vor der nunmehr competenten 
politischen Behörde in Fluss? 

ad 1. Sieht man von den übrigen Bestimmungen der 
Novelle und des Heimatgesetzes ab, so gelangt man zu folgen- 
dem Schlüsse: Die Gemeinde ist nach Ablauf des sechsten 
Monates nicht mehr competent. Setzt sie das Verfahren fort, 
und fallt sie die Entscheidung, so ist dieses weitere Verfahren 
und diese Entscheidung als von einem unzuständigen Organe 
gepflogen und erlassen ungiltig, nichtig. Allein diese An- 
nahme verträgt sich denn doch nicht mit dem Rechte der Ge- 
meinde, jeden österreichischen Staatsbürger wann immer über sein 
Ansuchen in ihren Heimatverband aufzunehmen und jedem Aus- 
länder wann immer die Aufnahme in den Heimatverband für 
den Fall der Erlangung der österreichischen Staatsbürgerschaft 
zuzusichern. 

Nehmen wir an : Die Gemeinde habe dem X sieben Monate 
nach Einbringung seines Gesuches in Anerkennung des 
Heimatrechtstitels das Heimatrecht verliehen. Es wäre 
widersinnig, diese Heimatrechtsverleihung mit Rücksicht auf 
§.6 zu ignoriren und zu verlangen, dass die politische Be- 
hörde ihrerseits noch ein Verfahren durchführe und eine Ent- 
scheidung hinausgebe. Fasst man wirklich die Gemeinde in dem 
Verfahren vor der politischen Behörde als Partei auf, dann ist 
das Verfahren infolge Klaglosstellung des Gesuchstellers gegen- 
standslos geworden. Man muss demnach den Sinn des Gesetzes 
dahin präcisiren, dass die Gemeinde zwar auch nach Ablauf 
der sechsmonatlichen Frist den ersessenen Anspruch anerkennen 
und auf Grund des anerkannten Anspruches dem Gesuchsteller 
das Heimatrecht verleihen oder zusichern kann, dass sie aber 
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aufhört, eine entscheidende Instanz zu sein, und dass dem- 
nach ihre Erledigung nicht den Charakter einer instanzmässigen 
Entscheidung hat. 

Im Einzelnen ergeben sich hieraus folgende Consequenzen : 
a) Wenn die Gemeinde nach Ablauf der Frist einem 
Ausländer, sei es in Anerkennung seines Anspruches, sei es 
ohne eine solche, die Aufnahmszusicherung ertheilt, so ist hiemit 
das Verfahren zu Ende. Für eine Amtshandlung der politischen 
Behörde fehlt jeder Anlass. 

h) Das Grieiche ist der Fall, wenn die Gemeinde dem 
gesuchstellenden Inländer in Anerkennung seines Heimatrechts- 
titels das Heimatrecht verleiht. Wenn sie aber das Heimatrecht 
zwar verleiht, ihre Verpflichtung hiezu jedoch nicht anerkennt, 
so kann über das Vorhandensein dieser Verpflichtung allerdings 
in höherer Instanz entschieden werden, aber nicht auf Grund 
des §. 6, al. 1. Vielmehr kommt das Verfahren in Fluss durch 
eine Beschwerde des nunmehrigen Angehörigen der Gemeinde 
gegen eine nach seiner Ansicht ungerechtfertigte Gebühren- 
vorschreibung. Der Beschwerdezug geht übrigens in diesem 
Falle, vorbehaltlich des staatlitjhen Aufsichtsrechtes, an die 
autonomen Behörden. 22*) 

c) Wenn die Gemeinde das Begehren des Ausländers 
um Aufiiahmszusicherung oder des Inländers um Heimatrechts- 
verleihung nach Ablauf der Frist des §. 6 zurückweist , so hat 
die Abweisung nicht den Charakter einer Entscheidung. Es 
braucht demnach gegen dieselbe nicht Berufung eingelegt zu 
werden. Vielmehr kann der Gesuchsteller jederzeit verlangen, 
dass die politische Behörde nach §.6, al. linersterlnstanz 
die Entscheidung fälle. 

d) Handelt es sich um die Erledigung eines Entledigungs- 
gesuches , so gilt im Abweisungsfalle das sub c) Gesagte. Sonst 
ist aber zu unterscheiden, ob derjenige, dessen Aufnahme in 
den Heimatverband von der gesuchstellenden Gemeinde begehrt 
wird, diesem Begehren beigetreten ist oder nicht. Bezüglich 
des ersteren Falles ist auf das sub h) Angeführte zu verweisen. 
Im letzteren Falle dagegen hat die günstige Erledigung des 
Gesuches lediglich die Bedeutung, dass die Ersitzungsgemeinde 
den Entledigungsanspruch anerkennt. Die Aufnahme in den 



aa» 



) Vgl. Budwinski, 273. 
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Heimatverband ist aber unwirksam. Denn sie ist ohne An- 
suchen des Heimatrechtssubjectes erfolgt. Hiezu aber 
war die Gemeinde nach §.7 der Novelle überhaupt nicht, 
nach §.6, al. 1 nicht mehr berechtigt. Auch hier hat es das 
fleimatrechtssubject nicht nöthig, die Entscheidung im Be- 
rn fungswege anzufechten. Denn es liegt eben keine Ent- 
scheidung vor. Die politische Behörde, aber nicht die Gemeinde 
ist berufen, die Entscheidung zu föllen. 

Diese durch §. 6 geschaffenen complicirten Verhältnisse 
können wohl nicht den Anspruch auf Billigung erheben. Die 
Complicationen werden aber noch erhöht, wenn wir uns nun 
der zweiten Frage zuwenden. 

ad 2. Die Devolution, der Competenzübergang, vollzieht 
sich ipso jure. Die politische Behörde wird in dem Augenblicke 
des Fristablaufes competent, über das bereits eingebrachte 
Gesuch zu entscheiden. Hieraus folgt, dass die Parteien nicht 
verpflichtet sind, ein neues Gesuch einzubringen, um das Ver- 
fahren, das von der Gemeinde wegen Unzuständigkeit nicht 
weiter gepflogen werden soll, bei der politischen Behörde zu 
reassumiren. Wie aber kommt das Verfahren bei der letzteren 
in Fluss, da diese doch nicht einmal weiss, dass ein Gesuch 
überreicht wurde, und dass es zur Zeit noch unerledigt ist? 
Diese gewiss nicht unwichtige Frage hat das Gesetz offen 
gelassen. Um sie zu beantworten, müssen wir uns den That- 
bestand vergegenwärtigen. Der Gemeinde liegt ein Gesuch vor, 
zu dessen Entscheidung sie nicht mehr competent ist. Sie wird 
daher so vorgehen müssen wie in anderen Fällen , in welchen 
sie um eine Entscheidung angegangen wird, die nicht in ihren 
Wirkungskreis fällt. Im Allgemeinen bieten sich ihr zwei Wege : 
Sie kann ihre Competenz mittels einer dem Gesuchsteller 
hinauszugebenden Erledigung ablehnen , oder sie kann das Ge- 
such selbst an die zuständige Behörde leiten. In unserem Falle 
ist der erste Weg nicht gangbar. Denn durch die Competenz- 
ablehnung würde die Partei genöthigt werden , ein neues 
Gesuch einzubringen, und dies widerspricht eben der Novelle, 
welcher zufolge die politische Behörde über das bereits vor- 
liegende Gesuch zu entscheiden hat. 2') Folglich bleibt der an- 

^*) Die Competenzablehnung ist auch deshalb nicht zulässig , weil das 
Gesuch seinerzeit bei der competenten Behörde überreicht worden ist. 
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gerufenen Gemeinde blos der zweite Weg übrig. Sie muss das 
Gesuch der politischen Behörde zur Entscheidung vorlegen. 
Das Gesetz hat es aber unterlassen, hiefür eine besondere 
Frist zu setzen und die Nichtvorlage unter Sanction zu stellen. 
Wenn die Gemeinde die Vorlage unterlässt, dann ist die Partei, 
die eine Erledigung ihres Gesuches anstrebt, bemüssigt, die 
politische Behörde selbst um die Erledigung anzugehen, und 
so wird sie auf einem Umwege denn doch zur Ueberreichung 
eines Einschreitens genöthigt. Uebrigens kann die Gemeinde, 
wenn sie das Gesuch der politischen Behörde nicht vorlegt, auch 
bona fide handeln , nämlich dann , wenn sie beabsichtigt , dem 
Gesuche (soweit sie hiezu noch berechtigt ist) stattzugeben. 

Nehmen wir nun an: Die politische Behörde gelangt 
nicht zur Kenntniss des Gesuches. Die Gemeinde hat ihrer 
Vorlagepflicht nicht entsprochen, und die Partei hat die Er- 
ledigung nicht urgirt. Die Folge dieses ümstandes ist, dass 
das Verfahren ruht. Sobald die politische Behörde aber hievon 
erfährt, ist es ihre Pflicht, das Verfahren dadurch wieder auf- 
zunehmen, dass sie der Gemeinde die Acten abverlangt. Zu 
diesem Vorgehen kann sie natürlich auch durch ein Partei- 
einschreiten veranlasst werden. Es fragt sich nur , ob für ein 
solches Parteieinschreiten eine bestimmte Frist gesetzt ist, mit 
anderen Worten, ob der Anspruch der Partei, nachdem er 
einmal durch Einbringung des Gesuches bei der Ersitzungs- 
gemeinde geltend gemacht worden ist, verjähren kann. 

Nach §. 1497 a. b. G. B. wird die Verjährung eines An- 
spruches durch die Klagsanbringung nur unter der Voraus- 
setzung unterbrochen , dass die Klage gehörig fortgesetzt wird. 
Schon an früherer Stelle 2*) wurde erwähnt, dass die Verjährung 
des Heimatrechts- und des Entledigungstitels auf anderen Er- 
wägungen beruht, als die Anspruchsverjährung des bürgerlichen 
Rechtes, und dass schon aus diesem Grunde eine andloge An- 
wendung der Civilrechtsnormen auf jene Verjährung nicht zu- 
lässig ist. Hier kommt überdies noch der Gegensatz zwischen 
Civilprocess und Verwaltungsverfahren in Betracht. Der Civil- 
process, den das bürgerliche Gesetzbuch vor Augen hat, setzt 
processuale Handlungen des Klägers voraus, ohne welche die 
einzelnen Stadien des Rechtsstrittes nicht durchlaufen werden 



^*) S. 141 und 160. — Ueber die Unterbrechung der Verjährung vgl. S. 186. 
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können. Das Verwaltungs verfahren kann je nach dem Gegen- 
stände von amtswegen oder auf Antrag gepflogen werden ; aber 
wenn es einmal eingeleitet ist, so wird es durchgeführt, ohne 
dass es weiterer Anregungen des Antragstellers bedürfte. Dieser 
Gegensatz ist auch für unsere Frage bestimmend. Die Partei 
hat nach dem Gesetze nicht die Verpflichtung, nach Ablauf 
der sechsmonatlichen Frist die Entscheidung der politischen 
Behörde durch ein neues Einschreiten zu provociren. Daher kann 
es ihr auch nicht nachtheilig sein, wenn sie ein solches Ein- 
schreiten, zu dem sie jedenfalls berechtigt ist, unterlässt. 
Das Verfahren ist ex officio durchzuführen. Dass die zur Ent- 
scheidung berufene Behörde - von dem unerledigten Gesuche 
keine Kenntniss hat , ist auf die unzureichenden Bestimmungen 
des Gesetzes zurückzuführen, aber nicht auf eine schuldhafte 
Unterlassung der Partei. So lange also der Ersitzungsanspruch 
nicht aus anderen Gründen weggefallen ist, z. B. weil das 
Ersitzungssubject gestorben ist und dessen Descendenten die 
Eigenschaft von Heimatrechtsnachfolgern eingebüsst haben , oder 
weil die Gemeinde den Petenten klaglos gestellt hat, kann das 
Verfahren jederzeit reassumirt werden. Hierin liegt gewiss ein 
neuerlicher Uebelstand, welchen §.6, al. 1 im Gefolge hat. Er 
bewirkt die Perpetuirung von Ansprüchen weit über die gesetz- 
liche Verjährungsfrist hinaus. 

Das Verfahren, das die politische Behörde zu pflegen hat, 
ist nicht ein neues Verfahren, sondern es ist die Fortsetzung 
des von der Gemeinde bereits gepflogenen Verfahrens. Dies er- 
gibt sich daraus, dass die Gemeinde bis zum Ablaufe der sechs- 
monatlichen Frist die competente Verhandlungs- 
instanz war, und dass daher die bewirkten Amtshandlungen 
durch Ablauf der Frist ihre Bedeutung nicht verlieren. Die 
Devolution wirkt ea? nuncy aber nicht ex tunc. ^ß) Die politische 
Behörde wird also an die Thätigkeit der Gemeindebehörde an- 

^*) Dass die politische Behörde überhaupt ein Verfahren zu pflegen hat, 
wird sich nicht mit Grund bezweifeln lassen. Allerdings sagt §. 6 nur, dass die 
Entscheidung der vorgesetzten politischen Behörde zufällt. Allein es wäre 
verfehlt, hieraus zu schliessen, dass die Verhandlung über das Gesuch, das Ver- 
fahren bis zur Entscheidung, nach wie vor von der Gemeinde durchzuführen ist. 
Die Novelle spricht überhaupt nicht von dem durchzuführenden Verfahren. 
Derjenige, der zu entscheiden hat, muss auch dafür sorgen, dass die Entscheidung 
vorbereitet, die Angelegenheit spruchreif werde. 



1 



203 

knüpfen. Parteierklärungen, welche in dem von der Gemeinde 
durchgeführten Verfahren abgegeben wurden, behalten ihre 
Geltung auch für das Verfahren vor der politischen Behörde. 
Ja selbst Parteierklärungen, die aus der Zeit nach Ablauf des 
ersten Halbjahres herrühren, werden von der politischen Behörde 
respectirt werden müssen, nicht deshalb, weil sie vor der (nun 
nicht mehr zuständigen) Gemeinde abgegeben worden sind, sondern 
weil sie von der dispositionsberechtigten Partei stammen. 

III. Die Entscheidung über das eingebrachte Gesuch, welche 
entweder von der Gemeinde oder von der politischen Behörde 
ausgeht, kann dem Gesuchsteller günstig oder ungünstig sein. 
Wird das Gesuch abgewiesen, so hängt es nach allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen von den Gründen der Abweisung ab, ob das 
Gesuch von demselben Gesuchsteller wieder eingebracht werden 
kann. Dass die abweisliche Erledigung des Gesuches des Er- 
sitzungssubjectes oder seiner Nachfolger die Entledigungs- 
gemeinde nicht von der Geltendmachung ihres Anspruches 
ausschliesst und umgekehrt, wofern das Verfahren nicht durch 
Beitritt des anderen Theiles zum Gesuche ein iudicium duplex 
geworden ist, wurde schon früher erwähnt. Der Heimatrechts- 
nachfolger aber ist dieselbe Partei wie das Ersitzungssubject. 
Er muss die Abweisung des vom antecessor überreichten Gesuches 
auch sich gegenüber wirken lassen. 

Die (für den Gesuchsteller) günstige Erledigung besteht 
darin, dass das Heimatrechtssubject in den Heimatverband der 
Ersitzungsgemeinde aufgenommen ^ö), beziehungsweise dass dem 
die österreichische Staatsbürgerschaft nicht besitzenden Ein- 
schreiter die Aufiiahme in den Heimatverband zugesichert wird. 
Geht die Entscheidung von der Gemeinde aus, dann muss, wie 
bereits angeführt, unterschieden werden, ob der geltend gemachte 
Titel anerkannt wird, oder ob die Aufnahme, beziehungsweise 
Aufnahmszusicherung „freiwillig" erfolgt. Die Entscheidung der 
politischen Behörde kann nur bei Vorhandensein des Ersitzungs- 
anspruches günstig lauten. 

*") Die Aufnahme muss im Falle der Anerkennung des Ersitzungstitels 
unbedingt erfolgen. Wenn §. 8 Nov. blos solche Bedingungen perhorrescirt, die 
den gesetzlichen Folgen des Heimatrechts abträglich sind, so ist ein argu- 
mentum a contrario bezüglich der Zulässigkeit anderer Bedingungen höchstens 
bei der freiwilligen Aufnahme in den Heimatverband möglich, gewiss aber 
nicht bei der Entscheidung über einen Ersitzungstitel. 
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Dieselbe Frage, welche hinsichtlich der rechtlichen Natur 
der Verleihung der Staatsbürgerschaft streitig ist 2^), ob nämlich 
hierin ein Vertrag mit dem naturalisirten Ausländer oder ein 
einseitiger Verwaltungsact der. Staatsbehörde zu erblicken sei, 
lässt sich mutatis mutandis auch bezüglich der Heimatrechts- 
verleihung aufwerfen. Wir wollen auf diese Frage, welcher im 
Grossen und Ganzen blos akademischer Werth zukommt, nicht 
näher eingehen und bemerken nur, dass die Einführung der 
heimatrechtlichen Ersitzung zu folgender Alternative führt: 

a) Steht man auf dem Standpunkte, dass die Heimat- 
rechtsverleihung bisher in Form eines Vertrages vor sich ge- 
gangen ist, so muss man nunmehr eine Unterscheidung vor- 
nehmen: Die freiwillige Aufaahme in den Heimatverband ist 
dann ein Vertrag, die Aufnahme auf Grund eines Ersitzungs- 
anspruches dagegen ein Verwaltungsact. Die letztere geht ja 
unter Umständen von der politischen Behörde aus, und 
diese kann bei Begründung eines Rechtsverhältnisses zwischen 
Heimatrechtssubject und Gemeinde unmöglich Vertragspartei 
sein. 28) Die Gemeindebehörde nimmt aber hier keine andere 
Stellung ein als die politische, weil beide Behörden Instanzen 
in einem und demselben Verfahren sind, also gleichartige Ent- 
scheidungen fällen. 

b) Hält man aber die Heimatrechtsverleihung von vorn- 
herein für einen Verwaltungsact, dann braucht man seine An- 
sicht auch im Hinblicke auf die Heimatrechtsnovelle nicht zu 
modificiren. Wir sind nun in der That, wie schon aus früheren 
gelegentlichen Bemerkungen hervorgegangen sein dürfte, der 
letzteren Anschauung und glauben, dass auch schon das Heimat- 
gesetz von 1863 die Heimatrechtsverleihung als einen Ver- 
waltungsact aufgefasst hat, weil es sonst im §. 8 das Wort 
„entscheidet" nicht gebraucht hätte. 2^) Dass ein behördlicher 

") Vgl. S. 182, N. 22. 

^®) Bei der Geltendmachung des Entledigungstitels kommt noch hinzu, 
dass das Heimatrechtssubject mit der Heimatrechtsverleihung nicht einverstanden 
sein muss. Wollte man selbst die Heimatrechtsverleihung als einen Vertrag 
zwischen beiden Gemeinden auffassen, so würde daraus doch noch nicht folgen, 
dass das zwischen der Ersitzungsgemeinde und demHeimatrechtssubjecte 
begründete Rechtsverhältniss letzterem gegenüber ein Vertragsverhältniss ist. 

*^) Das bayerische Heimatgesetz unterscheidet im Falle der freiwilligen 
Aufnahme in den Heimatverband den Verleihungsact von der Verein- 
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Act nur über Ansuchen erfolgt, ist nichts Befremdliches. 
Wollten wir deshalb in diesem Acte einen Vertragsabschluss 
erblicken, dann müssten wir die Thätigkeit der Behörden über- 
haupt in eine Unzahl von Verträgen mit den Parteien auflösen, 
ohne dadurch den geringsten theoretischen Gewinn zu erzielen. 

Die Novelle nöthigt also, wie wir glauben, keineswegs zu 
einer Correctur der Auffassung von dem Wesen des Heimat- 
rechtsverleihungsactes. Wohl aber scheint uns der Ausdruck: 
„Aufaahme in den Heimat verband" nicht mehr am Platze za 
sein, wenn die Entscheidung nicht von der Gremeinde, sondern 
von der politischen Behörde ausgeht. Von einer Aufnahme 
spricht man auf Seite der Gemeinde , weil diese das Heimat- 
rechtssubject in ihren eigenen Verband einbezieht. Die 
politische Behörde dagegen ist ein tertius. Von ihrem Stand- 
punkte aus ist die Begründung des Heimatrechtes in der Er- 
sitzungsgemeinde kein Aufnahmsact, wenn auch die Ge- 
meinde im Sprengel der politischen Behörde gelegen ist. Hier 
wäre der Ausdruck: „Zuweisung", wie er im §. 4, al. 3H. G. 
rücksichtlich eines anderen Falles der Heimatrechtsbegründung 
gebraucht wird^o), weit besser am Platze. Vielleicht wird sich 
in der Praxis eine passendere Terminologie herausbilden. „Auf- 
nahme" und „Zuweisung" sind die Formen, in denen eine 
Verleihung des Heimatrechtes vor sich gehen kann , und so 
können wir als Inhalt der dem Gesuche stattgebenden behörd- 
lichen Erledigung, mag sie in welcher Instanz immer er- 
folgen, die Verleihung des Heimatrechtes in der 
Ersitzungsgemeinde oder aber die Zusicherung 
dieser Verleihung bezeichnen. 

Die Verleihung des Heimatreehtes auf Grund eines ersessenen 
Titels hat nach §.9, al. 3 gebührenfrei zu erfolgen. Auf 
die Tragweite dieser Bestimmung wurde schon an früherer 
Stelle verwiesen. 3^) Desgleichen wurde bemerkt, dass sich Com- 

barnng der Bedingungen, von deren Erfüllung die Verleihung des Heimatreehtes 
abhängig gemacht wird. Seydel, Bayer. St. R., IL Bd., S. 65, spricht iu diesem 
Falle von der Heimatverleihung auf Grund Vertrages. 

'«) Vgl. oben S. 79 f. 

'^) S. 101, N. 29. Durch die Annahme des §. 9, al. 3 ist das Abgeord- 
netenhaus zu den Grundsätzen der Regierungsvorlage (Art. II) zurückgekehrt, 
während der Verwaltungsausschuss auch in Fällen der Ersitzung bei nicht 
mittellosen Personen eine Gebühr einheben wollte. 
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plicationen hinsichtlich der Gebührenfrage ergeben können, 
wenn die Ersitzungsgemeinde den Ersitzungstitel nicht aner- 
kennt, gleichwohl aber dem Einschreiter die erbetene Aufnahme 
in den Heimatverband bewilligt. 

Die Ausländer werden im §. 9 nicht erwähnt. Aus den 
Verhandlungen des Abgeordnetenhauses ^^) ergibt sich, dass man 
das Privilegium der Gebührenfreiheit auf die einen Zusiche- 
rungsanspruch geltend machenden Ausländer nicht ausdehnen 
wollte. Es sind hier zwei Fälle von einander zu trennen. Zu- 
nächst handelt es sich um die Frage, ob für die Ertheilung 
der Aufnahmszusicherung eine Gemeindegebühr einge- 
hoben werden darf. Mit dieser Frage beschäftigt sich §. 9 
überhaupt nicht, da er nur von Aufnahmsgebühren 
bandelt. Ob und inwieweit die Gemeinden zur Einhebung einer 
Zusicherungsgebühr berechtigt sind, richtet sich nach den Be- 
stimmungen der Gemeindeordnungen.*'») Was aber die Verleihung 
des Heimatrechtes an einen naturalisirten Ausländer betrifft, 
welche auf Grund einer im Sinne der Novelle ertheilten Auf- 
nahmszusicherung erfolgt, so ist diese in Bezug auf die Ge- 
bührenfrage nach §. 9, al. 1 der Novelle zu behandeln, da die 
Ausnahme des al. 3 sich hierauf nicht erstreckt. Es kann also 
naturalisirten Ausländem in einem solchen Falle, die landes- 
gesetzliche Ermächtigung vorausgesetzt, eine Aufnahmsgebühr 
vorgeschrieben werden. Wenn die Geltendmachung des ersessenen 
Titels der Naturalisirung nachfolgt, so zwar, dass das Gesuch 
nicht unter §. 5, sondern unter §. 2 fällt, dann ist freilich nach 
§. 9, al. 3 der Fall der Gebührenbefreiung gegeben. 

Selbstverständlich kann weder die Ertheilung der Auf- 
nahmszusicherung, noch auch die auf Grund der Zusicherung 
erfolgende Heimatrechtsverleihung von der vorherigen Bezahlung 
der Gebühr abhängig gemacht werden. Die Vorschreibung und 
Zahlung der Gebühr erfolgt anlässlich des heimatrechtlichen 
Verfahrens, ist aber keine Voraussetzung für die Erwerbung 
des Heimatrechtstitels oder des Heimatrechtes, s*) 

IV. Von der Entscheidung sind ausser dem Einschreiter 
alle Interessenten zu verständigen. Wer je nach Lage des Falles 

»^) Sten. Prot., a. a. 0. S. 26.774. 
«8) Vgl. z. B. §. 81 der galiz. G. 0. 

") Vgl. oben S. 190 und 199, femer Sten. Prot., a. a. 0. S. 26.772. Vgl. 
auch Praiak, R. p. ü., I. Bd., S.105. 
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als Interessent anzusehen ist , ergibt sich aus dem oben sub I 
Ausgeführten. Es erübrigt in dieser Beziehung nur. noch auf 
zwei Punkte hinzuweisen. 

1. Nach §.3, al. 2 der Novelle ist unter allen Umständen, 
also auch dann, wenn sie in dem durchgeführten Verfahren 
nicht als Partei behandelt wurde, die bisherige Heimat- 
gemeinde von der Aufnahme einer Person in den Heimat- 
verband zu verständigen. Dass dieser Gemeinde durch §. 3 nicht 
etwa Parteirechte zugestanden werden wollten, ergibt sich deut- 
lich daraus, dass auch in Fällen der freiwilligen Aufnahme 
(§. 1) die gleiche Verständigung vorgeschrieben ist. §. 3, al. 2 will 
blos den Gemeinden die Evidenzhaltung ihrer Angehörigen er- 
leichtern. Die Novelle legt die Verpflichtung der Verständigung 
der aufnehmenden Gemeinde auf. Wir dürfen das Gesetz wohl 
ausdehnend dahin interpretiren , dass auch die an Stelle der 
Ersitzungsgemeinde nach §. 6 erkennende politische Behörde 
die gleiche Verpflichtung hat. 

2. Wenn die politische Behörde auf Grund der nach §. 6 
eingetretenen Devolution über das Gesuch entscheidet, dann 
tritt zu den bisherigen Parteien eine neue hinzu: die Er- 
sitzungsgemeinde, welche vor der Devolution nicht Partei, 
sondern Entscheidungsbehörde war. Auch ihr ist somit die Ent- 
scheidung zuzumitteln. 

Dass die Entscheidung der Gemeinde im Instanzenzuge 
angefochten werden kann, ist im §. 6, al. 2 ausdrücklich aus- 
gesprochen. Die Anfechtbarkeit der von der politischen Behörde 
in erster Instanz gefällten Entscheidung ergibt sich, auch wenn 
man die §§, 36 und 41 H. G. hier nicht für anwendbar hält, 
aus allgemeinen Rechtsgrundsätzen. *^) 

Zur Betretung des Instanzenzuges ist jeder Interessent 
befugt, also dann, wenn die politische Behörde in erster Instanz 
entschieden hat, auch die Ersitzungsgemeinde. Es fragt sich, 
ob die letztere auch die Entscheidung ihrer eigenen, den 
Ersitzungsanspruch anerkennenden Behörde an- 
fechten kann. Prazäk^e) spricht der überstimmten Minorität 



«) Vgl. Min. Vdg. vom 19. Jänner 1853, R. G. Bl. Nr. 10, C §. 28 und 
Anhang P. 5 f. ; Tezner, a. a. 0. S. 254 f. 

") Rak. p. u., I. Bd., S. 104 ; Blodig lässt die Frage imOest. St. W. B., 
I. Bd., S. 73 offen. 



/ 
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des Gemeindeausschusses auch schon vom Standpunkte des Heimat- 
gesetzes ein Berufungsrecht gegen die im Sinne des §. 8 H. Gr. 
erfolgte Aufnahme eines Auswärtigen in den Heimatverband 
zu. Wäre diese Ansicht richtig, so müsste sie umsomehr auch 
auf den vorliegenden Fall anwendbar sein. Wir können ihr 
jedoch nicht beitreten. Die einzelnen Mitglieder des Gemeinde- 
auschusses sind nicht die Gemeindevertretung. Als Mitglieder 
der letzteren oder gar als solche der Minorität haben sie kein 
Berufungsrecht. Nur der Gemeindeausschuss als Ganzes repräsen- 
tirt die Gemeinde; dieser hat aber bereits gesprochen, indem 
er dem Gesuche stattgegeben hat. Er kann doch nicht seinen 
eigenen Beschluss anfechten. Wenn den überstimmten Mit- 
gliedern der Gemeindevertretung ein Berufungsrecht zugestanden 
würde, so könnte es ihnen nicht als Mitgliedern der Gemeinde- 
vertretung, sondern nur als Mitgliedern der Gemeinde zu- 
kommen. *7) Nun ist den Gemeindemitgliedem thatsächlich ein 
Berufungsrecht gegen Acte der Gemeindeverwaltung eingeräumt. 
Allein auf administrativbehördliche Entscheidungen, die in 
Parteisachen erfliessen, bezieht sich dieses Popularberufungs- 
recht gewiss nicht. In diesem Parteiverfahren sind nur die 
Parteien zur Einbringung der Berufung legitimirt. Die Ge- 
meinde ist nicht Partei, weil sie die entscheidende Instanz ist, 
den Mitgliedern der Gemeinde hat aber das Gesetz Parteirechte 
nicht zuerkannt. Dies schliesst freilich nicht aus, dass die ein- 
zelnen Gemeindemitglieder, wenn irgend ein Verstoss gegen 
eine gesetzliche Vorschrift vorgekommen ist^^), die Anzeige 
hievon an die Staatsbehörde erstatten , damit diese geeignet 
scheinenden Falles von dem staatlichen Aufsichtsrechte Gebrauch 
mache. Diese Anzeige kann man immerhin Beschwerde nennen s»); 
keinesfalls ist sie eine Berufung, welche ein Verfahren zweiter 
Instanz provociren würde. 

") Vgl. Budwinski, 778. 

'^) Eine solche Anzeige wäre z. B. dann am Platze, wenn die Gemeinde 
einem Ausländer das Heimatrecht nicht blos zusichern, sondern sofort ver- 
leihen würde. Vgl. die bei Mayrhofer, II, S. 990 citirte Entscheidung der 
n. ö. Statth. vom 2. Jänner 1885, Z. 60.636 ex 1884. 

»«) Vgl. Dantscher im Oest. St. W. B., I. Bd., S. 135; Prazäk, a. a. 0. 
I. Bd., S. 402. In Budwinski 10043 wird mit Recht von einem „Proteste" 
gesprochen, durch welchen das Aufsichtsrecht der übergeordneten Behörde 
angerufen wird. 
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Die Berufungsfrist ist in der Novelle nicht angegeben. Das 
Gesetz vom 12. Mai 1896, R. 101, regelt die Frist für die Rechts- 
mittel gegen die Entscheidungen der politischen Behörden. Die 
Berufungsfrist beträgt hienach 14 Tage, wenn die erstinstanz- 
liche Entscheidung von der Bezirkshauptmann schaft, 4 Wochen, 
wenn sie von der politischen Landesstelle ausgegangen ist. Für 
den normalen Fall, nämlich wenn die Gemeinde in erster 
Instanz entschieden hat, vermissen wir überhaupt einen gesetz- 
lichen Anhaltspunkt für die Bestimmung der Berufungsfrist. *^) 
So sehr auch eine solche Be»timmung vom praktischen Stand- 
punkte aus urgirt werden muss, so ist doch die Theorie ausser 
Stande, den Mangel des Gesetzes etwa durch Berufung auf die 
in Fristfragen wohl schwer auffindbaren „natürlichen" Rechts- 
grundsätze zu saniren. Der Verwaltungsgerichtshof nimmt 
mit Recht den Standpunkt ein *^), dass ein wann immer einge- 
brachter Recurs nicht als verspätet angesehen werden kann, 
wenn die Recursfrist gesetzlich nicht fixirt ist. *^) Wir werden 
daher in unserem Falle von einem unbefristeten Berufungs- 
rechte sprechen müssen. Die Verjährung des Ersitzungstitels 



*^) Die Gemeindegesetze lassen gegen die Entscheidungen der Gemeinde- 
behörden einen doppelten Instanzenzug zu: an die staatlichen Behörden in 
Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreises, ferner gegen Verfügungen des 
Gemeinde Vorstandes , an die autonomen Oberbehörden gegen Entscheidungen 
des Gemeindeausschnsses. Die Tragweite der bezüglichen Bestimmungen ist 
äusserst bestritten. (Vgl. darüber Gluth im Oest. St. W. B., I. Bd., S. 709 f.) 
Wenn die letzteren aber auch durchaus klar wären und wenn sie sich direet 
oder indirect auf unseren Fall beziehen würden oder wenigstens „analog" an- 
wenden Hessen, so würde dies nicht viel helfen, weil die Gemeindegesetze (vom 
n. ö. Ges. vom 6. Mai 1888, L. G. B. Nr. 31) und einigen Statuten abgesehen) 
über die Frist zur Berufung an die politische Behörde keine Be- 
stimmung enthalten. (Vgl. Tezner, a. a. 0. S. 260 ff.) 

**) Budwinski 5215; vgl. anch Budwinski 4615. — In Budwinski 
10329 lässt sich der V. G. H. jedoch von dem ^auch auf dem Gebiete der Ver- 
waltung im Allgemeinen geselzlich durchgeführten und sowohl mit Rücksicht 
auf die Bedingungen einer geordneten Administration überhaupt, als auch ins- 
besondere mit Bücksicht auf den Schutz der aus den Entscheidungen der Be- 
hörden den Parteien erwachsenden Rechte festzuhaltenden Grundsatze der 
Rec.htskräftigwerdung dieser Entscheidungen mit dem Ablaufe 
bestimmter Fall fristen" leiten. 

*^) Dass die Befristung kein essentiale des Recurses ist, zeigt deutlich 
§. 4 des Ges. vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 47; vgl. auch Prazak, a. a. 0. 
I, S. 402. 

Spiegel, Heim. Ers. \^ 
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kommt hier nicht in Betracht, weil diese durch die rechtzeitige 
Anrufung der Gemeinde bereits unterbrochen worden ist **•), eine 
neue Verjährungsfrist aber nicht läuft. Ein Auskunftsmittel, 
um den hiemit im Zusammenbange stehenden praktischen Un- 
zukömmlichkeiten zu entkommen, hat der Verwaltungsgerichts- 
hof in einer neueren Entscheidung**) angedeutet. Er hat näm- 
lich das gesetzlich unbefristete Rechtsmittel für ausgeschlossen 
erklärt, sobald die Partei ausdrücklich oder durch concludente 
Handlungen auf das Rechtsmittel verzichtet hat, oder aber wenn 
von Seite der Verwaltungsorgane nach Ablauf der für die Erfül- 
lung des Auftrages gesetzten Frist die zwangsweise Durchfuhrung 
der Anordnung eingeleitet worden ist. Für das auf Grund der 
Novelle durchzuführende Verfahren ist wohl nur der Verzicht 
auf das Rechtsmittel von Bedeutung. Den Gemeinden kann man 
das Recht nicht absprechen, mündlich oder schriftlich Verzichts- 
erklärungen der Parteien einzuholen. Nur werden sie dabei 
freilich auf den guten Willen der letzteren angewiesen sein.**) 
Die Berufungsinstanz ist entweder die Bezirkshauptmann- 
schaft oder die Landesstelle oder das Ministerium des Innern, 
je nachdem in erster Instanz die Gemeinde, die Bezirkshaupt- 
mannschaft (oder die Statutargemeinde) oder die Landesstelle 
entschieden hat. Der Rechtszug geht somit an die staat- 
lichen und nicht an die autonomen Behörden. Dieses Princip 
hat vielseitige Anfechtung erfahren. Man hat hierin eine Ab- 
weichung von den elementaren Grundsätzen unseres Gemeinde- 
rechtes erblickt und die Competenz der autonomen Oberbehörden 
reclamirt. Es handle sich — so wurde argumentirt — um eine 
Angelegenheit des selbständigen Wirkungskreises der Ge- 
meinde, um einen Beschluss des Gemeindejusschusses, 
über welchen nach Art. XVIII c und XVI des Reichsgemeinde- 
gesetzes die „höhere Gemeindevertretung" zu entscheiden habe. 
§. 36 H. G. könne diesfalls nicht angerufen werden, weil es sich 
nicht um den Streit über ein Heimatrecht, sondern darum 
handle, ob ein Heimatrecht überhaupt erst begründet werden 



*»•) Vgl. S. 186 und 202. 

") Budwinski, 7536. 

**) Da eine Berufungsfrist nicht statuirt ist, so ist es auch von geringerer 
Bedeutung, dass im Gesetze nicht angegeben ist, ob die Berufung unmittelbar bei 
der politischen Behörde oder im Wege der Gemeinde einzubringen ist. 
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solle. Zu diesen Argumenten hätte man auch noch hinzufügen 
können, dass es sich ja im Falle der Geltendmachung des Er- 
sitzungstitels nicht blos \\m die Erwerbung der Gemeinde- 
angehörigteit, sondern (wenigstens in vielen Fällen) auch um 
jene der Bezirks- und Landesangehörigkeit handelt, so dass 
die Bezirks- und (autonomen) Landesbehörden hiebei in gleicher 
Weise interessirt sind wie die Organe der Gemeinde. 

Wir vermögen dieser Argumentation nicht zuzustimmen, 
müssen aber sofort bemerken, dass wir damit nicht alle Gründe 
acceptiren können, welche für den Rechtszug an die staat- 
lichen Behörden vorgebracht worden sind. Dies gilt vor allem 
von dem Schlagworte, dass der autonome Instanzenzug unserem 
Heimairechte fremd ist. Mit Recht hat Hu gelmann *'^) darauf 
hingewiesen, dass das Heimatgesetz zu der vorliegenden Frage 
nicht Stellung nehmen konnte, weil es die Entscheidung der 
Gemeindevertretung über das Gesuch um Aufnahme in den 
Heimatverband als inappellabel hingestellt hat. An welche Be 
hörde die Berufung gegen eine im Sinne des §. 8 H. G. erflos- 
sene Entscheidung gegangen wäre, wenn das Heimatgesetz 
eine solche Berufung überhaupt zugelassen hätte, wissen wir 
nicht und können daher hieraus keine Schlüsse ziehen. 

Auch darauf kann man sich nicht berufen , dass die Ent- 
scheidung der Gemeindebehörde eigentlich* keine Entscheidung, 
sondern eine Parteierklärung ist. Denn die Novelle sowohl 
wie das Heimatgesetz sehen die Gemeinde als entscheidende 
Instanz in Bezug auf die Aufnahme in den Heimatverband 
an, und wir können uns in der Frage des Rechtszuges mit dem 
Gesetze selbst nicht in Widerspruch setzen. ^^) 

Wenn wir uns gleichwohl der in der Novelle zum Durch- 
bruche gelangten Anschauung anschliessen , dass die politische 
Behörde über Berufungen gegen die gemeindebehördliche Ent- 
scheidung judiciren soll, so lassen wir uns im wesentlichen 
von folgenden Erwägungen leiten: 

Den Intentionen des Reichsgemeindegesetzes entspricht es 
gewiss, dass der Rechtszug in den Angelegenheiten des so- 
genannten selbständigen Wirkungskreises an die autonome Ober- 
behörde gehen soll, und es ist auch richtig, dass die Heimat- 

*'') Oest. Ztschr. f. Verw., 1896, S. 231 f. 
") Vgl. Hugelmann, a. a. 0. 

14* 
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angelegenheiten dem Reichsgemeindegesetze zufolge in den selbst- 
ständigen Wirkangskreis fallen. Allein gerade in letzterer 
Hinsieht ist der Standpunkt des Reiebsgemeindegesetzes, wie 
schon an früherer Stelle*^) ausgeführt wurde, anfechtbar. Das 
Gesetz lässt sich in eine Definition des selbständigen Wirkungs- 
kreises ein und glaubt, dass die fieimatsachen zu dem so 
definirten selbständigen Wirkungskreise gehören. Sind wir aber 
der theoretischen Anschauung, dass das Gesetz hiebei seine 
eigene Definition nicht berücksichtigt hat, so folgt hieraus, dass 
wir aus der (principiell nicht haltbaren) Einreihung der Heimat- 
sachen unter die Angelegenheiten des selbständigen Wirkungs- 
kreises nur soweit Consequenzen ziehen dürfen , als wir dazu 
vom Standpunkte der lex lata genöthigt sind. Für die spätere 
Gesetzgebung, für die lex ferenda, kann eine unrichtige Definition 
des älteren Gesetzes unmöglich bindend sein. Dazu kommt auch 
noch, dass heute die Regelung des Heimatrechtes von der 
Geraeindegesetzgebung losgelöst ist. Auf Art. II des Reichs- 
gemeindegesetzes, welchem zufolge die Heimatverhältnisse durch 
ein besonderes Reichsgesetz bestimmt werden , legen wir hiebei 
kein Gewicht. Denn war die Reichsgesetzgebung des Jahres 1862 
compet ent , das Gemeindewesen grundsätzlich zu regeln , so 
konnte sie auch das Heimatrecht als einen sehr wichtigen Zweig 
des Gemeinderechtes, und zwar nicht blos principiell, sondern 
seinem ganzen Umfange nach codificiren. Anders verhält es 
sich hiemit seit der December- Verfassung. Die Reichsgesetzgebung 
ist gegenwärtig auch nicht einmal zur grundsätzlichen 
Regelung des Gemeindewesens zuständig. Die Gemeindegesetz- 
gebung fällt ihrem ganzen Umfange nach in den Wirkungs- 
kreis der Landesgesetzgebung. Gleie-hwohl besteht der Vorbehalt 
zu Gunsten des Heimatrechtes aufrecht. In dieser Aufiheilung 
der gesetzgeberischen Competenz spricht sich die eigenthümliche 
Stellung des Heimatrechtes weit schärfer aus, als wenn selbst 
das Reiubsgemeindegesetz die Heimatsachen als Angelegenheiten 
des übertragenen Wirkungskreises angesehen hätte. Das Reichs- 
gemeindegesetz gilt heute nur insoweit, als es nicht durch 
landesgesetzliche Normen abgeändert und nur aus dem Grunde, 
weil es in dieser Weise nicht abgeändert wurde. Reichsrecht- 
liche Grundsätze des Gemeindewesens bestehen heute somit 

^') Oben S. 22. 
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nicht. Haben wir nichtsdestoweniger ein Reichsheimat- 
recht behalten, so ist es doch klar, dass die gemeinderecht- 
liche Unterscheidung des selbständigen und des übertragenen 
Wirkungskreises für die Heimatgesetzgebung bedeutungslos ist. 

Damit ist zunächst die negative Seite der Frage erledigt. 
Das Reichsgemeindegesetz und die Gemeindegesetzgebung über- 
haupt stehen der Eröffnung des Beschwerderechtes an die 
staatliche Behörde nicht im Wege. Die Gesetzgebung kann also 
wählen, ob sie die Berufung an die staatliche oder aber an 
die autonome Oberbehörde zulassen soll. Warum soll sie sich 
gerade für die staatliche Behörde entscheiden? Hier nun glauben 
wir allerdings auf §. 36 H. G. verweisen zu können. Die Ver- 
handlung und Entscheidung der Angelegenheiten, welche das 
Heimatrecht betreffen , gehören in der Regel zur Competenz der 
politischen Behörden. Gegen die Anrufung dieser gesetzlichen 
Bestimmung wird freilich, wie schon oben erwähnt, ein- 
gewendet, dass es sieh in Fällen der heimatrechtlichen Ersitzung 
gar nicht um eine Entscheidung über das Heimatrecht einer 
Person handle. Nicht darüber wird gestritten, ob jemand ein 
Heimatrecht in der Ersitzungsgemeinde besitzt, sondern dar- 
über, ob er das Heimatrecht daselbst erlangen soll. Diesem 
Einwurfe gegenüber könnte man auf den Wortlaut des §. 36 
verweisen. Das Heimatrecht, von welchem das Gesetz spricht, 
braucht nicht nothwendig ein sübjectives zu sein. Angelegen- 
heiten , welche das Heimatrecht (im objectiven Sinne) betreffen, 
sind heimatrechtliche Angelegenheiten überhaupt, und dass die 
Entscheidung eines auf die heimatrechtliche Ersitzung gestützten 
Gesuches eine heimatrechtliche ist, wird sich nicht bezweifeln 
lassen. Ueberdies aber handelt es sich bei dieser Entscheidung 
thatsächlich um ein Heimatrecht im s üb jectiven Sinne. Dass 
die Entscheidung ein bereits existirendes Heimatrecht be- 
treffen muss, ist im §. 36 nicht ausgesprochen. 

Allein so leicht wollen wir uns die Widerlegung der be- 
kämpften Ansicht nicht machen. Wir wollen annehmen, dass 
§. 36 blos an Streitigkeiten über bestehende subjective Heimat- 
rechte denkt. Was folgt hieraus? Doch wohl nichts anderes, 
als dass die Judicatur über Rechte, die auf Grund des Heimat- 
gesetzes den Gemeinden gegenüber erworben werden, den 
politischen Behörden zukommet soll. In dieser Beziehung macht 
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es gewiss keinen Unterschied, ob das erworbene Recht 
das Heimatrecht selbst oder blos ein jus ad rem, ein Heimat- 
rechtstitel, ist. Die Opposition gegen den ipso jure erfolgenden 
Erwerb des Heimatrechtes durch zehnjährigen Aufenthalt hatte 
ja ihren Grund nicht darin, dass man gerade einen Aufnahms- 
actder Gremeinde für noth wendig erachtete, dass man das 
Recht der Gemeinde, die Aufnahme selbst auszusprechen, auf- 
recht halten wollte. *®) Man wollte nur die Veränderung des 
Heimatrechtes an einen Formalact anknüpfen, der in einem 
Enunciate der competenten Behörde seinen Ausdruck findet. 
Auch nach der Heimatrechtsnovelle tritt nach zehnjährigem 
Aufenthalte der Rechtserwerb ipso jure ein. Nur hat das so 
erworbene Recht nicht den gleichen Inhalt, wie das Heimat- 
recht. Es gewährt nicht unmittelbar den Anspruch auf unge- 
störten Aufenthalt in der Gemeinde und auf Versorgung im 
Verarmungsfalle, sondern blos den Anspruch auf Verleihung 
des Heimatrechtes. Aber der Rechtsschutz, der diesem An- 
sprüche gewährt wird, soll gewiss de lege ferenda nicht geringer 
oder schwächer sein als jener, der dem Heimatrechte zugute 
kommt. Auch der Heimatrechtstitel ist ein der Gemeinde gegen- 
über erworbenes Recht, und darum liegt es im. Geiste der 
Heimatgesetzgebung, das Princip des §.36, der, so lange es 
einen Heimatrechtstitel nicht gegeben hat, auf letzteren nicht 
Bezug nehmen konnte, nun bei Einfuhrung der heimatrecht- 
lichen Ersitzung auch auf die neu construirten Ansprüche 
(Heimatrechtstitel , Zusicherungsanspruch , Entledigungstitel) 
auszudehnen. *^) Was gegen die Heranziehung des §. 36 H. G. 
vorgebracht wurde, beruht auf einer Verkennung der inneren 
Verwandtschaft aller aus dem Heimatrechte (im objectiven 
Sinne) resultirenden Rechtsansprüche gegen eine Gemeinde. 

Wird nun noch erwogen, dass alle Zweckmässigkeitsgründe 
dafür sprechen, dass die politischeBehörde über das Vor- 
bandensein der erworbenen Ersitzungsansprüche instanzmässig 
judicire, nicht zum mindesten das hervorragende staatliche 



*^) Der „Kernpunkt der Action" lag nicht, wie Hngelmann a.a.O. 
glaubt, darin, dass der Erwerb des Heimatrechtes an die positive Mitwirkung 
der Gemeinde gebunden bleiben sollte. 

**) Schon nach den Statuten von 1850 ging der Eechtszug in Fällen der 
heimatrechtlichen Ersitzung an die politische Behörde. Vgl. S. 179, N. 17. 
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Interesse an einer richtigen Interpretation und Handhabung der ' 
Novelle, ferner das Bedürfniss einer gleiehmässigen Recht- 
sprechung in allen Ländern, so wird man den Standpunkt der 
Novelle nur billigen können. 

Wir haben das Verfahren bis zur Anrufung der zweiten 
Instanz verfolgt. Hat diese entschieden, so ist auch die An- 
rufung der dritten Instanz möglich , wofern es eine solche gibt, 
wofern nämlich das Ministerium nicht in zweiter Instanz ge- 
sprochen hat. Hat die Bezirksbehörde als zweite Instanz fungirt, 
so ist die Landesstelle, ist die zweitinstanzliche Erledigung von 
der Landesstelle ausgegangen , so ist das Ministerium des Innern 
die dritte Instanz, Hat die Landesstelle in dritter Instanz 
entschieden , dann gibt es sogar noch eine vierte Instanz , das 
Ministerium des Innern. Die Bestimmung des §. 41, al. 2 H. G., 
wonach gegen zwei gleichlautende Entscheidungen eine Berufung 
an das Staatsministerium nicht stattfindet, glauben wir auf das 
Verfahren nach der Novelle nicht beziehen zu dürfen. Diese 
Bestimmung ist doch nur eine Ausnahme von der Regel , „dass 
die Beschwerde die ganze Stufenleiter der Organisation einer 
bestimmten Behördenkategorie durchgehen kann". *^°) Eine solche 
Ausnahme bedarf ausdrücklicher Normirung. Ausdrücklich 
aber bezieht sich §. 41 auf das infolge Geltendmachung der 
heimatrechtlichen Ersitzung zu pflegende Verfahren nicht. Es 
steht dies nicht im Widerspruche damit, dass wir soeben den 
§. 36 H. G. , welcher sich ja auf die heimatrechtliche Ersitzung 
gleichfalls nicht ausdrücklich bezieht, für die Frage des In- 
stanzenzuges herangezogen haben. Denn dies geschah ja nur 
de lege ferenda. Wir erklärten es für zweckmässig, dass der 
Gesetzgeber anlässlich der Normirung der heimatreohtlichen 
Ersitzung das Princip des §. 36 ausdrücklich recipire, was er 
auch thatsächlich gethan hat. §. 41, al. 2 ist aber von der Novelle 
nicht recipirt worden; wir können diese Gesetzesstelle also 
de lege lata im Falle der heimatrechtlichen Ersitzung nicht 
anrufen. Uebrigens würden wir uns auch de lege ferenda dagegen 
aussprechen, weil es im Interesse einer einheitlichen Recht- 
sprechung liegt, dass dem Ministerium stets Gelegenheit gegeben 
werde , seine Ansicht zur Geltung zu bringen und hiedurch die 
Anrufung eines ausserhalb der Verwaltung gelegenen Staats- 
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organes, des Verwaltungsgerichtshofes, in vielen Fällen über- 
flüssig zu machen. 

Resurairen wir das Ausgeführte, so sehen wir, dass der 
Instanzenzug keineswegs in allen Fällen der gleiche ist. Viel- 
mehr ergeben sich folgende Variationen : 







1. 


2. 


6. 


4. 


1. 


Instanz : 


Gemeinde 


Gemeinde 


Bezirkshaupt- 
mann Schaft 


Landesstelle 


2. 


Instanz : 


Bezirkshanpt- 
mannschaft 


Landesstelle 


Landesstelle 


Ministerium 


3. 


Instanz : 


Landesstelle 


Ministerium 


Ministerinm 


— 


4. 


Instanz: 


Ministeriam 






— 



In den Fällen 2 und 4 ist die Ersitzungsgemeinde eine 
Statutargemeinde, in den Fällen 3 und 4 ist der Devolutions- 
effect nach §. 6, al. 1 der Novelle eingetreten. 

Die dritte und eventuell vierte Instanz kann von den- 
selben Interessenten angerufen werden wie die zweite. Nur 
wenn die erste Instanz die Gemeindebehörde war, tritt zu diesen 
Interessenten als neue Partei die Ersitzungsgemeinde hinzu. Be- 
züglich der Berufungsfrist, der Kecursbelehrungen , sowie über- 
haupt bezüglich des Verfahrens bei Geltendmachung der Rechts- 
mittel gegen die Entscheidung der staatlichen Behörde 
gelten die Bestimmungen des Gesetzes vom 12. Mai 1896, R. 101. 

Ist der Instanzenzag erschöpft, so kann sich derjenige, 
der sich durch die letztinstanzliche Entscheidung in seinen 
Rechten verletzt erachtet, an den Verwaltungsgerichtshof wenden. 
So bestritten auch die Tragweite des §. 3, lit. e des Gesetzes 
vom 22. October 1875, R. 36 ex 1876 ist: darüber kann kein 
Zweifel obwalten, dass der Verwaltnngsgerichtshof beruf en ist, 
sich über den Eintritt der Ersitzungsvoraussetzungen , somit 
über die Entstehung der Ersitzungsansprüche , sowie auch über 
den infolge Verjährung oder aus einem anderen Grunde ein- 
getretenen Verlust dieser Ansprüche ein Urtheil zu bilden und 
hienach die administrativbehördliehe Entscheidung zu über- 
prüfen. 
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